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Internationale Organisationen 
50 Jahre nach Bretion Woods 


Vor genau 50 Jahren wurde in 
Bretton Woods die ökonomische 
Grundlage der damals neuen Welt- 
ordnung für die Zeit nach der Nie- 
derschlagung des Faschismus ge- 
legt. Die frustrierenden Erfahrungen 
mit dem Völkerbund der Zwischen- 
kriegszeit vor Augen, noch ge- 
schockt von den Folgen des Zu- 
sammenbruchs des Weltmarkts nach 
der großen Weltwirtschaftskrise, 
sollten die Rahmenbedingungen ei- 
ner zukünfüig expandierenden 
Weltwirtschaft geschaffen werden. 
Das Vertrauen in die Selbsthei- 
lungskräfte des Marktes war in jener 
Phase nur gering. Regulation öko- 
nomischer Prozesse gegen die zer- 
störerischen Wirkungen der Markt- 
kräfte, auch auf internationaler 
Ebene, stand auf der Tagesordnung. 
Zwar verabschiedeten die Vereinten 
Nationen auf ihrer Gründungsver- 
sammlung in San Francisco kein 
Dokument über die wirtschaftlichen 
und sozialen Grundrechte oder gar 
über eine »gerechte« Weltwirt- 
schaftsordnung; es war jedoch allen 
beteiligten Akteuren bewußt, daß 


die internationale ökonomische Zu- 
sammenarbeit auf ein neues und 
tragfähiges Fundament gestellt wer- 
den mußte. 

So entstand das internationale Wäh- 
rungssystem stabiler Wechselkurse 
mit dem Internationalen Währungs- 
fonds, der für den Ausgleich von 
Leistungsbilanzdefiziten zur Stabili- 
sierung des Kursgefüges sorgen 
sollte. Eine Bank für Wiederaufbau 
und Entwickung des zerstörten Eu- 
ropa wurde gegründet, die später als 
Weltbank in erster Linie die Finan- 
zierung der Entwickung der Länder 
der Dritten Welt organisieren sollte. 
Die ebenfalls geplante Welthandels- 
ordnung kam auf der Konferenz von 
Havanna 1947 dann doch nicht zu- 
stande; die USA ratifizierten das 
Abkommen nicht. Das allgemeine 
Zoll- und Handelsabkommen jedoch 
nahm im Verlauf seiner Entwick- 
lung, obwohl dazu gar nicht ausge- 
legt, den Charakter einer Welthan- 
delsorganisation an, den es auch 
zum I. Januar 1995 förmlich erhal- 
ten wird: Das GATT wird ın die 
zum Abschluß der »Uruguay-Run- 
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de« in Marakesch beschlossene 
Welthandelsorganisation WTO über- 
führt. 

Die neuen Prinzipien des Zusam- 
menlebens der Völker nach zwei 
Weltkriegen hießen: politische 
Gleichheit und freier Handel. Die 
Entfachung des Kalten Krieges kurz 
nach dem Ende des Zweiten Welt- 
kriegs verschob jedoch die Akzente, 
die in den Debatten um das »Grand 
Design« der Nachkriegsordnung ge- 
setzt worden waren. Die kapitalisti- 
sche Welt definierte sich als »frei- 
er Westen«, die realsozialistischen 
Länder bildeten das »sozialistische 
Lager«. Die Grenzlinie der gespal- 
tenen Welt verlief mitten durch 
Deutschland. Vor 45 Jahren entstan- 
den die Bundesrepublik Deutsch- 
land als Teil des »freien Westens« 
und die Deutsche Demokratische 
Republik als Teil des »sozialisti- 
schen Lagers«. 

Die Weltordnung der Nachkriegs- 
jahrzehnte war einerseits ausgespro- 
chen übersichtlich. Der Ost-West- 
Konflikt erzeugte auf einfache 
Weise naheliegende Feindbilder. Im 
Schwarz-Weiß-Schema von Freund 
und Feind (bzw. in der Rot-Biau- 
Kennung der NATO-Manöverstra- 
tegen) war die Orientierung einfach 
- geradezu eine Carl Schmittsche 
Konstellation. Beide Blöcke bilde- 
ten ihre eigenen Ordnungen heraus, 
und sie versuchten, ihre jeweiligen 


Ordnungsprinzipien in die noch 
nicht festgelegte, weil zum Teil 
noch gar nicht dekolonialisierte 


Welt zu exportieren. »Westerniza- 


tion« und »Modernisierung« waren 
die Parolen des »freien Westens«, 
»Sozialismus« und ebenfalls »Mo- 
dernisierung« die Versprechen, die 
aus dem Osten kamen. 50 Jahre spä- 
ter kann man freilich Bilanz ziehen. 
Die Feststellung ist im Jahre 1994 
nicht überraschend, daß der Westen 
sein Modell erfolgreicher exportier- 
te als der realsozialistische Wider- 
part, auch wenn zu Recht bezweifelt 
wird, daß alle Welt das Modell 
der kapitalistischen Industriegesell- 
schaft umsetzen kann, ohne die na- 
türliche Tragfähigkeit der Erde zu 
überlasten. Und zudem hat sich der 
Markt zwar als leistunsgstarker Al- 
lokationsmechanismus erwiesen - 
doch ist er nicht in der Lage, Armut 
und Elend zu beseitigen und für ei- 
nen sozialen Ausgleich zu sorgen, 
weder innerhalb nationaler Markt- 
wirtschaften noch in der Weltwirt- 
schaft als Ganzer. 


1. 

Die »sanfte Revolution« in Östeu- 
ropa, Perestroika und Glasnost in 
der Sowjetunion und deren schließ- 
liche Auflösung in die Gemein- 
schaft Unabhängiger Staaten im De- 
zember 1991 beendeten die Über- 
sichtlichkeit des »Systemwettbe- 
werbs«. Nach kurzer Euphorie wird 
der »freie Westen« seines »Siegs im 
Kalten Krieg« am »Ende der Ge- 
schichte« in der »neuen Weltord- 
nung« nicht so recht froh. Der Glo- 
bus erscheint dem Beobachter 
chaotisiert und von Turbulenzen ge- 
schüttelt. Vorbei ist das »unipolar 
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moment«, von dem Krauthammer 
während des Truppenaufmarsches 
am Golf sprach. Die Rede von der 
neuen Weltordnung, die Präsident 
Bush im September 1990 zum er- 
sten Mal schwang, klingt wenige 
Jahre später trotz des militärischen 
Bombasmus am Golf, trotz des im- 
mer noch bedrohlichen Overkills 
und trotz des finanziellen und 
ökonomischen Gewichts der USA in 
der Weltgesellschaft eher kleinlaut, 
zumindest hohl. Denn offensichtlich 
kann selbst die Supermacht USA 
ihre »Leadership« nur noch mit 
»Partnern« ausüben. Mit dem äuße- 
ren Feind scheint paradoxerweise 
den Siegern die Politik verlustig ge- 
gangen zu sein, und dies in einem 
Moment, in dem durch die Auflö- 
sung einer Weltmacht - ganz im 
Gegensatz zu dem unsinnigen Ge- 
schwätz vom »Ende der Ge- 
schichte« - eine völlig unerwartete 
Wiederkehr von Geschichte, Politik 
und Entwicklungsdynamik- stattfin- 
det. Also muß Politik neu erfunden 
werden. Die internationale Ordnung, 
die sich derzeit herausbildet, er- 
scheint weniger als Resultat be- 
wußter politischer Projektion denn 
als eine »Fundsache« nicht-inten- 
dierten Handelns von Nationalstaa- 
ten, internationalen Organisationen - 
aber auch von privatwirtschaftlichen 
Machtkonglomeraten wie multina- 
tionalen Konzernen und transnatio- 
nal operierenden Banken. Sogar die 
Nicht-Regierungsorganisationen ha- 
ben zwischenzeitlich die höchste 
aller Politik-Ebenen, die globale 


nämlich, erklommen und melden 
sich dort zu Wort (siehe den Artikel 
von Karl Bruckmeier). 

Die Institutionen, die während des 
Ost-West-Konfliktes Erwartungssi- 
cherheit ermöglichten, passen ihren 
Inhalt, ihre Funktion und zum Teil 
auch ihre Struktur an die neuen La- 
gen seit 1989 an. Die Anpassungs- 
prozesse antworten jedoch nicht auf 
die Hoffnungen nach 1989, die hin- 
sichtlich der Herausbildung einer je 
nationalen und möglicherweise auch 
internationalen Zivilgesellschaft si- 
cher überzogen waren. Ernüchte- 
rung hält Einzug. Denn die zu be- 
wältigenden Aufgaben sind gewal- 
tig: Die der UNO bei der Friedens- 
schaffung und Friedenserhaltung 
zugeschriebene Rolle ist angesichts 
der neuen Konfliktdimensionen in 
der tradierten Organisation von Po- 
litikprozessen kaum zu erfüllen. Die 
Bedeutung der souveränen Natio- 
nalstaaten hat sich angesichts der 
Globalisierung von ökonomischen 
Prozessen und ökologischen Folge- 
wirkungen ökonomischen Handelns 
so sehr relativiert, daß vielfach vom 
Ende des Nationalstaats gesprochen 
wird. Im Gegensatz zu dieser Beob- 
achtung zeigen sich jedoch in be- 
sonders deutlichem Maße gerade in 
Europa neo-nationalistische, regio- 
nalistische Tendenzen, die gleich- 
sam als Nachtseite der Globalisie- 
rung von Politik, Ökonomie, Kultur 
das scheinbar freundliche Bild nach 
der »Abwahl eines Jahrhunderts« 
(Ash) verdunkeln. 
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Auf dem Weltmarkt sind die Gegen- 
sätze nicht etwa geringer geworden, 
so wie es die neoklassische Gleich- 
gewichts- und Modernisierungs- 
theorie versprach, sondern sie sind 
gewachsen (zum Zivilisationsverlust 
des modernen Kapitalismus vgl. 
PROKLA 85, Dezember 1991). 
Zugleich haben sich die Trennungs- 
linien zwischen armen und reichen, 
stagnierenden und prosperierenden 
Ländern und Regionen verschoben. 
Bis Ende der 80er Jahre waren wir 
gewohnt, über den Norden, den 
Süden und den Osten zu sprechen. 
Diese eindeutigen Grenzziehungen 
sind in Bewegung geraten. Ein nicht 
unerheblicher Teil des Ostens, so ist 
zu befürchten, wird auf das ökono- 
misch-soziale Niveau des Südens 
herabsinken. Der traditionelle Süden 
hat sich längst beachtlich ausdiffer- 
neziert; entsprechend groß sind auch 
die Interessenunterschiede zwischen 
Ländern wie Burkina Faso oder 
Somalia auf der einen, den be- 
rühmten asiatischen Tigern auf der 
anderen Seite. Dieser Prozeß hat 
große Auswirkungen auf das inter- 
nationale Kräftegleichgewicht und 
die Handlungsfähigkeit innerhalb 
des Weltsystems. »Der Süden«, der 
noch in den 70er Jahren dazu in der 
Lage war, mit relativ einheitlicher 
Stimme für eine Neue Weltwirt- 
schaftsordnung zu streiten, ist Mitte 
der 90er Jahre vollständig fragmen- 
tiert. Die UNCTAD, einst Sprach- 
rohr und think tank der Entwick- 
lungsländer, hat an Einfluß verloren. 
Der OECD ist also nicht nur der 


»Feind im Osten«, sondern auch die 
handlungsfähige Interessenorgani- 
sationen des Südens abhanden ge- 
kommen. Dies ist selbst aus der 
Sicht der Industrieländer kein Vor- 
teil, da es an Strukturen zur Kanalı- 
sierung und Lösung von Konflikten 
und Problemen im Nord-Süd-Ver- 
hältnis mangelt. Und letztlich haben 
sich die Machtgewichte auch inner- 
halb des Nordens beachtlich ver- 
schoben. Teile Asiens bilden heute 
das dynamischste Zentrum der 
Weltwirtschaft. Japan ist zu der 
Ökonomie geworden, die - wie die 
USA Anfang der 50er Jahre - in 
Schlüsselindustrien international die 
technologischen und organisatori- 
schen Standards setzt. Die erste Ge- 
neration der ostasiatischen Schwel- 
lenländer hat das wirtschaftliche Ni- 
veau der südeuropäischen Länder 
zum Teil schon überstiegen. Welche 
Stellung China in ein oder zwei De- 
kaden in der Weltwirtschaft ein- 
nehmen wird, ist schwer vorauszu- 
sagen. Die Auswirkungen dieser 
Dynamik auf die Weltordnung sind 
bisher völlig unklar. Der Westen - 
die Alte Welt und Nordamerika - 
hat sich lange für die Inkarnation 
»des Nordens« gehalten. Und die 
Länder Ostasiens beginnen erst seit 
kurzem, über ihre zukünftige Rolle 
im internationalen System nach- 
zudenken. 

Trotz dieser »ostasiatischen Newco- 
mer« ist die Welt eine »Vier-Fünf- 
tel-Welt«: 80% der Weltbevölke- 
rung verfügen über 20%, und 20% 
der Weltbevölkerung über 80% des 
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global erzeugten Sozialprodukts. 
Und die Entwicklungs- und Wohl- 
standsunterschiede werden größer. 
Für die daraus entstehenden Kon- 
flikte gibt es bis heute keine Lö- 
sung, da die Ursachen der Un- 
gieichheit tabu zu sein scheinen: die 
gesellschaftlichen Formen der Ak- 
kumulation nämlich. Sie haben sich 
ja gerade im Systemwettbewerb als 
überlegen herausgestell, warum 
sollten sie geändert werden. 

Man weiß nur: Die Methoden der 
Entwicklungspolitik, wie sie in den 
Jahrzehnten nach dem Zweiten 
Weltkrieg im Zuge der Modernisie- 
rungsstrategien angewendet wurden, 
sind gescheitert. Die Währungsbe- 
ziehungen, die von 1944 bis 1971 so 
erfolgreich stabilisiert worden wa- 
ren, sind ın der Mitte der 90er Jahre 
instabiler denn je. Dies hat natürlich 
damit zu tun, daß die Weltfinanzbe- 
ziehungen völlig unreguliert sind. 
Tagtäglich wechseln 1000 Milliar- 
den US-Dollar auf den Devisen- 
märkten die Hände; gegen deren de- 
stabilisierende Wirkungen kann 
keine Zentralbank, und seı sie noch 
so mächtig, etwas ausrichten. Der 
Ökonomie-Nobelpreisträger von 
1981, James Tobin, hat bereits 1978 
vorgeschlagen internationale Fi- 
nanztransaktionen weltweit zu be- 
steuern, um Wechseikurs- und Zins- 
spekulationen einzudämmen. Er ap- 
pelliert im Human Development Be- 
richt des UN-Development Pro- 
gamms 1994 dringend an die inter- 
nationalen Finanzinstitutionen, mit 
Maßnahmen dieser Art der interna- 


tionalen Finanzspekulation, die er- 
heblich zur Unterminierung natio- 
naler Geldpolitik und nichts zu lang- 
fristig orientierten Investitionen 
beiträgt, Paroli zu bieten. 

Doch dies ist Zukunftmusik. IWF 
und Weltbank haben in den vergan- 
genen 5 Jahrzehnten nur ihren Na- 
men behalten. Ihre Funktionen ha- 
ben sich grundlegend gewandelt. Sie 
sichern heute die instabilen Fi- 
nanzmärkte gegen selbstproduzierte 
Krisen, und sie sorgen dafür, daß die 
Öffnung aller Länder zum Welt- 
markt durch strukturelle und sekto- 
rale Anpassungsmaßnahmen abgesi- 
chert wird. Das GATT hat seinen 
Auftrag, dem Prinzip des Freihan- 
dels auf dem Globus zur Durchset- 
zung zu verhelfen, in der jüngsten 
Uruguay-Runde beinahe 10Oprozen- 
tig erfüllt. Denn nun sind auch 
Dinge zum Gegenstand des Freihan- 
delsprinzips gemacht worden, die 
bislang gar keine international han- 
delbaren Waren sein konnten, weil 
die Eigentumsrechte an ihnen nicht 
geklärt waren. Aber nun sınd 
Dienstleistungen und intellektuelle 
Eigentumsrechte dem Reglement 
des Freihandels unterworfen. Das 
GATT hat sozusagen seine Schul- 
digkeit getan und gibt den Staffel- 
stab an die Welthandelsorganisation 
weiter. Diese jedoch wird sich mit 
tatsächlichen Neuerungen von Welt- 
markt und Weltgesellschaft ausein- 
andersetzen müssen: Erstens mit der 
zunehmenden »Regionalisierung der 
Weltgesellschaft« (vgl. dazu PRO- 
KLA 90, März 1993) und der »Tri- 
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adenkonkurrenz« und zweitens mit 
den Herausforderungen, die auf der 
UNCED-Konferenz 1992 in Rio de 
Janeiro formuliert worden sind. 
Wenn Wirtschaften generell »su- 
stainable« sein soll, dann kann der 
Handel davon ebensowenig ausge- 
schlossen werden wie das Wäh- 
rungssystem oder der globale Fi- 
nanzmarkt, es sei denn, man nimmt 
zu der gewagten Hypothese Zu- 
flucht (wie sie von Neoklassikern so 
gern aufgestellt wird), daß Handel 
per se umweltschonend und daher 
weltweiter Freihandel der beste 
Umweltschutz sei. 


I. 

Eine »neue Weltordnung« existiert 
also keineswegs, aber es ıst auch 
klar, daß die Strukturen und Organi- 
sationen der alten Weltordnung 
nicht mehr tragen. Die Welt befin- 
det sich in einer Übergangsepoche. 
An welchen Bifurkationen welche 
Wege eingeschlagen werden, ist 
keineswegs ausgemacht und es kann 
erst recht nicht ausgeschlossen wer- 
den, daß es sich um Sackgassen 
handelt. Seltsam mutet es an, daß 
die herrschende Politik sich bei der 
Suche nach neuen Ordnungsele- 
menten und bei der Reorganisation 
internationaler Strukturen Begriffs- 
muster bedient, die vor einigen Jah- 
ren noch von sozialen Bewegungen 
und kritischen Wissenschaftlern ge- 
gen den »mainstream« in Wissen- 
schaft und Politik hochgehalten 
wurden. Nun werden die Begriffe 
»entkernt« (Beck) und mit einem 


nachgerade konträren Gehalt gefüllt. 
Nehmen wir den Begriff der »erwei- 
terten Sicherheit«, der bewußt die 
vernachlässigten nicht-militärischen 
Elemente von Sicherheitspolitik in 
den Vordergrund rückte. Früher hät- 
te man das als Entmilitarisierung 
von Sicherheitspolitik verstehen 
können und sollen. Heute allerdings 
zeigt es sich, wie unter dem Signum 
der »Entkernung« des Begriffs der 
Entmilitarisierung und Abrüstung 
eine Militarisierung von bislang 
nicht militärischen Handlungsfel- 
dern von Politik herauskommt. 

In den verteidigungspolitischen 
Richtlinien der Bundeswehr vom 
November 1992 wird von der Not- 
wendigkeit der »Sicherung der Roh- 
stoffwege« gesprochen, von denen 
das reibungslose Funktionieren der 
Industriesysteme abhängig ist. Die 
Gesellschaften mit »OECD-Profil« 
greifen nicht nur ökonomisch auf 
die energetischen und materialen 
Rohstofflager zu, sie bereiten sich 
auch auf die militärische Sicherung 
der »just in time«-Logistik vor. Der 
Bundeswehrgeneral Naumann 
sprach obendrein von der Bedro- 
hung des Nordens durch ökologi- 
sche Krisen im Süden, die bei- 
spielsweise Migrationsbewegungen 
auslösen könnten. Die Entwicklung 
der sicherheitspolitischen Strukturen 
ist jedenfalls so weit abgeschlossen, 
daß in ihr neue interventionistische 
Strategien erkennbar sind (vgl. den 
Beitrag von Helmut Hugler). Auf 
die UNO kommen in diesem Kon- 
text ganz neue Funktionen zu (vgl. 
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den Beitrag von Ulrich Albrecht). 
Inwieweit der selektive Interventio- 
nismus tatsächlich der Wiederher- 
stellung von Menschenrechten und 
der Durchsetzung des Völkerrechts 
verpflichtet ist oder ob er nicht doch 
in erster Linie von »strategischen« 
Interessen der OECD-Länder ab- 
hängt, ist seit dem zweiten Golf- 
krieg auch in der Linken umstritten. 
Daß es 1991 am Golf nicht einfach 
nur um die Sanktion einer Verlet- 
zung des internationalen Rechts und 
um die Wiederherstellung der natio- 
nalen Souveränität eines UNO-Mit- 
glieds ging, das durch ein anderes 
UNO-Mitglied annektiert worden 
war, sondern auch um Öl, ist von 
Realpolitikern wie Richard Nixon 
oder Henry Kissinger in aller Of- 
fenheit gesagt und von kritischen 
Analytikern des Golfkonflikts auch 
gegen einen linken »mainstream« 
belegt worden (vgl. dazu Beiträge in 
PROKLA 82 und PROKLA 34 vom 
März und September 1991). In den 
Beiträgen von Mariano Aguirre und 
Rüdiger Göbel wird diese Debatte 
über die Bedeutung der Interventi- 
onspolitik und die Rolle der UNO 
fortgesetzt. 

Mit dem Ende des Ost-West-Kon- 
flikts ist zwar die Gefahr der von E. 
P. Thompson so genannten »exter- 
ministischen«  Menschheitsbedro- 
hung geschwunden und SDI er- 
scheint in den 90er Jahren wie eine 
monströse Ausgeburt verrückter 
Phantasien. Inzwischen sind aber ei- 
ne Reihe von neuen Konflikten ent- 
fesselt worden, die die Vorstellung 


von einer heraufziehenden Friedens- 
zeit sehr schnell widerlegten. 

Da sind die ethno-nationalistischen 
Konflikte, die zur Vorstellung von 
»ziviler« internationaler Politik 
nicht mehr passen. Das scheinbar so 
zivilisiertte Europa, das zuweilen 
voller Überheblichkeit auf andere 
Weltregionen blickte, ist stellen- 
weise auf längst überwunden ge- 
glaubte Formen der Konfliktaustra- 
gung zurückgefalien. Kann man 
ethno-nationalistische Konflikte mit 
den politischen Methoden der alten 
oder der neuen Weltordnung lösen? 
Sind die  sicherheitsstrategischen 
und militärischen Konzepte ge- 
eignet, um die Kriege im Kaukasus 
und auf dem Balkan zu beenden, 
den Ausbruch von Konflikten ım 
Baltıkum und anderswo ın der ehe- 
maligen Sowjetunion zu verhin- 
dern? Es sind Zweifel angebracht. 
Das Macho-Gehabe von NATO 
und UNO-Entscheidungsträgern er- 
scheint ebenso unangemessen wie 
die primitiven Versuche in der Ta- 
gespresse (als Beispiel nehme man 
nur die »taz«) die Konflikte umzu- 
definieren: Im Bürgerkrieg auf dem 
Balkan wird schlicht eine Partei 
zum Aggressor deklariert, um die 
Auseinandersetzung mit den inner- 
gesellschaftlichen Konfliktursachen 
zu ersparen und wieder in die einfa- 
che Welt nationalstaatlicher Grenz- 
ziehungen zurückkehren zu können. 
Wie beruhigend ist es doch, Staaten 
an einem Territorium festzumachen, 
und wenn Kriege auf einem Territo- 
rum geführt werden, diesen Krieg 


Editorial: Internationale Organisationen 50 Jahre nach Bretton Woods 


185 


als Aggression eines anderen Terri- 
torialstaats definieren zu können. 
Das ist der Versuch, mit ger Vor- 
stellungswelt des 19. Jahrunderts die 
Konflikte an der Schwelle zum 21. 
Jahrhundert zu analysieren. 

Da sind aber auch die sich bereits 
heute abzeichnenden Konflikte um 
die begrenzte Natur auf Erden. Hier 
schürzen sich alle Bedingungen für 
einen neuen Nord-Süd-Konflikt um 
die Nutzung von Ressourcen und 
die Belastung von Senken (vgl. dazu 
den Beitrag von Elmar Altvater). Es 
geht um einen Kampf um positio- 
nelle Güter, über die eben nicht alle 
Welt, sondern nur ein Teil der Welt 
verfügen kann. Rationierung von 
Umweltgütern wird zu einem Prin- 
zip, bei dem lediglich offen ist, ob 
es durch den Marktmechanismus 
oder durch politische Macht oder 
gar militärisch zur Geltung gebracht 
wird. Die Gefahr besteht, daß sich 
die »Vier-Fünftel-Welt« zu einem 
Apartheid-Globus verfestigt. Von 
einem Konsens über die Nutzung 
von Umweltgütern sind wir trotz 
UNCED-Konferenz ın Rio de Janei- 
ro weit entfernt. 

Die Tendenzen zur Herausbildung 
einer internationalen »Zivilgesell- 
schaft« sind jedenfalls schwach. Die 
international operierenden Institu- 
tionen und Organisationen haben ei- 
nen nicht geringen Nachholbedarf 


an demokratischer Legitimierung. 
Nicht weil dies von Demokratie- 
theoretikern so verordnet worden 
wäre, sondern weil sich dieses De- 
mokratiedefizit bei der Umsetzung 
von Beschlüssen, bei der Verfol- 
gung von Perspektiven, bei der 
Durchsetzung von Entscheidungen 
als Mangel erweist. 

Daß sich Interaktionen und Struktu- 
ren im historischen Kapitalismus 
auf der globalen Ebene verdichten, 
ist offensichtlich. Von einer tatsäch- 
lichen »Weltgesellschaft« zu spre- 
chen, wäre aber sicherlich verfrüht. 
Dem sich vollziehenden Wandel 
muß selbstverständlich auch die 
Theorie Rechnung tragen, also auch 
die Wissenschaft von den internatio- 
nalen Beziehungen, deren Begriffe 
und Konzepte zu überprüfen sind 
(vgl. den Beitrag von Christoph 
Scherrer). Die geforderte Erneue- 
rung nach dem Ende der alten Welt- 
ordnung ist also vieldimensional: In 
der Sicherheitspolitik wie bei den 
internationalen Institutionen, im 
Umgang mit den ökologischen Pro- 
blemen und bei der Gestaltung einer 
Weltwirtschaftsordnung, bei den ge- 
wohnten Begriffen, die dekonstru- 
iert und neu zusammengesetzt wer- 
den müssen, um die Dynamik der 
heraufdämmernden »neuen Welt- 
ordnung« zu begreifen. 
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Die Ordnung rationaler Weltbeherrschung 
oder: Ein Wetibewerb von Zauberlehrlingen 


Von einer »Weltordnung« kann man, wenn überhaupt, erst im 20. Jahrhun- 
dert sprechen. Die »globalen Ordnungen« der Jahrhunderte zuvor umfaßten 
immer nur die jeweils bekannte und erreichbare, niemals aber die ganze 
Welt. Wenn sie denn Ordnungen, also dauerhaft und als politischer Ent- 
wurf angelegt waren, balancierten sie die Kräfte souveräner Nationalstaa- 
ten, wie in der »pax westphalica« nach dem 30jährigen Krieg, deren 
Grundprinzip bis ins 20. Jahrhundert nachwirkte (Miller 1994). Doch zu 
viele Elemente waren in einem System von Nationalstaaten zu regulieren, 
das wie nach den Newton'schen Gesetzen der Schwerkraft ein »Gleichge- 
wicht der Kräfte« hervorbringen sollte. Es kam unweigerlich ins Trudeln, 
als die Übersichtlichkeit des Systems verloren ging und zu viele Elemente 
von zu unterschiedlichen Gewichten und Interessen im Gleichgewicht zu 
halten waren, zumal Nationalstaaten, deren Souveränität in der Fähigkeit 
besteht, Grenzen zu setzen, im Zeitalter des Imperialismus danach strebien, 
die Welt zu erobern, indem sie die nationalstaatlichen Grenzen ausdehn- 
ten. Es ist leicht auszurechnen, daß dies zum Konflikt führt, wenn auch nur 
zwei Nationalstaaten dem gleichen Prinzip folgen. Die beiden Weltkriege 
dieses Jahrhunderts beendeten die Ära der Ordnung von Nationalstaaten. 


1. Von der Welterdnung von Nationalstaaten zu einer Welt von 
»Wettbewerbsstaaten« 


Das Hauptcharakteristikum der bipolaren Weltordnung der zweiten Hälfte 
des 20. Jahrhunderts, von der Erarbeitung des »grand design« der Nach- 
kriegszeit bis zum Fall der Mauer 1989 ist der »Systemwettbewerb« zwi- 
schen Staatenblöcken, zwischen kapitalistischem Westen und real-soziali- 
stischem Lager. Die noch im 19. Jahrhundert einheitliche Geschichte gerät 
1917 an eine Bifurkation, von der damals und auch 1947, als der »kalte 
Krieg« begann, nicht zu sagen war, welche Verzweigung eher »der Zu- 
kunft zugewandi« sein sollte. Beide »historischen« Systeme! beanspruch- 


1 Immanuel Wallerstein hat für die kapitalisüische Produktionsweise die historischen Liga- 
turen herausgearbeitet und neben die systematische Analyse die historische Verortung ge- 
stellt (Wallerstein 1984). 
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ten, der Welt eine (jeweils alternative) Ordnung von Frieden und Ent- 
wicklung bieten zu können, wobei ım kapitalistischen Westen die individu- 
elle Freiheit, im realsozialistischen Osten dıe soziale Gleichheit betont 
werden, und in den nicht festgelegten Weltregionen des »Südens« werben 
sie beide um Einfiuß für ihre Vorstellung von einer Ordnung der Welt. 
Aber nicht nur zur Austragung des Ost-West-Konflikts ist im Westen ein 
differenziertes Regelwerk unter der zunächst uneingeschränkten Hegemo- 
nie der USA entstanden, das einen brauchbaren Rahmen für Akkumulation 
in der Zeit und Expansion im Raum geboten hat. Zum Regime der Nach- 
kriegsordnung gehören die Vereinten Nationen, aber auch die globalen Re- 
gelsysteme von Handel und Finanzbeziehungen mit den mächtigen, gegen 
Kriegsende geschaffenen Institutionen von Bretton Woods (Internationaler 
Währungsfonds und Weltbank) und Havanna (das GATT). Es entstehen 
regional integrierte Wirtschaftsräume ebenso wie regionale politische 
Bündnissysteme, die schon deshalb in globalen Zusammenhängen einge- 
bunden sind, weil die Hegemonialmacht USA als »global player« eine 
Klammer zwischen den regionalen Bündnissen zwischen Atlantik und Pa- 
zifik darstellt. 

Weltproduktion und Welthandel expandierten mit historisch einmalig ho- 
hen Wachstumsraten?. Während der langen aufstrebenden Welle der Ak- 
kumulation steigt daher die »systemic openess«: der Anteil des Außenhan- 
dels am Sozialprodukt wächst (in der OECD von 15,1% im Jahre 1950 auf 
24,8% im Jahre 1986 - Maddison 1989: 143), die Zollsätze sinken (bei In- 
dustriewaren um ca. 60% in den vergangenen acht Zollrunden), die regio- 
nale und nationale Abschottung (Autarkiestreben; Protektionismus) nimmt 
ab (Krasner 1976, S. 317ff,; Thompson/Vescera 1992, S. 493ff). Letztere 
Beobachtung kann nicht ganz unwidersprochen bleiben. Denn die EG wird 
1957 gebildet und löst zu Beginn der 60er Jahre eine »erste Welle der 
Blockbildung« auch in anderen Weltregionen aus (Anderson/Blackhurst 
1993; Langhammer 1990). Allerdings hatten diese »regional integration ar- 
rangements« (RIA's), obwohl sie mit dem Freihandelsprinzip des GATT- 
Abkommens nicht ohne weiteres kompatibel waren, keine die Welthan- 
delsströme umlenkenden, sondern den Handel insgesamt belebenden Ef- 
fekte; das Kriterium Viners für die Verträglichkeit einer Zollunion mit dem 
Freihandelsprinzip wurde also erfüllt (Viner 1950). Daher konnten sie das 


2 Das Pro-Kopf-Bruttoinlandsprodukt in 32 Ländern, die von Angus Maddison untersucht 
worden sind (16 OECD-Länder, 6 lateinamerikanische und 9 asiatische Länder sowie die 
UdSSR), ist zwischen 1900 und 1950 um 1,1% im Jahresdurchschnitt gewachsen, zwi- 
schen 1950 und 1987 aber um 2,5%. Das Exportvolumen der 32 Länder nahm von 1900 
bis 1950 um jahresdurchschnittlich 1,5% zu, zwischen 1950 und 1986 aber um jahres- 
durchschnittlich 6,5% (Maddison 1989: 14, 26). 
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Placet der Freihändier im GATT erhalten. Erst in der »neuen Weltord- 
nung« in den 90er Jahren, als eine »zweite Welle der regionalen Blockbil- 
dung« (ebenfalls Anderson/Blackhurst 1993) über den Weltmarkt 
schwappt, ist dies anders: Mit der wachsenden globalen Konkurrenz wur- 
den auch die Tendenzen der regionalen Abschottung stärker. Im gleichen 
Maße wie die tarifären Handelshemmnisse in mittlerweile acht GATT- 
Runden abgebaut worden sind, wurden nicht-tarifäre Handelshemmnisse 
errichtet und regionale »Festungen«, zumal in der Welt der Industrieländer, 
auf- und ausgebaut, um in der »Triadenkonkurrenz« gewappnet zu sein. 

Nationalstaaten hören zwar auf, mit der an Territorium und Staatsvolk ge- 
bundenen (nationalstaatlichen) Macht und Souveränität im »Konzert der 
Mächte« so wie in der »westfälischen Ordnung« mitzuspielen. Aber sie 
behalten bis in die 70er Jahre wichtige souveräne Rechte der Bestimmung 
zentraler ökonomischer Größen, wie der Wechselkurse und der Zinsen. So 
ist es möglich, nach dem zweiten Weltkrieg - wie von Keynes theoretisch 
begründet (Keynes 1936) und von Lord Beveridge (1946) zum politischen 
Programm erhoben - eine Politik der Vollbeschäftigung und des sozial- 
staatlichen Ausgleichs (in den Grenzen einer kapitalistischen Ökonomie) 
zu betreiben. Die internationalen Institutionen sind eher hilfreich bei der 
Verfolgung der nationalstaatlichen Ziele. Erst nach dem Kollaps des 1944 
geschaffenen Weltwährungssystems zu Beginn der 70er Jahre ändert sich 
dies. Die an das Medium Geld gebundene wirtschaftspolitische Souverä- 
nität der Nationalstaaten geht verloren, nachdem sie die territorialräumli- 
che Souveränität teilweise an supranationale Instanzen und an eine Hege- 
monialmacht haben zedieren müssen. Die internationalen Institutionen der 
Regulation von Geld, Währung, Finanzen und Handel machen seitdem 
einen tiefgreifenden Funktionswandel durch. Die Weltordnung der Nach- 
kriegszeit wird bereits in dieser Entwicklungsphase brüchig, nicht erst mit 
dem Verschwinden des Blockgegners nach 1989. Gleichzeitig versuchen 
die Nationalstaaten (und Regionen), die verlorene Souveränität über Zin- 
sen, Wechselkurse und Preise auf anderern Terrain, am jeweiligen 
»Standort« zurückzugewinnen: durch ein politisches Programm der Her- 
stellung »systemischer Wettbewerbsfähigkeit«3. Die Kosten sollen gesenkt 


3 Fritz W. Scharpf hat aus dem Verlust der nationalstaatlichen »Zinssouveränität« die 
Schlußfolgerung in Richtung eines politischen Konzepts ‘des angebotspolitischen 
»Sozialismus in einer Klasse« gezogen (Scharpf 1987). Die neuere Debatte um die Wett- 
bewerbsfähigkeit einer weltmarktoffenen Ökonomie betont die regional vernetzten 
Strukturen von Ökonomie, Gesellschaft, Politik, Kultur als Basis internationaler Wettbe- 
werbsfähigkeit (vgl. Messner/Meyer-Stamer 1993). in dieser Debatte zähien ausschließ- 
lich die beeinflussbaren nationalen Bedingungen für Stärke oder Schwäche der Konkur- 
renzposition, das globale System und seine Funktionsweise werden als äußerer Sach- 
zwang vorausgesetzt und nicht mehr als Resultat der sich wechselseitig beeinflussenden 
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werden, um bei vorgegebenen und nicht beeinflussbaren Preisen (Waren- 
preise, Wechselkurse, Zinsen) am Ende einer »langen Welle der Konjunk- 
tur«, wenn Märkte stagnieren und ein inzwischen weltweiter Rationalisie- 
rungswettlauf ausbricht, mit den Konkurrenten mithalten zu können. Kein 
Wunder, daß der Lohn zur strategischen Eingriffsvariablen der Wirt- 
schaftspolitik wird (dazu: Altvater/Mahnkopf 1993). Der Nationalstaat 
wandelt sich in dieser Lage in einen »Wettbewerbsstaat« (der Begriff ist 
von Hirsch 1994 glücklich gewählt), der »Standorte« gegen andere »Stand- 
orte« sichert. Das ist so lange kein Problem, wie auf dem expandierenden 
Weltmarkt alle in einem »Positivsummenspiel« gewinnen können. Wenn 
aber »Nullsummenspiele« oder gar »Negativsummenspiele« die Regeln be- 
stimmen, wird Standortpolitik zu einer ruinösen und gefährlichen Strategie 
der Externalisierung von Kosten. Darauf wird zurückzukommen sein. 

Die Nachkriegsordnung hat keine 50 Jahre gewährt. Der Fall der Mauer in 
Berlin 1989, spektakuläres Fanal des Kollapses des »real existierenden So- 
zıalismus«, brachte das Ende der Bipolarität. Seitdem ist von einer »neuen 
Weltordnung« die Rede. Die Welt des ausgehenden 20. und beginnenden 
21. Jahrhunderts gehorcht nach dem »Sieg im Kalten Krieg« und »am Ende 
der Geschichte« scheinbar alternativlos dem Prinzip der rationalen Weltbe- 
herrschung durch Prozesse, die ökonomisch vom Markt und politisch von 
formal-demokratischen Verfahren gesteuert werden (Vgl. die Diskussion 
über das »Posthistoire« bei Niethammer 1990 und Anderson 1992). Aller- 
dings hat die Verfolgung des Prinzips der Weltbeherrschung viele Fragen 
aufgeworfen, auf die in der »neuen Weltordnung« neue Antworten gefun- 
den werden müssen, nachdem sich die »alten« Antworten aus der Epoche 
von Bipolarität und Bretton Woods als unzureichend oder gar kontrapro- 
duktiv herausgestellt haben: Wie soll mit dem Scheitern der Entwicklungs- 
anstrengungen der vergangenen Dekaden im politischen (d.h. nicht unbe- 
dingt geographischen) Süden des Globus umgegangen werden? Welche 
Regelwerke müssen vereinbart werden, um die außer Kontrolle geratenen 
internationalen Finanz- und Währungsbeziehungen zu »ordnen«? Können 
Modernisierung und Industrialisierung nach dem Muster des »nördlichen 
Westens« auch in Zukunft ein Ziel für alle Gesellschaften in allen Weltre- 
gionen des »post-sozialistischen« Ostens und des »unterentwickelten« 
Südens sein? Können alle Nationen die »Wettbewerbsfähigkeit« von 
»Standorten« verbessern oder ist dies nur einigen, zumeist auf Kosten an- 
derer möglich? Wie ist darauf zu reagieren, daß gleichzeitig mit der Per- 
fektionierung der ratisnalen Weltbeherrschung die Natur »zurückschlägt«, 


nationalstaatlichen Kräfte erfaßt. Tatsächlich wird noch vom »Nationalstaat« geredet, wo 
das Konzept der Nationalität des Wettbewerbsstaats gemeint ist. 
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daß die globalen Ökosysteme - Wasser, Luft, Land und Eiskappen - aus 
dem Gleichgewicht zu geraten drohen und der »rationalen Weltbeherr- 
schung« mit der »Tücke des Objekts« spotten? Die Zauberlehrlinge haben 
zwar den Besen in Bewegung zu setzen vermocht, können ihm aber nicht 
mehr Einhalt gebieten. Fatalerweise dürfen sie dies noch nicht einmal, 
wenn sie in der internationalen Konkurrenz stehen und bei einem Allein- 
gang Nachteile zu gewärtigen haben. Unter dem Wettbewerb der Zauber- 
lehrlinge leidet die Natur. 

In der »neuen Weltordnung« nach der Bipolarität sind also alte Probleme 
immer noch ungelöst, und neue sind hinzugekommen. Zur besseren Orien- 
tierung können die Koordinaten der neuen Weltordnung mit Ortsnamen be- 
schildert werden (Lipietz 1993): In Berlin fiel die Mauer; das war das tele- 
gene Bild vom Kollaps des Realsozialismus, der sich mit der samtenen Re- 
volution in Prag, mit Glasnost und Perestroika in Moskau, an den runden 
Tischen in Warschau und mit der Protestbewegung in Budapest schon 
längst angekündigt hatte. Systemwettbewerb und Blockgegensatz waren 
plötzlich vorbei, und die bittere Phase der Transformation ehemals realso- 
zialistischer Gesellschaften in Markt- und Geldwirtschaften und parla- 
mentarische Demokratien konnte beginnen. Sofern der Begriff der »neuen 
Weltordnung« überhaupt Sinn macht, wird ihre Stabilität und Entwick- 
lungsfähigkeit davon abhängen, ob Spielräume für Entwicklung geschaffen 
und Ressourcen bereitgestellt werden, um die langwierige und konfliktrei- 
che Transformation von realsozialistischen Gesellschaften und deren Inte- 
gration in den Weltmarkt zu einem positiven Abschluß bringen zu können. 
Also wird der Transformationsprozeß sich nicht auf die östlichen Länder 
beschränken. In einer hochgradig interdependenten Welt sind alle Gesell- 
schaften, auch im Westen und Süden, in den Transformationsprozeß des 
Ostens einbezogen. 

In der Dämmerung des heraufziehenden Nord-Süd-Gegensatzes ist das 
Weichbild Bagdads erkennbar, so wie auf den echtzeitigen CNN-Bildern 
der Raketenangriffe von 1991. Während des Aufmarsches der US-Truppen 
in der saudischen Wüste fiel im September 1990 der Begriff der »neuen 
Weltordnung« zum ersten Mal. Statt Entwicklung, die Präsident Truman in 
seiner »State of the Union« 1947 allen Ländern versprochen hatte, offeriert 
Präsident Bush in seiner »State of the Union« 44 Jahre später im Februar 
1991 nichts weniger als eine neue Weltordnung, ein neues »amerikanisches 
Jahrhundert«*. 


4 Paul Kennedy (1993, $. 370) weist darauf hin, daß der Begriff im Jahre 1941 von Henry 
Luce kreiert worden ist. Er fügt hinzu, daß dieser Ausdruck, gleichgültig ob er berechtigt 
und zutreffend sein mag, »eine immense psychologische und kulturelle Macht« (besaß) 
und dem »amerikanischen Volk eine emotionale Unterfütterung seiner politischen Rolle« 
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Der dritte Ort, Rio de Janeiro, steht für die beginnende Erkenntnis von der 
ökonomisch-ökologischen Paradoxie. Die westfälische Ordnung scheiterte 
am Streben von Nationalstaaten über die territorialen Grenzen hinaus. In 
der Nachkriegsordnung ist zwar die nationalstaatliche Grenzüberschreitung 
weitgehend gebannt. Doch andere Grenzen werden mißachtet: Auf der 
einen Seite eine Ordnung mit Wachstum ohne Grenzen, das die Attribute 
von Modernisierung, Industrialisierung und Konsumgeselischaft zur Ver- 
fügung stellt. Auf der anderen Seite das gesicherte Wissen um die Grenzen 
der Belastbarkeit der globalen Ökosysteme - und um die Notwendigkeit, 
daß neue politische Regelwerke für den Umgang der Menschen mit der 
Natur gefunden werden müssen. Die neuen Regeln und Prinzipien haben 
schon einen Namen: Er heißt »sustainability«. 

Berlin symbolisiert das Ende der alten Ordnung der Regulation des Ost- 
West-Gegensatzes. Bagdad bezeichnet den Umschwung zur neuen Ord- 
nung der Kollusion ehemaliger Systemgegner und die Heraufkunft eines 
neuen Nord-Süd-Gegensatzes. Rio steht für mögliche Prinzipien des Neuen 
und Gemeinsamen in der »neuen Weltordnung«, da jenseits aller Konflikte 
eine Regelung des Zugriffs auf die globalen Ressourcen und Senken ge- 
funden werden muß. 

Die entscheidende Frage ist natürlich, ob das in Rio in Gang gesetzte Pro- 
jekt der Regulation von Ressourcenverbrauch und Ressourcenbelastung 
unter der Zielsetzung »nachhaltigen« Wirtschaftens von den unter harten 
Zwängen der Weltmarktkonkurrenz stehenden »Wettbewerbsstaaten« 
überhaupt seriös verfolgt werden kann, ob nicht wie im Fall des Zauber- 
lehrlings die Verfolgung des Programms rationaler Weltbeherrschung, 
zumal im Wettbewerb mit anderen Zauberlehrlingen, im allgemeinen De- 
saster endet. 


2. In Verfolgung des Programms »rationaler Weltbeherrschung« 


Auch wenn der Ursprung des Prinzips der »rationalen Weltbeherrschung« 
weit zurück in der Geschichte liegt und insbesondere in den monotheisti- 
schen Religionen des östlichen Mittelmeers aufgespürt werden kann’, fand 


(S. 371) gab. Nach dem »Sieg im Kalten Krieg« schien es so, als ob am »unipolar mo- 
ment« einer unbefragten Hegemonie der USA angeknüpft werden könnte - wie in der al- 
ten Weltordnung nach dem 2. Weltkrieg. 

5 Der Vers I. Mose, 1, 28 lautet: »Und Gott segnete sie und sprach zu ihnen: Seid fruchtbar 
und mehret euch, und füllet die Erde, und macht sie euch untertan, und herrschet über Fi- 
sche im Meer und über Vögel unter dem Himmel und über alles Tier, das auf Erden 
kreucht...« Und in Mose 1, 9,1 wird nach der Sintflut in der göttlichen Botschaft an Noah 
wiederholt: »Seid fruchtbar, und mehret euch, und erfüllet die Erde.« John Locke hat mit 
Bezug auf Psalm 115, 16 das Sondereigentum von Privaten an der allen Menschen glei- 
cherweise zustehenden Schöpfung begründet: »Der Himmel allenthalben ist des Herrn, 
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die »Weltbeherrschung« realiter über Jahrtausende nur lokal und regional 
(z. B. in den engen Grenzen der Polis, an den Gestaden der großen Bin- 
nenmeere) statt, und sie war im modernen europäischen Sinne keineswegs 
immer »rational«. Hannah Arendt zeigt, daß erst die Verwandlung des 
animal laborans in den homo faber die Herrschaft über die Welt begründet, 
und daß die antike Beziehung zwischen Mensch und Welt, in der die Un- 
vergänglichkeit des Kosmos und die Vergänglichkeit des einzelnen im 
Zentrum stand, durch die christliche Heilslehre von der Unsterblichkeit des 
Einzellebens und der Vergänglichkeit der Welt abgelöst werden muß, um 
rechtfertigen zu können, daß und warum die Welt den Menschen untertan 
zu machen ist®. 

Umweltschädigungen hatten wegen der eng gezogenen Grenzen des men- 
schlichen Zugriffs auf die globalen Ressourcen nur lokale oder regionale 
Reichweite. Der Smog über Athen, die Abwasserplage und der Gestank der 
Abfälle in Rom, die Abholzung und nachfolgende Verkarstung der 
Balkangebirge, der Untergang der Kultur der Osterinseln waren Folgen 
tiefgreifender Einschnitte in regionale Ökosysteme, für die Funktionsweise 
des Ökosystems Erde jedoch waren sie eher belanglos. Zu einem globalen 
Prinzip wird die rationale Weltbeherrschung erst in der Neuzeit, als die 
»marinheiros« der iberischen Halbinsel bei dem schon vorher (z. B. von 
den Wikingern) unternommenen Versuch Erfolg hatten, die »Nahtlinien 


aber die Erde hat er den Menschenkindern gegeben«. Im Koran heißt es in der Sure Al- 
Bagarah, Vers 23: »Der die Erde gemacht hat zu einem Bette für euch, und den Himmel 
zu einem Dach, und Wasser hat niederregnen lassen von den Wolken und damit Früchte 
für euren Unterhalt hervorgebracht hat. Stellt Allah daher keine Götter zur Seite, denn ihr 
wißt es doch.« Wer den Menschen so viel bietet, kann für sich beanspruchen: »Du sollst 
keine anderen Götter neben mir haben« (2. Mose, 20, 3). Der monotheistische Mono- 
polanspruch und der Auftrag der expansionistischen Weltbeherrschung sind Kehrseiten 
eines einzigen zivilisatorischen Projekts, das sich als ungeheuer geschichtsmächtig her- 
ausgestellt hat. 

6 Sehr schön schreibt Hannah Arendt in »Vita Activa«: »Die Bibel hat Adam, den dem Ak- 
ker verpflichteten, arbeitenden Menschen, zum Herrn über alle lebende Kreatur gesetzt, 
aber das Animal laborans, das die Kraft des eigenen Körpers durch die Kraft der ihm un- 
tersteliten und von ihm gezähmten Tiere vervielfachen kann, um dem Leben seine Nah- 
rung zuzuführen, wird nie Herr der Erde und der Natur seibst. Nur weil er auch Homo fa- 
ber ist, kann es dem Menschen gelingen, Herr und Meister der gesamten Erde zu werden. 
Und da menschliche Produktivität sich immer an der göttlichen Schöpferkraft gemessen 
hat, die ex nihilo, aus dem Nichts schafft, während der Mensch eine Substanz braucht, die 
er gestaltet, hat sich das Bild der Rebellion des Prometheus der Vorstellung von Homo 
faber so innig vermählt...« (Arendt 1981: 127). Zum Übergang vom antiken zum christli- 
chen Weltbild schreibt sie: »Denn die christliche Heilsbotschaft von der Unsterblichkeit 
des Einzeliebens verkehrte ihrem Wesen nach die anüke Beziehung zwischen Mensch 
und Welt; da, wo antikem Glauben zufolge die Unvergänglichkeit des Kosmos gestanden 
hatte, erschien nun ein unsterbliches menschliches Leben, und an den Piatz, den die 
Sterblichen eingenommen hatten, rückte nun eine vergängliche Welt.« (Arendt 1981, S. 
306) 
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der Pangäa« (Crosby 1991), die ozeanischen Wasserscheiden zwischen den 
kontinentalen Stücken des einstmals einheitlichen Urkontinents Pangäa, 
von Europa aus zu überschreiten. Die »neo-europäischen« Kolonien jen- 
seits der Ozeane wurden okkupiert und kolonisiert und der europäischen 
Umgangsform mit der innerern und äußeren Natur unterworfen. Im übrigen 
wanderten nicht nur Menschen von Europa in die fernen Kolonien. Sie ha- 
ben ihre Tiere, Pflanzen und Krankheiten mitgenommen, die sich zum Teil 
ebenso unaufhaltsam und opportunistisch des Landes bemächtigten und 
andere Lebewesen als Konkurrenten verdrängten wie die »Herren der 
Schöpfung« es getan haben (dazu ausführlich Crosby 1991). Im Verlauf 
der gewaltsamen Europäisierung der Welt ist die ursprüngliche Mannigfal- 
tigkeit der Arten beträchtlich reduziert worden. Folglich ist die Bahn der 
Evolution seit den großen Entdeckungen europäisiert worden. 

Anders als in den Jahrhunderten zuvor sind heute alle Weltregionen in den 
Bann des ökonomischen Prinzips von Expansion im Raum und Wachstum 
in der Zeit geschlagen. Weiße Flecken auf der Weltkarte gibt es nicht 
mehr, der Kreis »zivilisierter« Nationen, der »charmed circle« definiert 
sich nicht mehr in Abgrenzung zur »unzivilisierten Welt«, zu der von Sir 
Thomas Holland noch in den 20er Jahren Länder wie China oder Persien 
gezählt wurden (Rigaux 1991, S. 388f). Damit das Prinzip der rationalen 
Weltbeherrschung aus der Welt des Geistes, aus Religion und Philosophie 
in die materiale Welt eintreten und zur Maxime des praktischen Handelns 
werden konnte, mußten sich die materialen und sozialen Verhältnisse än- 
dern. Dies passiert zu Beginn der Neuzeit. Am Ausgang der Krise des eu- 
ropäischen Mittelalters, die von der zweiten Hälfte des 14. bis zur zweiten 
Hälfte des 15. Jahrhunderts dauerte und die europäische Bevölkerung mehr 
als dezimierte (dazu Sieferle 1989), bildet sich, gestützt auf neue Produk- 
tivkräfte und neue Energiesysteme (z. B. Wasser- und Windmühle), eine 
neue soziale Formation (Debeir u.a. 19389, S. 118ff). Sie birgt bereits den 
Keim der später entstehenden modernen kapitalistischen Produktionsweise 
in sich. Der Übergang von der Natural- zur Geldrente, noch unter feudalen 
Verhältnissen, leitet die von Marx so bezeichnete »ursprüngliche Akku- 
mulation des Kapitals« (MEW 23, S. 741ff) ein, jenen sozialen Schei- 
dungsprozeß, an dessen Ende sich Kapital und Arbeit und - nach der Ver- 
selbständigung des zinstragenden Kapitals - Profit, Lohn und Zins gegen- 
überstehen. 

Die Knospen der Produktionsweise brechen mit der industriellen Revolu- 
tion zur Blüte auf. Als die fossilen Energieträger (zunächst Kohle, später 
Erdöl) nicht mehr nur zum Kochen und Wärmen, sondern zur Erzeugung 
von Energie zur Arbeitsleistung systematisch genutzt werden, können die 
natürlich begrenzten biotischen Energien - wiederum ganz natürlich - 
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enorm gesteigert werden’. Energiewandlungssysteme (dazu gehört die 
Dampfmaschine), die erstens die in der Kohle (später im Erdöl) gespei- 
cherte Energie in nützliche Endenergie (z. B. Bewegungsenergie) verwan- 
deln können und zweitens wesentlich mehr Nutzenergie ernten (Kohlen aus 
der Erdkruste brechen und fördern) als sie als Input einsetzen müssen, 
räumen die unüberwindlich erscheinenden Hindernisse einer Steigerung 
der Produktivkräfte aus dem Weg. Die biotischen, »endosomatischen« 
Kräfte von Mensch und Tier sind natürlich begrenzt. Die Geschwindigkeit 
eines Ochsen, eines Pferdes, eines Menschen ist trotz des Strebens nach 
Weltrekorden über das tierische oder menschliche Maß hinaus nicht steige- 
rungsfähig. Der Rückgriff auf fossile Energieträger, auf »exosomatische 
Kräfte« (Lotka) bedeutete daher einen Quantensprung bei der Steigerung 
der Geschwindigkeit, bei dem Zugewinn an räumlicher Mobilität und 
Reichweite, bei der Erhöhung der Arbeitsproduktivität, der Produkten- 
menge und damit des »Wohlstands der Nationen«. Nicholas Georgescu- 
Roegen (1986) spricht in diesem Zusammenhang von einer »promethei- 
schen Revolution« in den Methoden der Produktivitätssteigerung, die die 
(zunächst europäische, später die neo-europäische) Menschheit mit der 
Umstellung ihres Energiesystems, der Produktionsweise, der sozialen Or- 
ganisation durchgemacht hat. Marx zeigt in seiner Analyse des »Produk- 
tionsprozesses des Kapitals«, wie das Ensemble von Bewegungs-, Trans- 
missions- und Werkzeugmaschine in der »großen Industrie« die nicht mehr 
nur »formelle«, sondern die »reelle Subsumtion der Arbeit unter das Kapi- 
tal« zur Produktion des relativen Mehrwerts ermöglicht (MEW 23, S. 
331ff). Das Grundprinzip heißt Steigerung der Produktivität der Arbeit; 
dessen Realisierung setzt ebenso die Verfügung über fossile Energieträger 
voraus, wie die Fähigkeit, damit zur Steigerung der Produktion je Arbeiter 
sinnvoll umgehen zu Können. Also verwandelt sich in diesem Prozeß die 
Gesellschaft. Die energetische ist eine soziale Revolution. 

Nun erst kann Weltbeherrschung richtig ausgelebt werden. »Macht Euch 
die Erde untertan!« war bislang göttliches Gebot, das nur menschlich, und 
das heißt unvollkommen befolgt werden konnte. Nun aber wurde es zur re- 
alisierten, weil realisierbaren Maxime. Europa expandiert über seine ver- 
trauten Grenzen hinaus, und die Aktivitäten der Menschen in Produktion 
und Reproduktion beschleunigen sich. Die Regel, daß die Zeitporen die 


7  Prigogine und Stengers beschreiben die »amüsante Tatsache, daß Adam Smith an seinem 
Reichtum der Nationen arbeitete..., als James Watt an der gleichen Universität dabei war, 
letzte Hand an seine Dampfmaschine zu legen. Dennoch sieht Adam Smith in seinem 
Buch den einzigen Nutzen der Kohle darin, Heizwärme für die Arbeiter zu liefern« 
(Prigogine/Stengers 1986, S. LIl). Auch an den schottischen Universitäten des späten 18. 
Jahrhunderts war es offenbar nicht leicht, Interdisziplinarität zum praktischen Prinzip zu 
erheben. 
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Elemente des Gewinns darstellen und daher »time money« ist, kann zu ei- 
nem dominanten Prinzip werden, das den sozialen Wandel selbst in nicht- 
revolutionären Zeiten beschleunigt. Das Kapital strebt »eine Form der Cir- 
kulation ohne Cirkulationszeit« (Marx, MEGA, II 1.2, S. 543) an, also die 
zeitlose und auch raumlose Ökonomie und Gesellschaft, die in den neo- 
klassischen Modellen so selbstverständlich und daher so unkritisch voraus- 
gesetzt wird. Nichts bleibt stationär. Eine statische oder komparativ-stati- 
sche Theorie ist ungeeignet, das Neue zu begreifen: Der Wandel wird zur 
Normalität; Kontinuität hingegen ist Stagnation, ist Krise. 


»Eine grundlegende Kontinuität charakterisierte die vorindustrielle Welt, selbst nach so 
großen Umwälzungen wie dem Aufstieg und Fall des römischen Reiches, des Islam und der 
chinesischen Dynastien... Diese Kontinuität wurde zwischen 1750 und 1850 unterbrochen« 
(Cipolla 1985, S. 2)8. 

Nun wird der Wandel zum Prinzip, das jedem einzelnen Menschen perma- 
nente Anpassungsleistungen abfordert. Das Fatale, Verrückte und Tragi- 
sche der Weltbeherrschung besteht ja darin, daß niemand in diesem Projekt 
zur Ruhe kommen kann. Rastlosigkeit, Verlust der Heimat (im Sinne 
Blochs) und von sozialen Bindungen sind die Kehrseiten des Triumphs der 
Weltberherrschung. In der gegenwärtigen Debatte über Flexibilität, Mobi- 
lität und Deregulierung wird der permanente Wandel und die flexible, mo- 
bile, interesselose Anpassungsfähigkeit zur Tugend verklärt und zur Verin- 
nerlichung empfohlen. Gesellschaften werden aber ihrer sozialen Bin- 
dungskraft beraubt, wenn die Trägheitseigenschaften von räumlicher Ver- 
ortung und von routinierten Zeitregimen unterdrückt werden?. Es lösen 


8  Cipolla unterstreicht die revolutionäre Veränderung im Zuge der Industrialisierung mit ei- 
ner Bemerkung C.H. Waddingtons aus dem Jahre 1960: »Wenu ein alter Römer achtzehn 
Jahrhunderte später wieder auf die Welt gekommen wäre, hätte er sich in einer Gesell- 
schaft wiedergefunden, die er ohne Schwierigkeit verstanden hätte. Horaz wäre sich als 
Gast bei Horace Walpole nicht deplaciert vorgekommen, und Catull hätte sich zwischen 
den Wagen, Damen und brennenden Lampen nachts im London des 18. Jahrhunderts zu 
Hause gefühlt.« Er fügt dem Zitat hinzu: »Wenn ein General in der Mitte des 19. Jahr- 
hunderts die Organisation des römischen Heeres studierte, wenn ein Arzt sich mit Hippo- 
krates oder Galen beschäftigte, wenn ein Agronom Columella las, so tat er das aus rein 
geschichtlichem Interesse und akademischer Neugier. Selbst im fernen, unwandelbaren 
China wurde es den Aufgeklärtesten der literarisch gebildeten Bürokraten klar, daß die 
klassischen alten Autoritäten, die der chinesischen Geschichte über alle Invasionen und 
Dynastiewechsel hinweg Kontinuität verliehen hatten, für das Überleben in der modernen 
Welt nicht länger Gültigkeit hatten. 1850 war die Vergangenheit nicht nur vergangen - sie 
war tot« (Cipolla 1985, 8. 2). 

9  Sindbad der Seefahrer erlebt in einem für heutige Verhältnisse kleinen regionalen Raum, 
an den Gestaden des persischen Golfes, an den Küsten des indischen Ozeans, die überra- 
schendsten Abenteuer und mußte den Umgang nicht nur mit ganz unterschiedlichen Kul- 
turen und Techniken, sondern auch mit unbekannten, gefährlichen Lebewesen (dem Nas- 
horn, dem Vogel Ruch) lernen, um seinem im übrigen einträglichen Geschäft des Fern- 
handels nachzugehen. Ein schönes Märchen nach dem Krieg, nach brennenden Ölfeldern 
und verseuchten Stränden des Jahres 1991. Die dramatischen Geschehnisse der Odyssee 
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sich freischwebende Sozialisationspotentiale, die dem populistischen und 
autoritären Zugriff vergleichsweise einfach zur Verfügung stehen. 

Die Welt ist ein einheitlicher ökonomischer und ökologischer Raum ge- 
worden, ein globaler Basar, wo überall dort, wo sich monetäre Kaufkraft 
konzentriert, jene Zitronen zu haben sind, von denen Goethe träumte. Dies 
macht den Bruch mit der langen »Vorgeschichte« aus, die von der Profa- 
nität industrieller Verhältnisse abgelöst wird. Nichts ist wie früher. Am 
Ende der »great transformation« (Polanyi) zur Marktwirtschaft in Verbin- 
dung mit der »prometheischen Revolution« der Industriegesellschaft 
(Georgescu-Roegen), unterstützt von den »bürgerlichen Revolutionen« in 
England, Frankreich und in den USA, durch die den Menschenrechten und 
dem demokratischem Prinzip eine Bresche geschlagen wurde (Hannah 
Arendt), ist die moderne kapitalistische Produktionsweise mit ihrer »propa- 
gandistischen Tendenz, den Weltmarkt herzustellen« (Marx), nicht nur her- 
vorgebracht, sondern siegreiches, und - wie viele meinen - alternativloses 
Prinzip der gesellschaftlichen Organisation des Stoffwechsels zwischen 
Mensch und Natur. 

Von Schumpeter stammt das Wort, daß ein industrielles Unternehmen 
nicht für den Bedarf von Königinnen, sondern für den von Arbeiterinnen 
produziert. Er hat Recht. Industrie bedeutet Massenproduktion und daher 
auch Massenkonsum. Den sozialen Mechanismus und die ökonomischen 
Methoden entwickelt zu haben, um Massenproduktion und Massenkonsum 
etwa im Gleichschritt zu steigern, ist die große historische Errungenschaft 
des Fordismus als sozialer Form (Aglietta 1979; Hurtienne 1986; Hübner 
1989) und von Keynesianismus als wirtschafts- und sozialpolitischem 
Projekt. Das industrielle System und erst recht seine fordistische Form er- 
möglicht daher - im Prinzip! - nicht nur mehr Wohlstand, sondern auch 
mehr soziale Gleichheit als jedes andere Gesellschaftssytem zuvor. Dies 
macht ja einen Gutteil der Attraktivität des industriellen Kapitalismus aus. 


finden zwischen der Ostküste Griechenlands und der Westküste Italiens, zwischen ägäi- 
schem und thyrennischem Meer in einem Raum statt, der heute für Kreuzfahrten gestreß- 
ter Kurzurlauber gut ist. Als Goethe Ende der 80er Jahre des 18. Jahrhunderts nach Italien 
reiste, brauchte er nicht nur sehr viel Zeit. 57 Tage dauerte die Fahrt von Karlsbad nach 
Rom. Sicher, er hätte sie verkürzen können. Aber 12 Tage wären in jedem Fall das Mini- 
mum bei größter Hetze gewesen. Das »Land, wo die Zitronen blühen«, war fern, einmalig 
und daher wunderbar zugleich. Der Reiz ist bei einer Flugreise von knapp zwei Stunden 
zwischen Frankfurt und Rom dahin. Goethe mußte noch sehr viele Zoll- und Währungs- 
grenzen passieren und die Reise durch Bankanweisungen oder gut versteckte Silber- und 
Goldmünzen - denn die Gefahr ausgeraubt zu werden, war nicht klein - vorbereiten 
(Klauss 1989). 200 Jahre später wird Europa zu einer Währungsunion zusammenge- 
schmiedet, Zollgrenzen zwischen Italien und den deutschen Landen gibt es nicht mehr. 
»Als Wieland 1772 von Erfurt nach Weimar kam, schien ihm dieser Ortswechsel 'einer 
Emigration in eine neue Welt ähnlich'« (Klauss 1990, S. 15). Heute werben die beiden 24 
km entfernten Städte um Kunden für ihren gemeinsamen Nahverkehrsverbund... 
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Soziale Gleichheit und demokratische Teilhabe jedoch, so Ernest Gellner 
(1991), haben eine entropische Komponente: sie lösen traditionelle soziale 
Differenzen, Status- und Gruppenidentitäten oder Privilegien aufl?. Die so- 
ziale Entropie steigt mit der größeren sozialen Gleichheit - und mit ihr die 
Versuche, der »Nivellierung« in der »Mittelstandsgesellschaft« zu entge- 
hen. 

Für diese Versuche sind zwei systembedingte Gründe verantwortlich. Zum 
einen erzwingt das Prinzip der Konkurrenz nicht nur entropischen Aus- 
gleich, sondern auch Ungleichheit. Seine Wirkungsweise, darin besteht der 
Sinn des Wettbewerbs, verwandelt gleiche Ausgangsbedingungen in un- 
gleiche Resultate, die in der »nächsten Runde« ungleiche Ausgangsbedin- 
gungen darstellen. Der andere Grund hat mit der Individualisierung zu tun, 
die als Tendenz der Moderne soziale Gleichheit ebenso voraussetzt wie 
immer wieder auflöst. Im Produktionsprozeß sind in jedem Fall gemein- 
same Klassenlagen relevant, für die Arbeiter als Produzenten sind 
»Milieus« bis in die heutige Zeit bestimmend. Als Konsumenten jedoch 
sind sie mit Geld ausgestattete »souveräne« Individuen, die ihre eigenen 
Lebensentwürfe zu gestalten versuchen. Neue Ungleichheiten entstehen 
und reproduzieren sich also durch Konkurrenz und Individualisierung. 


3. Der Bund von Kohle und »Kohlen« 


Die »Rationalität der Weltbeherrschung« findet nicht nur Produktivkräfte 
vor, die der bloßen Idee oder dem göttlichen Gebot zur geschichtsmächti- 
gen Realisierung verhelfen. Vielmehr »drängt die Wirklichkeit« mit der 
Umwälzung von sozialen Formen »zum Gedanken«, sie helfen der 
»prometheischen Revolution« historisch auf die Sprünge. Geld ist dabei die 
entscheidende soziale Form und das Medium der Ökonomie. Der 
»Quantitativismus des Geldes«, den Aristoteles noch kritisierte, weil er so- 
zial zersetzend wirke, kann sich so recht entfalten, wenn die technischen 
Wandlungssysteme von Energie und Stoff die räumlichen und zeitlichen 
Grenzen des »Oikos« und der »Polis« weit hinter sich lassen und die 
(endosomatischen) Kräfte von Mensch und Tier (exosomatisch) vervielfa- 
chen. Für die moderne Geldwirtschaft, die bereits im 14. Jahrhundert in 


10 Hierbei handelt es sich um ein Thema, das von Antoine-Augustin Cournot aufgeworfen 
wurde: Einerseits führt Rationalisierung zu einer Art endgültigem Zustand der Zivilisa- 
tion, andererseits die Herausbildung des Marktgleichgewichts zu einer Vereinheitlichung 
»atomisierter« und »pulverisierter« Agenten, deren soziale und individuelle Differenzen 
unter der Betonung der Einzigartigkeit jedes Atoms oder Puiverkörnchens in »kristallinen 
Formen« verschwinden (vgl. Anderson 1992: 294ff). Arnold Gehlen hat Cournots Gedan- 
ken aufgegriffen und zur These von der »industriegesellschaftlichen Erosion« fortgeführt, 
ihm dabei aber den kritischen Impuls genommen, auf den Anderson (ebenda) verweist. 
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den oberitalienischen Stadtrepubliken entsteht, sind die fossilen Energie- 
träger der prometheischen Revolution ein Treibsatz, der sie in den siebten 
Himmel heutiger globaler Finanzspekulation emporjagt. Mit den Trans- 
port- und Kommunikationsmedien des 20. Jahrhunderts wird der zeitlichen 
und räumlichen Dynamik des Geldes und des Kapitals Tür und Tor geöff- 
net. Die hinderlichen Transport- und Transaktionskosten werden auf ein 
Minimum reduziert, wenn »Kohlen« und Kohle einen Bund fürs Leben, 
zumindest der Industriegesellschaft, bilden. Ohne fossile Energien gäbe es 
weder den kapitalistischen Produktions- und Akkumulationsprozeß noch 
den modernen monetären Weltmarkt. Wie sonst könnten in Sekunden- 
bruchteilen Milliarden Dollar von Hong Kong nach New York oder von 
Tokio nach London transferiert werden? Erst weil Raum und Zeit durch 
den »technischen Fortschritt« geradezu vernichtet worden sind, so daß von 
der Ökonomie gedankenlos als einer »virtuellen« Veranstaltung gespro- 
chen wird (Menzel 1993), müssen »Standorte« zwischen La Plata, Rio 
Grande, Rhein, Po und Wolga, mit höchst reellen Leistungen - Lohnkosten, 
Infrastruktur, Kompetenz staatlicher Verwaltungen etc. - um investierbare 
liquide Fonds auf dem »virtuellen« monetären Weltmarkt buhlen. 

Ohne die Möglichkeiten, die Produktivität der Arbeit mit Hilfe fossiler 
Energieträger, technischer Wandlungssysteme in einer angemessenen so- 
zıalen Form zu steigern, ohne wirtschaftliches Wachstum also, würde die 
Erhebung eines Zinses auf ausgeliehenes Geld die ökonomische Substanz 
von Schuldnern sehr schnell auszehren. Zinsen könnte es gar nicht auf 
Dauer geben, wenn es nicht gelungen wäre, einen ökonomischen Über- 
schuß zu produzieren und diesen quantitativ zu steigern, indem die qualita- 
tiven Produktionsbedingungen bei der »relativen Mehrwertproduktion« 
umgewälzt werden. Der Überschuß nimmt in kapitalistischen Verhältnissen 
die Wertform an (Mehrwert), ist aber von der materiellen Seite nicht los- 
gelöst. Denn der »Träger des Werts«, so Marx, »ist der Gebrauchswert«. 
Der Zusammenhang ist höchst vermittelt, aber er existiert. Diese letztliche 
Bindung monetärer Größen an reale (und soziale) Verhältnisse ist der ra- 
tionale Kern der Warnung von Aristoteles, von Augustinus und Thomas 
von Aquin vor der sozial zersetzenden Wirkung des Zinses, daher das bis 
heute formal gültige Zinsverbot im Islam. Sind die Grenzen der biotischen 
Energien aber durch die Einführung fossiler Energieträger aufgehoben, ist 
ein nicht mehr an Tempo und Grenzen organischer Wachstumsprozesse 
gebundener Zuwachs der Produktion ebenso möglich wie die Erzielung 
von (monetären) Überschüssen. Zinsen können erhoben und gezahlt wer- 
den, ohne daß dadurch das Gemeinwesen sozial zersetzt oder Individuen ın 
den Bankrott getrieben werden. Im Gegenteil, der Zins übt als »monetäre 
Budgetrestriktion« eine stimulierende Wirkung auf die Produktion aus: Er 
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zwingt den Kreditnehmer zur Steigerung der Arbeitsproduktivität, also zu 
Innovation in Technik, Arbeitsorganisation und Managementstrategien. 
Fossile Energieträger und Geld gehen in der sozialen Formation des Kapi- 
talismus eine synergetische Beziehung ein, sie steigern wechselseitig ihre 
jeweilige Dynamik. Ohne Geld schlummerten Kohle und Öl noch in der 
Erdkruste, und ohne die Kraft der fossilen Brennstoffe wäre der »Quantita- 
tivismus des Geldes« eine harmlose Geschichtel!. 

Zeitversetzt bildet sich nach der »prometheischen«, industriellen und ener- 
giewirtschaftlichen Revolution des ausgehenden 18. Jahrhunderts eine glo- 
bale Rohstoff- und Energiewirtschaft heraus. Während in vormodernen 
Zeiten die Menschen nur in räumlich begrenztem Maße zum Transport der 
Energieträger (in erster Linie des Holzes) in der Lage waren (Debeir u.a. 
1991) und daher nach dessen Verfügbarkeit ihre »Standorte« ausrichten 
mußten, verschaffen sich moderne kapitalistische Gesellschaften Energien 
und Rohstoffe aus allen Weltregionen, um sie in den Zentren der Energie- 
und Stoffwandlungssysteme in jenes Ensemble von Gebrauchswerten zu 
verwandeln, das die Schaufenster der »modernen Wohlstandsgesellschaft« 
füllt und den »Reichtum der Nationen« darstellt. Im »global sourcing« von 
Energiemultis ist dieser Tendenz die entsprechende Strategie unterlegt 
worden. Dies alles setzt Speicherbarkeit über längere Zeiträume, leichte 
Transportierbarkeit und problemlose Transformierbarkeit von Primär- in 
Sekundär- und Endenergien (aus Kohle in Wärme, in Bewegung und um- 
gekehrt aus Bewegung in Wärme und in Elektrizität) voraus. Diese Bedin- 
gungen werden von den fossilen Energieträgern hervorragend erfüllt. We- 
gen des möglichen Zugriffs auf Lagerstätten in aller Welt können Indu- 
striestandorte nach ganz anderen Kriterien als der Verfügbarkeit von Roh- 
stoffen ausgewählt werden. »Just-in-time« oder »lean production« sind erst 
Optionen geworden, als die Rohstoffwirtschaft internationalisiert und der 
Gegensatz von Produktions- und Extraktionsorten entstanden ist. Der 
»Wettbewerbsstaat« könnte seine Rolle auch mit noch so vielen »Kohlen« 
gar nicht spielen, wenn die Kohle ausbliebe. So ist der menschheitsge- 
schichtlich ungeheure Aufschwung der modernen Industriesysteme mög- 
lich geworden, indem die Gesellschaften in der Lage waren, Technik und 
soziale Institutionen zu »systematisieren« und die Anforderungen des Risi- 
komanagements beim Umgang mit den exosomatischen Energien zu be- 


11 Der Zusammenhang von Geld, Zins und fossilen Energieträgern, von monefären und en- 
ergetischen Kategorien, ist für das Verständnis der Entwicklungstendenzen der kapitalisti- 
schen Industriegesellschaft äußerst wichtig. In der monetär-keynesianischen Theorie wird 
er vollständig ausgeblendet. Kein Wunder, daß Versuche, innerhalb der monetärkeynesia- 
nischen Theorie ökologische Fragen zu diskutieren, eher unbeholfen ausfallen und Anlei- 
hen bei den kritisierten Neoklassikern gemacht werden müssen (vgl. Betz u. a. 1993; S. 
115. 
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wältigen (dazu: Altvater 1992, S. 47ff). Ein Risiko kann ja erst entstehen, 
wenn energetische Potentiale zu zweckgerichteter Arbeit konzentriert wer- 
den, die menschliche Maßverhältnisse extrem übersteigen und daher selbst 
nur mit Komplexen technischen Apparaten und umfassenden gesellschaftli- 
chen Vorkehrungen unter permanenter Kontrolle gehalten werden können. 
Doch Globalisierung bedeutet keineswegs, daß die Entwicklung der mo- 
dernen Industriesysteme gleichzeitig und gleichmäßig erfolgen oder daß 
integrale Extraktions- und Produktionssysteme entstehen würden. Die 
»Weltordnung« der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts ist vielmehr durch 
den Gegensatz von hoch kompetitiven Stoff- und Energiewandlungssyste- 
men in den entwickelten industriegesellschaften »des Nordens« einerseits 
und weniger entwickelten Rohstoff-Extraktionsländern »des Südens« 
(»Syntropieinseln« nennt Hans Peter Dürr die Lagerstätten konzentrierter 
Rohstoffe) andererseits charakterisiert. Es ist keineswegs gesichert, daß ge- 
rade jene Länder und Regionen besondere Chancen haben, ökonomischen 
Wohlstand anzuhäufen, die über reiche Rohstofflager verfügen. Während 
im 19. Jahrhundert Rohstoffreichtum noch eine Gunst des Standorts war, 
sind in der internationalen Arbeitsteilung des 20. Jahrhunderts eher jene 
Länder bevorzugt, die nicht auf Rohstoffexporte angewiesen sind, sondern 
technisch und organisatorisch innovativ mit neuen Produkten, produziert 
von qualifizierten Arbeitskräften, auf die Weltmärkte drängen können. 
Darauf basiert schon seit Jahrzehnten die Wettbewerbsfähigkeit der euro- 
päischen Industrieländer, dafür sind die »dynamischen Ökonomien« Asiens 
{nach Japan heute auch Südkorea, Taiwan) aktuelle Beispiele. Rohstoffrei- 
che und großflächige Länder wie Brasilien und Argentinien - in Zukunft 
vielleicht auch Rußland, Kasachstan oder die Ukraine - hingegen können 
mit den auf ihrem Territorium gelegenen »Syntropieinseln« eher die indu- 
striellen Wandlungssysteme anderer Weltregionen beliefern und deren 
Energiehunger stillen, ais eigene - nicht mehr oder nur noch rudimentär 
vorhandene - Industrien versorgen. Mit den exportierten Energieträgern 
bieten sie den Industrieländern die Möglichkeit, ihren Wohlstand zu stei- 
gern, während nach der erfolgten Extraktion wenig mehr als ein 
»schwarzes Loch« (Euclides da Cunha über die ausgeplünderten Erzminen 
von Minas Gerais) übrigbleibt. 


4, Extraktion versus Produktion 


Der Ordnung der industriellen Welt entspricht die Unordnung der Extrakti- 
onsgebiete (dazu Altvater 1992 und 1993), es sei denn, Rohstoffländer 
schaffen es, die »penetrative power of the price system« (Innis 1956, 8. 
252ff) so zur Bildung interner Faktorpreisrelationen zu nutzen, daß Arbeit 
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und Kapital aus dem Rohstoff- in den Industriesektor gelenkt werden. Al- 
lerdings müßten die Industrieprodukte konkurrenzfähig produziert und auf 
dem Weltmarkt angeboten werden können. Nur dann machte die Umlen- 
kung von Faktoren aus dem Extraktions- in den Produktionssektor ökono- 
misch Sinn. Regionen und Nationen, die von der Extraktion und Vermark- 
tung von »staple products« abhängen, sind jedoch benachteiligt. Sie müs- 
sen durch geeignete Wirtschaftspolitik das doppelte Problem lösen, bei ge- 
gebenen Faktorpreisrelationen auf dem Weltmarkt (terms of trade) die in- 
ternen terms of trade so zu gestalten, daß »systemische« Wettbewerbsfä- 
higkeit der verarbeitenden Industrien gegenüber dem Rohstoffsektor intern 
und gegenüber konkurrierenden verarbeitenden Industrien auf dem Welt- 
markt extern hergestellt wird. Die »systemische Wettbewerbsfähigkeit« 
bezieht sich also immer auf die Konkurrenz innerhalb und zwischen den 
Branchen. Dieser Sachverhalt wird sehr häufig in den Analysen zur Wett- 
bewerbsfähigkeit vernachlässigt!?. Da steht immer die Konkurrenz inner- 
halb der Branche mit vergleichbaren Produkten aus anderen Ländern, pro- 
duziert an anderen »Standorten«, im Vordergrund: Japanische gegen deut- 
sche, US-amerikanische, italienische Autos; brasilianisches gegen australi- 
sches Erz usw.. Die Gründe für die Schwierigkeiten, im jeweiligen Land 
den Faktortransfer »zwischen den Branchen« vom Rohstoffsektor in den 
Industriesektor zu bewerkstelligen, sind vielfältig und können hier nicht in 
gebotener Ausführlichkeit diskutiert werden!3. Es wäre notwendig, die 
»alte« entwicklungstheoretische und -politische Debatte über endogene 
und exogene Blockaden von Industrialisierung und Modernisierung mit 
den »neuen« Ansätzen einer Theorie der Wettbewerbsfähigkeit, allerdings 
unter härter werdenden ökologischen Restriktionen, zu verknüpfen. 


12 In der Marxschen Theorie »sorgt« die Konkurrenz innerhalb der Branche für den Aus- 
gleich der individuellen Preise zu einem »Marktwert« und die Konkurrenz zwischen den 
Branchen für den Ausgleich der Profitraten. Die Konkurrenz mit Preisen (und Kosten) ist 
Gegenstand der Analyse der »Wettbewerbsfähigkeit« von Nationen, die profitgesteuerten 
Kapitalbewegungen zwischen den Branchen sind es in der Regel nicht. 

13 Sie sind von Harold Innis (1930) in seiner Analyse der »staple products« (Kabeljau, Felle, 
Holz) am Beispiel Kanadas dargelegt worden (Vgl. auch Watkins 1981). Sie sind mit 
thermodynamischen Kategorien von Steven Bunker (1985) debattiert worden, um die 
Entwicklungshemmnisse in Amazonien (»underdeveloping the Amazon«) zu erklären 
(vgl. auch Altvater 1987; 1991). Hirschman hat auf die Notwendigkeit der Entstehung 
von »linkages« zwischen Branchen hingewiesen und auch darauf, daß die linkages nur 
unter besonderen Bedingungen zustandekommen (Hirschman 1981). Sie sind unter dem 
Etikett der »holländischen Krankheit« verkehrter Faktorpreisproportionen und klassen- 
spezifischer Interessenlagen insbesondere am Beispiel von Ölländern diskutiert worden 
(dazu: Gregory 1976). Massarrat hat die Probleme der Entwicklungsblockaden mit 
»Manipulaticnen« des »Nordens« im »Dual-System der Weltökonomie« erklärt, mit 
denen verhindert worden sei, »daß Ressourcenbestände in den Entwicklungsiändern des 
Südens Kapitalcharakter annehmen« (Massarrat 1993: 46). 
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Daß die Entwickungsunterschiede zwischen Ressourcen extrahierenden 
Rohstoffländern und den Ressourcen verwendenden Industrieländern über- 
haupt zum Problem geworden sind, liegt an der umfassenden, inzwischen 
durch die Kommunikationsmedien realisierten Globalisierung von Stan- 
dards und Leitbildern von Produktion und Konsumtion. Entwicklung ist 
nicht mehr »nur« nationales Ziel der Förderung der produktiven Kräfte ei- 
ner »Nationalökonomie«, die Friedrich List vor 150 Jahren in Abgrenzung 
zu den hochgesteckten Erwartungen in die »komparativen Kostenvorteile« 
des Freihandels im klassischen »Kosmopolitismus« von Smith und Ricardo 
vorschwebte, sondern ein Versprechen im Rahmen der globalen Ordnung, 
Leitbild eines globalen Modells von Produktion und Konsumtion. Unter- 
entwicklung ist daher nicht nur ein Problem, weil das Pro-Kopf-Einkom- 
men niedrig ist und gemessen an anderen Gesellschaften angehoben wer- 
den sollte, sondern weil das Kriterium des Erfolgs, weil Modernisierung 
und Industrialisierung in vielen Weltregionen so eklatant verfehlt worden 
sind. Maßstab, Standards, Normen und Werte sind obendrein veränderlich. 
Die Latte wird, auch dies ist Ausdruck des Modells, von den jeweils Er- 
folgreichsten im Wettbewerb immer höher gehängt. Der Quantitativismus 
des Geldes bestimmt auch die Regeln und die Dynamik der internationalen 
Konkurrenz. Nichts bleibt wie es ist, alle Konkurrenten stehen unter dem 
Zwang, nicht nur die Latte zu nehmen, sondern sogleich die Maßstäbe hö- 
her zu schrauben. Das Prinzip Wettbewerb durchdringt auch staatliche Po- 
litik, der Staat wird zum »Wettbewerbsstaat« (Hirsch 1994) und organisiert 
die »Konkurrenzfähigkeit« von »Standorten«, unter denen Extraktionsorte 
und -regionen in aller Regel schlechte Karten haben. 


5. Wettbewerb und die Belastbarkeit der globalen Ökosysteme 


Hat dies etwas mit der globalen Ökologie zu tun? Konkurrenzfähigkeit und 
Entwicklungserfolge schlagen als vermehrte Produktion (unter besonderen 
Umständen eines »goldenen Zeitalters« der Akkumulation auch als zusätz- 
liche Beschäftigung) zu Buche. Die Steigerung des Sozialprodukts in mo- 
netären Größen ist nur möglich, wenn auch der Verbrauch von stofflichen 
und energetischen Inputs steigt - selbst bei verbesserter Energieeffizienz '#. 
So schürzt sich das - neben den begrenzten Ressourcen - andere Problem 
der globalen Ordnung: Durch die Nebenprodukte der Stoff- und Energie- 


!4 In der BRD (West) ist zwischen 1973 und 1993 die Wirtschaftsleistung um 50%, die 
Kohlendioxid-Emission um 7% gestiegen (DIW-Wochenbericht 9/94). Für andere OECD- 
Länder gibt es ähnliche Werte (vgl. OECD 1991). Allgemein ergeben sich die Umwelt- 
auswirkungen von ökonomischen Aktivitäten aus der Bevölkerungsentwicklung multipli- 
ziert mit dem Pro-Kopf-Verbrauch von Gütern und Diensten multipliziert mit dem Tech- 
nologieeffekt (Wissenschaftlicher Beirat 1993: 115). 


Die Ordnung rationaler Weltbeherrschung 203 


wandlung in der Produktions- und Konsumtionssphäre werden die natürli- 
chen Senken für flüssige, gasförmige und feste Schadstoffe auf der Erde 
beansprucht - und schließlich überbeansprucht. Die Senken sind ebenso er- 
schöpflich wie die Ressourcen, bei deren Umwandlung in gewünschte Ge- 
brauchswerte sie entstehen. Die Frage ist also »ernst zu nehmen, ob nicht 
doch dem Energie- und Senkenproblem wachstumsbegrenzende Wirkung 
zukommt« (Wissenschaftlicher Beirat 1993: 158). Das Ökologische Pro- 
blem der globalen Ordnung kann also in ein »Ressourcen«- und in ein 
»Senken«-Problem aufgegliedert werden. Das erstgenannte Problem stand 
am Beginn der modernen Ökologie-Debatte, es wurde zum entscheidenden 
Thema des ersten Berichts des Club of Rome. Das zweite Thema kam 
später hinzu, ist aber möglicherweise wichtiger als das erste. Dabei muß 
allerdings berücksichtigt werden, daß die Unterscheidung im konkreten 
Fall nicht immer stichhaltig ist. Wälder beispielsweise sind »Ressourcen«. 
Holz (von anderen Waldprodukten abgesehen) kann als Rohstoff und 
Energieträger verwendet werden. Zugleich sind Wälder Senken für CO>- 
Emissionen, die durch die Biomasse im Wachstumsprozeß gebunden wer- 
den. Darüber hinaus sind sie - insbesondere die tropischen Regenwälder - 
Lebensräume für eine Vielfalt und Vielzahl von Lebenwesen. 

Die globalen ökologischen Probleme sind daher im Prinzip dreifacher Na- 
tur: (1) Erschöpfliche, endliche Ressourcen werden bis zur Neige ausge- 
beutet und prinzipiell nicht-erschöpfliche und erneuerbare Ressourcen 
werden über die Regenerationsfähigkeit hinaus (aus)genutzt. (2) Senken 
werden in einem Ausmaß belastet, das die Aufnahme- und Regenerations- 
fähigkeit ignoriert. (3) Mit der Überlastung von Ressourcen und Senken 
werden Lebensräume von Lebewesen vernichtet, die anders als der Mensch 
keine »exosomatischen Instrumente« haben ausbilden können, um sich 
eine »zweite«, an die veränderten Umweltbedingungen angepasste Natur 
zu formen. Wenn die Veränderung von »Umwelten« zu schnell erfolgt, als 
daß sich die innere Natur daran anpassen könnte, sterben die Arten aus - 
»und zwar mit mindestens tausendfach höherer Rate als dies natürlicher- 
weise jemals in den vergangenen 65 Mio. Jahren geschah« (Wissenschaftli- 
cher Beirat: 7). Die Katastrophe besteht genau darin, daß die zeitlichen 
Spielräume - auch eine Folge des raum-zeitlichen Imperialismus, von Ex- 
pansion und Beschleunigung - so eingeengt sind, daß Vorkehrungen zur 
Anpassung an eine radikal geänderte Umwelt unmöglich sind. 

Die Übernutzung der globalen Öko-Systeme ist ein angesichts der in der 
besitzindividualistischen, kapitalistischen Gesellschaft geltenden »Regeln 
des Spiels« das Ergebnis der Verfolgung rationaler Interessen von Akteu- 
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ren!S. Das »Spiel« kulminiert in der »tragedy of the commons« (Hardin 
1968)!6. Individuelle Rationalität kann nicht nur in kollektive Irrationalität 
umschlagen (ein Thema, dem sich die Sozialwissenschaften seit ihrem Ent- 
stehen widmen). Wegen der (positiven) Rückkopplungen mit anderen 
ebenso individuell und rational interessegeleiteten Akteuren und infolge 
des gemeinsamen Zugriffs auf begrenzte und sich daher für alle anderen 
quantitativ und qualitativ aufgrund individueller Aktionen ändernden Res- 
sourcen und Senken (dadurch allein wird die Annahme von der Individua- 
lität des entscheidenden Akteurs fragwürdig) können die eigenen Interes- 
sen allenfalls vorübergehend realisiert werden - solange wie die Grenzen 
der Ressourcen nicht fühl- und wahrnehmbar sind, weil die Tragfähigkeit 
größer als die summierten Belastungen ist. 

Dies alles setzt der entwicklungspolitisch angestrebten und durch die Kon- 
kurrenz erzwungenen ökonomischen Steigerung der Produktion doch wie- 
der Grenzen, die eigentlich durch den Rückgriff auf die exosomatischen 
Energien überwunden werden sollten: Grenzen der Tragfähigkeit oder Be- 
lastbarkeit der globalen Ökosysteme, Grenzen der »ecological scale of pro- 
duction and consumption«. Die exosomatischen Apparate, eine Erleichte- 
rung und Vervielfachung der beschränkten endosomatischen Kräfte ihrer 
Anwender, werden zu einem Problem, weil sie sich verselbständigen wie 
der Besen des Zauberlehrlings. Die Logik der bisherigen Entwicklung 
folgte der »penetrative power of the price system«, der Dynamik des 
Geldes und der innovativen Potenzen des Marktes. Die aus ihr abgeleiteten 
Regeln und Handlungsmaximen sind ungeeignet, die Probleme der Über- 
nutzung der »global commons« zu vermeiden oder, wenn sie denn einge- 
treten sind, Lösungen aufzuzeigen. Die modernen (kapitalistischen) Gesell- 
schaften befinden sich vor der unerfreulichen Alternative, über ein ausge- 
klügeltes monetäres, ökonomisch höchst effizientes Steuerungssystem mit 
Marktpreisen zu verfügen, das aber - im Sinne Hardins (1968) - tragi- 
scherweise ungeeignet ist, Regeln für den Stoffwechsel mit der Natur und 
für die dabei erzeugten globalen ökologischen Probleme anzubieten. Je 
weiter das Programm der »Rationalität der Weltbeherrschung« verfolgt 
wird, desto mehr stellt sich die Unmöglichkeit heraus, die Welt wirklich 
beherrschen zu können: »a society that does not take into account the re- 
percussions of its transformation of nature can hardly be said to dominate 


15 Auch Regierungen können als individuelle Akteure, jedenfails was den »output« des Re- 
gierungshandelns anbelangt, behandelt werden. 

16 Elinor Ostrom (1990) beschreibt das Dilemma als einen speziellen Fall allgemeiner Pro- 
blemlagen, in denen Individuen mit ihrer individuellen Rationalität versuchen (müssen), 
»collective benefits« zu erreichen. Die »tragedy of the commons« ist daher strukturell 
vergleichbar mit dem spieltheoretischen »prisoner dilemma« oder der Olson'schen »logic 
of collective action« (Ostrom 1990: S. 2-28). 
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nature at all« (Grundmann 1991, S. 109)17, Wenn es erstens Grenzen der 
Belastbarkeit der Ökosysteme auf regionaler und globaler Ebene gibt, 
wenn zweitens der »Rationalität der Weltbeherrschung« mit den Mitteln 
der kapitalistischen Produktionsweise folgend die Belastung der Ressour- 
cen und Senken über die Grenzen der Belastbarkeit hinausschießt, wenn 
daher drittens ökologische Krisen unausweichlich sind, stellt sich viertens 
die Frage, wie der Stoffwechsel zwischen Gesellschaft und Natur auf glo- 
baler Ebene reguliert werden kann. 


6. Rationierung der Ansprüche an die Natur 


Prinzipiell gibt es zwei Antworten auf die Herausforderung begrenzter 
Ressourcen für den industriell-kapitalistischen Produktions- und Konsum- 
tionsprozeß und überlasteter Senken für die Abgase, Abwässer und Ab- 
fälle. Die eine Antwort lautet schlicht »containment« (Sachs 1992): Ein- 
dämmung der negativen Konsequenzen der Übernutzung von Ressourcen 
und Senken im »Süden« des Globus, in der »Dritten Welt«, um in den pri- 
vilegierten Industrieländern des »Nordens« das eingeübte Produktionsmo- 
dell und den lieb gewordenen »life style« fortsetzen zu können. Die ökolo- 
gischen Kosten der globalisierten Industriegesellschaft werden also auf ei- 
nem Globus »externalisiert«, der gerade durch die zeitliche und räumliche 
Dynamik kapitalistischer Verwertungslogik immer »kleiner« wird und da- 
her die Strategie einer Externalisierung inzwischen ausschließt. Die Betrof- 
fenheiten sind zwar ungleich verteilt - dazu später mehr -, aber es gibt auf 
der Erde kein Land, keine Region, die sich ignorant stellen könnte. Mone- 
täre Kompensationen (etwa mit einer fiskalisch immer unzureichenden 
»Global Environmental Facility«) helfen nicht wesentlich weiter, sie sind 
eher Teil des zu lösenden Poblems. Das Modell einer gespaltenen Welt, ei- 
ner »globalen Apartheid« durch Eindämmungsversuche, ist auf lange Sicht 
nicht nur ökologisch ausgeschlossen. 

»Containment« ist eine Strategie des Schlußstrichs: Sie erkennt an, daß 
raum-zeitliche Expansion an cherne Schranken stößt, so daß die Privile- 
gierten ihre Claims gegen die anderen, die »nicht-saturierten« Nationen 
verteidigen müssen. Noam Chomsky zitiert in seinem Buch über die 
500jährige Ordnung der kapitalistischen Welt Winston Churchill 
(Chomsky 1993, S. 9), der, ganz den Denkmustern der »westfälischen 
Ordnung« verhaftet, von der Gefahr »hungriger Nationen« eindeutig im 


17 Ein Aspekt der Nicht-Beherrschung ist auch die Unmöglichkeit der ökologischen Kom- 
munikation außerhalb der binären Marktcodes von Zahlen und Nichtzahlen (Luhmann 
1990), die aber zur Erfassung der Transformationen von Stoffen und Energien im ökono- 
mischen Prozeß unzureichend sind. 


206 Elmar Altvater 


Sinne der territorialen Nicht-Saturiertheit spricht und deren Eindämmung 
durch die bereits »saturierten Nationen« begründet. Containment heute ge- 
gen die »Nicht-Saturierten« hat inzwischen eine andere, eine meta-territo- 
riale, ökologische Dimension erhalten. Der Unterschied zu den raum-zeitli- 
chen Regimes der vergangenen Epochen kapitalistischer Entwicklung ist 
eklatant: Der Kolonialismus der Frühphase des Kapitalismus versuchte, die 
»weißen Flecken« zu erobern, zu unterwerfen und auszubeuten und subal- 
tern, eben als Kolonien, in den »charmed circle« der kapitalistischen Na- 
tionalstaaten einzubeziehen, wobei sie nicht »zivilisiert« genug sind, um 
sich nicht doch in den kolonisierten Kontinenten ins Gehege zu kommen. 
Die imperialistischen Staaten des 19. und 20. Jahrhunderts unternahmen 
alle Anstrengungen, die bereits territorial aufgeteilte Welt räumlich zu re- 
organisieren - und sie gerieten bei diesem Unterfangen in kriegerische 
Konflikte, die sich zu Weltkriegen zuspitzten, da es ja um eine Neuord- 
nung der Welt und um die Hegemonie ging. Es waren jeweils National- 
staaten, die diese Versuche der territorialen (und staatsvölkischen, daher 
immer rassistisch begründeten) Ausdehnung der Macht unternahmen und 
so die »westfälische« Ordnung, die die Macht balancieren sollte, endgültig 
zum Scheitern brachten. Die Strategie der Eindämmung, also eine Strategie 
der ökonomischen, politischen, sozialen Abschottung und nicht der territo- 
rialen Ausdehnung, bringt eine gänzlich neue räumliche Organisation der 
Erde hervor. Sie ist den im Verlauf der Nachkriegsordnung entstandenen 
und in den Strukturen des internationalen System eingeschriebenen Privi- 
legien nachgebildet. Die wohlständigen Gesellschaften versuchen die Zu- 
griffsmöglichkeiten auf Ressourcen und Senken zu sichern, tragen aber bei 
den erkannten Grenzen der globalen Ökosysteme dafür Sorge, daß Ein- 
schränkungen vor allem bei anderen wirksam werden. Das Prinzip der 
Gleichheit von Ansprüchen an die Natur der Erde, von Bedürfnissen und 
von Möglichkeiten ihrer Befriedigung wird ersetzt durch eines der Ratio- 
nierung der Nutzung begrenzter Ökosystem als Senken und Ressourcen. 
Ein kleiner Teil der Menschheit bekommt große, ein großer Teil der 
Menschheit bekommt kleine Rationen zugeteilt. Die Rationierung durch 
den Preismechanismus (jene G7-Bürger mit einem durchschnittlichen Pro- 
Kopf-Einkommen von mehr als 20000 US$ im Jahr können größere Ratio- 
nen greifen als jene G77-Bürger Menschen aus der Gruppe der 77 Ent- 
wicklungsländer mit einem jährlichen Pro-Kopf-Einkommen von vielleicht 
500 US$) wird in der »neuen Weltordnung« mit politischen und militäri- 
schen Mitteln perfektioniert. Während die durch den Markt und den Preis- 
mechanismus besorgte Rationierung per se legitimiert scheint, bedürfen 
politisches und militärisches Durchgreifen besonderer Legitimationsan- 
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strengungen, zu denen auch die Versuche gehören, die UNO auf ein neues 
Fundament zu gründen. 

Die Produktionsweise und der Lebensstil der Industriegesellschaft sind, 
weil auf dem Globus nicht von allen Menschen erreichbar, ein 
»oligarchisches Gut« (Harrod 1958; Hirsch 1980). Die Gleichheit der 
Möglichkeiten zur Befriedigung von durchaus ungleichen Ansprüchen von 
Menschen aller Kontinente, Kulturen und Rassen an die globalen Ressour- 
cen und die Gerechtigkeit der Verteilung von Einkommen und Le- 
benschancen sind in der Industriegesellschaft paradoxerweise - denn 
»eigentlich« bietet ihr »Wohlstand« ungeheure Chancen der Um- und 
Gleichverteilung und der Entwicklung von humanen Fähigkeiten - ausge- 
schlossen. Eine »gerechte« Weltordnung auf der Grundlage des gegenwär- 
tig in den Industrieländern im Exzeß vorgeführten Industriemodelis gibt es 
nicht. Es gibt aber ebenfalls keinen sozialen Mechanismus, der bei Auf- 
rechterhaltung der konstituierenden Prinzipien dieser Ökonomie und Ge- 
sellschaft - monetäre Budgetrestriktion, Profitprinzip, Legitimationsbe- 
schaffung aus individualisiertem Wohlstand, Konkurrenz - eine Beschrän- 
kung des Zugriffs auf die globalen Ressourcen vorsehen würde. Die ökolo- 
gische Krise weist Ausmaße einer Zivilisationskrise auf (Anders 1980). 
Die Erhaltung der Ökosysteme kann nicht begründet werden, ohne an der 
Weise von Produktion und Konsumtion etwas zu ändern, die die Ungleich- 
heit der Zugriffsmöglichkeiten auf Natur konstituiert hat. Wenn also die 
ökologische Degradation auf Erden beklagt wird und gleichzeitig die tra- 
genden Prinzipien der Weltordnung »am Ende der Geschichte«, Markt, 
Kapitalakkumulation und parlamentarische Demokratie für tabu erklärt 
werden, bekommen die ökologischen Argumente einen konservativen und 
autoritären Hang, der vielen ökologischen Diskursen eigen ist!8. Umge- 
kehrt aber zeigt es sich, daß ökologische Diskurse des Bezugs auf Normen 
sozialer Gerechtigkeit bedürfen. Denn wenn Rationierung der Ansprüche 
an die Natur unvermeidbar ist und wenn diese dem Preismechanismus des 
Marktes aus guten Gründen nicht überlassen werden kann, müssen Krite- 
rien aus einer Theorie der ökologischen Gerechtigkeit abgeleitet werden, 
die es freilich allenfalls in Ansätzen gibt (vgl. Ely 1989). 


7. »Sustainability« - ein falsches Versprechen? 


Kommen wir zur Möglichkeit einer anderen Antwort auf die ökologische 
Herausforderung. Vorstellbar wäre eine Art Gleichverteilung von Entnah- 
merechten an den Ressourcen der Erde und von Belastungsrechten an den 


18 Es ist nicht möglich, die konservativen und rechten Ökologischen Diskurse an dieser 
Stelle adäquat zu referieren. Vgl. dazu Jahn/Wehling (1991). 
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globalen Schadstoffsenken. In diesem Sinne wird die UNCED-Konferenz 
von Rio de Janeiro im Juni 1992 als bedeutender Beitrag zur Regimebil- 
dung interpretiert (Bruckmeier 1994, Simonis 1993, Loske 1993, Row- 
lands 1992), zumal der UNCED-Konferenz andere Abkommen zur glo- 
balen Regulation des Stoffwechsels mit der Natur vorausgegangen sind. 
Sie zeichnet eines aus: Eine Art »conditionality«, die das Prinzip des unbe- 
dingten »free trade« und der »freien Unternehmerinitiative« gewisserma- 
ßen an eine (allerdings sehr iange) Leine legt, ohne dem Prinzip des natio- 
nalstaatlichen Protektionismus (dieses Prinzip starnmt aus der Weltordnung 
der Nationalstaaten des 19. Jahrhunderts, auch wenn es heute nicht ganz 
unaktuell ist) das Wort zu reden. Dazu gehören das Abkommen über den 
Schutz von seltenen Tieren und Pflanzen (Washington Agreement) von 
1975, die FCKW-Konvention von Wien (1985) und Montreal (1987) mit 
den Nachfolgevereinbarungen von London und Kopenhagen (Vgl. Wissen- 
schaftlicher Beirat 1993: 20ff.), das Baseler Müllabkommen von 1989, das 
im März 1994 ın Genf beträchtlich verschärft worden ist, die Tropical 
Timber Trade Organızation von Tokio und Yokohama, und schließlich die 
in Rio beschlossene, inzwischen ratifizierte CO,-Convention sowie die 
weniger verbindlichen Abkommen über den Schutz der Wälder und der 
Artenvielfalt, ebenfalls von Rio de Janeiro. Es wäre übertrieben, diese und 
die anderen etwa 170 umweltrelevanten internationalen Abkommen 
(French 1993; Petersmann 1992; GECD 1991, S. 281ff, wo eine Liste der 
Abkommen zu finden ist) bereits als »Regime« mit den oben genannten 
Elementen zu interpretieren, das Rahmen, Ziele und Wege des umweltpoli- 
tischen Handelns von internationalen Akteuren umschreiben würde. Das 
Novum der Bildung eines internationalen Umweltregimes besteht darin, 
daß die Regulation des Stoffwechsels mit der Natur nicht mehr allein der 
Preissprache des Weltmarkts, aber auch nicht mehr den selbstverständli- 
chen Kompetenzen von doch nicht souveränen Nationalstaaten überlassen 
bleibt, und Elemente des ökologischen Ausgleichs zwischen Gesellschaften 
ansatzweise enthält. Das Schema indiziert diesen Zusammenhang. 

Woran können sich politisch gesetzte (also nicht mehr allein durch Preise 
definierte) Grenzen der Nutzung von globalen Ressourcen und Senken ori- 
entieren, wo sind sie zu markieren, zu etablieren und geflissentlich zu kon- 
trollieren? Grenzen auf räumlichem Territorium zu setzen und zu kontrol- 
lieren, ist Privileg des souveränen Nationalstaates. Aber »sein« einge- 
grenztes und eingefriedetes Territorium ist ja mannigfachen, nicht zuletzt 
ökologischen Einwirkungen ausgesetzt. Was sind die Grenzen des gren- 
zenlos kosmopolitischen Freihandels? Sie sind jene der »Budgetrestriktion 
des Geldes«, also eine nicht-territorial-räumliche, eine (ökonomisch) funk- 
tionsräumliche Grenze (zu dieser Unterscheidung vgl. Altvater 1987): Nur 
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die Handelstransaktionen sind durchführbar, die gemessen an den interna- 
tionalen Zinssätzen rentabel sind. Die Grenzen der Nutzung von ökologi- 
schen Ressourcen, beispielsweise des Eintrags von Schadstoffen in die 
Atmosphäre, können nicht in nationalstaatlicher Abgrenzung definiert oder 
der ökonomischen Budgetrestriktion unterworfen werden. Versuche, die in 
diese Richtung weisen, scheitern entweder daran, daß sie sich territorial 
nicht eingrenzen lassen, oder daran, daß die Verfolgung des Rentabilitäts- 
und Profitprinzips gerade die Externalisierung veranlaßt. Oder die interne 
Grenzziehung im Zuge der »Zonierung« eines Territoriums gemäß ökono- 
mischen, ökologischen, militärischen, ethnisch reservierten Nutzungsrech- 
ten scheitert an der Inkompatibilität von territorial-räumlich orientierten 
und ökonomischen Interessen einerseits und der Logik der Beschaffung 
politischer Legitimation andererseits (dazu: Nitsch 1993). 
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Vielmehr sind ökologische »Budget<restriktionen doppelt bestimmt. Er- 
stens - passiv - durch die Tragfähigkeit und Belastbarkeit der globalen 
Ökosysteme im Hinblick auf anthropomorphe Einwirkungen und zweitens 
- aktiv - durch das Ausmaß von Belastungen, die im Prozeß von Produk- 
tion und Konsumtion durch Menschen auf dem Erdball erzeugt werden. 
Diese neue Grenze zwischen ökologischer Belastbarbeit und ökonomischer 
Belastung, zwischen »ecological scalex und »economic scale« von Pro- 
duktion und Akkumulation wird ın der internationalen Debatte, insbeson- 
dere seit Erscheinen des Brundtland-Berichts 1987 (Hauff 1987), mit dem 
Begriff der »sustainability« zu markieren versucht. Der Begriff ist norma- 
tiv aufgeladen und analytisch wenig stringent!?. Sinnvollerweise muß er an 
den oben bezeichneten globalen ökologischen Problemen anknüpfen und 
Gestaltungen des Stoffwechsels zwischen Mensch und Natur begründen, 
deren Maß die Fähigkeit zur Reproduktion und Evolution der Arten ist: 
Weder dürfen Ressourcen und Senken über die Regenerationsfähigkeit 
hinaus genutzt, noch darf die Evolution der Arten den Interessen der Geld- 
vermögens- (und Genbanken)besitzern überantwortet, also der ökonomi- 
schen Budgetrestriktion und der ihr unterworfenen Logik des Handelns 
ökonomischer Agenten ausgesetzt werden. Dabei könnte nur eine hoch- 
entropische Monokultur herauskommen, deren (Über)lebensfähigkeit frag- 
lich ist. Also wäre »Nachhaltigkeit« sinnvollerweise thermodynamisch zu 
definieren (Daly 1991; Goodland 1992; Altvater 1992): Die (ökologische) 
Entropieproduktionsrate muß auf der Erde = O0 gesetzt werden, d. h. Ener- 
giezufuhr (von der Sonne) und Entropiezunahme in Form von Abwärme, 
Abwasser, Müll, Abluft etc. müssen sich die Waage halten (Georgescu-Ro- 
egen 1971; Daly 1991). Die Zielgröße eines globalen Umweltregimes ist 
also bezeichnet, doch wie soll das Regime operieren? 

Das Prinzip der Nachhaltigkeit kann auf zwei Wegen angestrebt werden: 
Die Nutzung von Ökosystemen hängt ja erstens davon ab, wieviele Res- 
sourcen entnommen und wieviel Emissionen in die natürlichen Senken 
eingetragen werden, also von der »ecological scale of production and con- 
sumption« (Zarsky 1993). Dies ist die stofflich-energetische, die ge- 
brauchswertmäßige Seite von Produktion und Konsumtion. Zweitens wird 
das Ausmaß der Ressourcennutzung von dem Niveau, der Wachstumsrate 
und der Verteilung des Einkommens in der Weltgesellschaft, von der 


19 Obendrein ist er sehr bequem, da er den Eindruck von »win-win«-Strategien vermittelt: 
Unter diesem begrifflichen Dach »gewinnen« die Entwicklungsstrategen ebenso wie die 
Umweltschützer. Der Begriff legt Synthetisierung nahe, bevor die Widersprüche zwischen 
Umwelt und Entwicklung analytisch ausgelotet worden sind. Daher ist die Literatur zur 
»Nachhaltigkeit« so unbefriedigend, ihr mangelt die notwendige Schärfe (vgl. als Beispiel 
die meisten Beiträge in Hein 1993). 
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»economic scale of production and consumption« bestimmt. Dabei handelt 
es sich um die wertmäßige Seite ökonomischer Prozesse (dazu in Anknüp- 
fung an der Marxschen Kategorie des »Doppelcharakters« von Arbeit und 
Produktion: Altvater 1991 und 1992). Die Regeln eines internationalen Re- 
gimes können nun an der einen oder der anderen »scale« ansetzen oder an 
beiden. Die Nutzung von Ressourcen und Senken (ecological scale) ver- 
langt die Setzung verbindlicher quantitativer Höchstwerte und qualitativer 
Standards, beispielsweise über zulässige CO,-Emissionen, die Art und 
Weise der Waldnutzung, die Gewässerbelastung, die Produktion und Be- 
handlung von Müll einschließlilch der Maßnahmen zum Recycling etc. 
Verbindliche Obergrenzen der Ressourcenbeanspruchung erfordern einen 
politischen Konsens über Grenzwerte, daraus abgeleitete Verbote und Ge- 
bote und die Art und Weise ihrer wirksamen Durchsetzung und Sanktionie- 
rung. Dieses Ziel zu erreichen ist nicht nur technisch äußerst schwierig 
(darüber gibt die »Grenzwertdebatte« Auskunft), sondern sozial utopisch. 
Und dennoch muß es angestrebt werden, da es keine andere Alternative zur 
globalen ökologischen Degradation gibt. 

Die Beachtung der Grenzen der »economic scale« hingegen kann im Prin- 
zip mit ökonomischen Methoden durchgesetzt werden: Die Akteure wer- 
den veranlaßt, Umweltbelastungen, die sie verursachen, zu internalisieren. 
Dazu können einerseits Umweltsteuern und die Streichung aller umwelt- 
belastenden Subventionen (im Transportsektor, in der Landwirtschaft, in 
der Energieproduktion) sowie eine angemessene Gestaltung öffentlicher 
Tarife eingesetzt werden. Andererseits kann mit Regeln der Preisbildung 
seitens der Unternehmen die »Preiswahrheit« gesteigert werden. Bislang 
externalisierte Kosten müssen, so die Regel, internalisiert werden. Marktli- 
berale Vertreter (aber auch die Ökonomen der Weltbank) lieben die Vor- 
stellung »ökologisch richtiger Preise«, weil sie so im vertrauten marktwirt- 
schaftlichen Diskurs verbleiben können, und sie gehen davon aus, daß eine 
Erhöhung der Allokationseffizienz durch Internalisierung der (externali- 
sierten) Kosten der Umweltbelastung in die Preiskalkulation eine Reduzie- 
rung von Ressourcenverbrauch und Schadstoffeintrag herbeiführen könn- 
ten (ein gegebenes Einkommensniveau vorausgesetzt). Allerdings sind 
ernsthafte Zweifel an den Erwartungen, mit »richtigen Preisen« die Um- 
welt entlasten zu können, nicht nur deshalb anzumelden, weil empirische 
Untersuchungen beispielsweise über »structural adjustment loans« der 
Weltbank ergeben haben, daß die »conditionality«, zu der immer auch die 
Regel »geitting the prices right« gehört, zwar die Allokationseffizienz ver- 
bessern und daher die »economic scale« der ökologischen Belastung redu- 
zieren kann, aber auf die »ecological scale« nur unzureichend einwirkt 
(Zarsky 1993). Mit Regeln, die sich an der ökonomischen Budgettrestrik- 
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tion orientieren - ganz abgesehen von jenen, die die (äußeren und inneren) 
politischen Grenzen des Territoriums zum Kriterium machen -, lassen sich 
die ökologischen Restriktionen nicht sinnvoll bearbeiten. 


8. Die Illusion »richtiger Preise« 


Dafür ist eine Reihe von Gründen maßgebend. Erstens ist eine vollständige 
Internalisierung externer (ökologischer) Kosten ja schon aus Gründen, die 
zur Formulierung des 2. Hauptsatzes der Thermodynamik geführt haben, 
ausgeschlossen: Stoffliche und energetische Transformationsprozesse sind 
irreversibel und hinterlassen dissipative Strukturen, die auch bei voll- 
ständiger Kostenkalkulation nicht revidiert werden können. Die Preise mö- 
gen im Idealfall zwar richtig sein. Die Umweltzerstörung wird dadurch 
aber nur kalkulatorisch erfaßt, nicht aber uno actu und realiter verhindert 
oder rückgängig gemacht. Das Problem wird noch dadurch gesteigert, daß 
Umfang, Wirkungsgrad und Wirkungsrichtung stofflicher und energeti- 
scher Transformationen prinzipiell nicht vollständig bekannt sein, also 
auch nicht in »richtigen Preisen« kalkuliert werden können. 

Ein zweiter Grund hat damit zu tun, daß die Marktpreisbildung unter den 
obwaltenden Marktbedingungen gar nıcht zu »richtigen« Preisrelationen 
führen kann. So sind mindestens 25% des Welthandels »intra-firm trade«. 
Die Preise auf dem Weltmarkt sind daher gar nicht Resultat des freien 
Spiels der Kräfte, sondern Ergebnis mikroökonomischer Preissetzungs- 
macht des Managements von transnationalen Unternehmen (OECD 1993). 
Obendrein ist drittens der zentrale, weil die Budgetrestriktion des Geldes 
ausübende Preis einer kapitalistischen Geldwirtschaft, der Zins nämlıch, 
eine höchst unzuverlässige Variable insbesondere in Zeiten zugespitzter 
ökonomischer Instabilität. Seine Höhe reflektiert nicht mehr - wie die 
Klassiker annahmen und Knut Wicksell zum Theorem erhob - die realen 
und »natürlichen« Möglichkeiten der Erzielung eines Überschusses 
(indiziert vom Anstieg der Produktivität) und daher eines Profits auf das ın 
die Produktion investierte Kapital. Infolge des globalen »debt overhang« 
und der Internationalität des Kredits bei gleichzeitiger Nationalität von 
Währungen - dies ist ein permanenter Anlaß für Spekulationen - wird im 
Zins vor allem das Risiko von Kapitalausleihungen und -investitionen ab- 
gegolten. Der mit einer bestimmten Kapitalsumme erzielbare produktive 
Überschuß in Form des Profits ist für die Renditekalkulationen der innova- 
tiven »Finanzinstrumente« auf dem monetären Weltmarkt unbedeutend. 
Wie in der »prä-fossilistischen« Zeit des kanonischen und islamischen 
Zinsverbots ıst die Höhe des Zinses von der realen (und sozialen) Lei- 
stungsfähigkeit von Schuldnern abgekoppelt. Da es sich in der gegenwärti- 


Die Ordnung rationaler Weltbeherrschung 213 


gen Welt zu einem Gutteil um souveräne Schuldner (Staaten) handelt, wer- 
den in der Folge politisch moderierte Umverteilungsprozesse zu Gunsten 
der internationalen Geldvermögensbesitzer ausgelöst. »Moderatoren« sind 
dabei vor allem die Weltbank, der Internationale Währungsfonds, die 
Clubs von London und Paris, die Bank für internationalen Zahlungsaus- 
gleich in Basel (BIZ) etc. - alle jene Institutionen also, die im Zuge der 
Nachkriegs-Weltordnung gegründet oder - wie die BIZ - weiterentwickelt 
wurden und zwischenzeitlich einen Funktionswandel haben durchmachen 
müssen. Die realen Nettotransfers aus den verschuldeten Ländern des 
»Südens« an die Gläubigerbanken in den »nördlichen« Ländern unterstrei- 
chen diese Tendenz. In vielen Gesellschaften wird die soziale und die 
ökologische Substanz geschädigt; darüber hinaus werden beträchtliche 
Teile der Bevölkerung in die Subsistenzproduktion und in einen informel- 
len Sektor prekärer Beschäftigung abgedrängi. Die Bildung des Zinssatzes 
ist zwar ökonomisch rational, der Preis ist als hoch reagibler Marktpreis 
theoretisch so »richtig«, daß Ökonomen eine politische Regulation von 
Preisbildungsprozessen auf internationalen Kapital- und Geldmärkten hef- 
tig ablehnen (z. B. Dornbusch 1994). Wenn aber die Höhe des Zinses sich 
von den realen Bedingungen der Überschußproduktion löst und vor allem 
die Höhe des Risikos von Ausleihungen reflektiert, kann er nicht ökolo- 
gisch und sozial »richtig« sein und rationale Entscheidungen anleiten. 

Kann viertens die Limitierung der »economic scale« durch eine Art 
»ecological conditionality« im internationalen Handel erfolgen? Die Ent- 
scheidung für eine ökologische Konditionalität, um die kein Weg herum- 
führt, sofern die UNCED-Beschlüsse von Rio und danach ernst genommen 
werden, zieht eine Alternative nach sich: Entweder liegt die Kontrolle der 
ökologischen Normen bei den Nationalstaaten oder sie werden in einem 
internationalen Handelsabkommen verankert und von einer internationalen 
Institution überwacht. Im ersten Fall sind »Öko-Dumping« auf der einen 
und »Öko-Protektionismus« auf der anderen Seite kaum zu vermeiden und 
zwischenstaatliche Handelskonflikte sind schon jetzt vorgezeichnet. Diese 
Perspektive muß nicht schrecken, zumal die Alternative des ökologisch 
nicht regulierten freien Handels keineswegs freundlicher ist. Die von den 
Klassikern versprochenen »komparativen Kostenvorteile« sind bei höchst 
mobilem Kapital und transnationaler Migration von Arbeitskräften noch 
nicht einmal theoretisch zu begründen (Daly 1994). Vorzuziehen wäre 
freilich die Errichtung einer internationalen Institution, die die Regimebil- 
dung nach UNCED einen Schritt vorwärts bringen könnte?0. In diese 


20 Bei Abschluß des Manuskripts wurde gerade in Marrakesch die Welthandelsorganisation 
aus der Taufe gehoben, die sich gemäß der Absichtserklärung auch mit der Erarbeitung 
von Umweltstandards im Welthandel befassen wird. 
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Richtung weisen Diskussionen über ein »greening of the GATT« 
(Anderson/Blackhurst 1992). Eine ökologische Konditionalität würde auf 
jeden Fall mit dem Prinzip des Freihandels, mit Nicht-Diskriminierung und 
Meistbegünstigung brechen und so die tragenden Säulen des GATT unter- 
minieren2!. Da es im Falle der Einrichtung einer ökologischen Konditiona- 
lität immer um begrenzte Nutzungsrechte an der Natur geht, die für die Er- 
haltung von Einkommensniveaus unabdingbar sind, da obendrein finan- 
zielle Beiträge zu leisten sind, ist Regimebildung notwendigerweise mit 
Verteilungskonflikten über Transfer- und Kompensationszahlungen ver- 
knüpft. Sollte etwa eine Energie- oder CO,-Steuer erhoben werden, stellen 
sich sofort die Fragen nach der Steuerinzidenz (müssen die Konsumenten 
von Energiedienstleistungen sie tragen oder die Produzenten der Nutzener- 
gie oder die Erdölproduzenten als Erzeuger des Energieträgers) und der 
Budgetwirkung der Steuer in den Industrieländern, bei internationalen In- 
stitutionen, in Entwicklungs- oder Erdöl produzierenden Ländern (Whal- 
ley/Wigle 1991). 


9, Akteure im »globalen Dorf« oder: ein Schritt zu einer 
transnationalen Zivilgesellschaft 


Auch wenn wir gewohnt sind, von »globaler Ökologie«, von einem 
»globalen Dorf« (McLuhan) oder der »Einen Welt« zu sprechen, wenn wir 
»global denken« und »lokal handeln«, besteht das Besondere des interna- 
tionalen Systems doch gerade darin, daß Verursacher und Betroffene, 
Umweltschädiger und -geschädigte noch weniger miteinander zu tun ha- 
ben, wenn eine nationale Grenze das Territorium durchschneidet, als dies 
in der Region oder innerhalb einer Nation der Fall ist. Daher ist politische 
Kooperation in der internationalen Öko-Diplomatie noch schwieriger zu er- 
reichen als in vergleichsweise homogenen und kohärenten Einheiten, wo 
die Herstellung eines Konsenses schon schwierig genug ist (Ostrom 1999; 
Streeten 1992). 

Entgegen den Theorien der internationalen Beziehungen, insbesondere 
wenn die »realistischen« Beiträge herangezogen werden, sind die National- 
staaten nicht mehr die einzigen, und in mancher Hinsicht möglicherweise 
auch nicht mehr die ausschlaggebenden Akteure in einem letztlich anarchi- 


21 »The GATT, with its present thirty-eight articles, makes no explicit reference to environ- 
mental matters. Thus, trade measures justified on arguments about unfair trade linked to 
environmental considerations are unlikely to have a foundation under GATT. They would 
almost certainly be ruled as GATT-incompatible by GATT panels if complaints were 
brought« (Whalley 1991: 181). Eine sehr viel positivere Interpretation der Spielräume des 
GATT-Abkommens gibt Petersmann 1992: 262f. Vgl. auch Altmann 1992 und Kulessa 
1992. 
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schen internationalen System, auch wenn die kulturellen, sprachlichen, po- 
litisch-historischen Traditionen den staatlich vermittelten Umverteilungs- 
maßnahmen eher die benötigte Legitimation verleihen als Appelle an kos- 
mopolitische Gemeinsamkeiten von Weltbürgern. Auch die gesteigerte Be- 
deutung von Nationalstaaten in der internationalen Standortkonkurrenz ist 
eher Audruck von Souveränitätsverlust als von nationalstaatlicher Potenz, 
da es doch nur um die Vornahme von Anpassungsmaßnahmen an die 
Weltmarktbedingungen durch den »Wettbewerbsstaat« geht. Neben Staa- 
tengruppen, wie der großen und mächtigen Europäischen Union oder der 
kleinen und schwachen »Alliance of Small Island States« (AOSIS), neben 
losen Allianzen wie die Gruppe der 77 und fest institutionalisierten Koor- 
dinierungsgremien wie der Gruppe der 7 treten in der internationalen Arena 
transnationale Unternehmen und Banken mit ihrer in politische Macht um- 
gesetzten ökonomischen Potenz auf. Es sind internationale Institutionen 
wie die Weltbank oder der Internationale Währungsfonds, das GATT oder 
die ILO, häufig als Verstärker der ökonomischen und politischen Macht 
der Industrieländer präsent, und es wirken Nicht-Regierungsorganisationen 
im Prozeß der Entscheidung insbesondere in den Umwelt und Entwickung 
betreffenden Fragenkomplexen mit. Dazu gehören so heterogene Akteure 
wie jene finanzkräftigen, auf internationalem Parkett routinierten und gut 
ausgerüsteten Umweltschutz-Organisationen aus dem »Norden« (Green- 
peace; Friends of the Earth; Conservation International etc.) und Repräsen- 
tanten der »ecosystem peoples«, der indigenen Völker aus den Regenwald- 
gebieten (z. B. Alianca dos povos da floresta aus Amazonien), die weder 
über große Mittel noch über Erfahrungen verfügen (vgl. Rowlands 1992). 
Die erwähnten Akteure verfolgen Interessen. Diese können nach Verursa- 
cher- und Betroffeneninteressen untergliedert werden. Als Zwischenkate- 
gorie werden noch die von Prittwitz (1990) so genannten »Helferinteres- 
sen« berücksichtigt. Aus der so entstehenden Matrix von Akteuren und 
Rollenverteilung kann man bereits einen Eindruck von der Komplexität 
und Widersprüchlichkeit der Interessenstruktur auf internationaler Ebene 
gewinnen, wenn es um die Aushandlung von Regimen geht, die Entwick- 
lung und Umwelt regulieren sollen. Die Bildung eines Umwelt- und Ent- 
wicklungsregimes ist ebenso schwierig wie die Regulation der Nutzung 
von Ressourcen und Senken durch die »penetrative power of the price sy- 
stem« leicht ist - in der Wirkungsweise, nicht hinsichtlich des Ergebnisses. 
Das folgende Schaubild deutet diese Zusammenhänge an, es knüpft an 
einer Darstellung von Simonis (1993) an und führt sie weiter. 
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Akteure und deren Interessen in der globalen Umweltpolitik 


Internationale Verursacher v. | Betroffene Geber von |Empfänger von 
Akteure Emissionen von Hilfe Hilfe 
Emissionen 
Staaten und 
Staatengruppen 
USA stark schwach | stark | kein Problem 
| EU stark stark stark kein Problem 
a 
Osteuropa stark stark schwach stark 
Be I_ _ 
OPEC stark schwach schwach schwach 
Gruppe 77 schwach schwach stark 
AOSIS weniger als sehr stark | kein schwach 
schwach Problem 
Transnationale stark | stark/schwach kein! kein Problem 
Unternehmen Problem 
— 
Nicht- kein Problem stark stark stark 
Regierungs- 
Organisationen 
internationale | keinProblem| kein Problem| stark] kein Problem 
Institutionen s 
(IWF etc.) 


Das Schaubild ist nur die Momentaufnahme eines dynamischen Prozesses. 
Die Zuordnung von Interessen zu Staaten kann sehr schnell obsolet wer- 
den, wenn ein Regierungswechsel stattfindet. Dafür ist der Übergang von 
der Bush- zur Clinton-Regierung in den USA ein Beispiel, das für eine be- 
trächtliche Änderung der umwelt- und entwicklungspolitischen Leitlinien 
steht. Die Frage ist, wie diese Dynamik zwischen globalen, nationalen und 
regionalen Prozessen, zwischen ökologischen Zielsetzungen und sozialen 
Interessen zustandekommt und wodurch sie beeinflußt werden kann. Abge- 
sehen von ökonomischen Interessen und Einflüssen, kulturellen Traditio- 
nen und »Bildern«22, der Erbschaft einer spezifischen Klassenstruktur, die 


22 Es ist von größter Bedeutung, wie der in einer Waldkonvention zu schützende »Wald« 
gesehen wird, als der »böse, finstere Wald« in Dantes Inforno, als Holzressource der 
forstwirtschaftlichen Literatur, als Lebensraum scheuer Tiere, als »Hollywood« und Dino- 
Dschungel, als »grüne Hölle« der Abenteuerromane... 
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eine eigentümliche inner-nationalstaatliche Dynamik mit Auswirkungen in 
der internationalen Akteursarena erzeugen, muß auf die besondere Rolle 
der Nicht-Regierungsorganisationen in diesem Zusammenhang verwiesen 
werden. Die »neue Weltordnung« ist keine reine (National)Staatenordnung 
mehr. Infolge der globalen Kommunikation und Vernetzung hat der Staat, 
haben die Diplomaten von Regierungen nicht mehr das selbstverständliche 
und unangreifbare Monopol der Gestaltung aller Aspekte internationaler 
Beziehungen. Die »Zivilgesellschaft« ist dabei, sich zu trans- und zu inter- 
nationalisieren. Auch dies ist eine Folge der Globalisierung des fossili- 
stisch-fordistischen Modells, die keineswegs in Harmonie und ohne Kon- 
flikte zustandekommt. So entstehen auf der einen Seite wegen der Bedro- 
hung der natürlichen Umwelt auf Erden die »neuen Betroffenheiten« und 
auf der anderen Seite die technisch möglich gewordenen internationalen 
Vernetzungen, die mehr und mehr organisatorische Form gewinnen, und 
zwar auf dem jeweils aktuellen technischen Niveau von globaler Kommu- 
nikation. Nicht-Regierungsorganisationen haben bei der Aushandlung in- 
ternationaler Abkommen, insbesondere im Bereich von Umwelt und Ent- 
wicklung, inzwischen wichtige Aufgaben übernommen. Damit wird jen- 
seits aller praktischen Fragen ein staatstheoretisches Problem aufgeworfen. 
Im internationalen System sind die Akteure mit längster Tradition, größter 
Machtausstattung, unbefragter Legitimation, größter Expertise jene souver- 
änen Staaten, die seit der Heraufkunft der Moderne die internationale 
»Ordnung« bilden, von der zu Beginn die Rede war. Die Souveränität des 
Nationalstaats ist doppelt definiert und gleichzeitig begrenzt. Die Staats- 
macht bezieht sich auf ein Territorium, hat also eine territoriale, räumliche 
Dimension, und sie leitet sich aus dem Staatsvolk her, das als Souverän ın 
demokratischen Systemen die jeweilige nationale Regierung mit legiti- 
mierten Handlungsvollmachten ausstattet3. Wie auch immer hergeleitet 
und definiert - beide Ressourcen von Macht und Souveränität, Territorium 
und Staatsvolk, unterliegen einem Prozeß der Veränderung. 

Die Grenzen des Nationalstaats des 19. und 20. Jahrhunderts sind immer 
weniger kompatibel mit der Reichweite der ökonomischen Prozesse und 
mit den räumlichen und zeitlichen ökologischen Folgen von Stoff- und 
Energietransformationen. Die Souveränität von Staaten besteht, wie Pou- 
lantzas ausführte (1978), im Prinzip darin, Grenzen sowohl nach außen wie 
nach innen zu setzen, also ein geographisches und »funktionsräumliches« 
Territorium abzugrenzen, das freilich in Auflösung begriffen ist: Aus dem 


23 Dabei darf freilich nicht übersehen werden, daß sich Nationalstaaten ihren Souverän kon- 
struieren, etwa in Deutschland mit dem ius sanguinis, das kulturell adaptierte Bürger als 
Staatsbürger ausschließt und kulturell und sozial Fremde zu Staatsbürgern deklariert, 
wenn sie »deutsches Blut« nachweisen können. 
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Prinzip »cuius regio, eius religio«, mit dem nach der Reformation die Re- 
ligionswahl zwischen Protestantismus und Katholizismus in die Hand des 
jeweiligen regionalen Herrschers gelegt war und das ein Element der 
»westfälischen Ordnung« wurde, kann eine Regel »cuius regio, eius eco- 
nomia« (Schmitt 1974, S. 226, zit. nach Heins 1994, S. 79) nicht mehr ab- 
geleitet werden. Sie wirkt cher lächerlich angesichts von Währungskon- 
vertibilität, Welthandel und transnationaler Kapitalbewegungen. Infolge 
der Internationalisierung der Ökonomie ist das politische System der mo- 
dernen Nationalstaaten »fluid« (Ruggie 1993, S. 139) geworden. Mit der 
tendenziellen »Deregulierung« im Zuge der »neoliberalen Konterrevolu- 
tion« ist mit der Absage an politische Regulation ökonomischer und sozi- 
aler Prozesse auch ein Stück politischer Souveränität im globalen Raum 
der ökonomischen Sachzwänge »verflüssigt« worden. Der »Wettbewerbs- 
staat« ist weder interventionistisch noch »Nachtwächter«, sondern in 
höchst widersprüchlicher Weise zugleich der »Virtualität« der globalen Fi- 
nanzmärkte und Kommunikationsnetzwerke ausgeliefert und auf die »Rea- 
lität« von »Standorten« bezogen, die an die »Sachzwänge« durch Siche- 
rung von Wettbewerbsfähigkeit ständig angepaßt werden müssen (vgl. 
Hirsch 1994). Die Souveränität von Nationalstaaten besteht in der Einsicht 
der politischen Klasse in die Weltmarktzwänge und in der Fähigkeit, ihnen 
mit einer Wettbewerbsstrategie Folge zu leisten. 

Nun kann aus dieser Tendenz keineswegs geschlußfolgert werden, daß der 
Nationalstaat seine einstmals historisch entscheidende Rolle in der zweiten 
Hälfte des 20. Jahrhunderts vollends ausgespielt habe. Die Beschaffung 
von Legitimation für Regierungshandeln erfolgt immer noch in erster Linie 
in der durch die Nationalität definierten Gesellschaft, durch das Wahlvolk. 
Die Territorialität des Nationalstaats wird »entbündelt«, wie Ruggie (1993) 
den Prozeß der Erosion des nationalstaatlichen Territoriums als funktiona- 
ler Einheit und die Auflösung eines nationalen Territoriums in der Welt der 
sozialen Vorstellungen und Bilder (im »!'imaginaire social«) bezeichnet. 
Auch das Staatsvolk ist keine selbstverständliche Einheit mehr, wenn es 
das denn je war. Zugleich bilden sich subnationale, regionalıstische Ein- 
heiten der Privilegierten heraus. Das führt zum Entzug von Ressourcen, aus 
denen der Nationalstaat seine Legitimation bezieht. Der selbst- und natio- 
nalbewußte Staatsbürger wandelt sich mit diesen Änderungen ebenfalls. 
Wenn sich sein tradiertes Aktionsfeld auflöst, die Symbolik seines Selbst- 
bewußtseins nach und nach mit der nationalen Staatsmacht schwindet, 
transzendiert der (National)staatsbüger in einen trans- und international 
bewußten, weltoffenen Bürger oder er mutiert in den in Europa inzwischen 
wohlbekannten nationalistischen und regiozentrischen »Wohlstandschauvi- 
nisten« (Habermas). 
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Dennoch: Alle diese Tendenzen haben die Nationalstaaten nicht von der 
Bühne getrieben, sie haben nur die Regeln des Spiels verändert und weitere 
Akteure auf den Plan gerufen. Denn nicht zuletzt sind Nationen als Wäh- 
rungsräume paradoxerweise international und zugleich national-ökono- 
misch definiert. Sie sind durch Wechselkurse gegeneinander abgegrenzt 
und mit der Zahlungsbilanz. aufeinander als Nationalstaaten bezogen. Al- 
lerdings sind die Wechselkurse nur bedingt in der Gestaltungsmacht natio- 
naler Staaten oder internationaler Institutionen. Sie sind das Resultat des 
»freien Spiels« der monetären Kräfte auf Devisenmärkten, auf denen heute 
täglich 1000 Mrd. US$ umgesetzt werden - davon werden allenfalls 10 
Mrd US$, also rund 1%, zur Abwicklung des Welthandels (Die Weltex- 
porte betragen rund 3600 Mrd US$ pro Jahr) benötigt. Der Rest ist Speku- 
lation, die wegen der nationalen Verfaßtheit der Währungsräume bei Glo- 
balisierung der Kapitalbeziehungen eine Notwendigkeit der Absicherung 
des Werts von Geldvermögen gegen Wechselkursbewegungen ist und 
gleichzeitig die »volatility« der Kurse erhöht. 

Die »Ungleichzeitigkeitslücke« zwischen nationalstaatlicher Verfaßtheit, 
der Herausbildung eines internationalen ökonomischen und politischen Sy- 
stems und der Globalität der ökonomischen, sozialen und ökologischen 
Probleme kann prinzipiell auf zwei Weisen geschlossen werden. Aus der 
Globalisierung der Ökonomie und der ökologischen Problemlagen sowie 
ihres Regelungsbedarfs ließe sich die funktionale Notwendigkeit globali- 
sierter politischer Systeme der Regulation begründen (Knieper 1991 und 
1993) bis zur Bildung eines globalen Staates. Dieser dürfte aber eher mit 
geringer Kapazität, die Probleme von Weltmarkt und globaler Ökologie 1ö- 
sen zu können, ausgestattet sein und würde obendrein, möglicherweise 
aber gerade aus diesem Grunde zu einem autoritären Alptraum degenerie- 
ren. Inwieweit ein globaler Staat überhaupt »personified, symbolized, ima- 
gined« (Walzer 1967, 194) werden und so als Staat einer globalen Gesell- 
schaft Legitimation erwerben und auf Basiskonsens zählen kann, sei erst 
recht dahingestellt. Die von den »Realisten« unter den Theoretikern der 
internationalen Beziehungen beschworene Anarchie wird weiterexistieren, 
weil ein Weltstaat anders als der Weltmarkt nicht in Sichtweite ist. So er- 
gibt sich an dieser Stelle sofort ein politisch-ökonomisch-ökologisches Pa- 
radox. Politik erfüllt sich in der Regeneration von Macht, im Setzen von 
Regeln und Grenzen, in der Beschaffung von Legitimation für politische 
Intervention, in der Erzeugung und Pflege von Konsens. Sind diese Prinzi- 
pien globalisierbar? Wohl kaum, müßte doch das politische Prinzip der 
Setzung von Grenzen in die Grenzenlosigkeit des globalen Systems wirk- 
lich umschlagen. Dabei sind zwei Grenzfälle denkbar. Entweder werden 
sehr viele Grenzen gezogen, so daß der globale Raum in territorial klein- 
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räumliche und machtpolitisch ohnmächtige Einheiten zergliedert wird, oder 
die Grenzenlosigkeit entsteht dadurch, daß die politische Grenze und die 
Oberfläche des Globus koinzidieren. Beide Grenzfälle sind mit der Ge- 
schichte der modernen Staatenwelt und den institutionellen Regelsystemen 
der modernen kapitalistischen Welt nicht vereinbar. Dies ist aber das ein- 
zige Argument für die ungebrochene Vitalität des Prinzips der National- 
staatlichkeit. Es ist von grundsätzlich anderem Zuschnitt als jene Entgeg- 
nung, die die Globalität der ökologischen Krise und der ökonomischen 
Kreisläufe (und Krisen) keineswegs für bedeutend genug hält, um Konzep- 
tionelle Korrekturen an der nationalstaatlichen Perspektive vorzunehmen 
(Senghaas 1992). 

Wenn die Nationalstaaten als alleinige Akteure ungeeignet sind, um die 
globalen ökologischen und ökonomischen Probleme bewältigen zu können, 
ein globaler Staat aber eine Illusion ist, wächst den intermediären Institu- 
tionen und Organisationen einer wenn nicht globalisierten, so doch trans- 
nationalisierten Zivilgesellschaft ein doppelter Komplex von Aufgaben im 
Zuge der internationalen ökologischen Regimebildung zu: Erstens werden 
Nicht-Regierungsorganisationen unverzichtbare Vermittler und Multipli- 
katoren des Konsenses innerhalb je nationaler (oder regionaler) Gesell- 
schaften, um radikale und daher zunächst unpopuläre Maßnahmen zur Re- 
duktion der Schadstoffemissionen in die Luft, die Gewässer und die Böden, 
zur Schonung von Ressourcen, zur Erhaltung der Räume für Arten, deren 
»ökonomischer Nutzen« nicht kalkuliert werden kann (und darf), über- 
haupt im gesellschaftlichen Bewußtsein absenken und von den politischen 
Instanzen erzwingen zu können. Interessen am Schutz der natürlichen 
Umwelt sind nicht vertikal abgrenzbare Klasseninteressen oder horizontal 
zuschreibbare disparitäre Interessen partikularer Gruppen. Sie durchziehen 
jedes Individuum, betreffen vertikale Klassen und horizontale Gruppen 
gleichermaßen, von den der Klassenlage geschuldeten Ausweichmöglich- 
keiten vor Ökologischer Degradation durch den temporären Einsatz von 
Geld einmal abgesehen. In diesem Sinne hat Ulrich Beck Recht, wenn er 
zugespitzt und ironisch feststellt: »Smog ist demokratisch«. Nicht-Regie- 
rungsorganisationen ihrerseits sind daher weder klassenspezifisch noch auf 
Gruppeninteressen festzulegen, sie haben eher anwaltliche Aufgaben. 


24 Auch die Theoretiker der »Wettbewerbsfähigkeit« präferieren die nationale Perspektive. 
Um die Möglichkeit der Herstellung von regionaler und nationaler Wettbewerbsfähigkeit 
begründen zu können, müssen sie den Weltmarkt als Grenzen setzenden Funktionsraum 
aus dem Horizont der Analyse eliminieren, um ihn dann aber doch wieder als Referenz 
für Wettbewerbsfähigkeit und als Absatzmarkt zu benötigen. Siehe etwa die Ausführun- 
gen von Messner/Meyer-Stamer 1993. 
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Zweitens sind Nicht-Regierungsorganisationen die Bindeglieder interna- 
tionaler Netzwerke, die von Nationalstaaten nicht geknüpft werden können, 
da sie sub-etatistisch, unterhalb der »hohen Politik«, wo Souveränität und 
daher traditionelle Diplomatie eine Rolle spielen, ausgeworfen werden. Sie 
sind somit gewissermaßen die Konstituentien der internationalen Zivilge- 
sellschaft?5. »Menschheitsinteressen« (und Menschenrechte sowie Rechte 
der Völker) jenseits der nationalen Interessen können Nicht-Regierungsor- 
ganisationen, für die Souveränität und nationalstaatliche territorial- und 
funktionsräumliche Macht kein leitendes Prinzip sind, besser artikulieren 
als nationale Staaten, die sich auf internationale Verhandlungen einlassen. 
Die internationalen Netzwerke von Nicht-Regierungsorganisationen sind 
der politisch-förmliche Ausdruck der Globalität der ökologischen Krise26 
Die Erfahrungen von Rio zeigen auch, daß Nicht-Regierungsorganisatio- 
nen nicht schon wegen ihres gemeinsamen intermediären Charakters und 
wegen der politischen Form, in der sie Politik gestalten, auf gleicher Welle 
kommunizieren könnten. Rowlands stellt zwar »an unprecedented level of 
cooperation among some members of the NGO community« fest, be- 
schreibt aber auch die Unterschiede zwischen NGO's aus dem Norden und 
aus dem Süden, im Ausmaß der Professionalität ihrer Aktivitäten, im Grad 
ihrer Basis-Verankerung, hinsichtlich des Einflusses, den sie auf die Re- 
präsentanten von großen Nationalstaaten oder von internationalen Institu- 
tionen auszuüben vermögen (Rowlands 1992, S. 215fD), indem sie zum 
Beispiel als »Sand im Getriebe« der Konferenzdiplomatie wirken (Ullrich/ 


25 Glagow (1992) weist darauf hin, daß Nicht-Regierungsorganisationen nicht überhöht 
werden sollten. Ihre Kraft stammt aus dem Vertrauen, das ihnen entgegengebracht wird. 
Vertrauen ist aber eine höchst fragile und leicht dahinschwindende Ressource, wenn sie 
nicht gepflegt wird. Viele Nicht-Regierungsorganisationen hängen am »staatlichen 
Tropf«, sind also nicht unabhängig. Manche NGO's haben nachgerade kriminelle Energie 
entwickelt, um an Mittel heranzukommen. Auch sind die Ungleichheiten zwischen nörd- 
lichen und südlichen NGO's beträchtlich; darauf verweist auch Rowlands (1992) in sei- 
nem Bericht über die NGO’s im Verlauf des UNCED-Prozesses. Vgl. auch die Darstel- 
lung von Umweltbewegungen in der Entwicklungspolitischen Zusammenarbeit und die 
Gefahr der »ökozentrischen« und »eurozentrischen« Sichtweise Ullrich/ Kürzinger-Wie- 
mann 1993. 

26 Beispiele für internationale NGO-Neizwerke sind etwa der vom BUND geförderte Klima- 
schutz von unten oder das »Klimabündnis« (Bündnis europäischer Städte mit den indige- 
nen Völkern der Regenwälder zum Erhalt der Erdatmosphäre«) zur Reduktion des Koh- 
lendioxydausstoßes und zur Erhaltung der Regenwälder, die großen international operie- 
renden NGO's wie Greenpeace oder Friends of the Earth. Dazu gehören aber auch der 
»buisiness council for sustainable development«, an dem Unternehmer und Unternehmen 
beteiligt sind und der von Weinzierl in seinem Bericht über die UNCED-Konferenz als 
»councH for sustainable business« apostrophiert wird (Weinzierl 1993: 11). Auch die 
Gewerkschaften müßten wegen der Bedeutung, die sie als Organisationen der Interessen 
der Arbeit spielen, Initiativen unternehmen, um sich zur Verteidigung der Umwelt trans- 
national und international zu vernetzen. 
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Kürzinger-Wiemann 1993: 168f.). Die Zuschreibung gemeinsamer und 
möglicherweise einheitlicher Sichtweisen, Interessen, Machtressourcen 
würde der Vielfalt der NGO's heute nicht mehr gerecht werden. 

Ist die internationale Regimebildung mit den Ansätzen der Herausbildung 
einer trans- bzw. internationalisierten »civil society« ein Schritt zur 
»sustainability« des globalen Wirtschaftens? Sind so die Zauberlehrlinge 
der Weltbeherrschung zur Raison zu bringen? Das »okzidentale Modell der 
Weltbeherrschung«, mit den ungeheuren Potenzen der Industrialisierung 
vor wenig mehr als 200 Jahren eingeleitet, ist weder im globalen Raum 
noch für eine mittlere Zeitperspektive (von - sagen wir - einigen Genera- 
tionen) auf dem Globus zu verallgemeinern, es ist ein exklusives Modell 
und die Hauptanstrengung bezieht sich heute darauf, die Exklusivität im- 
mer wieder gegen die Ansprüche der Gleichheit des Zugriffs auf globale 
Ressourcen zu verteidigen. Es gibt keine systemimmanente Grenze, an der 
kapitalistisches Wachstum aufhört und die Expansion stoppt, selbst wenn 
äußere Grenzen erreicht worden sind, es sei denn die Grenze tritt als Kata- 
strophe in die Alltagswelt. Die Grenze der Belastbarkeit der globalen und 
regionalen Ökosysteme bleibt der gesellschaftlichen Dynamik in kapitali- 
stischen Marktwirtschaften äußerlich und kann demzufolge auch nur nach 
extraökonomischen Kriterien markiert werden. Das ist ganz zweifelsfrei 
ein sozialer »Konstruktionsfehler«, der immer deutlicher zu Tage tritt, je 
näher sich das Modell der Vervollkommnung der intendierten Weltbeherr- 
schung nähert. Folglich ist die Annahme von »Nachhaltigkeit« unter kapi- 
talistischen Bedingungen eine Illusion. Letztlich dürfte nur eine »Sonnen- 
strategie« (Scheer 1993) aus dem »fordistischen Fossilismus« heraus- 
steuern. 
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Karl Bruckmeier 


Nichtstaatliche Umweltorganisationen und die 
Diskussion über eine neue Weltordnung 


Seit den sechziger Jahren haben sich weltweit neue Probleme und Konflikt- 
felder ausgebreitet, auf deren Steuerung die globalen politischen (UNO) 
und ökonomischen Institutionen (GATT, Weltbank, IWF) nicht vorbereitet 
sind - Umweltzerstörung, Verarmung der Entwicklungsländer, ethnische 
Konflikte. Diese Probleme haben ihren Ursprung nicht in den Außenbezie- 
hungen souveräner Staaten und sind nicht auf der Ebene zu lösen, auf der 
das internationale Institutionensystem konstruiert ist. 

Die nach wie vor dominierenden Paradigmen aus dem Norden, eine neoli- 
berale und eine »sozialliberale« Weltordnung (so könnte man die politische 
Ideologie nennen, die die Berichte der Nord-Süd-Kommission und der 
Weltkommission für Umwelt und Entwicklung beeinflußte), gehen von der 
inzwischen illusionär gewordenen Prämisse aus, Entwicklung im Stil der 
Industrieländer wäre global möglich. Es waren nicht in erster Linie die Re- 
gierungen aus dem Süden sondern nichtstaatliche oder Nicht-Regierungs- 
organisationen (NRO), die eigene Vorstellungen über eine neue Weltord- 
nung artikulierten. Das geschah in der Praxis der NRO, nicht in einem for- 
malisierten politischen Dialog. Deshalb werden diese Ideen noch selten 
unter der Perspektive eines politisch vertretenen Ordnungsanspruchs wahr- 
genommen. Seit der Umweltkonferenz von Rio 1992 (UNCED), wo gewis- 
sermaßen eine diplomatische Anerkennung der NRO als neue Akteure der 
internationalen Politik stattfand, kann die Diskussion über eine »grassroots 
world order« als eröffnet gelten. 


1. NRO und soziale Bewegungen 


Seit den siebziger Jahren haben NRO eine rasche Entwicklung durchlau- 
fen, an Zahl und Größe zugenommen, sich differenziert und international 
vernetzt. Das ist vor allem den NRO geschuldet, die aus neuen sozialen 
Bewegungen und Basisbewegungen entstanden sind. Traditionelle nicht- 
staatliche Organisationen - in der Bundesrepublik etwa die entwicklungs- 
politisch aktiven kirchlichen Hilfswerke, politische Stiftungen, Wohlfahrts- 
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und Hilfsorganisationen, bestimmte wissenschaftliche Institute, denen die 
Eingebundenheit in soziale Bewegungen weitgehend fehlt - haben wenig 
dazu beigetragen. 

Soziale und politische Bewegungen haben sich seit den fünfziger Jahren in 
Europa als Friedens-, Umwelt-, Frauen- und Dritte-Welt-Bewegung gebil- 
det. Die neuen Bewegungen im Westen haben in den sechziger, siebziger 
und achtziger Jahren zu verschiedenen Zeiten ihre entscheidenden Aktivi- 
tätsphasen durchlaufen. In den Entwicklungsgesellschaften des Südens bil- 
deten sich Basisbewegungen benachteiligter sozialer Gruppen, etwa der 
städtischen und ländlichen Armen, unter sehr viel schwierigeren Bedin- 
gungen, häufig im Rahmen von internationaler Entwicklungszusammenar- 
beit, bei der Armutsbekämpfung und Katastrophenhilfe oder in ländlicher 
und städtischer Entwicklung. Neben Basisgruppen sind auch unterstützen- 
de Freiwilligenorganisationen und advokatorische NRO entstanden, »pri- 
vate voluntary organizations« genannt (OECD 1988, Clark 1991; Morales 
1993: 256). Die neuen NRO im Norden und Süden repräsentieren »the cur- 
rent global environmental and sustainability movement« (Everett in: Dietz 
et al. 1992: 125). 

NRO können als Institutionalisierung sozialer Bewegungen aufgefaßt wer- 
den, doch fehlen häufig die herkömmlichen Merkmale von Institutionali- 
sierung. NRO sind wenig strukturiert, kaum durch formelle Mitgliedschaf- 
ten und Mitgliedsrollen konstituiert und als formale Organisiationen nicht 
hinreichend zu verstehen. Eher fallen ihre Aktivitätsformen auf sowie die 
Motivation ihrer Teilnehmer, für die Bindung an die von Basisbewegungen 
verkörperten Werte wichtiger als professionelle Expertise und Qualifizie- 
rung ist. 

Dem Selbstverständnis nach handelt es sich bei den NRO weder um anti- 
kapitalistische noch um antisozialistische Bewegungen. NRO sind weniger 
auf die Konstitution gesellschaftlicher Systeme orientiert als auf die entzi- 
vilisierenden Auswirkungen bestehender Ordnungen. Ihr Handeln richtet 
sich auf die Auseinandersetzung mit und die Überwindung von negativen 
Folgen - »externe Effekte« und »Sozialkosten der Modernisierung« - der 
politischen und ökonomischen Systembildung. 

NRO haben sich in internationale Netzwerke eingebunden und mit der 
Ausbreitung derjenigen Probleme, auf die sie reagieren - vor allem welt- 
weit wachsende Armut und Umweltzerstörung - zu internationaler Koope- 
ration gefunden. Internationale und globale NRO bilden aber keine neue 
Klasse von Organisationen, sie verlieren ihren Basisbezug nicht einfach, 
wenn sie sich vernetzen. So sind auch globale Basisorganisationen vor- 
stellbar wie am Beispiel der Süid-NRO »ENDA Tiers Monde« zu schen ist 
(s. u.). 
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2. NRO als neue gesellschaftliche Strukturformen 


Unter den NRO treten auch Ausgliederungen und Neugründungen aus 
staatsnahen Organisationen, also Quasi-NRO (»Quangos«) auf. Daß sich 
jedoch staatsunabhängige, basisbezogene Strukturen entwickelt haben, ist 
sozialen Bewegungen geschuldet und nicht den Eigentümlichkeiten for- 
maler Organisation als sozialem Ordnungsfaktor. 

Nach Luhmann sind Organisationen neuartige Strukturformen moderner 
Gesellschaften. Bestehende Organisationen gründen neue Organisationen, 
weil Organisationen für sie unbewältigbare Probleme nur auf andere Orga- 
nisationen übertragen und nur mit ihresgleichen interagieren können. Da- 
durch soll eine eigenartige soziale Strukturebene innerhalb moderner Ge- 
sellschaften entstehen, die sich von der Mikroebene sozialer Interaktion 
und von der Makroebene gesellschaftlicher Systeme löst. Die Entstehung 
der heute dominierenden NRO in der Umwelt- und Entwicklungspolitik 
läßt eine derartige Interpretation aber nicht zu. Auch eine funktionale 
Analyse hilft nicht weiter. Anders als staatliche Organisationen und wirt- 
schaftliche Unternehmen, die sich durch vorherige Funktions- und Zielde- 
finition bilden und daran identifizierbar sind, folgen NRO kaum Zielen 
oder Handlungsprogrammen und sind nicht von gesellschaftlichen Funkti- 
onsdifferenzierungen, Subsystemen und Ordnungen beeinflußt. Ihre 
Handlungsweise ist nicht durch systemische Imperative (die z. B. den 
»generalisierten Medien« Geld und Macht innewohnen) geprägt, sondern 
durch den Versuch, sich deren Zwängen weitgehend zu entziehen. So be- 
ruht etwa der Erfolg von NRO in der Entwicklungspolitik zum guten Teil 
darauf, daß sie ihre Abhängigkeit von Geld stark reduziert haben. 

In der Tradition systemtheoretischen Denkens erscheinen NRO als funk- 
tional diffuse Phänome. Die Frage ist, ob sie solche sind, oder ob System- 
theorien ungeeignet sind zur Analyse sozialer Bewegungen und NRO, wie 
in der Bewegungsforschung öfters vermutet wurde und an Luhmanns 
Deutung sozialer Bewegungen zu belegen ist. 

Bevor über ihre gesellschaftlichen Funktionen gesprochen werden kann, 
wäre zu klären, ob sich ein gesellschaftlicher Systembezug von NRO ohne 
gewaltsame Abstraktionen herstellen läßt. Wird die Frage nach den gesell- 
schaftlichen Funktionen aus den Beständen herkömmlichen gesellschafs- 
theoretischen Wissens beantwortet, so ergeben sich enttäuschende Resul- 
tate: abstrakte Zuschreibungen wie soziale Integration, Redistribution, 
Vermittlung sozialer oder kollektiver Handlungskompetenz, Mobilisierung 
der »Ressource Solidarität« (vgl. Glagow 1990: 165ff). Der Bezug von 
NRO zum Gesellschaftssystem wird häufig über die Konstruktion eines 
bewegungsgeprägten »dritten Sektors« angedeutet, der als Residualgröße, 
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als »Bereich von Aktivitäten jenseits von Markt und Staat« dargestellt wird 
(Roth 1992: 12, Zimmer, Scholz 1992: 21; Glagow 1990: 160) oder als Be- 
reich solidarischen Handelns, als »value driven sector« (Fowler 1992: 22). 
Anscheinend wird das von der globalen Entwicklungs- und Umweltbewe- 
gung gedachte Subjekt Gesellschaft nur in den Aktionsformen von Bewe- 
gungen sichtbar. Gesellschaft ist zwar nicht unbedingt und ausschließlich 
(wie von Touraine angenommen) als Produkt sozialer Bewegungen anzu- 
sehen, jedoch wird der Anteil und der Einfluß sozialer Bewegungen auf 
Prozesse der Systembildung und - vor allem - des Systemwandels sichtbar, 
wenn man ihr Handeln analysiert. 

Viele der heute international aktiven NRO sind zwar im Norden entstanden 
und tragen das Signum der europäischen Kultur. Jedoch verlagern NRO 
zunehmend Aktivitätsschwerpunkte in den Süden, wo die negativen Mo- 
dernisierungssfolgen, Entzivilisierung und blockierte Entwicklung, sich 
ökonomisch, sozial und ökologisch immer stärker auswirken. Auch zeich- 
net sich ab, daß die NRO des Nordens mit der raschen Zunahme der Orga- 
nisations- und Handlungskompetenz von Basisbewegungen im Süden - im 
Sinn eines erreichten Zwecks - überflüssig werden (Dreesmann in Glagow 
1990: 217). Bei den Umwelt-NRO ist allerdings eine Nord-Süd-Arbeits- 
teilung (Information, Forschung, Mittelbeschaffung im Norden, Bildungs-, 
Projekt- und Entwicklungsarbeit im Süden) entstanden, die verhindert, daß 
sich Nord-NRO bald auflösen werden. 

Die NRO des Südens haben bereits eine Entwicklung durchlaufen, die sie 
nach Korten (1987: 1990) und Morales (1993) zu Akteuren des System- 
wandels qualifiziert. Über Erfahrung und Praxis hat sich ein kritisches 
Verhältnis zu kapitalistischer Entwicklung herausbildet, das in ihrer Kon- 
sequenz auf eine Systemtransformation hinausläuft. Folgende Organisati- 
onstypen werden unterschieden: NRO der Nothilfe und Wohlfahrt (erste 
Generation), der lokalen Selbsthilfe (zweite Generation) und der Entwick- 
lung nachhaltiger Systeme (dritte Generation). Morales (1993: 256) spricht 
von einer vierten Generation von NRO, die sich auf umfassenden System- 
wandel orientieren. Damit schließen sie an die Diskussion über eine neue 
Weltordnung an. Es sind NRO in diesem Entwicklungsstadium, die sich an 
der Diskussion darüber beteiligen. Bis zur dritten Generation können NRO 
auch noch als »Reparatureinrichtungen« für die abhängigen Systeme des 
Südens verstanden werden, die nicht notwendig auf der Prämisse eines Sy- 
stemwandels beruhen. 
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3. Internationale Umwelt-NRO und ihre Entstehung 


Einige der heute als internationale Umwelt-NRO aktiven Organisationen 
existieren schon lange, etwa »Wildlife Conservation International« (1897) 
oder »Worldwide Fund for Nature« (1961). In der internationalen Umwelt- 
politik etabliert haben sich etwa »International Union for Conservation of 
Nature«, Friends of the Earth International«, »Greenpeace«, »Earthwatch 
Europe«, »Worldwatch Institute«, »Rainforest Action Network«, »Seed 
Action Network«, »Pesticide Action Network«, »ENDA Tiers Mondex«, 
schließlich regionale NRO und Netzwerke wie »Pacto de Accion Ecologica 
Latinoamericano«. Die genaue Zahl internationaler Umwelt-NRO ist kaum 
zu erfassen. Auch für die OECD-Länder gelang es nicht, eine vollständige 
Übersicht über NRO im Bereich Umwelt und Entwicklung zu erstellen 
(eine von ENDA und OECD durchgeführte Erhebung enthält genauere In- 
formationen über 649 von 2746 individuell erfaßten NRO: s. ENDA und 
OECD 1992). So bleibt man, vor allem für die Umwelt-NRO im Süden, auf 
qualitative Darstellungen von NRO-Projekten angewiesen. 

Ein erstes Profil von Aktivitäten von Umwelt-NRO in der internationalen 
Entwicklungszusammenarbeit entstand aus der 1987 in London vom 
»International Institute for Environment and Development« organisierten 
»Only One Earth Conference on Sustainable Development« (Conroy und 
Litvinoff 1988). Seither sind detaillierte Analysen von NRO in einzelnen 
Kontinenten entstanden (vgl. Farrington und Lewis 1993). Dabei zeigt sich 
als ein Schlüssel-Aktionsfeld der NRO-Arbeit das der ländlichen Ent- 
wicklung und nachhaltigen Ressourcennutzung. 

Umwelt-NRO aus dem Norden haben häufig besseren Zugang zu kostspie- 
ligen Informationen, Experten, wissenschaftlichen Daten. Umwelt-NRO 
des Südens bleiben regional verankert auch wenn sie international koope- 
rieren; ıhr Handlungsfeld ist häufig von Entwicklungsarbeit geprägt. Süd- 
NRO sind oft mit Unterstützung aus dem Norden entstanden, obwohl sie 
eigenständige Profile und Entwicklungen aufweisen. Prototypus einer in- 
ternationalen Umwelt-NRO des Südens mit den Zügen einer globalen Ba- 
sisorganisation ist »ENDA Third World« (»Environment and Development 
in the Third World«). Diese Organisation entstand 1972 


»as an environmental training programme with the help of UNEP. It became an association in 
November 1977 and, in June 1978, evolved into an international organisation with its head- 
quarters in Dakar, .... ENDA consists of both rural and urban grass roots groups assisted by 
technicians, as well as researchers, engineers, economists, sociologists, trainers, communica- 
tion experts, etc. ENDA'’s activities can roughly be divided into two categories, direct field ac- 
tions and the Spooling of ideasg (research, training, publication...).« (ENDA und OECD 1992: 
15). 
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In den zwanzig Jahren zwischen den beiden Weltkonferenzen zur Defini- 
tion globaler Umweltpolitik, UNCHE (1972) und UNCED (1992) hat sich 
das Aktionsfeld für NRO in der zunehmenden Verknüpfung der Politikbe- 
reiche Umwelt und Entwicklung herausgebildet. Ausgangspunkt und Er- 
fahrungsbasis war für die NRO im Norden mehr die Umweltpolitik, im 
Süden die Entwicklungspolitik, die vielen NRO Handlungsfelder und Zu- 
gang zu Ressourcen eröffnete. Die Entwicklung läßt sich so zusammenfas- 
sen (vgl. Messner 1993): 

- Mit UNCHE wurde 1972 die Umweltpolitik des Nordens auf die interna- 
tionale Agenda gesetzt und zum Modell internationalen Umweltrechts. Die 
Umweltprobleme, um die es dabei ging, waren »brown concerns«, Luft-, 
Wasser- Bodenverschmutzung, wobei die häufig grenzüberschreitenden 
Verschmutzungen von Luft und Wasser die größte Aufmerksamkeit er- 
hielten. Die Sicht des Nordens wurde dem Süden aufoktroyiert, wie die 
Reaktion der Gruppe der 77 (Entwicklungsländer) zeigte, die die Forde- 
rung nach Umweltpolitik für neokolonialistisch und ihre Entwicklung be- 
hindernd hielten. 

- Zwischen UNCHE und UNCED waren es die NRO, die diese Front der 
Ablehnung des Umweltschutzes im Süden durchbrochen haben. Die mit 
dem Bericht der Weltkommission für Umwelt und Entwicklung (1987) 
prominent gewordene Idee von nachhaltiger Entwicklung und einer Inte- 
gration von Umwelt- und Entwicklungspolitik wurde für die NRO rasch 
zur Legitimationsformel. 

- Mit UNCED wurden 1992 die im Lauf der achtziger Jahree manifest ge- 
wordenen globalen Umweltprobleme, die »green concerns«, auf die inter- 
nationale Agenda gesetzt. Treibhauseffekt, Zerstörung der tropischen Re- 
genwälder, Desertifikation, Zerstörung der atmosphärischen Ozonschicht 
sind nur noch mit dem Süden, nicht mehr allein durch Zwang des Nordens 
zu bewältigen. i 

Die Etablierung der Umwelt-NRO erfolgte in mehreren Phasen (s. ENDA 
und OECD 1992, 26ff): In den siebziger Jahren entstehen Umwelt-NRO 
mit der Politisierung des Umweltthemas. In den achtziger Jahren breiten 
sie sich weltweit aus mit den wachsenden Erkenntnissen über Umwelt- 
schäden, dem raschen Fortschreiten der Umweltzerstörung, der Einsicht in 
die Notwendigkeit der Bekämpfung und Reduzierung von Umweltzerstö- 
rung sowie der Integration von Entwicklung und Umweltschutz. In den 
neunziger Jahren institutionalisieren sie sich neben den staatlichen Institu- 
tionen unter der Einsicht, »the battle to save the planet will replace the 
battle over ideology as the organizing theme of the new world order« (ebd., 
29). Das hört sich wie ein glatter Erfolg an. In welcher Situation finden 
sich die Umweit-NRO in der ersten Hälfte der neunziger Jahre tatsächlich? 
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Die mit dem Sozialismus entfallene Systemkonkurrenz hat die Welt nicht 
nur von unnötigen ideologischen Kämpfen befreit, so daß nun die Lösung 
von Umweltproblemen ungehindert möglich wäre. Mit dem Zusammen- 
bruch der sozialistischen Länder ist auch politischer Spielraum für die 
Länder des Südens geschwunden. Der Systemkonflikt ist einer zwischen 
den am Reichtum teilhabenden und davon ausgeschlossenen, zwischen 
Norden und Süden geworden. Die NRO haben die geschwundenen Spiel- 
räume nicht durch tatsächlichen Einfluß auf die globalen Institutionen auf- 
fangen können. Ein internationales Institutionensystem, das eine ökolo- 
gisch nachhaltige und sozial gleichberechtigte Entwicklung einleiten oder 
globale Umweltpolitik Koordinieren kann, gibt es nicht. Die Institutionen, 
die das bisherige System repräsentierten, die von Bretton Woods und die 
UNO, haben entweder zur Verschärfung der Umweltprobleme beigetragen 
oder nur zu symbolpolitischer Aktivität gefunden wie die UNO, die mit ih- 
rem Umweltprogramm UNEP schon vor längerem ein weitgehend er- 
folgloses Koordinierungssystem internationaler Umweltpolitik geschaffen 
hat (Harris in Dietz et al. 1992). Hinter den UNO- und Regierungspro- 
grammen für internationale Umweltpolitik stehen jedoch Definitionsmacht, 
Koordinations-, Forschungs-, Finanzierungspotentiale, die für globale 
Umweltpolitik unverzichtbar sind und auch die NRO zu Zugeständnissen 
an das System nötigen. Regierungen und andere staatliche Institutionen 
setzen zwar zunehmend auf NRO für die Realisierung von umweltpoliti- 
schen Programmen, doch ist das nicht gleichzusetzen mit der Akzeptanz 
einer »grassroots world order«. 

Die Anerkennung der Umwelt-NRO durch staatliche und zwischenstaatli- 
che Institutionen ist ein zwiespältiger Vorgang. OECD und EU unterstüt- 
zen seit längerem NRO als Träger von Umwelt- und Entwicklungspolitik, 
aber aus einer Haltung, die sich für die meisten NRO als problematisch er- 
weist. Nicht die Ansätze (Basisbezug, Partizipation, soziale und kulturelle 
Einbettung), sondern die Erfolge, die NRO in Konkurrenz mit staatsabhän- 
gigen Entwicklungsorganisationen erreichen, erscheinen als ausschlagge- 
bend. NRO können bemerkenswerte Erfolge in der lokalen Entwicklungs- 
arbeit vorweisen, vor allem in der ländlichen Entwicklung und im Ressour- 
censchutz. Ihre Budgets sind klein und sie können rasch Spenden einwer- 
ben. Ihre Mitglieder sind hoch motiviert, arbeiten freiwillig, ohne oder mit 
geringer Entlohnung und sind selten korrumpierbar. NRO erreichen auch 
Motivation, Handlungsbereitschaft und Bewußtseinsbildung bei den Ziel- 
gruppen. Sie sind in der Lage rasch zu handeln, also auch in Not-, Krisen- 
und Katastrophensituationen. Für die staatlichen Institutionen im Norden 
ist politische Unabhängigkeit ihre Haupttugend (OECD 1988: 11; Glagow 
1990: 212). 
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Um der organisatorischen Effizienz von NRO willen werden demnach ihre 
eigentlichen Ziele und »value commitments« billigend in Kauf genommen 
- solange sie in der Entwicklungsarbeit erfolgreicher sind als staatliche Or- 
ganisationen. NROÖ stehen aus der Sicht staatlicher Institutionen unter per- 
manentem Erfolgszwang. Daß sie über komparative Vorteile verfügen wird 
allerdings auch bestritten (Vahlhaus 1994). Gegenwärtig sieht es so aus, 
betrachtet man etwa die Diskussionen über Methoden der Projektdurchfüh- 
rung in staatlichen Geberinstitutionen (wie der GTZ) oder in internatio- 
nalen Organisationen der UNO (wie der FAO), als ob diese Organisationen 
dabei wären, sich in NRO zu verwandeln. Sie greifen aktionsforschungs- 
orientierte Ansätze und Methoden der NRO rasch auf und weichen auf- 
fällig von ihrer bisherigen Praxis ab. Ob die Geberinstitutionen jedoch ihre 
Abhängigkeit von Regierungen verringern und über ihre bürokratischen 
Schatten springen können, ist mehr als zweifelhaft. Es kann zwar sein, daß 
sie sich zeitweilig der Arbeitsweise von NRO in der Entwicklungszusam- 
menarbeit annähern, doch ist dies eher Ausdruck der Erfolglosigkeit bis- 
heriger Ansätze und des Versuchs, mit Hilfe von Ethnologen wieder hand- 
lungsfähig zu werden. 


4. Die NRO-Agenda für globale Umweltpolitik nach UNCED 


In der globalen Umweltpolitik kann nicht auf.staatliche Handlungsinstru- 
mente zurückgegriffen werden - nur innerhalb von Staaten ist rechtliche 
Erzwingung von staatlichen Entscheidungen möglich und das Verursa- 
cherprinzip juristisch anwendbar (Bird 1992: 231). Ferner treten Umwelt- 
probleme in Industrie- und Entwicklungsländern mit anderen sozialstruktu- 
rellen Auswirkungen in Erscheinung (reichtums- und armutsbezogene 
Umweltkonflikte; Goodman und Redclift 1991: 223f). Daraus resultieren 
komplizierte und widersprüchliche Anforderungen an globale umweltpoli- 
tische Programme. 

NRO versuchen, die Formulierung globaler Umweltpolitik zu beeinflussen 
und eine erweiterte Definition von Verursachern politisch durchzusetzen. 
Als Verursacher von Umweltschäden sollen nicht mehr nur individuelle 
Verursacher, einzelne Firmen sowie Konsumenten, sondern Umweltschä- 
den verursachende oder begünstigende ökonomische Systeme gelten, die 
ökologische Folgekosten ungleich zuteilen. Sodann geht es darum, ein ei- 
genständiges Modell von ökologischer Entwicklung zu formulieren und 
politisch durchzusetzen. Die »grassroots agenda« nachhaltiger Entwick- 
lung entsteht auf vielen politischen Handlungsebenen. Beispielhafte Bei- 
träge sind: 
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- Aktionsprogramme zur Ökologisierung der Entwicklungspolitik wie das 
der Grünen im deutschen Bundestag, das Außenwirtschaftsprogramm » Auf 
dem Weg zu einer ökologisch-solidarischen Weltwirtschaft« (Falk 1992: 
670) und 

- der globale NRO-Vertrag zu nachhaltiger Landwirtschaft, eine von meh- 
reren entwicklungspolitischen Richtlinien, die während der Gegenkonfe- 
renz der NRO zu UNCED verabschiedet wurde. 

- Umfassendere, theoretisch begründete Ansätze zu ökologisch nachhalti- 
ger Entwicklung im Sinne der globalen Umweltbewegung, die über die 
politischen Programme und Absichtserklärungen hinausgehen, sind seit 
den achtziger Jahren in der bewegungsnahen Entwicklungsarbeit entstan- 
den: »people-centered development« (Korten 1987, 1990), »rural-ökolo- 
gisch zentrierte Entwicklung« (Thielen 1992), »institutional development« 
(Fowler 1992a; Bruckmeier 1994), »alternative development« (Friedmann 
1992). 

Die NRO-Vorstellungen finden in den Ergebnissen der UNCED-Konferenz 
teilweise Anerkennung, vor allem in der Agenda 21 (Kap. 27 über NRO, 
Kap. 14 und 32 über Agrarentwicklung), die das Ergebnis von UNCED in 
Gestalt eines globalen umweltpolitischen Aktionsprogramms darstellt. Die 
Unterorganisationen der UNO bewegen sich - selbstwiderprüchlich und 
noch wenig überzeugend - auf die Positionen der Umweltbewegungen zu 
nachhaltiger Entwicklung und Landwirtschaft zu, an erster Stelle die FAO, 
die schon vor UNCED eine ökologische Kehrtwendung versuchte. 
Zweifellos ist die Agenda 21 kein völkerrechtlich verbindliches Dokument 
und es läßt sich nicht absehen, daß die Industrieländer rasch von ihrem 
umweltzerstörenden Wachstumsmodell abweichen, während den Ländern 
des Südens über Entwicklungs- und Umweltpolitik zunehmend umweltpo- 
litische Verantwortungen und Lasten aufgebürdet werden. Damit werden 
sich NRO in den nächsten Jahren auseinandersetzen müssen. 

Es geht bei den Aktivitäten von NRO nicht nur um politische und morali- 
sche Aufklärungs- und Überzeugungsarbeit (»moral persuasion«) sondern 
um die »ökologische Zivilisierung« der ökonomischen Systeme. Der Weg 
dahin ist noch nicht ganz überschaubar. In der NRO-Diskussion über nach- 
haltige Entwicklung wird ein globaler zivilgesellschaftlicher Diskurs über 
Gesellschaftsveränderung als Folge der ökologischen Krise eröffnet: eine 
selbstkritische Reflexion über Gesellschaft, um »unter historisch neuarti- 
gen Rahmenbedingungen die Frage nach dem gesellschaftsverändernden 
politischen Handeln überhaupt erst wieder zu öffnen.« (Becker, Jahn, 
Wehling 1991, 484). Welche Aussichten eröffnet dieser Diskurs für nach- 
haltiger Entwicklung und eine »grassroots world order«? 
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5. Aussichten der Umwelt-NRO 


Seitdem in der Entwicklungspolitik der OECD-Länder NRO zunehmend 
als Projektträger anerkannt werden, ist zu beobachten, daß Regierungen 
von Entwicklungsländern »GONGOs« gründen (»government organized 
non-governmental organization«; Glagow 1990: 226), um weiterhin an 
Mittel aus der Entwicklungshilfe zu gelangen und die NRO-Szene kontrol- 
lieren zu können (oder auch deren Freiräume einzuschränken). Das zwingt 
die NRO zu Wachsamkeit. Möglicherweise erwachsen diesen auch aus der 
geringen Erfahrung mit Selbstorganisation und internationaler Politik Pro- 
bleme (vgl. Falk 1992: 667). 

Bei den Umwelt-NRO ist darüber hinaus zu bemerken, daß die Verfügbar- 
keit von Geld und die Einrichtung internationaler Fonds bedenkliche 
Gründungen stimuliert - die Neugründung von NRO zum Zweck des Er- 
halts von Geldern aus dem Norden oder aus internationalen Fonds. Diese 
»Selbstinstrumentalisierung« der NRO kann ähnliche Folgen wie bei den 
staatlichen Organisationen haben. Mit zunehmender Professionalisierung 
und Formalisierung sowie Bürokratisierung entfernen sich NRO von ihren 
urprünglichen Zielgruppen und Ansätzen. Auch gegen die demotivierenden 
und korrumpierenden Folgen von Bürokratisierung sind NRO nicht ewig 
gefeit. Bürokratisierung ist teilweise unvermeidlich, etwa als Folge der 
partiellen Finanzierung vieler NRO über staatliche Fonds und der notwen- 
digen Kooperation mit staatlichen Institutionen, die im Süden kaum um- 
gangen werden kann. Obgleich dies nicht auf eine absehbar rasche Er- 
schöpfung des Handlungsmodells NRO hinauslaufen muß (so jedoch 
Vahlhaus 1994), sind einer perpektivischen Entwicklung von NRO als 
Akteuren der nachhaltigen Entwicklung doch Grenzen gesetzt. 

Ein von NRO formuliertes, normatives gesellschaftliches Ordnungsmodell 
ist mit der Herausbildung der internationalen NRO-Szene entstanden. Die 
Vorstellungen einer »grassroots new world order« (Ekins 1993: 5) sind 
noch wenig ausformuliert. Sie bestehen weitgehend aus Prinzipien und 
Handlungsnormen, den moralischen und kulturellen Normen für 


»civil society, the networks of family, community and voluntary association acting for social 
reproduction, reconstruction or reform ... with the economic dimension integrated with, or 
embedded in, a broader social, ethic and ecological reality.« (ebd.). 

Diese Weltsicht entsteht aus der Basisarbeit von Bewegungen - bei den 
neuen sozialen Bewegungen in den europäischen Ländern ähnlich wie bei 
den NRO des Südens. Demokratisierung, Partizipation, soziale Mobilisie- 
rung und Selbstorganisation von sozialen Gruppen werden außerhalb for- 
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mal konstituierter politischen Repräsentationssysteme versucht. Die basis- 
demokratischen Ideen zur Ablösung der staatlichen und wirtschaftlichen 
Weltordnung sind vage, vor allem sind die Vorstellungen über die kapitali- 
stische Wirtschaftsweise unklar. Trotz der erfahrungsgestützten Erkenntnis 
der Umweltbewegungen, daß eine Transformation des Systems unum- 
gänglich ist, was sich auch mit theoretischen Erkenntnissen aus der polit- 
ökonomischen Kapitalismusanalyse deckt, besteht keineswegs theoreti- 
scher Konsens bei den NRO hinsichtlich der Strategien. Auch Könnten die 
Ideen der globalen Umweltbewegung leicht als naiv, politisch unkritisch 
oder utopisch (ab-)qualifiziert werden - als Formen des Postindustrialis- 
mus, als ökologische Utopie (Wehling 1993) oder als Ausdruck von Mlu- 
sionen über die Veränderbarkeit des Systems. Soll dem nicht vorschnell 
zugestimmt werden, dann ist darauf einzugehen, wo die systemtransformie- 
rende Kompetenz und der politische Spielraum dieser Bewegungen liegt 
(Falk 1993: 666f) und wie sie die widersprüchlichen Imperative der Öko- 
logisierung der globalen Ökonomie erfüllen können. 

Ob und wie nachhaltige Entwicklung universell erreichbar ist, ist noch kei- 
neswegs sicher. Ob eine globale Gesellschaft im Sinne der »grassroots 
world order« historisch entsteht, deren Strukturen noch nicht theoretisch 
benennbar sind (vgl. Buzan 1993: 329), entscheidet sich in längerer Frist. 
Zunächst kann nur darauf verwiesen werden, daß die Entwicklung der glo- 
balen Ökonomie und die Strukturen des kapitalistischen Weltmarktes noch 
eine Vielzahl von spezifischen lokalen und regionalen Substrukturen zulas- 
sen und keine unveränderliche, deterministische und universal gleichför- 
mige Ordnung erzwingen, da sie immer auch durch Handlungen, soziale 
Normen und kulturelle Ordnungen vermittelt werden müssen. Sodann füh- 
ren ökologische Probleme und Verknappung natürlicher Ressourcen als 
»äußere Systemgrenzen« kapitalistischer Entwicklung dazu, daß die öko- 
nomischen Systeme - wenn auch begrenzt - lernen und sich »ökologisch 
modernisieren« müssen. Das eröffnet den neuen ökologischen Akteuren in 
den NRO Gestaltungschancen. 

Soll eine »grassroots world order«, »eine Ökologische, soziale und demo- 
kratische Ordnung« (Altvater 1992: 223) möglich werden, dann werden 
folgende Fragen künftig zu Klären sein: 

(1) Wie wandelbar sind die Strukturen des internationalen ökonomischen 
und politischen Systems und der ihm zugrundeliegenden kapitalistischen 
Wirtschaft? Theoretische Analysen, die in Gang gekommen sind, verwei- 
sen auf unwahrscheinliche Voraussetzungen des Wandels (Marmora 1992, 
Altvater 1992, Messner 1993, Bruckmeier 1994). Die notwendigen Pro- 
zesse der Ökologisierung des Systems sind globale Umverteilung, Redu- 
zierung von Energie- und Stoffkonsum im Norden sowie Schließen von 
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Stoffkreisläufen in Wirtschaftsprozessen (Altvater 1992: 227£f, Messner 
1993: 47ff; Bruckmeier 1994: 99ff). Es galt bislang als theoretisch wie hi- 
storisch verbürgte Gewißheit, daß diese Prozesse innerhalb kapitalistischer 
Wirtschaftsweise nicht möglich sind. Daß sie dennoch stattfinden müssen, 
ohne daß man einen Systemwandel erwarten kann, strapaziert die Theorie. 
Nachhaltige Entwicklung wird allerdings nicht nur durch funktionierende 
Ordnungen und Systemstrukturen verhindert, sondern zunehmend auch 
durch Tendenzen zur Entzivilisierung und Weltunordnung - Zerfall und 
»Tonton-Macoutisierung« vieler Staaten des Südens (Achilles Mbembe), 
militärisch ausgetragene regionale Konflikte und die Verstrickung der 
UNO in militärische Konflikte. Hier hilft keine Theorie weiter, nur norma- 
tiver Diskurs. 

(2) Über welche normativen Kriterien einer Ökologisierung des globalen 
Systems muß politischer und sozialer Konsens erzielt werden? Bedingun- 
gen einer »ordre &conomique international plus Equitable«, die die Margi- 
nalisierung des Südens überwindet, wären (Marchant 1991: 58f) vor allem 
ein demokratischer Diskurs über Prozesse der ökonomischen Aneignung 
und Akkulturation, Entwicklung einer demokratischen wirtschaftlichen 
Ordnung in globalem Maßstab, Regionalisierung und öffentliche Steuerung 
der Weltwirtschaft, Umstrukturierung der globalen ökonomischen wie po- 
litischen Institutionen. Das sind in diplomatischer Unverbindlichkeit ge- 
haltene Kriterien, nicht sehr konkret in Hinsicht auf die Hindernisse der 
Systemtransformation. Nur scheinbar ist über die normativen Prämissen 
des Systemwandels leichter Verständigung möglich als über Strategien 
nachhaltiger Entwicklung. Daß es im Nord-Süd-Verhältnis um blockierte 
Entwicklung geht (Altvater 1991, 1992) ist in diesen Prämissen nicht 
sichtbar. Insofern Können sie auch Teil des symbolpolitischen Diskurses 
werden, der sich in der Rhetorik der UNO und von UNCED und bei der 
förmlichen Anerkennung von NROÖ erschöpft. Dagegen wäre zu diskutie- 
ren, wie aus dem »dritten Sektor« als Reparaturbetrieb moderner Gesell- 
schaften eine nachhaltige, den Anforderungen an eine zivilgesellschaftliche 
Ordnung entsprechende, globale Gesellschaft werden kann. Das »Nadel- 
öhr« ökologischer Zivilisierung ist Durchsetzung einer gerechten globalen 
Verteilung der Folgekosten von Umweltzerstörung und der Kosten nach- 
haltiger Entwicklung zwischen dem Norden und dem Süden. Normative 
Kriterien wie die der Gerechtigkeit können kaum theoretisch begründet 
werden, sie müssen durch Überzeugen, Verhandeln und »coercive diplo- 
macy« politisch durchgesetzt werden. Sie bergen neue politische Spreng- 
kraft auch innerhalb der Umweltbewegungen. Die Kontroverse um norma- 
tive Kriterien der Zuteilung von Verantwortung und Kosten in der globalen 
Umweltpolitik ist schon eröffnet, wie in der Auseinandersetzung über die 
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Reduktion von Gasen, die zur globalen Erwärmung beitragen, deutlich 
wurde, die zwischen einer Nord- und einer Süd-NRO, dem »World Re- 
sources Institute« und dem »Centre for Science and Environment« (New 
Delhi) entstand. Die Vorstellung, daß der Norden mit Beschränkungen sei- 
nes Energieverbrauchs und Konsumstils beginnen muß, ist nicht mehr ab- 
zuweisen. 

Weitere Konflikte können daraus entstehen, daß NRO nicht nur universa- 
len Moralprinzipien folgen und ihr Handeln allein auf dieser Ebene recht- 
fertigen können, sondern ihre jeweilige kulturelle Konstitution und Ein- 
bettung beachten müssen. Wenn sich neben machtbezogenen Differenzie- 
rungslinien einer plurizentrischen Weltordnung künftig verstärkt kulturelle 
Konfliktlinien und eine Konkurrenz verschiedener Kulturen ausbilden 
sollten (Samuel Huntington), blieben NRO nicht davon verschont, in Kon- 
frontationen einbezogen zu werden, die sich als neue Blockaden ökologi- 
scher Zivilisierung erweisen. 

(3) Welche Verfahren, Institutionen und Sphären müssen entwickelt wer- 
den, »um die gesellschaftlichen Naturverhältnisse demokratisch und nicht- 
destruktiv regulieren zu können«? (Becker, Jahn, Wehling 1991: 488). Zu- 
erst können die existierenden Koordinationsmechanismen für globale Um- 
welt- und Entwicklungspolitik inspiziert und ihre Vor- und Nachteile dis- 
kutiert werden. Dryzek (1987: 165f) folgend geht es um Märkte, verwaltete 
Systeme, Gesetze, Verhandlungen, Krieg und »coercive diplomacy«. Sie 
bieten wenig Anhaltspunkte für eine Beantwortung der Frage, welche so- 
zialen Ordnungsmechanismen zu Fundamenten einer neuen ökologischen 
Weltordnung werden können. Es scheint, daß das herkömmliche Instru- 
mentarium sozialer Koordinationsmechanismen im internationalen Bereich 
zu begrenzt für eine ökologische Neuordnung ist. Auf die meisten - außer 
Krieg - Kann nicht verzichtet werden. 

Ein Zurückdrängen der Ordnungsmächte Staat und Markt durch NRO in 
der globalen Umweltpolitik ist allerdings nicht nur durch eine Erweiterung 
des politischen Instrumentenmix möglich, es bedarf vielmehr eines zivilge- 
sellschaftlichen Diskurses durch NRO und Bewegungen. Ökologische Al- 
ternativen müssen im geschichtlichen Prozeß entwickelt werden, sie sind 
nicht bereits in abstrakter Form in den sozialen Ordnungsmechanismen 
vorhanden. Ökologische Zivilisierung, die nicht in Widerspruch zu Demo- 
kratisierung gerät, Kann auch nicht vollständig auf herkömmlichen Mehr- 
heitsregeln, Verantwortungszuschreibungen und individuellen Subjekten 
aufbauen. Vielmehr müssen neue Subjekte konstituiert und Regeln für de- 
ren Interaktion entwickelt werden: neben staatlichen Rechtssubjekten geht 
es um neue internationale Rechtssubjekte, subjektive kollektive Rechte, 
intergenerationale Rechte und Rechte der Natur. 
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(4) Wie lassen sich die systembezogenen Imperative der Ökologisierung in 
politisches Handeln übersetzen und wer ist an der globalen Umweltpolitik 
zu beteiligen? Da soziale Bewegungen sich nicht primär durch wissen- 
schaftliche Diskurse bilden, gelangen Ergebnisse theoretischer Analysen 
nur in Bruchstücken zu ihnen. Die NRO und ökologischen Bewegungen 
sind kein priviligiertes soziales Subjekt, das eine zivilisatorische welthisto- 
rische Mission zu erfüllen sich anschickt. Sie machen nur den Anfang bei 
der Suche nach einer nachhaltigen globalen Ordnung. Mindestvorausset- 
zung ihres Erfolgs in der globalen Umweltpolitik ist die Bildung jener 
»rainbow coalition of concern« (Richard Sandbrook), die die verschieden- 
sten NRO und Bewegungen zusammenführt. 

»The power of NGOs in the third - value driven - sector will depend to an important degree on 
their ability to form coalitions across ethnic, class, spiritual, geographical and national boun- 
daries.« (Fowler 1992: 22) 

NRO werden dabei jedoch nicht unter sich bleiben können, sondern auf 
Kooperation mit vielen traditionellen Akteuren und Organisationen ange- 
wiesen sein - Regierungen, Verwaltungen, Parteien, Gewerkschaften, For- 
schungsinstituten. Allerdings muß nicht die fade ideologische Figur vom 
Sitzen im gemeinsamen Boot erneut zur letzten ökologischen Weisheit 
aufgefrischt werden. Die NRO machen bereits differenzierte Lern- und Er- 
fahrungsprozesse und entwickeln verschiedenen Akteuren gegenüber un- 
terschiedliche Kooperationsstrategien, keineswegs nur solche nach dem 
Modell der Konfliktfreiheit. Das Neue an der Diskussion über eine 
»grassroots world order« ist, daß sie nicht gewohnten Diskurslinien folgt, 
nicht auf bekannte wissenschaftliche und politische Argumentationsweisen 
zurückgreifen, nicht auf bekannte Diskursteilnehmer bauen kann. Die 
»grassroots agenda« muß in konfliktreichen Auseinandersetzungen in ei- 
nem langen Diskurs über eine neue Weltordnung durchgesetzt werden, 
wobei unbekanntes Gelände betreten werden muß. Eine den Ökologisie- 
rungsprozeß abkürzende List der Vernunft zeigt sich nicht. 
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Weltordnung und Vereinte Nationen 


Die politische und intellektuelle Linke tut sich schwer, die weltpolitische 
Wende nach 1989/90, insbesondere ihre globalen Folgerungen, auf den 
Begriff zu bringen. Wolfgang F. Haug referiert 1990 in seinen 
»Wahrnehmungsversuchen« (noch untertitelt mit: »Beiträge zur Verständi- 
gung in der Krise des Sozialismus«, S. 89) als Anfrage aus Uruguay, »ob 
die Befreiung in Osteuropa grünes Licht für die Unterdrückung in Latein- 
amerika gab.« Gut gefragt. Helmut Hugler (1991, 5) faßt zusammen: 
»Diese beiden Komporenten der internationalen Politik: die innerimperia- 
listischen Beziehungen in der Form der Eindämmung Deutschlands und 
Japans unter der US-amerikanischen Hegemonie, und der Ost-West-Kon- 
flikt strukturierten das internationale System.« Und Hugler fragt weiter, 
wodurch die »ordnungsstiftende« Funktion des Ost-West-Konflikts nach 
dessen Ende ersetzt werden könnte. 

Mit dem Wegfall des - wie es sich selbst nannte - sozialistischen Weltsy- 
stems setzt Alternativlosigkeit ein. Zuvor repräsentierte die sozialistische 
Idee zumindest eine andere Utopie, realpolitisch oft genug auch ein Wi- 
derlager, um ungehemmten Herrschaftsansprüchen des westlich-kapitalisti- 
schen Modells etwas entgegen zu setzen. Das ist vorbei. Und so eröffnet 
sıch die Frage, ob sich ein unitarisches Modell von Weltordnung nunmehr 
ungehindert durchsetzen wird, und welche Instrumente diesem Prozeß 
dienlich sein könnten, wobei sich der Blick auf die Vereinten Nationen 
richtet. Mit dem Ende des Ost-West Antagonismus erweisen diese sich als 
entschluß- und handlungsfähiger als je zuvor. Was bedeutet das? 

Der Begriff »Weltordnung« in unserer Überschrift bedarf in Deutschland 
einer Vorklärung. Heute sind nicht Hitlers Pläne gemeint, in denen eben 
dieses Wort strapaziert wurde.! Im Deutschen eignen dem Begriff vorran- 


1 Mit »Weltfinanz« ging Hitler gegen vermeintlich mafiotisch-jüdische Machenschaften an; 
s. etwa Hitler 1925, 163. Mit seiner vielfachen Agitation gegen »Weitherrschaftspläne« 
wurden massenwirksam deutsche Ängste vor Überfremdung geschürt; s. ebd., 343, 351, 
703, 738, 751) 
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gig Konnotationen von Rationalität und Hierarchie. Das ist aber zumindest 
nicht in diesem Ausmaß bestimmend für das Verständnis von 
»Weltordnung«, wie dieses im Diskurs der Machteliten Westeuropas und 
der USA vorherrscht. Dort ist der Begriff ungleich voraussetzungsvoller, 
durch einen mehr als hundertjährigen unausgesetzten Diskurs abgesättigt. 
»Ordnung« meint zunächst einmal überhaupt nicht, daß die Welt einiger- 
maßen ordentlich eingerichtet wäre (von einem planvollen Aufbau ganz zu 
schweigen). Der Begriff zielt auf die vorfindliche internationale Realität, 
mitsamt ihren chaotischen Verwerfungen. Auch sind in der ausländischen 
Debatte und im tatsächlichen Vollzug die Interventionsmittel subtiler, sie 
reichen von dosiertem wirtschaftlichen Druck über die Begünstigung lo- 
kaler Gleichgewichte bis hin zum Einsatz von Gewalt. Ist hingegen in 
Deutschland etwa von mehr Unterstützung für die Vereinten Nationen die 
Rede, wird vorrangig in Farbhelmen gedacht: Blauhelme für die Friedens- 
sicherung, Grünhelme für mögliche Umweltschutzeinsätze, Gelb für die 
Katastrophenhilfe (einer der ersten: Bahr 1990). 

Uneinigkeit besteht in der Frage, wann sich die »Weltordnung« der Nach- 
kriegsperiode aufzulösen beginnt, und wann die tastende Suche nach neuen 
Strukturen einsetzt. Es wäre sehr vordergründig (wie dies die Masse der 
Analytiker tut), auf der Oberfläche der Ereignisabläufe die Wende 1989/90 
als absolute Zäsur zu setzen - ist diese doch möglicherweise selber Folge 
eines viel grundsätzlicheren Wandels, der bereits zuvor eingetreten ist. Zu 
folgen ist besser Hugler (1991, 6, vgl. 4), der ab 1970 eine Ablösung der 
»alten« Ordnungsmuster ausmacht: 


»Vereinfachend kann man sagen, daß sich ein Gleichgewicht zwischen der Produktivität, dem 
monetären Sektor und dem Außenhandel, sowie ein militärischer Vorsprung und eine ideolo- 
gische 'leadership' einspielen muß, damit eine begemoniale Konstellation entstehen kann... 
Diesen Vorsprung hatten die USA bis ca. 1970 inne. Der Verfall der US-Hegemonie und der 
komplementäre Aufstieg Europa/Deutschlands und Japans zerstörten die 'Geschäftsgrund- 
lagen' der westlichen Allianz. Differenzen über das Ost-West-Verhältnis, ökonomische Kon- 
flikte, unterschiedliche Positionen zu Konflikten in den Peripherien führten zu einem Entfrem- 
dungsprozeß.« 


Bevor dıe Erörterung vorschnell auf die Entwicklung der »Weltmilitärord- 
nung« eingeengt wird (in der Friedensforschung ein eingeführter Begriff), 
ist zu fragen, was denn heute die Ordnungsprobleme der Weltpolitik sind 
(1.). Danach lassen sich die Akteure mustern, die sich als Problemlöser an- 
bieten (2.). Aus verschiedenen Gründen läuft da viel auf die Vereinten Na- 
tionen (und nicht etwa auf die NATO) zu. Diese These soll am Testfall Eu- 
ropa nach 1989 geprüft werden (3.). Abschließend wird untersucht, wie 
sich die Bundesrepublik in ‚das entstehende Weltszenario einzubringen 
trachtet (4.). 
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1. Das Problem 


Am brennendsten wird die Frage nach der Weltordnung angesichts der 
ethno-sozialen Kriege, welche in Europa nach der weltpolitischen Wende 
ausgebrochen sind. Es handelt sich zumeist weder um zwischenstaatliche 
noch um Bürgerkriege im herkömmlichen Sinn.? Wie es bei neuen Phäno- 
menen häufig vorkommt, gibt es eine Vielzahl von Etikettierungen: »pluri- 
ethnische Konflikte« (Krippendorff), »ethno-nationale Konflikte« (Ro- 
pers), »Identitätskonflikte« (König), »Sezessionskonflikte« (Horowitz), 
neben älteren Begriffen wie »Regionalbewegungen« oder »Irredentismus«. 
Die begriffliche Vielfalt spiegelt analytische Unsicherheit wider. Gemein- 
samer Nenner bleibt aber die Abkehr von der Orientierung am National- 
staat und die Suche nach gruppenbezogenen Schlüsselvariablen (ausführli- 
cher zu dieser Problematik: Albrecht 1994). 

Den Kern des Problems bildet der Zerfall von Staatsverbänden wie der 
vormaligen »Sozialistischen Föderativen Republik Jugoslawien« oder der 
»Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken«. Staaten wie zum Beispiel 
Kroatien streben nach Unabhängigkeit und Souveränität sowie der Aner- 
kennung dieser Souveränität durch Dritte, am besten die Vereinten Natio- 
nen. Das stößt auf Widerstand, in diesem Falle Serbiens, welches auf die 
Souveränität der »Föderativen Republik Jugoslawien« (rechtlich keines- 
wegs »Ex-Jugoslawien«, wie die Medien vereinfachen) pocht, und diese 
mit Waffengewalt zu retten sucht. Solche Sezessionskonflikte eskalieren, 
nicht weil sie zu staatssozialıstischen Zeiten unterdrückt wurden (das zwar 
auch, aber Repression war nur eines der Instrumente), sondern weil Min- 
derheiten in der Krise einer alten Herrschaftsordnung nicht einmal ihre bis- 
herige marginale Position gesichert erscheint und die Krise die Chance zur 
Neugestaltung der eigenen Situation eröffnet. 

Die Staatswerdung vollzieht sich (oder wird bekämpft) auf mehreren Ebe- 
nen. Innenpolitisch ist das Auftreten einer Vielzahl (meist mehrerer Dut- 
zend) von Parteien charakteristisch, die wenige Mitglieder aufweisen, und 
die organisatorisch schwach sind. Unabhängige Medien sind in solchen 
Gemeinwesen die Ausnahme. Die Wirtschaftsbasis ist zumeist wenig ent- 
wickelt oder befindet sich in einer Phase grundlegender Transformation. 
Die Zahl der Arbeitslosen liegt hoch, sozialen Frieden gibt es nicht (mehr). 
Von politischer Kultur kann kaum die Rede sein. Intermediäre Institutio- 
nen, die in westlichen Industriegesellschaften eine Vielzahl von Interes- 
senkonflikten kanalisieren, stecken noch in Anfängen. Nach dem Urvater 


2 Die es vereinzelt weiterhin gibt: so der gewaltsame Sturz des georgischen Präsidenten 
Gamsachurdia 1992, als dieses demokratisch gewählte Staatsoberhaupt sich als übler 
Diktator erwies. 
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dieser Forschungsrichtung, Gabriel A. Almond (Almond/ Powell 1966, 
29), erfüllen diese intermediären Einrichtungen wichtige Aufgaben im po- 
litischen Prozeß moderner Gesellschaften: sie dienen der Artikulation von 
Gruppeninteressen; sie aggregieren diese in umfassendere politische Stra- 
tegien (anders ausgedrückt: sie konvertieren Forderungen in Alternativen 
politischen Handelns); sie machen sich in der Bildung von Regeln für die 
Austragung von Interessenkonflikten nützlich, notfalls, indem bestehende 
Regulatorien angepaßt werden; sie kommunizieren Inhalte und Regelungs- 
bedürfnisse horizontal untereinander. Neuere Autoren (v. Alemann 1987, 
41; Teubner 1978, 71) verweisen zudem auf die Bedeutung intermediärer 
Institutionen für die Sozialisierung und Rekrutierung der »politischen 
Klasse« in offenen Gesellschaften. 

Sind solche Mechanismen nicht vorhanden, ist von Instabilität der Gesell- 
schaften die Rede. Die Zentralregierung ist zuweilen nicht in der Lage, die 
ihr nominell unterstehenden Militärs wirksam zu kontrollieren. Einige 
Analytiker sehen als weiteres Schwächesyndrom große Migrationsbewe- 
gungen voraus: da die Menschen aus dem Trikont und aus Rußland ver- 
mehrt Schwierigkeiten haben, ins affluente Westeuropa einzuwandern, 
würden benachbarte Regionen mit ihren schwächeren Kontrollen zumin- 
dest zur Zwischenstation großer Wanderströme (Latawski 1993). Der pol- 
nische Politikwissenschaftler Wojtaszyk (1993, 8) verweist angesichts die- 
ser Problemhäufungen auf die Möglichkeit autoritärer Lösungen: 

»Diese würden einen populistischen Schwenk bedeuten, für den günstige Bedingungen beste- 
hen: ein schwaches politisches System, nicht voll entwickelte parlamentarische Strukturen, 
Enttäuschung mit der armen Demokratie‘ sowie starke Interessenwidersprüche.« 

Das Phänomen ist keineswegs auf den vormaligen Ostblock beschränkt. 
Das Vergehen und Entstehen von Staaten war auch bei der Entkolonialisie- 
rung in vielen Regionen Afrikas und Asiens zu beobachten. Solche Pro- 
zesse können im Falle schwacher Staaten, wie dies üblicherweise Ent- 
wicklungsländer sind, lange retardieren. Aber die Prozeßmuster sind global 
ähnlich, gleich ob es sich um Nordirland, den Kaukasus, Somalia oder 
Ruanda-Burundi handelt. Weltweit werden bis zu 5000 Ethnien gezählt, 
die gemäß herkömmlichen Kriterien potentiell Anspruch auf das Selbstbe- 
stimmungsrecht der Völker oder auch einen eigenen Staat hätten. David 
Levinson (1993, 4), Leiter des Projektes »Enzyklopädie der Weltkulturen«, 
referiert, daß 1989 in 99 von insgesamt 126 Staaten 261 Konflikte virulent 
waren und Minderheiten über Unterdrückung klagten. Levinson stellt all- 
gemein fest (ebd.): 


»In den letzten Jahren waren ethnisch bedingte Konflikte weltweit die häufigste Ursache für 
Ausbrüche kollektiver Gewalt und ein Hauptgrund für das ständig wachsende Flüchtlingspro- 
blem.« 
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Die derzeitige globale Konfliktformation ist rückführbar auf eine Ver- 
schiebung des Schwerpunktes in der Interaktion dreier politischer Funkti- 
onsräume: Welt(markt), Nation, Region (zu dieser Entwicklung grundsätz- 
lich: Altvater 1987). Mit dem Ende des Ost-West-Konflikts, und mangels 
der Fähigkeit der Dritten Welt, den Nord-Süd-Konflikt zu akzentuieren, 
auch mangels Protagonisten, die globale Umweltkonflikte zu konturieren 
vermöchten, verlagert sich der Schwerpunkt internationaler Interaktionen 
und politischer Krisen deutlich auf die dritte Ebene: die Region. Damit ist 
keineswegs gesagt, daß Regionalorganisationen nunmehr in den Vorder- 
grund rücken. Vielmehr verstärkt sich die Rückfrage, was Weltorganisatio- 
nen wie die Vereinten Nationen in einem solchen Szenario bewerkstelligen 
könnten. Meyers (1994, 15) stellt »widersprüchliche Entwicklungstenden- 
zen« fest, 


»die in der Gleichzeitigkeit von Progression und Regression, von Globalisierung und Klein- 
räumigkeit, von Verflechtung und Differenzierung, von Annäherung und Entfremdung, von 
Sicherheitsgewährleistung und Sicherheitsbedrohung die Grundlagen und die Perspektiven der 
internationalen Beziehungen prägen.« 


Ähnlich lassen sich weitere Autoren anführen, wie etwa Weston (1993). 
Dieser verweist auf weltweites Bevölkerungswachstum, die chronische 
Entwicklungskrise, Rüstungsproliferation und die Gefährdung regionaler 
Stabilität, die Vetomacht von peripheren Mächten bei Konfliktregulierun- 
gen, weltweite Flucht- und Migrationsbewegungen, Umweltzerstörung und 
Raubbau, Ausbreitung von Infektionskrankheiten, organisierter Kriminali- 
tät und Drogenhandel, die fundamentalistische Rebellion gegen diese Per- 
spektiven, Verarmung, ethnisch-kulturelle Entwurzelung sowie gesell- 
schaftlichen Werteverfall. Meyers (1994, 15) bündelt solche Entwicklun- 
gen in fünf grundsätzliche Entwicklungstendenzen des internationalen Sy- 
stems: 


(1) »Die waffentechnologische Entwicklung... (unterdrückt nicht) unter dem Dach globaler 
Kriegsverhinderung regionale und lokale Gewaltanwendung«; (2) »Die Ausdifferenzierung 
der internationalen Arbeitsteilung... erzeugt in der Nicht-OECD-Welt freilich Dependenz, Pe- 
ripherisierung und Ausbeutung«; (3) »Die Entwicklung der... industriellen Produktivkräfte... 
(verfestigt) die negativen Interdependenzwirkungen globaler Umweltkrisen (und untermi- 
niert)... die klassische Schutzfunktion der Territorialstaaten«; (4) »Die Intensivierung globaler 
Kommunikation... (lös)) traditionelle Lebensformen auf, (bedroht) überlieferte kulturelle Iden- 
ditäten und (läßt) die Kenntnis des Fremden im subjektiven Empfinden weniger zur Bereiche- 
rung als vielmehr zur Bedrohung der eigenen Lebensumstände werden«; (5) »Eine Entleerung 
und Entwertung autonomer Handlungs- und Problemlösungskompetenzen des westlichen 
Wohlfahrts- und Daseinsvorsorgestaats einerseits, des durch Nationenwerdung, nachholende 
wirtschaftliche Entwicklung und geseilschaftliche Modernisierung wie Identitätsstiftung funk- 
tional legitimierten postkolonialen Staates andererseits.« Allgemeine Folgerung: »Aus den 
funktionalen Leistungsdefiziten des Entwicklungsstaates (folgt) seine Delegitimierung - kon- 
kret: seine Krise und sein Zerfall.« 
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Diese Skizze läßt sich ohne Mühe vom Staat der Dritten Welt auf die peri- 
pheren Gemeinwesen in Europa übertragen, auch wenn Meyers recht for- 
mal die »OECD-Welt« (zu der ja beispielsweise die jugoslawischen Nach- 
folgestaaten gehören) gegen die »Nicht-OECD-Welt« setzt. Für das Pro- 
blem einer neuen Weltordnung ist es somit zentral, den versagenden, zer- 
fallenden Staaten oder ihren schwächlichen Abkömmlingen nicht mit den 
Rezepturen der Nationalstaaten, mit Nichteinmischung und peinlicher 
Achtung schwindender Souveränität zu begegnen. Auch ein ungehemmter 
Interventionismus zur Repression von krisenhaften Zuspitzungen ist nicht 
die Antwort. Eigentlich gefordert ist ein Resetting der Bedingungen, die 
zum Niedergang von Staatlichkeit in der Peripherie führen. Da diese Be- 
dingungen aber zugleich wesentlich die Affluenz des Zentrums begründen, 
wird eine solche Forderung utopisch bleiben. So bleibt allenfalls die Frage, 
mit wieviel offenem Zynismus die Herrschaftsstrukturen des internationa- 
len Systems umgesetzt werden, bzw. welche Teilzugeständnisse im Namen 
der Humanität erreichbar sein werden. 

Die sozialwissenschaftliche Forschung versucht, mit der Eskalation der 
Problematik Schritt zu halten. Ein erster Vorschlag, der sogleich die Ver- 
einten Nationen in den Vordergrund bringt, geht dahin, in Situationen 
staatlichen Verfalls die Völkergemeinschaft zu einer »transitional autho- 
rity« zu machen, d. h. ihr für eine Übergangszeit Regierungsautorität zuzu- 
sprechen (Kaldor). Dahinter steckt eine in der angelsächsischen Diskussion 
alte Position über die Zweckmäßigkeit von »direct« und »indirect rule«. 
Auch hat der Treuhandschaftsrat der Vereinten Nationen, den manche mit 
diesem Mandat betrauen wollen, in dieser Hinsicht bei der Entkolonialisie- 
rung einige Erfahrungen gesammelt. 

Besonders in der Sicht der Dritten Welt bleibt nicht nachvollziehbar, daß 
die nördlichen Industriestaaten beanspruchen, Demokratien zu sein, dem 
Mehrheitswillen ihrer Bevölkerungen zu folgen, und daß sich dieselben 
Staaten gleichzeitig dem Begehren der Mehrheit der Weltbevölkerung nach 
Entwicklung entziehen und bestenfalls Almosen geben. Von einer künfti- 
gen Weltordnung verlangen aber die tonangebenden westlichen Eliten, daß 
sie diesen Widerspruch einhegt - ein zutiefst inhumanes Unterfangen. 

Die Frage, wie die natürliche Umwelt global so erhalten werden kann, daß 
trotz Industrialisierung und weltweiter Übernahme westlicher Konsummu- 
ster »sustainable development«, nachhaltige Entwicklung, möglich bleibt, 
vertieft den Nord-Süd-Gegensatz weiter. Der Streit um Ordnungen, etwa 
nationale Emissionsgrenzen, hat mittlerweile das Stadium der Auseinan- 
dersetzung über den Export von Schmutzindustrien verlassen. Auch bleibt 
ein wichtiges Nebenergebnis des Umweltgipfels von Rio 1992, daß den 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) angesichts der Hilflosigkeit der 
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Staatsvertreter in breitem Maße Mitwirkungsmöglichkeiten zugestanden 
wurden, weit über das Reglement der Charta hinaus. Aber ein grundsätzli- 
cher Wandel der globalen Umwelttrends ist auf diesem Wege nicht zu er- 
reichen. 


2. Die Krise der Vereinten Nationen 


Das Ende des Ost-West-Konflikts hat die Vereinten Nationen, abstrakt ge- 
sehen, in Krisenfragen erst handlungsfähig gemacht. Die beiden Super- 
mächte biockieren einander und den Sicherheitsrat nicht mehr mit ihrem 
Veto; sogar die Chinesen tolerierten zumindest das Eingreifen im 2. Golf- 
krieg. Heute wäre es möglich, den von der Charta vorgesehenen internatio- 
nalen Militärstab tatsächlich arbeiten zu lassen. Mittlerweile haben es die 
Vereinten Nationen nach 1989 auf mehr Militäreinsätze gebracht als in den 
vierzig Jahren zuvor. Und es werden noch mehr Kriseninterventionen ver- 
langt. Generalsekretär Boutros-Ghali äußerte im amerikanischen Fernsehen 
(ABC »Nightline«, 4. 1. 1993): »Ja, ich kann Ihnen eine Liste von Situa- 
tionen geben, die eine Intervention der Vereinten Nationen erforderten.« 
Der Afrika-Spezialist Kühne (1993, 16) gibt als solche Beispiele Kamerun, 
Südafrika, Togo, Zaire »und weitere afrikanische Länder« an und sieht die 
Vereinten Nationen gar »in Gefahr, unter der Last der Befriedung ethno- 
sozialer und ähnlicher Konflikte zusammenzubrechen.« 

Damit ist der Krisenvordergrund angegeben. Kriegführen kostet Geld, und 
die nunmehr zahlreichen militärischen Engagements haben die Finanzkrise 
der Vereinten Nationen massiv verschärft. So ist Boutros-Ghali aus Ko- 
stengründen von seinem ursprünglichen Projekt abgerückt, den Vereinten 
Nationen eine permanente Eingreiftruppe zu unterstellen. Auf dieser vor- 
dergründigen Ebene bildet den Hauptgegensatz der Diskussion das Thema, 
ob die in der Charta vorgesehenen Zwangsmittel wie die Vereinten Natio- 
nen-Luftwaffe (Artikel 45) nunmehr ins Leben treten sollen, oder ob - ähn- 
lich der deutschen Debatte über die Änderung des Grundgesetzes - die 
Charta selber reformiert werden sollte. Mutmaßlich werden die Reformer 
dann den im Zweiten Weltkrieg kreierten Leitgedanken der Charta, daß 
friedliche Streitbeilegung absoluten Vorrang haben müsse, ein wenig in 
Richtung Wirklichkeit begradigen. 

Diese Diskussion wird vordergründig genannt, weil sie sich allenfalls vor- 
nimmt, an Symptomen zu kurieren, und weil sie die Frage nach der Re- 
pression von gewaltsam ausgetragenen Konflikten als Zweck-Mittel-Rela- 
tion zu beantworten sucht. Dieses harsche Urteil gilt selbst für den hoch- 
bewerteten Vorschlag Boutros-Ghalis, die Rolle präventiver Diplomatie 
nachhaltig zu stärken. 
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»Präventive Diplomatie« wird, und darin besteht von vornherein die 
Schwäche dieses Ansatzes, von ihrem Ziel, der Kriegsvermeidung her de- 
finiert. Alle weiteren konzeptuellen Abklärungen stehen aus. Boutros- 
Ghali (1992, 13) begnügt sich in dem IH. Kapitel seiner »Agenda für den 
Frieden« (das diesem Projekt gilt) mit folgender Definition: 

»Die am meisten zu wünschende und wirksamste Art von Diplomatie ist, Spannungen abzu- 
bauen, bevor sie in Konflikt enden - oder, wenn der Konflikt ausbricht, schnell zu handeln, um 
ihn einzudämmen und die ihm zugrundeliegenden Ursachen zu beseitigen.« 

Wie bei vielen Politikern muß an dieser Stelle der Konfliktbegriff des Ge- 
neralsekretärs nachgebessert werden: er meint mit »Konflikt« zugestande- 
nermaßen bewaffnete Auseinandersetzungen. Die Kategorie Konflikt bleibt 
aber für jede Gesellschaft konstitutiv - diese ausräumen zu wollen hieße, 
das Ende von Politik anzustreben. Ferner zeugt die frohe Fortschreibung 
»..und die ihm zugrundeliegenden Ursachen zu beseitigen« von erfri- 
schender Naivität. Da werden die Konfliktursachen etwa der ethnosozialen 
Kriege im neuen Europa für etwas gehalten, was sich - obendrein durch di- 
plomatische Schritte - »beseitigen« läßt. Man begreift: Eine solche UNO 
wird's nicht bringen. Zwar ist am Engagement des derzeitigen Generalse- 
kretärs nicht zu zweifeln (er mischt die internen Strukturen in New York, 
was wenig bekannt ist, organisatorisch dermaßen auf, daß buchstäblich 
kein Stein auf dem anderen bleibt, im Glauben, durch Innovationsdruck 
Wirkung zu erreichen). Aber diese Art Reform greift zu kurz und trägt das 
Kainsmai des Scheiterns auf der Stirn. 

Mit dem Ansatz »präventive Diplomatie« sucht der Generalsekretär zwar 
der Devise der Charta zu folgen, friedliche Mittel der Streitbeilegung zu 
bevorzugen. Seine »Agenda für den Frieden« differenziert aber im wesent- 
lichen die militärischen Zwangsmittel aus: da wird von Abstandstruppen 
zur Trennung von Konfliktparteien (»interpositioning«) oder auch von der 
Friedenserzwingung (»peace enforcement«) gesprochen (Boutros-Ghali 
1992, IV-VD. Das sind in der Arena der Vereinten Nationen neue Kon- 
zepte. Andererseits wirken die nichtmilitärischen Partien weitaus weniger 
konturiert. Das soll am Beispiel des »fact finding«, der Tatsachenerhebung, 
demonstriert werden. 

Bislang brauchten sich die Vereinten Nationen um die Gründe und spezifi- 
schen Eskalationspfade von Konflikten nicht zu kümmern. »Peacekee- 
ping«, die traditionelle Mission der Blauhelme, bestand darin, nach dem 
Ende der Schießereien für die Einhaltung eines Waffenstillstandes Sorge 
zu tragen, mit Zustimmung beider Kriegsparteien. Von dem Konflikt selber 
brauchten die Akteure der Vereinten Nationen, um ihre Aufgabe zu erfül- 
len, nichts zu verstehen. Das ändert sich nunmehr grundsätzlich. Wer prä- 
ventiv agieren will, muß einen regionalen Konflikt nicht nur wahrnehmen, 
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sondern auch verstehen. Der Eskalationsbogen eines solchen Konfliktes, 
die Punkte, an denen mit Aussicht auf Erfolg von außen interveniert wer- 
den kann, sind nur mit erheblichem (wissenschaftlichen) Aufwand zu er- 
fassen. Die juristische Art und Weise, mit der am Hudson River von »fact 
finding« gesprochen wird, zeigt indes an, daß man noch sehr weit von ei- 
nem angemessenen Verständnis der Aufgabe entfernt ist, die zu lösen man 
vorgibt. 

Diese Diskrepanz läßt sich anhand einer so simplen Frage weiter verfolgen 
wie der, welche Vorqualifizierung die Akteure der Vereinten Nationen ha- 
ben sollten, bevor sie »im Felde« tätig werden. Die Vereinten Nationen ha- 
ben zwar große eigene Ausbildungsprogramme (allen voran UNITAR), 
aber schon das Problem, internationale Kontingente von Militärpersonal 
auch nur landeskundlich hinreichend vorzuinformieren, überfordert sie. 
Das gleiche gilt national, etwa für den Einsatz von Bundeswehreinheiten in 
Somalia. Zwar wurde medienwirksam vorgeführt, wie Soldaten in Khaki 
sich mit vermeintlichen Einheimischen rangeln. Die Regionalspezialisten 
in der Führungsakademie der Bundeswehr oder deren Sozialwissenschaft- 
lichem Institut konstatieren aber trocken, daß man ihren Rat nicht gesucht 
hätte. 

Auf solchen Ebenen muß man nachvollziehen, wie die Vereinten Nationen 
ihren neuen Aufgaben gerecht zu werden suchen. Die vorgetragenen Re- 
formansätze der Charta zielen somit lediglich auf: 

(1) Die Eliminierung überholter Bestimmungen, mit Bezug auf Deutsch- 
land insbesondere der sogenannten »Feindstaatenklauseln« in den Artikeln 
53 und 107. 

(2) Die Belebung von den in der Charta vorgesehenen Einrichtungen der 
Vereinten Nationen zur Friedensförderung, die in der Ära des Kalten 
Krieges nicht wirklich tätig werden konnten. Damit ist vor allem das Man- 
dat der Vereinten Nationen für Abrüstung angesprochen, aber auch der Be- 
reich der Zwangsmaßnahmen wie etwa der Militärstabsausschuß (Art. 47). 
(3) Die Legalisierung von im Laufe der Zeit neben der Charta enstandenen 
Maßnahmen zur Konfliktbewältigung, vor allem der Blauhelmeinsätze. 

(4) Die förmliche Etablierung neuer Aufgaben, etwa im regionalen Enga- 
gement bei gewaltsamen Konflikten in pluri-ethnischen Gemeinwesen. 
Hypopthetisch wäre freilich eine ganz andere Reform der Vereinten Natio- 
nen denkbar, die den Problemen tatsächlich an die Wurzel geht. Für diese 
radikale Debatte ist der Ausgangspunkt der stolze Auftaktsatz der Präam- 
bel zur Charta: »Wir, die Völker der Vereinten Nationen...« (es heißt da 
nicht: Wir, die vereinigten Regierungen...). Zugegeben: Alle Satzungs- 
kommentare (Simma 1991, Cot/Pellet 1985) deuten diese Formulierung als 
isolierten Einbruch von Populismus in eine ganz andere Logik der Charta. 
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Aber eben die Art und Weise, wie diese demokratische Formulierung in 
das Gründungsdokument geriet, dient den Rebellen heute als Argument für 
eine radikale Neugestaltung der Völkergemeinschaft. 

Der Wirtschafts- und Sozialrat, so die rebellische Meinung, könnte tatsäch- 
lich zu einem Gremium modelliert werden, welches diese Bezeichnung zu 
Recht trüge. Ein solcher Rat würde den Nord-Süd-Gegensatz offen thema- 
tisieren, geeignete Korrekturen der Weltwirtschaftsordnung debattieren 
und vorschlagen, und er könnte in Analogie zum Sicherheitsrat mit der 
Kompetenz ausgestattet werden, für die Mitglieder der Vereinten Nationen 
verbindliche Resolutionen zu verabschieden, gar Sanktionen verhängen. 
Eine vergleichbare Kompetenzzuweisung könnte der Wirtschafts- und So- 
zialrat in Umweltdingen erfahren. Die grenzüberschreitenden ökologischen 
Belastungen erzwingen heute umfassende Schritte einer internationalen 
Umweltpolitik, für die der Träger fehlt. Gerade Umweltpolitik erweist sich 
als Politikfeld, welches von seinem Gegenstand her angemessen gerade 
nicht vom einzelnen Nationalstaat angegangen werden kann, sondern - in 
der Redeweise der Innenpolitik - eine »Gemeinschaftsaufgabe« darstellt. 
Ein in Umweltfragen wirksam agierender Wirtschafts- und Sozialrat würde 
auch über Sanktionsmöglichkeiten verfügen müssen. 


3. Europa 


Die Problematik läßt sich am europäischen Beispiel gut konkretisieren. Mit 
dem Ende des Warschauer Paktes 1991 findet sich die NATO überraschend 
als einzige funktionierende militärische Struktur übernationaler Art. Die 
KSZE wiegt institutionell nicht: sie verfügt über nicht einmal einhundert 
Beschäftigte. Wie soll es weitergehen? 

Eine Position lautet, daß die westliche Allianz ihren Zweck erfüllt habe 
und gleichfalls aufgelöst werden sollte. Solche Stimmen sınd auch aus den 
USA zu hören, etwa vom Nestor der Integrationstheoretiker, Ernest B. 
Haas. Die Schwäche dieser Position bleibt, daß sie sich lediglich an den 
genannten Zielen des Westbündnisses orientiert. Die nicht genannten 
Zwecke, vor allem die Sicherung amerikanischen Einflusses auf europäi- 
sche Politik, bleiben aber bestehen. Sie werden dafür sorgen, daß die 
NATO bleibt. 

Eine Anzahl der neuen Demokratien in Mittel- und Osteuropa strebt nach 
Mitgliedschaft in der NATO. Generalsekretär Wörner äußert sich gleich- 
falls für eine Ausweitung des Westbündnisses nach Osten.3 


3  »Ich bin energisch dafür, daß wir einige der Staaten Mittel- und Osteuropas aufnehmen. 
Sie gehören kulturell und geschichtlich so eindeutig zum Westen, daß man sie dort auch 
verankern muß. Das ist unsere historische Mission«, zit. nach Der Spiegel, Nr. 3, 1994. 
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Für Rußland würde die Verlegung der NATO-Verteidigungslinie an seine 
Landesgrenzen zumindest eine Demütigung bedeuten. Die UdSSR hat sich 
nicht aus Ostdeutschland und den anderen Gebieten des Warschauer Paktes 
zurückgezogen, um der NATO Gelegenheit zu einem großen Gegenzug 
Richtung Osten zu geben. Die russische Politik schwankt. Zum einen ließ 
Jelzin sich versöhnlich auf den polnischen NATO-Wunsch ein: auf lange 
Sicht »stehe eine solche auf die gesamteuropäische Integration ausgerich- 
tete Entscheidung des souveränen Polen nicht im Widerspruch zu den In- 
teressen Rußlands« (nach: Hirsch 1994). Unter innenpolitischem Druck, 
vor allem seitens des Nationalisten Wladimir Schirinowskij, äußerte sich 
der Kreml jedoch zunehmend anders: Die Ausdehnung der NATO würde 
die stärkste Militärkoalition der Welt mit ihrem immensen Aggressions- 
potential direkt an die Grenzen Rußlands bringen, eine schnelle Auswei- 
tung schade den strategischen Interessen Rußlands. 

Andererseits fürchten die neuen Demokratien, zwischen Rußland und der 
NATO eine Art »Zwischeneuropa« zu werden, Spielball der übermächtigen 
Nachbarn (andere Bezeichnungen lauten »Grau-« oder »Pufferzone« - die 
wechselnden Begriffe deuten eine intensive Debatte an). So etwa der pol- 
nische Außenminister Olechowski 1993: 


»Zentraleuropa ist nunmehr ein 'Sicherheitsvakuum', und dieses Vakuum kann im wirklichen 
Leben keinen Bestand haben... Eine neue Weltordnung wird nunmehr aufgebaut. Polen 
wünscht sich einen sicheren Platz, den es selber wählt, in dieser Ordnung. Es gibt Leute, die 
uns in einer 'Grauzone' sehen möchten. Dieses Konzept steht nicht nur im Widerstreit mit un- 
seren eigenen Bestrebungen, es ist auch direkt gefährlich. Für uns und für Europa.« 
Olechowski spricht zugleich das Problem Rußland an, und fordert umfas- 
sende Innovationen ın der internationalen Politik, besonders von den USA: 


»Mittel- und langfristig wird kein Sicherheitssystem ohne die Beteiligung eines demokrati- 
schen und starken Rußland Bestand haben... Wir beschwören die Vereinigten Staaten, daß sie 
in der Wahrnehmung der besten Traditionen ihrer Außenpolitik die Welt bei dem Versuch an- 
führen, Rußland bei der Bildung seiner demokratischen Identität und einer neuen Präsenz in 
der Welt zu helfen. Die USA sollten Rußland in eben derselben inspirierten und weitsichtigen 
Art wie Präsident Truman entgegentreten, als dieser die Alliierten für den Schritt einigte, den 
Wiederaufstieg Deutschlands und Japans zu ermöglichen.« 

Bisher hat die NATO wenig befriedigende Angebote in Richtung Osten 
gemacht. Der Kooperationsrat, eine im Bündnisvertrag nicht vorgesehene 
Konsultationseinrichtung, ist sicherheitspolitisch für die neuen Demokra- 
tien nicht attraktiv. Autoren aus diesen Ländern wie Latawski (1993) erör- 
tern verschiedene Modelie von Teilmitgliedschaften und optieren für einen 
Mitgliedsstatus, wie ıhn Norwegen und Dänemark in der NATO inneha- 
ben. 

Um eine wirkliche Lösung zu erhalten, muß der Bogen des Diskurses sehr 
viel weiter gespannt werden. Die Alternative zur NATO-Sicherheit liegt im 
radıkalen Gegenentwurf, dem Projekt einer internationalen Zivilgesell- 
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schaft. Kößler/Melber (1993) haben mit Blick auf die Sicherheitspolitik 
vorgeführt, wie ein solcher Gegenentwurf aussehen könnte. Während ge- 
meinhin die Zivilgesellschaft innenpolitisch durchdacht wird, als Entstaat- 
lichung von Politik, führen diese Autoren den Ansatz in internationale Po- 
litik über. Überzeugend demonstrieren sie die Notwendigkeit von Interna- 
tionalität für die Zivilgesellschaft. Auf zivile Solidarität bauend läßt sich 
tatsächlich vorstellen, daß Sicherheit (mit geringem Aufwand) gemeinsam 
gewährleistet, das Nord-Süd-Problem entzerrt oder die Umweltverschmut- 
zung begrenzt wird. Zwar hat die Kritik recht: »die Frage nach effektiven 
nichtstaatlichen Formen internationaler Politik« und nach deren Akteuren 
(Meyers 1994, 15) bleibt weitgehend offen. Aber da kann ja weitergedacht 
werden. Der Ansatz von Kößler/ Melber bleibt triftig: wenn der Leitwert 
Frieden, die nichtgewaltförmige Austragung von Streitigkeiten ist, bleibt es 
aussichtsreicher, von einer friedfertigeren Gesellschaft als den vorfindli- 
chen Staaten her zu denken, als zu versuchen, den herkömmlichen 
Machtrivalitäten fortwährend die (Kriegs-)Spitzen abzuschneiden. 


4. Die Rolle der Bundesrepublik 


Die Bundespolitik befindet sich in einem Prozeß der Reorientierung. Helga 
Haftendorn nutzte kürzlich in einem Öffentlichen Vortrag für Deutschland 
das Bild vom »Gulliver, der noch nicht recht weiß, welchen der ihn behin- 
dernden Stricke er als ersten zerreißen müsse, und welche der Zwerge er 
zuförderst mit sich nehmen müsse«. Albert Statz appelliert (an die Grü- 
nen), die »sanfte« Machtpolitik der Bundesrepublik nicht zu unterschätzen. 
Das Selbstbild der Rolle der neuen Bundesrepublik (nach der Inkorporation 
der »neuen Bundesländer«) wird vor allem im »Weißbuch 1994« wieder- 
gegeben, das den Untertitel trägt, »Zur Sicherheit der Bundesrepublik 
Deutschland und zur Lage und Zukunft der Bundeswehr«. Dieses Farbbuch 
unterbricht ein fast zehnjähriges Schweigen des offiziellen Bonn (das letzte 
Weißbuch dieser Art wurde 1985 herausgegeben und blieb voll den Kon- 
frontationen des Kalten Krieges verpflichtet). Umso engagierter wendet 
sich der Leser diesem neuen Manifest zu. 

Das neue Weißbuch der Hardthöhe enthält erstmals einen Abschnitt 
»Deutschlands Rolle in den Vereinten Nationen«, immerhin unter der Ka- 
pitelüberschrift »Die Handlungs- und Gestaltungsfelder deutscher Sicher- 
heitspolitik«. Die Bonner Positionen kommen eher treuherzig herüber: so 
habe sich »Deutschland« mit seinem Beitritt zu den Vereinten Nationen 
»im Jahr 1973 vorbehaltlos zu den damit verbundenen Rechten und 
Pflichten bekannt« (Weißbuch 1994, 67). Diese Formulierung nötigt einen 
doppelten Pausenschlag ab. Zum einen bestand »Deutschland« 1973 aus 
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zwei Staaten. Aber den anderen, ungeliebten deutschen Staat gab es in der 
Bonner Sicht des Jahres 1994 schon damals nicht (mehr). Wichtiger: Die 
Fülligkeit des Mandats (»vorbehaltslos zu den damit verbundenen... 
Pflichten bekannt«) soll augenscheinlich dazu beitragen, die schmerzende 
Debatte über das tatsächliche Mandat der Bundeswehr nach Ende des Öst- 
West-Konflikts beiseite zu schieben. 

Verständlicherweise werden Formeln zur Friedensbindung deutscher Poli- 
tik wiederholt (»es bleibt das Kernziel deutscher Außenpolitik, zum Frie- 
den in der Welt beizutragen«, ebd.). Auch werden nichtmilitärische Inter- 
ventionsmittel hervorgehoben: 


»Wirkungsvolle Krisenbewältigung verlangt die Fähigkeit, schnell zu reagieren. Deutschland 
unterstützt die Initiative des Generalsekretärs der Vereinten Nationen zur Schaffung von sofort 
verfügbaren Kräften ("Stand-by Forces‘). Sie sollten nicht auf militärische Einheiten oder Ma- 
terial beschränkt sein, sondern auch ziviles Personal, Polizeikräfte und Wahlbeobachter sowie 
die allgemeine Unterstützung der Vereinten Nationen, zum Beispiel durch Dienstleistungen, 
einschließen« (ebd., 68). 

Das Militärische hat jedoch Vorrang. Unmißverständlich heißt es weiter: 
»Um eine entsprechende Handlungsfähigkeit der Vereinten Nationen gewährleisten zu kön- 
nen, müssen militärische Fähigkeiten weiterentwickelt werden« (ebd., 69). 

Zwar spricht das Verteidigungsweißbuch an dieser Stelle vorsichtigerweise 
nicht direkt von Deutschland, schließt die Bundesrepublik aber auch nicht 
aus. Auch erfolgt die Unterstützung der Vereinten Nationen nicht interesse- 
frei, wie es in einem bedenkenswerten Abschnitt heißt, der »Friedenssiche- 
rung« und »Entwicklungspolitik«* ohne Umweg miteinander verbindet: 


»Friedenssicherung ist ein wichtiges Feld der deutschen Mitarbeit in den Vereinten Nationen. 
Die Bundesregierung sieht eine Hauptaufgabe ihrer Entwicklungspolitik im Aufbau demokra- 
tischer, rechtsstaatlicher und marktwirtschaftlicher Strukturen« (ebd., 69). 

An einem Sitz im Sicherheitsrat, natürlich mit dem Vetorecht der Haupt- 
siegermächte (so der Kanzler), wird Interesse angemeldet, mit einer altrui- 
stischen Begründung: 

»Wer den Willen zum Frieden hat, muß den Sicherheitsrat stärken. Deutschland ist bereit, 
Verantwortung auch im Rahmen einer ständigen Mitgliedschaft im Sicherheitsrat der Verein- 
ten Nationen zu übernehmen« (ebd.). 

Der Wille in der Völkergemeinschaft, die Deutschen an den Kabinettstisch 
der Weltpolitik zu bringen, ist jedoch im Ausland gedämpft. Lediglich die 
US-Regierung hat sich für einen solchen Schritt ausgesprochen, wobei sie 
sich darauf verlassen kann, daß ein solcher Vorschlag nicht umgesetzt 
wird. Für die politischen Eliten Frankreichs und Englands bleibt der stän- 


4 Die rhetorische Anpassung, weg von »Entwicklungspolitik« hin zur »Entwicklungszu- 
sarnmenarbeit«, wie sie etwa das Bundesministerium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
strapaziert, hat man auf der Hardthöhe augenscheinlich noch nicht mitbekommen. 
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dige Sitz im Sicherheitsrat das kleine »Prä«, welches man diesen Nach- 
kriegsdeutschen noch voraus hat, und das deutsche Begehren, dieses zu be- 
seitigen, wird als sehr ungehobelt empfunden. Die Masse der Mitglieder 
der Vereinten Nationen hat gleichfalls andere Vorstellungen, wie der Si- 
cherheitsrat umgebaut werden könnte (was das Weißbuch durchaus ein- 
räumt: es soll bei einer »Reform das wachsende Gewicht der Dritten Welt 
angemessen berücksichtigt« werden, ebd.). 

Die Resultante aus diesen divergierenden Bestrebungen dürfte die am we- 
nigsten erfreuliche Entwicklung sein: die Bundesrepublik beteiligt sich 
militärisch verstärkt an Auslandsengagements, reformiert etwas an den in- 
ternationalen Institutionen mit, ohne wie andere auch der Größe der Her- 
ausforderung zu genügen, und verzichtet im Kern auf offene Gestaltung 
auch nur des europäischen Teils einer Weltordnung. Das Schwergewicht 
der Bundesrepublik wird hinter den Kulissen, informell eingesetzt - nützli- 
cher für die eigenen Interessen, als wenn dies offen auf der Weltbühne ge- 
schähe. 
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PROKLA 96, Sept. 1994: Fundamentalismus und neue Religiosität 


Fundamentalistische Bewegungen wurden lange Zeit als antimoderni- 
stischer Protest gegen die Zumutungen einer universalen Modernisie- 
rung aufgefaßt und in außereuropäischen (»traditionalen«) Geseilschaf- 
ten ausgemacht. Religiöse Wiedererweckungsversuche werden landläu- 
fig als Kompensation des Sinnverlusts gedeutet, den eine auf Eigennutz 
basierende Ökonomie und auf rationale Erklärung zielende Wissen- 
schaft hinterläßt. Demgegenüber zeigt sich, daß der moderne Kapitalis- 
mus seine eigenen Fundamentalismen und Phantasmagorien erzeugt: 
sei es den blinden Glauben an einen »so weitergehenden« Fortschritt, 
sei es die Verklärung des Markts zum Urbild von Freiheit und Indivi- 
dualität, sei es das mythologische Bewußtsein, am Endpunkt der Ge- 
schichte angekommen zu sein. Die moderne Wissenschaft ist längst an 
der Produktion (natur-)religöser Weltbilder beteiligt. 
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Helmut Hugier 


Sicherheitsstrukturen nach dem Ende 
des Ost-West-Konfliktes 


1, Einleitung 


Der Kalte Krieg ist zu Ende, aber wir konnten uns auch fünf Jahre nach den 
»sanften Revolutionen« in den realsozialistischen Ländern nicht an den 
»Kalten Frieden« (Garten 1992) gewöhnen. Die Veränderung, die wir seit 
dem »Umbruch« von 1989 wahrnehmen, werden zum Großteil auf das 
Ende des Ost-West-Konfliktes zurückgeführt, dem wir heute im Nachhin- 
ein Klarheit und Übersichtlichkeit zuschreiben. Die Diskussion in und kurz 
nach dem »Umbruch« wurde von Schlagwörtern wie dem »Ende der Ge- 
schichte« (Fukuyama), der »neuen Weltordnung« (Bush), dem »unipolaren 
Moment« (Krauthammer) geprägt. Einerseits wurde ein »Friedensprojekt 
Europa« demokratischer Rechtsstaaten (Senghaas) erhofft, andererseits das 
Wiederaufleben alter Konfliktkonstellationen (Mearsheimer) erwartet. Die 
positiven Anklänge sind inzwischen allerdings fast gänzlich verschwunden, 
eine »Welt als Schrecken« (Senghaas 1992, 1993) wird befürchtet. Als sich 
ausschließendes Gegensatzpaar wird »Weltordnung« oder »Chaos« disku- 
tiert (Zunker 1993). Beide, die zunächst euphorische wie die jetzt pessimi- 
stische Interpretation sind überzeichnet. In der Diskussion ist zum einen 
kaum Wissen über den realen Zustand der Internationalen Beziehungen 
produziert worden, zum andern können verzerrende Wahrnehmungen der 
Realität zu fehlleitenden Handlungsorientierungen führen. 

Nach 1989 hatten sich die Augen zunächst voller Hoffnung auf Internatio- 
nale Organisationen, wie die Konferenz für Sicherheit und Zusammenar- 
beit ın Europa (KSZE) und die Vereinten Nationen mit der Erwartung ge- 
richtet, daß es diesen gelingen könnte, eine europäische oder globale Frie- 
densstruktur zu errichten. Doch zeigte sich inzwischen, daß sich weder eine 
europäische Friedensordnung herausgebildet hat, noch konnten die Ver- 
einten Nationen oder andere Internationale Organisationen eine glaubwür- 
dige und erfolgreiche Rolle als Ordnungs- und Friedensstifter übernehmen. 
Vielmehr scheinen die Internationalen Organisationen von den vielfältigen 
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Konflikten hoffnungslos überfordert. Positive Entwicklungen, wie das Ab- 
kommen zwischen der PLO und Israel erscheinen als Ausnahme und sind 
das Ergebnis von Geheimdiplomatie, die außerhalb offizieller Verhandlun- 
gen durchgeführt wird. Die Regel bilden gescheiterte UN-Aktionen wie 
Kambodscha und Somalia oder das Wiederaufleben der Kämpfe in Angola. 
Die Welt erscheint uns als zunehmend bedrohlich und chaotisch. In der 
Perzeption des »Westens« - und auch von Teilen des Ostens - entsteht ein 
neuartiges Bedürfnis nach »Sicherheit« und »Ordnung«, um den neuen 
»Risiken« und »Bedrohungen« von Machtvakuen, von Waffenstaaten, 
neuen Großmächten und Regionalkonflikten, die nach der Auflösung der 
bipolaren Ordnung aufbrechen, begegnen zu können. Neue Konfliktursa- 
chen und -potentiale entstehen oder werden »entdeckt«, denen de facto mit 
militärischen Mitteln nicht beizukommen ist, die aber möglicherweise mi- 
litärisch »eingedämmt« werden müssen, um die »Stabilität« zu »sichern«. 
Die neuen Formen von sicherheitspolitischer Kooperation zwischen den 
Staaten der »westlichen Wertegemeinschaft« gehen zwar von den alten In- 
stitutionen des Ost-West-Konfliktes wie NATO, KSZE, UNO und WEU 
aus,! formen diese aber nach ihren neuen Bedürfnissen um, ohne die frie- 
denspolitischen Chancen für Abrüstung, die sich nach dem Ende der Bi- 
polarität anboten, ernsthaft zu erwägen. Es werden »Netzwerke« sicher- 
heitspolitischer Institutionen unter dem Schlagwort der »interlocking in- 
stitutions« gebildet, die den Einsatz von Militär unter den Bedingungen 
sich ausdifferenzierender Interessen ermöglichen sollen. 

Militär, so meine These, bekommt eine neue Funktionalität zur Absiche- 
rung der sich herausbildenden Ordnung in der internationalen Politik: Der 
Aufgaben- und Einsatzbereich wird erweitert, die relativ unflexiblen Stra- 
tegien aus der Zeit der Blockkonfrontation werden durch flexible und mul- 
tioptionale ersetzt. 

Sicherheitsstrukturen sind Bestandteil einer »Weltordnung«. Daher werden 
sie hier zunächst in bezug auf »Ordnung« diskutiert. Anschließend sollen 
kurz die Sicherheitsstrukturen während des Ost-West-Konfliktes charakte- 
risiert werden. Danach werden zuerst die veränderten Bedingungen im 
internationalen System nach dem Ende des Ost-West-Konfliktes dargestellt 
und dann die ersten Konturen von Sicherheitsstrukturen in der Ordnung der 
Post-Ost-West-Konflikt-Ära gezeichnet. Diese Überlegungen sind thesen- 
hafte Reaktionen auf die Umstrukturierungen der sicherheitspolitischen 
Institutionen und der Veränderungen der Sicherheitsstrukturen. 


1 Die Gemeinsame Außen- und Sicherheitspolitik ist Bestandteil des Maastrichter Vertrags. 
Im Vertrag wird die WEU ersucht, »Entscheidungen und Aktionen der Union, die vertei- 
digungspolitische Bezüge haben, auszuarbeiten und durchzuführen.« (Artikel J 4, 2, zit. n. 
Rat der Europäischen Gemeinschaften 1988: 126). 
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2. Zur Funktion von Sicherheitsstrukturen in einer (Welt-)Ordnung 


Sicherheitsstrukturen sind der Rahmen für die »ultima ratio« einer Welt- 
ordnung und ihrer Politik. Eine erste Annäherung an das Verhältnis von $i- 
cherheitsstrukturen und Weltordnung kann vor dem Hintergrund des histo- 
rısch-strukturellen Ansatzes, wie ihn Robert W. Cox auf das internationale 
System anwendet (Cox 1987; 1989) erfolgen. Cox als Vertreter eines polit- 
ökonomischen Ansatzes geht in seinen Überlegungen zur »Weltordnung« 
von historischen und gesellschaftlichen Verhältnissen aus, die sich in drei 
Strukturebenen manifestieren: der Organisation der Produktion, der Staats- 
form und der Struktur einer Weltordnung. Die Ordnung ist der globale 
Rahmen der gesellschaftlichen Reproduktion, der Staat vermittelt zwischen 
der Ebene der Organisation der Produktion und der Weltordnung. Der Staat 
hat darüber hinaus unter anderem die Funktion, für die Sicherheit seiner 
Bürger zu sorgen. Es besteht eine Wechselwirkung zwischen den drei Ebe- 
nen, die ein sich gegenseitig bedingendes, und damit auch veränderndes 
Verhältnis schafft, wobei das Coxsche Konzept eine konsensual errichtete, 
hegemoniale Konstellation beschreibt. Die Entwicklung hin zur Transna- 
tionalisierung der Organisation der Produktion verändert die Staatsform. 
So läßt sich am Beispiel der EG die These von der »Herausbildung neuer 
Staatsformen und -funktionen« belegen und insbesondere die »Politikver- 
flechtung zwischen supranationaler, nationalstaatlicher und regionaler Re- 
gulationsebene« herausarbeiten (Röttger 1993: 51). 

Das Problem der Politikverflechtung weist auf die Bedeutung einer Politik- 
form hin, ohne die internationale Ordnungspolitik nicht auskommt: Multi- 
lateralismus. Aus dem Coxschen Konzept ergibt sich, daß eine Ordnung im 
internationalen System nicht einseitig reproduziert (und gesichert) werden 
kann. Daher ist es für die Analyse zentral, daß Ordnungspolitik notgedrun- 
gen multilateral und in gewissen Grenzen kooperativ angelegt ist, unab- 
hängig davon, ob es sich um eine hegemoniale oder nichthegemoniale 
Ordnung handelt. Zwar gewinnt die Fähigkeit zu multilateraler Politikab- 
stimmung unter nichthegemonialen Bedingungen an Bedeutung für das re- 
lativ störungsfreie Funktionieren des globalen Kapitalismus, jedoch ist 
auch der Hegemon gezwungen, wohlwollend zu handeln, und auf einen 
Konsens hin zu wirken, da sonst die anderen Teilnehmer an der Ordnung 
sich zumindest nicht mehr aktiv beteiligen und damit die Kosten (aus der 
Sicht des Hegemons) in die Höhe treiben würden. Das Problem einer 
nichthegemonialen Ordnung liegt also in der schwierigeren Koordination 
von verschiedenen, sich zum Teil einander widersprechenden Interessen 
der wohl doch nicht - oder nur sehr begrenzt - rationalen Akteure. 
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Dieser historisch-strukturelle Ansatz thematisiert zwar die Funktionsweise 
einer Weltordnung, jedoch nicht Sicherheitstrukturen als solche. Nicht die 
gewaltförmige Absicherung einer Ordnung wird analysiert, sondern die 
alltägliche Reproduktion einer Produktionsweise im globalen Maßstab. 
Einen Versuch, Sicherheitstrukturen in die politökonomische Analyse zu 
integrieren, hat Susan Strange unternommen. »The security structure in a 
political economy is the framework of power created by the provision of 
security by some human beings for others.« (Strange 1988: 45) Sicherheit 
wird von Spezialisten gewährleistet, die nicht an der gesellschaftlichen 
Produktion und Reproduktion beteiligt sind, sondern im Gegenteil die Ge- 
sellschaft etwas »kosten«. Sie entziehen der Gesellschaft Ressourcen, die 
für die Reproduktion oder die Verteilung fehlen. Das heißt, sie handeln 
nicht der Logik der kapitalistischen Gesellschaft entsprechend, scheinen 
aber notwendig, um deren Bestand zu sichern, da eine kapitalistischen Ge- 
sellschaft durch soziale Ungleichheit gekennzeichnet ist, und auch Kon- 
flikte über den Bestand der Gesellschaft zumindest historisch Bestandteil 
der kapitalistischen Entwicklung waren. 

Die Unterscheidung ist bedeutsam für den Status von Sicherheitsstrukturen 
in bezug auf eine Kapitalistische Weltordnung. Sicherheitsstrukturen müs- 
sen konstruiert werden - auch wenn sie im Ergebnis niemandes Interessen 
exakt entsprechen -, die nationalen Gesellschaften müssen ihre Ressourcen 
dafür zur Verfügung stellen. Sie sind dennoch »historische Fundsache«, 
das heißt nichtintendiertes Ergebnis von intentionalen Handlungen. Eine 
Weltordnung hat die Stabilität, das Funktionieren und die Reproduktion ei- 
ner weltweiten kapitalistischen Gesellschaftsformation durch die Herstel- 
lung von Erwartungssicherheit, Verregelung und die Entwicklung von kon- 
sensualen Normen zu gewährleisten. Aufgrund der im Kapitalismus not- 
wendig produzierten Ungleichheit kann es jedoch zu Konfliktlagen kom- 
men, die sowohl den Bestand der Ordnung, als auch deren Fähigkeit, die 
alltägliche Funktionsweise des Systems zu sichern, bedrohen. Die letztlich 
gewaltförmige Absicherung der Ordnung ist die Hauptfunktion der Sicher- 
heitsstrukturen. Wenn das Regelwerk einer Ordnung versagt, dann müssen 
sie wirksam werden. 

Zentral für das Verständnis der Sicherheitsstrukturen ist der Sicherheitsbe- 
griff, die Vorstellung einer Gesellschaft? von ihrer Sicherheit und ihrer 
Nicht-Bedrohtheit. Dieser Sicherheitsbegriff hat auch eine interne gesell- 


2 Der Sicherheitsbegriff einer Gesellschaft ist derjenige ihrer Eliten. Analoges gilt für den 
später eingeführten Begriff des »nationalen Interesses«. 
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schaftliche Bedeutung, er kann sowohl der Abgrenzung nach außen dienen, 
wie auch der Disziplinierung und Kohäsion einer Gesellschaft.3 


3. Sicherheitsstrukturen des Ost-West-Konfliktes 


Die Sicherheitsstrukturen des Ost-West-Konfliktes waren durch ein wider- 
sprüchliches Verhältnis von Konfrontation und Kooperation gekennzeich- 
net. Sicherheit war ım Ost-West-Konflikt aus der Sicht der zentralen Ak- 
teure in starkem Maße militarisiert, was sich auch in der Konzentration der 
Systemauseinandersetzung und -kooperation (Rüstungskontrolie) auf die 
militärische Ebene ausdrückte. Die als zentral wahrgenommene miltärische 
Ebene der Atomwaffen war jedoch paradoxerweise nicht als militärische, 
sondern als symbolische zwischen den Blöcken wirksam. Die Atomwaffen 
waren politische Waffen, die nicht für den Einsatz gedacht waren, sondern 
sowohl als Machtsymbol gegen den Antagonisten, wie auch als Machtchip 
innerhalb der Bündnisse dienten. 

Der Nachkriegsordnung in ihren strukturellen Dimensionen - globaler For- 
dismus und Öst-West-Konflikt - entsprach ein bestimmter Set an Institu- 
tionen. Die ökonomische Regelung wurde durch Sonderorganisationen der 
UNO wie Weltbank und Internationalem Währungsfonds sowie dem Golid- 
Dollar-Standard und dem General Agreement on Tariffs and Trade 
(GATT) gesichert. Auf der Ebene der Herrschaftsmittel entstanden die 
»Sicherheitsstrukturen«. Diese wurden, da sich das »One-World« Konzept 
Roosevelts nicht durchsetzte, entlang der antagonistischen Linien organi- 
siert. Im Westen entstanden die Strukturen, die der »doppelten Eindäm- 
mung« (der UdSSR und Deutschlands/Japans) dienten: NATO, WEU, EG 
und die weltweite, langfristig erfolglose Umkreisung der UdSSR (unter an- 
derem South East Asia Treaty Organisation, 1954 - 1977, und Central 
Treaty Organisation, 1955 - 1979). 

Das, was wir heute als Ordnung des Ost-West-Konfliktes wahrnehmen, ist 
das Ergebnis des Kalten Krieges, das heißt der Verschärfung eines in der 
internationalen Politik latenten, strukturell angelegten Konfliktes zweier 
Antagonisten. Die globalen Steuerungsorganisationen und -institutionen 
(UNO, Bretton Woods-System) wurden geplant und eingerichtet, als die 
späteren Kontrahenten des Kalten Krieges noch an kooperativer Politik in- 
teressiert waren und durch den Hitler-Faschismus geeint wurden. Der Kalte 
Krieg begann diese ursprünglich als multilateral und global angelegten Or- 
ganisationen zu überformen und zum Austragungsort des Konfliktes zu 


3 Hier greift der Begriff der »imaginären Gemeinschaft«, den Benedict Anderson (1988) 
am Beispiel der Entstehung des Nationalstaats entwickelt und den Mary Kaldor (1991) 
auf den Ost-West-Konflikt übertragen hat. 
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machen. Dies gilt für die Umfunktionierung dieser Organisationen im 
Kalten Krieg ebenso, wie für die Sicherheitsorganisationen und -institutio- 
nen, die erst unter dem Eindruck des Kalten Krieges entstanden sind, ihre 
militärische Bedeutung jedoch nach der ersten heißen Phase des Kalten 
Krieges ab 1955 erlangten. Die sicherheitspolitschen Institutionen waren 
zunächst konfliktiv orientiert und sollten der Bündniskonsolidierung die- 
nen (NATO, WVO). Sowohl auf der Ebene der Blockmächte wie auf der 
Gesamtebene des Konfliktes wurden jedoch auch Institutionen entwickelt, 
die eine kooperative Form der Systemauseinandersetzung ermöglichten. 
Auf der Supermachtebene wurde durch Rüstungskontrolle vor allem die 
Handhabung der Atomwaffen verregelt, über den engen sicherheitspoliti- 
schen Bereich hinausgehende Übereinkünfte auch z. B. in der KSZE be- 
handelt. 

Unter dem Eindruck der Ersten Ölkrise veränderte sich die Diskussion um 
den Sicherheitsbegriff: Es kam zu einer ersten Ausdifferenzierung von Si- 
cherheit, Rohstoffe wurden als strategische Größen deklariert und in den 
Bereich militärischer Absicherung eingegliedert. Streng genommen hatte 
diese Erweiterung ihren Ursprung nicht im Ost-West-Konflikt, wenn sie 
auch von ihm überformt wurde, sondern im Verhältnis zwischen rohstoff- 
produzierenden Regionen und Industriestaaten (Maull 1988). Diese Inter- 
pretation von Sicherheit wurde unter den Bedingungen des Ost-West-Kon- 
flikt von der Öffentlichkeit jedoch kaum wahrgenommen, und sie hatte nur 
eine geringe Wirkung auf die multilateralen Planungen der westlichen 
Staaten.* 


4, Sicherheitsstrukturen nach dem Ende des Öst-West-Konfliktes 


Der Ost-West-Konflikt wirkt heute als historisch-reale Leerstelle nach. 
Seine »disziplinierende Wirkung« (Czempiel 1993) fehlt auf allen Ebenen 
der internationalen Politik. Zwar konnten einige Konflikte während des 
Absterbens des Ost-West-Konfliktes und nach seinem Ende beigelegt wer- 
den, wie zum Beispiel der Afghanistan-Konflikt. Aber andere Konflikte 
eskalierten, gerade weil diese Wirkung fehlte. 

Der Bedarf nach Sicherheit orientiert sich nicht mehr an dem engen militä- 
rischen Begriff von Sicherheit, der den Ost-West-Konflikt dominierte. Wie 
oben beschrieben, wurde bereits während des Konfliktes ein weiter gefaß- 
tes Verständnis von Sicherheit entwickelt, das sich nicht an geopolitischen 
Erfordernissen im traditionellen Sinn, sondern an den Stabilitätserforder- 
nissen der kapitalistischen Industriestaaten (Zugang zu Rohstoffen und 
Energieträgern) ausrichtet. Das an der Rüstungskonkurrenz und der nuklea- 


4 Die Gründung von Rapid Deployment Forces ist in diesem Zusammenhang zu sehen. 
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ren Bedrohung orientierte Sicherheitsverständnis des Ost-West-Konfliktes 
starb mit diesem ab und setzte das stabilitätsorientierte frei. Der Begriff des 
»Risikos« ersetzte die »Bedrohung« und formt damit die Sicherheitsstruk- 
turen vor. Als Risiken werden zum einen die zahlreichen zu erwartenden 
ethnonationalistischen Kleinkriege wahrgenommen, zum anderen potenti- 
elle regionale Vormächte (»Waffenstaaten«). Risiken bedrohen nicht die 
Existenz einer Gesellschaft oder eines Staates, sondern sie bedrohen die 
Stabilität, das heißt, sie können einen Staat »verwunden«.S 

Auf seiten der westlichen Sicherheitsinstitutionen konnte zunächst nur die 
NATO Initiative ergreifen. Die NATO, die den Begriff der Risiken über- 
nahm®, versuchte unter den Bedingungen der »strategischen Entflechtung« 
(Nerlich 1991), das heißt des Bedeutungsrückgangs der Atomwaffen und 
dem Rückzug der damals noch sowjetischen Truppen, eine neue Strategie 
für die Zeit nach dem Ost-West-Konflikt zu entwickeln. 

Es ist zum gegenwärtigen Zeitpunkt noch nicht möglich, die zum Teil wi- 
dersprüchlichen Elemente neuer Sicherheitstrukturen in einem kohärenten 
Modell zu erfassen. Im folgenden sollen einige wesentlich erscheinende 
Aspekte der im Entstehen begriffenen Sicherheitsstrukturen herausgegrif- 
fen und diskutiert werden. 


Regionalisierung der Sicherheitspolitik 


Die Begriffe der Region und der Regionalisierung sind nicht eindeutig de- 
finiert (Daase 1993). Ich lege hier einen funktionalen und formalen Begriff 
von Region zugrunde, d. h. Region wird auf inhaltlichen Bereiche (zum 
Beispiel Sicherheitspolitik) und die »Dichte« an Interaktion bezogen. 


»Integration kann also, muß aber nicht ein Merkmal von Regionalisierung sein; ebensowenig 
ist Kooperation eine Voraussetzung für Regionalisierung. Regionen entstehen nämlich auch 
durch konfrontative Interaktionen.« (Daase 1993: 81) 


5 Der Begriff der »Verwundbarkeit« taucht schon bei Keohane und Nye auf: »Will man die 
Rolle der Macht im Rahmen der Interdependenz verstehen, muß zwischen Empfindlich- 
keit und Verwundbarkeit unterschieden werden. (...) Empfindlichkeit meint den Grad der 
Reaktionsfähigkeit innerhalb eines gegebenen politischen Rahmens, die Frage also, wie 
rasch Veränderungen in einem Land kostspielige Effekte in einem anderen hervorrufen, 
und wie groß diese sind.(...) Verwundbarkeit kann als eine Situation definiert werden, in 
der ein Akteur durch äußere Ereignisse selbst dann Kosten tragen muß, wenn er seine Po- 
litik modifiziert hat«. (Keohane, Nye 1987: 79-82) 

6  »Unser strategisches Konzept unterstreicht, daß die Sicherheit des Bündnisses im glo- 
balen Zusammenhang gesehen werden muß. Es zeigt vielfältige Risiken auf, einschließ- 
lich der Verbreitung von Massenvernichtungswaffen, Unterbrechung der Versorgung mit 
lebenswichtigen Ressourcen sowie Terror- und Sabotageakte, welche die Sicherheitsinter- 
essen des Bündnisses berühren können« (aus der Erklärung von Rom über Frieden und 
Zusammenarbeit, von der Tagung der Staats- und Regierungschefs des Nordatlantikrats 
am 7. und 8. November 1991, zit. n. Weisser 1992: 263). 
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Nach der Auflösung der bipolsren Strukturierung der Welt ist noch offen, 
nach welchen Prinzipien sich cas internationale System aufteilt. Verschie- 
dene »Regionalisierungen« lassen sich beobachten, die paradoxerweise mit 
Globalisierungstendenzen einhergehen: auf dem ökonomischen Sektor zum 
Beispiel die Triadisierung der Welt (USA, Japan, EU/Deutschland). 
Regionen hatten auch für die Auseinandersetzung im Ost-West-Konflikt 
eine große Bedeutung. Die Region des Nahen Ostens war z. B. eine der si- 
cherheitspolitischen Schlüsselregionen im Ost-West-Konflikt, in der beide 
Seiten versuchten, Einflußsphären-Politik zu betreiben. Tendenziell nahm 
die Bedeutung von regionaler Auseinandersetzungen während des Ost- 
West-Konfliktes zu, sc daß im Zuge der abnehmenden Steuerungsfähigkeit 
von Konflikten in den Feripherien von der Entwicklung von »Chaos- 
Macht« gesprochen wurde. 


»Aus tendenziell chaotischen Situaticren, (...) entsteht "Verhinderungsmacht‘: Sie wirkt ge- 
zielten Einmischungen von außen, als.» einer Kontrolle und Manipulation, entgegen und er- 
laubt es, eine solche Lage zur Abwehr :nterventionistischer Versuche politisch zu instrumen- 
talisieren. Auf diesen Zusammenhang hin ist der auf den ersten Blick fremd erscheindende 
Begriff der »Chaos-Macht« gemünzt« (Senghaas 1988: 170). 

Die als Folge der multipolaren Welt diskutierte Regionalisierung der Si- 
cherheitspolitik führt zu einer Rückkehr geographisch-räumlichen Denkens 
in der internationalen Politik. L'as bedeutet nicht, daß die »alte« Geopolitik 
zurückkehrt, aber daß es geographische Räume gibt, in denen sie ihre Be- 
deutung behält. Im Kontext konperativer Sicherheitspolitik erscheint diese 
Politik eher als Risikofaktor. Die Überlegungen zu präventiver Diplomatie, 
sind angelegt, derartige Konflikte einzudämmen, bevor sie für den Norden 
sicherheitsrelevant werden (dazu Daase u. a. 1993). 


Sicherheitszonen 


Zwischen den Zentren und den Peripherien wie auch in den Peripherien 
selbst wird zunächst das traditionelle Modell von Sicherheitspolitik vor- 
herrschen. Senghaas begründet dies mit der unterschiedlichen Bedeutung, 
die das »Sicherheitsdilemma« im OECD-Bereich und in den Peripherien 
bekommt (Senghaas 1992: 12ff.). Das klassische Sicherheitsdilemma ver- 
lor ım OECD-Bereich an Bedeutung, da die Beziehungen zwischen den in- 
dustrialisierten Staaten nicht mehr auf militärischer Machtkonkurrenz be- 
ruhen. Konflikte innerhalb von oder zwischen »Dritt-Welt-Staaten« werden 
gewaltsam ausgetragen werden, da spätestens durch die Interessenpolitik 
des Ost-West-Konfliktes Gesellschaften polarisiert und interne Konflikte 
geschürt wurden. Falls Interessen von Staaten der OECD-Welt direkt 
betroffen sind, oder falls die »Stabilität« der Industriestaaten bedroht ist, 
werden diese als letztes Mittel ebenfalls versuchen, militärisch zu inter- 
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venieren. Dabei muß allerdings berücksichtigt werden, daß dem kompli- 
zierte Verhandlungsprozesse vorausgehen werden. Der Interventionismus 
wird nicht nur selektiv sein, weil die Interessenlage unterschiedlich sein 
wird, sondern weil auch nicht in jedem Fall die nötigen Ressourcen im en- 
gen wie im weiten Sinn (Konsens unter den Partnern) zu mobilisieren sind. 


Neue Funktionen von Militär 


Die Folge der Aufteilung in Sicherheitszonen ist eine differenzierte Ver- 
wendungsweise des Militärs. Die Staaten der OECD-Welt setzen Militär 
untereinander nicht mehr als Mittel zum klassischen Krieg ein, sondern als 
Mittel zur Stabilisierung und Sicherung ihrer eigenen Interessen nach au- 
ßen.’ In diesem Zusammenhang hat die Diskussion über die Funktionsver- 
änderung des Militärs ihre Berechtigung. Allerdings ist daraus gerade nicht 
zu folgern, daß Militär nicht mehr als Herrschaftsmittel benützt würde. Die 
Erfordernisse der Herrschaftssicherung haben sich geändert: Gesichert 
werden müssen nicht mehr Territorien und Grenzverläufe zwischen den 
führenden kapitalistischen Staaten. Krieg zwischen ihnen ist darüber hin- 
aus dysfunktional (Czempiel 1994) - was aber früher auch keine Kriege 
verhindert hat. Die nördliche Sicherheitspolitik zielt nicht mehr primär auf 
Territorialität, sondern auf Funktionen für die Stabilität, wie z. B. die Si- 
cherung der Rohstoffwege. Interventionsgründe stehen daher nur in funk- 
tionalem Zusammenhang mit geopolitischen Konflikten der Zukunft. 

Die neuen Technologien prägen auch Strategie und Form des Militärs. 
Durch High-Tech-Militär sind die Einsatzmöglichkeiten flexibilisiert. Das 
Militär kann den neuen Risiken entsprechend angepaßt eingesetzt werden. 
Militärs verstehen sich daher nicht mehr als »Kämpfer«, sondern als »Ret- 
ter, Beschützer, Helfer und Bewahrer« (Däniker 1992), das setzt jedoch In- 
terventionsfähigkeiten voraus. Der Wegfall der strategischen atomaren 
Drohung ermöglicht die konsequente Entwicklung dieser Komponente des 
Militärs, die auf eine Erhöhung der Flexibilität, der Beweglichkeit und auf 
verbesserte Führungs- und Aufklärungsmöglichkeiten hinzielt. 


Kooperative Renationalisierung 


Während des Ost-West-Konfliktes wurde die Bestimmung des »nationalen 
Interesses« vor allem militärisch wahrgenommen (Luke 1989: 2077). Nach 


7 Die andere Seite der Medaille der im »Norden« entstehenden »Festungsmentalität« ist die 
MigrantInnen- und Asylpolitik etwa der EU. Hier wird, mit paramilitärischen (in der BRD 
mit dem Bundesgrenzschutz) und zum Teil militärischen Mitteln, Menschen Hilfe ver- 
weigert, die sie nicht zuletzt aufgrund der Auswirkungen des nördlichen Produktions- und 
Konsummodells benötigen. 
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dessen Ende fand eine Ausdifferenzierung der Interessen der einzelnen 
Staaten des OECD-Bereichs statt. Dies ist zum Teil dem Wegfall des Fein- 
des geschuldet, der die »westliche Wertegemeinschaft« festigte. Allerdings 
hat sich die nationale Interessenbestimmung aufgrund von Verschiebungen 
der Kräfteverhältnisse zwischen den Staaten der Triade schon seit länge- 
rem verändert. 

In den Diskussionen der außenpolitischen Eliten wird eine Renationalıisie- 
rung der Außen- und Sicherheitspolitik befürchtet und es werden koopera- 
tive Ansätze entwickelt, um dem entgegenzusteuern. Im Gegensatz dazu 
scheint mir eher eine Art kooperativer Renationalisierung stattzufinden, die 
sich in allen Staaten des Westens ausmachen läßt. Aufgrund der (Selbst-) 
Einbindung der Bundesrepublik in den Westen und die darauf folgende 
multilaterale Strategie, handelt es sich bei der Entwicklung in der BRD je- 
doch um einen besonders harten Einschnitt. Seit der Vereinigung gibt es 
eine Diskussion über die Bestimmung des »nationalen« Interesses. Dies ist 
darauf zurückzuführen, daß die Eliten der BRD während des Ost-West- 
Konfliktes keine offene Diskussion über außenpolitische Interessen geführt 
haben, die über Integration, Vereinigung und den Zugewinn von Souverä- 
nität hinausging. Diese Diskussion setzte erst nach der Vereinigung ein.® 
Konservative Kritiker bemerken, daß 


»... die deutsche Außenpolitik in dieser Situation zwischen 1990 und 1992 reflexartig nach 
dem vorprogrammierten Denk- und Verhaitensmuster reagierte und die Alternative einer sy- 
stematischen Infragestellung ihrer eigenen Grundlage in der Perspektive weiterer Veränderung 
der europäischen Situation von vornherein ausschloß ...« (Rühe 1993: 25). 


Die außenpolitische Elite der BRD hat ein starkes Interesse an der Fortset- 
zung der bislang erfolgreichen multilateralen Interessenspolitik. Allerdings 
zeigt sich in der seit 1989 neu erwachten Diskussion um die außenpoliti- 
schen Interessen, daß die Möglichkeit einseitigen Handelns als, wenn auch 
nicht bevorzugte, so doch reale Option mitgedacht wird. 


»So rückt die Alternative, daß Deutschland nicht gemeinsam mit den Partnern in der Europäi- 
schen Gemeinschaft, sondern stärker unilateral bzw. in besonderen Interessengemeinschaften 
handeln muß, in Reichweite des nächsten Jahrzehnts.« (Nötzold 1993: 49) 

Bezogen auf Europa fragt Rummel, »... wie weit der individuelien Betroffenheit eines Staates 
nachgegeben werden kann, ohne daß eine zu weit reichende Nationalisierung von sicherheits- 
politischem Denken eintritt.« (Rummel 1993: 392) 


8 Das heißt nicht, daß die BRD vor 1989 keine Interessenpolitik betrieben hätte. Sie konnte 
keine offene Machtpolitik betreiben und entwickelte deshalb einen »außenpolitischen 
Stil« indirekter Einflußnahme unter den Bedingungen unfreiwilliger Selbstbeschränkung, 
der ebenfalls als Machipolitik bezeichtnet werden kann (Statz 1992: 237£). Maull folgert 
daraus eine, allerdings, »Vorreiterrolle der bundesdeutschen Außenpolitik für eine neue 
Art internationalen Beziehungen, eine Quasi-Modellfunktion als Zivilmacht« (Maull 
1992b: 69). 
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Die Definition der Interessen bewegt sich immer noch in den Strukturen 
»nationalen Interesses« der realistischen Schule. Der bedrohte Staat muß 
mit Selbsthilfe reagieren. Den Konzepten Kooperation und Multilateralis- 
mus liegt diese Struktur zugrunde. Es kooperieren rationale Egoisten, d.h. 
Kooperation ist nur Mittel zum Zweck und steht permanent zur Disposi- 
tion. 

Im Widerspruch zur kooperativen Renationalisierung steht die Konstruk- 
tion von Interessenidentitäten auf der supranationalen Ebene (Hill 1989: 
32). Widersprüchlich sind diese deshalb, weil sich im Einzelfall doch das 
»nationale Interesse« durchzusetzen scheint. Die Mechanismen dieser In- 
teressendefinition folgen demselben selbstbezogenen Muster wie die natio- 
nale Interessendefinition. Aus diesem Grund ist von dieser Supranationali- 
sierung nicht automatisch ein friedenspolitischer Effekt zur erwarten. 


Posthegemonialer Multilateralismus und sicherheitspolitische Netzwerke 


Der Widerspruch zwischen den neudefinierten nationalen Interessen und 
dem globalen Ordnungsbedarf läßt sich als »Koordinationsdilemma« be- 
zeichnen (Senghaas 1992: 34). Die Kooperation, die als Multilateralismus 
(Ruggie 1993) diskutiert wird, steht vor dem Problem, daß sich mit dem 
Ende des Ost-West-Konfliktes die Interessen der »OECD-Welt-Staaten« 
ausdifferenzieren. Dies zeigt sich an den Schwierigkeiten der GATT-Ver- 
handlungen, aber auch im sicherheitspolitischen Bereich. Eine einheitliche 
Organisation von Sicherheitspolitik ist nicht mehr im Interesse der westli- 
chen Staaten, da sich niemand ganz »realistisch« in einen kriegerischen 
Konflikt hineinziehen lassen will, in dem nicht »vitale Interessen« bedroht 
sind. Ein Alleingang ist gerade noch gegen Staaten wie Panama möglich, 
aber nicht in größeren Konflikten. 

Es können sich auch Widersprüche zwischen dem Multilateralismus und 
dem »nationalen Interesse« ergeben. Diese sind auch der Hintergrund der 
zu erwartenden Renationalisierung. Die Ausdifferenzierung der Interessen 
nach dem Absterben des gemeinsamen Feindes »Kommunismus« macht 
herrschaftstechnisch ein multioptionales und flexibles Geflecht von 
(sicherheitspolitischen) Institutionen notwendig. 

Die neuen Sicherheitsstrukturen sind als ein Netzwerk von ineinandergrei- 
fenden Sicherheitsinstitutionen konzipiert, die einerseits eine Interessenab- 
stimmung ermöglichen, die es aber andererseits bei unterschiedlichen In- 
teressen auch ermöglichen, daß einige Staaten handeln, ohne daß nichtin- 
teressierte Akteure gegen ihren Willen mit einbezogen werden (Jopp, 
Rummel, Schmidt 1991: 294, 309). 
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Das komplementäre Verhältnis von NATO und WEU, der Aufbau des 
Nordatlantischen Kooperationsrates, die »Partnerschaft des Friedens« etc. 
sind Versuche, Optionen für Interessendurchsetzung zu eröffnen, ohne 
einen Zwang zur Beteiligung zu schaffen. Die Funktionalität dieser Kon- 
struktion zeigt sich in der Debatte zum militärischen Einsatz im ehemali- 
gen Jugoslawien. Solange die USA nicht bereit waren, sich an der Aktion 
zu beteiligen, war die NATO als Akteur nicht ernsthaft in der Diskussion. 
Erst als die USA ihre Balkan-Politik zu ändern begannen, konnte die 
NATO aktiv werden.? »Die Vielfalt an sicherheitspolitischen Organisatio- 
nen ist also gewollt« (Rummel 1993: 385). 

Die »neue« Arbeitsteilung der Institutionen bedeutet eine Aufwertung der 
sicherheits- und militärpolitischen Aspekte der NATO und der WEU. Die- 
se dienen als Instrumente von multilateraler Sicherheitspolitik im engeren 
Sinn, während der Aufgabenbereich der KSZE auf Mandatierung und 
nicht-militärische Aspekte von Konfliktregulierungen eingeengt wird. 
Zwar ist es positiv zu bewerten, daß die KSZE nicht militarisiert wird, was 
dem im Ost-West-Konflikt entwickelten kooperativen Ansatz widerspre- 
chen würde. Allerdings wird die Bedeutung der KSZE im Vergleich zur 
NATO verringert, weil ihr »Drohpotential« ausgelagert ist und von Ent- 
scheidungen abhängt, die nicht im KSZE-Rahmen getroffen werden. 

Die Reform der NATO ist inzwischen weitgehend abgeschlossen. Auf dem 
NATO-Gipfel vom 11. Januar 1994 wurde nicht nur die »Partnerschaft für 
den Frieden« beschlossen, sondern auch der weitere Ausbau der Interventi- 
onsfähigkeit der NATO. Im Kommunigu£ der Staats- und Regierungschefs 
der NATO-Staaten liest sich das folgendermaßen: 


»In der Wahrnehmung unserer gemeinsamen transatlantischen Sicherheitserfordernisse wird 
die NATO zuehmend aufgefordert werden, Aufträge durchzuführen, zusätzlich zur traditio- 
nellen und grundlegenden Aufgabe der kollektiven Verteidigung ihrer Mitglieder, die eine 
Kernfunktion bleibt. Wir bekräftigen unser Angebot, von Fall zu Fall (...) friedenswahrende 
und andere Operationen unter der Autorität des VN-Sicherheitsrates oder der Verantwortung 
der KSZE zu unterstützen.«1P 


Als Folge davon wurde eine Reform der Allierten Streitkräftekommandos 
beschlossen, die die notwendige Flexibilität eines Einsatzes sichern soll. 
Auf der Ebene der militärischen Diskussion in der NATO wird derweil 
schon an der konkreten Umsetzung, das heißt an den »Militärischen Pla- 
nungen der NATO für friedensunterstützende Operationen« gearbeitet.!! 


9 Daß NATO-Funktionäre vorzeitig in Sachen Balken aktiv wurden, um die Rolle der 
NATO zu stärken, ist eine andere Sache, die mit der NATO-Bürokratie zu hat. 

10 Erklärung der Staats- und Regierungschefs, zit. nach NATO-Brief 1/94: 31; Wörner 1994, 
s. a. eine Zusammenfassung der Ergebniss des Gipfels in: ami 2/94: 6-10. 

11 So lautet der Titel eines Konzeptes (MC 327), das vom Militärausschuß der NATO ent- 
wickelt wurde. Dabei wird explizit erwähnt, daß die NATO »friedensunterstützende Ope- 
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Die neuen Sicherheitsstrukturen entsprechen somit der Anpassung 
»realistischer« Modelle an die vermeintlichen »Herausforderungen« einer 
veränderten Gegenwart. 


5, Schlußfolgerungen 


Aufgrund der bisherigen Überlegungen stellt sich die Frage nach der Hege- 
monie im internationalen System neu. In der traditionellen Theorie der in- 
ternationalen Politik ist Hegemonie an einen konkreten Staat gebunden. 
Gegenwärtig ist nicht davon auszugehen, daß eine der Triadenmächte 
(USA, Japan, EU/Deutschland) diese Funktion ausüben könnte. Unter den 
jetzigen Bedingungen findet eine kooperative Ordnungspolitik ohne globa- 
len Hegemon statt. In funktionalen oder regionalen Einzelbereichen mag es 
führende und damit »gestaltungsfähige« Staaten geben. Die USA spielten 
z. B. im Golfkrieg oder bei der Intervention in Somalia diese Rolle. Sie 
können aber - überspitzt formuliert - auch als Söldner bertrachtet werden. 
Zwar haben die USA im Bereich des Militärischen noch die Fähigkeit zur 
Initiative. Es ist für sie jedoch kaum mehr möglich, allein zu handeln, weil 
militärische Großaktionen schlicht nicht mehr zu finanzieren sind. 

Die Frage ob sich die internationalen Beziehungen nach dem Ende des Ost- 
West-Konfliktes militarisieren, das heißt, ob sich in bestimmten Bereichen, 
im Vergleich zum Ost-West-Konflikt, Militär als Mittel der Politik, und 
zwar sowohl als Droh- wie als Kampfmittel, wieder durchsetzt, läßt sich 
meiner Ansicht nach mit einem eingeschränkten Ja beantworten. Die Be- 
trachtung der sich verändernden Sicherheitsstrukturen ergibt ein auf den 
ersten Blick paradoxes Bild, wonach die Bedeutung des Militärs zugleich 
zu- als auch abnimmt. In einigen wesentlichen Bereichen geht die Bedeu- 
tung von Militär deutlich zurück. Z. B. ist gegenwärtig unter strategischen 
Gesichtsichtspunkten nicht mehr mit einem Nuklearkrieg von globalen 
Dimensionen zu rechnen.!? Gleichzeitig eskalieren andere Konflikte, die 
vom Ost-West-Konflikt eingedämmt worden waren. Eine militärische Kon- 
fliktbearbeitung im Hinblick auf eine Stabilitätssicherung wird für »West- 
strategen« zunehmend wichtig. 


rationen in Anlehnung an bestehende UN- und KSZE-Regeln« durchführt, und daß die 
NATO es sich vorbehält, im Falle von Militäroperationen Erkenntnisse der Aufklärung an 
die mandatierenden Organisationen weiterzugeben (ami 2/94: 10). Da Aufklärung heute 
von entscheidender Bedeutung für die militärische Führung ist, bedeutet dies, daß sich die 
NATO den Oberbefehl bei derartigen Operationen vorbehält und nicht bereit ist, diesen 
real an die Vereinten Nationen abzugeben. 

12 Regionale Nuklearkriege, deren Folgen global wären, können nicht ausgeschlossen wer- 
den. Ein strategischer Schlagabtausch zwischen den nuklearen Großmächten ist gegen- 
wärtig jedoch unwahrscheinlich. 
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Die neuen Sicherheitsstrukturen müssen »losgelöster« von den konkreten 
Institutionen betrachtet werden. Noch bestehen die alten formellen und in- 
formellen Institutionen weiter, werden jedoch im Sinn einer »Entkernung« 
verändert: 


»Mit dem Ende des kalten Krieges denken und handeln wir in Sprachruinen, in denen hinter 
glänzenden Wortfassaden überal neue Wirklichkeiten nisten, brüten und: eingerichtet werden« 
(Beck 1992: 212). 


In besonderem Maße ist die Militarisierung der internationalen Beziehun- 
gen ein Problem für die Bundesrepublik und Japan. Die Verlierer des 
Zweiten Weltkrieges mußten aufgrund des Zwanges von außen Restriktio- 
nen im Bereich der militärischen Handlungsfähigkeit hinnehmen, und wa- 
ren daher gezwungen, ihre »sicherheitspolitischen Interessen« in multilate- 
ralen Rahmenwerken durchzusetzen. Sie entwickelten unter diesen Bedin- 
gungen unfreiwillig sehr effektive Methoden »ziviler« Interessenpolitik. 
Dies hat sich auf die politische Kultur ausgewirkt und wurde von beiden 
Gesellschaften internalisiert. Während es sich bei den alten Kolonial- 
mächten und den Vereinigten Staaten um die »Entfesselung« von Militär 
handelt, geht es bei der BRD um die zweite Gründung der Bundeswehr 
(Rühe). 
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Mariano Aguirre 


Die Politik der Militärintervention in den neunziger 
Jahren. Ein Überblick. 


Seit dem Ende des Kalten Krieges hat die militärische Intervention eine 
neue Dimension gewonnen, besonders mit den Kriegen im Golf, im ehe- 
maligen Jugoslawien und in Somalia.? Ein Artikel, der im Juli 1993 in der 
New York Times unter dem Titel »Gesucht: Eine Weltpolizei« erschienen 
ist, macht das Ausmaß des Wandels deutlich: 


»GESUCHT: Kleine, sehr mobile Armee, die von heute auf morgen in Bürgerkriegsgebieten 
eingesetzt werden kann. Muß in der Lage sein, Waffenstillstände durchzusetzen, mit Natur- 
katastrophen zurechtzukommen, Hilfsmaßnahmen zu unterstützen und unparteiisch mit allen 
Kampfparteien zu verhandeln. Angebote an: Vereinte Nationen, New York.« 
(Wiederabgedruckt in: The Guardian Weekly, 5. Juli 1993) 

Während der letzten vier Jahrzehnte haben sich die militärischen Interven- 
tionen normalerweise nicht auf »Bürgerkriege«, »Naturkatastrophen« oder 
»Hilfsleistungen« gerichtet. Im Gegenteil: Militärisch interveniert haben 
die Supermächte (die USA, die UdSSR, Frankreich und Großbritannien), 
einige Mittelmächte (Israel, Syrien, Südafrika, Indien) und manchmal auch 
schwächere Länder (Kuba in Angola, Vietnam in Kambodscha, Tansania in 
Uganda und 1992 eine Koalition afrikanischer Länder in Liberia). Einige 
Regierungen setzten Gewalt oder die Androhung von Gewalt im Namen 
der Selbstverteidung ein oder um eigene Staatsbürger in anderen Ländern 
zu schützen. Hin und wieder kam es vor, daß ein Land andere Länder zur 
Intervention auf seinem eigenen Gebiet aufgefordert hat. Das Ziel bestand 
allerdings immer darin, die innenpolitischen Verhältnisse anderer Länder 
im Einflußbereich des intervenierenden Staates zu beeinflussen (z. B. die 
UdSSR gegenüber Ungarn, der Tschechoslowakei und Afghanistan, die 
USA gegenüber der Dominikanischen Republik, Kuba, Vietnam und Gre- 
nada) oder im Rahmen der Blockpolitik als Stellvertreter für den Verbün- 
deten in anderen Ländern aufzutreten (wie Kuba in Angola). Nach 1989 


1 Der Text ist Teil des vom Transnational Institute (Amsterdam) herausgegebenen Occa- 
sional Paper No. 1, das bei Pluto Press, London erscheinen wird. 

2 Dieser Aufsatz behandelt vor allem die militärische Intervention. Die hier vorgelegte 
Analyse bezieht sich nicht auf andere Formen der Intervention, wie sie von NGOs, halb- 
offiziellen Organen (z. B. dem Roten Kreuz) oder Vermittlern durchgeführt werden. 
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entfiel der Kalte Krieg als Rechtfertigung und legte die realen Gründe für 
die Interventionen bloß, seien es ökonomische (Kontrolle des Öls im Persi- 
schen Golf) oder symbolisch-politische (Sicherung der Position der Regie- 
rung im eigenen Land durch Demonstration von »Entscheidungsstärke«, 
etwa ım Fall der US-Intervention in Panama 1989). 

Aber auch andere Faktoren spielten beim Einsatz von Gewalt in internatio- 
nalen Beziehungen eine Rolle: Das Ende der Blockpolitik, das Ableben der 
sog. kommunistischen Regimes, die Krise des Modells der nachholenden 
ökonomischen Entwicklung in der Dritten Welt und die innere Schwäche 
der instabilen postkolonialen Staaten trafen zusammen und führten zu po- 
litischen Erschütterungen bis hin zum Zusammenbruch von Staaten. 
Einerseits befinden sich über 70 Länder der Erde in einem Prozeß der inne- 
ren Desintegration und der zunehmenden außenwirtschaftlichen Isolierung. 
Diese Gesellschaften sind durch Gewalt zerrissen, den Regierungen fehlt es 
an Legitimität, es mangelt an Geld und Waren und Teile der Bevölkerung 
haben ihre Staatsangehörigkeit im Wechselspiel von Emigration und Über- 
lebenskampf verloren. Andererseits brechen alte religiöse und ethnisch-na- 
tionalistische Konflikte wieder auf, es entstehen intraregionale Spannungen 
und soziales Chaos, die zu Kriegen, Nahrungsmittelkrisen, massiven 
Flüchtlingswellen und wiederum zu Aufständen führen, die durch Hunger 
und Stammeskriege verursacht sind. Lewer und Ramsbotham definieren 
die Konflikte, die den Hintergrund für die Debatte um humanitäre Inter- 
ventionen bilden, als »international-gesellschaftliche«: 


»International-gesellschaftliche Konflikte können definiert werden als Konflikte, die weder 
rein zwischenstaatlich sind (wie der Krieg zwischen Iran und Irak) noch mit den institutionali- 
sierten Regeln und Verfahren des inneren Konfliktmanagements beigelegt werden können 
(wie nach den Unruhen von Los Angeles), sondern sich im Grenzbereich dieser beiden Kon- 
flikttiypen bewegen. 'International' bezieht sich hier auf die Tatsache, daß die Konflikte über 
die innenpolitische Sphäre hinausgreifen, und 'geselischaftlich' heißt, daß sie in den Beziehun- 
gen tradierter Identitätsgruppen verwurzelt sind, die selbst keine Nationalstaaten bilden... Der 
wesentliche Punkt isi, daß international-gesellschaftliche Konflikte (a) in Beziehungen zwi- 
schen Identitätsgruppen gründen, deren Grenzen nicht immer mit staatlichen zusammenfailen, 
und daß (b) die Konflikte aus der innenpolitischen Domäne ausgebrochen sind. Charakteri- 
stisch für solche Lagen ist ein Grad der Militarisierung, der die Kontroilmacht der staatlichen 
Polizeikräfte überfordert.« (Lewer/Ramsbotham 1993, S. 7). 


Unter solchen Bedingungen sehen sich Regierungen, multilaterale Organi- 
sationen sowie politische, gesellschaftliche und intellektuelle Kreise ver- 
anlaßt, die Frage einer kollektiven gesellschaftlichen Verantwortung auf- 
zuwerfen: Sollte jedes Land oder jeder Zusammenschluß von Ländern (wie 
die Europäische Union) bei Vorgängen wie der Desintegration einer Reihe 
von schwachen Staaten und lokalen Kriegen in der Zuschauerrolle bleiben? 
Sollte ein internationales System errichtet werden, in dem die nationale Si- 
cherheit eine internationale, Kooperative Dimension gewinnt? Und ist der 
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kollektiv beschlossene und praktizierte Einsatz von Gewalt aus humanitä- 
ren Gründen (als Reaktion auf die Verletzung von Menschenrechten) legi- 
tim? Weiterhin wird die Frage gestellt, ob die Vereinten Nationen und re- 
gionale Zusammenschlüsse wıe die OAS für Amerika, die OAU für Afrıka 
und die Arabische Liga, die während des Kalten Krieges in ihren multilate- 
ralen Funktionen blockiert waren, in der neuen weltpolitischen Lage grö- 
Bere Autonomie beanspruchen sollten, um ihren friedenssichernden Aufga- 
ben gerecht zu werden. 

Diese Fragen haben pragmatische wie moralische Implikationen. Zunächst 
einmal wird unter pragmatischen Aspekten immer offensichtlicher, daß es 
schwierig ist, Konflikte und Kriege lokal zu begrenzen und daß, mit Aus- 
nahme einiger besonderer Fälle, deren Folgen global sind, von den finan- 
ziellen Kosten für die internationale Gemeinschaft bis hin zur moralischen 
Verantwortung. Die Verpflichtung jedes einzelnen Staates gegenüber der 
internationalen Gemeinschaft sollte sich umgekehrt auch positiv auf die Si- 
cherheit der Nationalstaaten auswirken. 


1. Gewalteinsatz und internationale Sicherheit 


Bei vielen Gelegenheiten während des Kalten Krieges hat die Intervention 
der Supermächte lokale Kriege und Konflikte verschärft (Arnold 1991). 
Gleichzeitig hat die Bipolarıtät »zu keinem langfristigen und substantiellen 
Übereinkommen der Supermächte darüber geführt, wie die Konflikte in der 
Dritten Welt durch die Festlegung von "grundsätzlichen Verhaltensregeln’ 
reguliert werden sollten« (Acharya 1993). Bildet sich nun, während wir uns 
dem Ende des Jahrhunderts nähern, eine Art globales Bewußtsein heraus, 
das den Aufbau eines globalen Sicherheitssystems für die ökonomische 
Entwicklung, die Demokratisierung und die Menschenrechte erlaubt? 

Von einem moralischen Standpunkt aus und den globalen politischen Ent- 
wicklungen entsprechend, sollte die internationale Gemeinschaft, im Rah- 
men kooperativer Regelungen und mit kollektiven Verantwortlichkeiten, 
als ein Ganzes funktionieren. Von daher ist es notwendig, die multilatera- 
len Mechanismen zu stärken. 

In diesem Sinne kann eine unilaterale oder von einer Gruppe von Ländern 
durchgeführte Intervention aus ökonomischen, geopolitischen oder huma- 
nitären Gründen im Rahmen der traditionellen Debatte zwischen drei Kon- 
zeptionen der internationalen Beziehungen verortet werden: Der »reali- 
stischen« Auffassung, die die internationale Gemeinschaft als Kollektiv 
von Staaten betrachtet, die nationale Sicherheit durch die Ausübung von 
Macht anstreben, dem »institutionalistischen« Konzept, das die Funktions- 
weise des internationalen Systems durch Kooperation und kollektive Si- 
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cherheitsmechanismen und nicht durch ein Machtgleichgewicht gewährlei- 
stet sieht sowie schließlich der »alternativen« Schule internationaler Bezie- 
hungen, ein Ansatz, der mit der Idee eines kollektiven Sicherheitssystems 
in den achtziger Jahren entstanden und von den Grundgedanken her nicht 
weit von den Institutionalisten entfernt ist. 

Diese unterschiedlichen Sichtweisen werden auch in der Diskussion über 
die Kriege im ehemaligen Jugoslawien und in Somalia deutlich. Während 
einige Realisten argumentieren, daß es keinen wirklichen Grund für eine 
direkte oder eine indirekte Intervention gibt, solange die nationale Sicher- 
heit etwa der Vereinigten Staaten oder Großbritanniens nicht gefährdet sei, 
und es nur darum gehen könne, Verhandlungen zu erleichtern, stellen die 
Institutionalisten und die alternative Schule die Vorstellung in Frage, den 
verfeindeten Seiten weiterhin zu erlauben, sich gegenseitig zu massakrie- 
ren. Vielmehr fordern sie, daß die internationale Gemeinschaft Initiativen 
ergreift, die von der deutlichen Unterstützung der Verhandlungen bis zur 
militärischen Intervention reichen. In den alternativen Analysen und der 
Friedensforschung finden sich unterschiedliche Positionen, aber im allge- 
meinen herrscht Skepsis gegenüber dem Einsatz von Gewalt für humani- 
täre und friedenssichernde Ziele. Allerdings wächst auch hier die Unter- 
stützung für eine Reform der Vereinten Nationen, als erster Voraussetzung 
für den legitimierten Einsatz von Gewalt (Peace Research Center 1993). 
Alle drei Schulen stimmen darin überein, daß einzelne Staaten globale 
Konflikte nicht mehr alleine lösen können, sei es aufgrund der Erkenntnis 
der Grenzen staatlichen Handelns am Ende des 20. Jahrhunderts, sei es, 
weil das Verhalten der Staaten, insbesondere der mächtigeren, grundsätz- 
lich kritisch und mit Mißtrauen betrachtet wird. Daraus ergibt sich die For- 
derung, daß Staaten ihre Normen in internationalen Beziehungen nicht mit 
Gewalt durchsetzen sollten. 

Was diese Sicht des Staates anbelangt, gibt es wiederum zwei Positionen: 
Der ersten zufolge sollte die internationale Gemeinschaft mittels multilate- 
raler Organisationen, insbesondere der Vereinten Nationen, die globalen 
Probleme in Angriff nehmen. Die Vertreter der anderen Position fordern 
dagegen, daß nicht die Vereinten Nationen, sondern ein Zusammenschluß 
der mächtigsten Länder diese Aufgabe übernehmen sollte. Charles William 
Maynes, Herausgeber von Foreign Policy, glaubt, daß der UN-Sicherheits- 
rat reformiert werden und, über Deutschland und Japan hinaus, Regional- 
mächte aufnehmen sollte. Maynes schreibt im Rahmen des »realistischen« 
Konzepts eines »Machtgleichgewichts« einigen Staaten eine besondere 
Rolle zu: 


»Diese neue Sicherheitsgemeinschaft würde die besondere Rolle der mächtigen Staaten in ih- 
rer Region anerkennen... Sollte Gewalt eingesetzt werden, wäre es allerdings realistischer, die 
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Großmächte zum Handeln aufzufordern, als die Vereinten Nationen... Wenn es eine neue 
Weltordnung geben sollte, wird es keine zentralisierte sein, mit multilateralen Armeen, die 
vom Sicherheitsrat befehligt werden. Es wird sich um eine dezentrale Ordnung handeln, die 
auf einem eher traditionellen Machtgleichgewicht beruht, das durch den fortschreitenden De- 
mokratisierungsprozeß und durch das nachlassende Interesse der meisten Staaten an Erobe- 
rungszügen erträglich gemacht wird« (Maynes 1993). 
Auch zu der Frage, welche Organe (NATO, Westeuropäische Union, re- 
gionale Organisationen) diese schwierige Aufgabe übernehmen sollten, 
gibt es unterschiedliche Auffassungen (Annan 1993). Manche Autoren vo- 
tieren für die mächtigsten Staaten oder schon existierende Sicherheitsorga- 
nisationen (von der NATO bis zur russischen Armee), andere dagegen sind 
der Auffassung, daß die Vereinten Nationen reformiert werden und zu- 
sammen mit der KSZE größeren Spielraum für den Umgang mit den Kon- 
flikten in Europa erhalten sollten. 
Weitere noch ungeklärte Probleme stellen die Machtbeziehungen und die 
Hierarchie der Staaten untereinander dar, die Fonds, an denen sie sich be- 
teiligten sollten und der Umfang der Machtbefugnisse, die an die Vereinten 
Nationen delegiert werden sollten. 


2. Das Recht auf Einmischung 


Am heftigsten umstritten ist vermutlich das Prinzip der Nichteinmischung 
in die inneren Angelegenheiten von Staaten. Dieses Problem betrifft die 
prinzipiellen Regelungen, auf deren Grundlage die internationale Gemein- 
schaft, generell oder fallweise, für humanitäre Aktionen und friedenschaf- 
fende oder friedenssichernde Maßnahmen Gewalt einsetzen könnte. Diese 
Frage ist von den beiden letzten Generalsekretären der Vereinten Nationen 
aufgeworfen worden, von Javier Pörez de Cu&llar und von Boutros Bou- 
tros-Ghali in seiner Agenda for Peace (1992), ebenso von Juristen, den 
Medien, politischen Kommentatoren und Organisationen wie der KSZE. 
Eine Revision des Prinzips der Nichteinmischung wird von jenen mit Miß- 
trauen betrachtet, die fürchten, daß humanitäre Interventionen als Ausrede 
für die Stärkung des Militärs und der interventionistischen Tendenzen in 
einigen mächtigen Ländern dienen könnten. Dieser Verdacht wird auch in 
Ländern der Dritten Welt laut, die schon des öfteren Ziel direkter oder indi- 
rekter Interventionen waren. Einige Regierungen, wie etwa die chinesische, 
fürchten, daß sie Schwierigkeiten bekommen könnten, falls die Politik der 
Intervention zur Verteidigung der Menschenrechte Legitimität gewinnen 
sollte. 

Zwei Auseinandersetzungen lassen dieses Problem deutlich werden. Die 
erste fand 1991 statt, als im UNO-Sicherheitsrat eine Resolution mehrerer 
Staaten der Dritten Welt (darunter China und Kuba) und der ständigen 
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Mitglieder verabschiedet wurde, die den Irak einschneidenden Kontrollen 
unterwarf, um Saddam Husseins Regime daran zu hindern, das Programm 
zur Produktion von Massenvernichtungswaffen wiederaufzunehmen (Pick 
1993). Die zweite Kontroverse fand im Juni 1993 in Wien anläßlich der 
Allgemeinen Menschenrechtskonferenz statt. Viele Juristen unterstützen 
vom Standpunkt des internationalen Rechts das Prinzip der Nichteinmi- 
schung in die inneren Angelegenheiten eines Staates. Sie fürchten, »eine 
Beseitigung der Vorkehrungen von Artikel 2(4) der Charta und die Erlaub- 
nis unilateraler militärischer Interventionen zur Durchsetzung der Men- 
schenrechte würde die Büchse der Pandora öffnen« (Gardner 1992, 5. 23). 
Bei einer Vielzahl von Gelegenheiten seit 1945 wurden humanitäre Inter- 
ventionen diskutiert. Einige Autoren sind der Auffassung, daß die Charta 
der Vereinten Nationen den Einsatz von Gewalt durch einen Staat zur 
Verteidigung der Menschenrechte seiner Bürger in einem anderen Land 
erlaubt, in einigen Fällen auch zugunsten anderer Staatsangehöriger. An- 
dere meinen, daß die Argumente für ein Interventionsrecht »nicht überzeu- 
gend« sind (Akehurst 1984, S. 105). Hinzu kommt, daß seit den sechziger 
Jahren von amerikanischen Politikern das Argument der Selbstverteidigung 
eingesetzt wurde, um die Tatsache zu rechtfertigen, daß die USA an vor- 
derster Front des »internationalen Kampfes gegen den Kommunismus« 
standen, um ihre globalen ökonomischen Interessen zu verteidigen. 

In der internationalen Diskussion wird seit 1989 das Problem der Militär- 
intervention, aus verschiedenen Gründen neu aufgeworfen. Die Interven- 
tionen der USA ın Panama und verschiedener Länder in Liberia, die inter- 
nationale Koalition im Golfkrieg, die international abgestimmte Durchset- 
zung von Schutzzonen für ethnische Gemeinschaften im Irak, die Zerstö- 
rung der nuklearen und chemischen Waffenprogramme des Iraks, verifi- 
ziert durch die Internationale Atomenergiekommission, und die Operatio- 
nen in Jugoslawien und Somalia unter dem Oberbefehl der UNO machen 
deutlich, daß es sich um eine Frage von äußerster Wichtigkeit handelt. 


3. Neue Bestimmungsgründe für militärische Interventionen 


Eine Intervention wird traditionell definiert als »zwangsförmige Einmi- 
schung eines Staates oder einer Staatengruppe in den Rechtsbereich eines 
anderen Staates (seien es innere oder äußere Angelegenheiten)« (Krieger 
1993, S. 462). 

Wenn die Intervention militärischer Art ist, wird sie als gewaltförmig be- 
trachtet, aber es gibt andere, mehr oder weniger spektakuläre Möglichkei- 
ten der gewaltloser Intervention, die häufig wirksamer sind, wie etwa öko- 
nomischer Druck. Die Intervention kann direkt vonstatten gehen (ein Land 
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interveniert in einem anderen) oder indirekt (eine Macht beauftragt eine 
andere oder findet Handlanger im anderen Land, die ihre Pläne ausführen). 
Es herrscht ein unmittelbarer Zusammenhang zwischen Nichtintervention, 
staatlicher Souveränität und Gleichheit unter den Staaten. Das internatio- 
nale Regime der Vereinten Nationen hat zur Grundlage das Prinzip des 
Gewaltverzichts zwischen den Staaten, das implizit auf das Problem der 
Intervention bezogen ist. Mit dem Prinzip der Nichtintervention wird daher 
theoretisch die fremde Rechtshoheit auf dem jeweils anderen Territorium 
und die Regierungsform der Staaten respektiert. Während der Entkoloniali- 
sierung der Dritten Welt (ab 1950) war der Grundsatz der Nichtinterven- 
tion verknüpft mit der Etablierung der Nationen. Die Theorie der Nichtin- 
tervention hatte allerdings wenig Einfluß auf die Wirklichkeit. Hedley Bull 
schrieb 1984: 


»Heute scheint es jedenfalls auf den ersten Blick so, daß das Prinzip der Nichtintervention und 
der darin enthaltene Grundsatz des gegenseitigen Respekts gegenüber der fremden Rechtsho- 
heit weit von den Tatsachen des internationalen Zusammenlebens entfernt ist« (Bull 1984, S. 
5). 

Bis heute ist diese Problematik ungelöst und in der internationale Gemein- 
schaft finden, was den Einsatz von Gewalt anbelangt, Veränderungen statt, 
die durch verschiedene Faktoren bestimmt sind: 


* Das Ende des Kalten Krieges und der durch die Blockpolitik definierten 
Einflußbereiche. Mit dem Ende dieser geopolitischen Spaltung der Mach- 
tinteressen sind zahlreiche Länder, dank ihrer geringfügigen oder praktisch 
bedeutungslosen Stellung im globalen ökonomischen System, keine poten- 
tiellen Ziele einer Intervention mehr. Freilich wird eine Reihe von Ländern 
und Regionen von der globalen ökonomischen Entwicklung an den Rand 
gedrückt und zu gewaltförmigen Reaktionen veranlaßt.? Während in der 
Ära des Kalten Krieges solche Reaktionen noch im Rahmen der Blockpo- 
litik interpretiert wurden, schenken die Supermächte ihnen nun wenig Be- 
achtung oder delegieren das Problem an regionale Organisationen. 


* Die Krise der traditionellen oder imperialistischen Intervention, die, ab- 
gesehen von ihren hohen Kosten, die strukturellen ökonomischen, politi- 
schen und sozialen Probleme jener Länder, die Ziel von Interventionen wa- 
ren, nicht lösen, wie sich in Panama, dem Irak, Somalia, Nicaragua, An- 
gola und Afghanistan gezeigt hat. Seit Vietnam haben sich die in den USA 


3 Wie etwa in dem armen mexikanischen Bundesstaat Chiapas im Januar 1994, als Folge 
der extremen Isolierung der eingeborenen Bevölkerung. Kurz zuvor hatten die US-Admi- 
nistration und die mexikanische Regierung im Rahmen des NAFTA-Abkommens Mexiko 
der Weltöffentlichkeit als untadelige demokratische Macht präsentiert, welche die Men- 
schenrechte respektiere. 
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angestellten Überlegungen zu den praktischen Grenzen einer direkten 
Militärintervention - und deren negativen Auswirkungen auf die öffentliche 
Meinung - auch in anderen Ländern verbreitet. Es herrscht gegenwärtig 
eine vorsichtige Einstellung zum Einsatz von Gewalt, außer in Fällen, die 
dem Anschein nach (der trügen kann, wie beim US-Einsatz in Somalia) 
leichten Zugang und Wiederabzug verheißen. Entgegen der verbreiteten 
Vorstellung, daß die Groß- und Mittelmächte während des letzten halben 
Jahrhunderts bereitwillig militärisch eingegriffen hätten, waren sie insge- 
samt eher zurückhaltend und heuchlerisch, wenn es um den Einsatz von 
Gewalt ging. Um den Zugriff auf das Golföl zu garantieren, hat der Sicher- 
heitsrat mit ungewöhnlichem Eifer reagiert. Eine internationale Koalition 
wurde gebildet, die menschlichen und ökologischen Auswirkungen des 
Krieges wurden nicht weiter berücksichtigt, die USA sandten fast 500000 
Soldaten in die Region und Millionen von Dollar wurden ausgegeben. An- 
dererseits haben sich die Europäische Union und die USA nicht auf wirkli- 
che Sicherheitsgarantien für Sarajevo und andere »geschützte« Städte in 
Bosnien-Herzegowina einigen können. Die europäischen Regierungen und 
Washington werfen mit dem falschen Argument um sich, daß militärische 
Aktionen »die Kräfte, die humanitäre Hilfe leisten, gefährden« würden (die 
bei dieser Aufgabe tatsächlich ungeschützt sind), und behaupten, daß ein 
größerer militärischer Einsatz zuviel koste. 


* Aus den genannten Gründen wird die imperialistische Intervention se- 
lektiv und richtet sich insbesondere auf folgende Ziele: 

- Schutz des Zugangs zu strategischen Ressourcen wie im Golfkrieg. 

- Unterstützung oder Schwächung regionaler Verbündeter oder Gegner, 
was eher aus ökonomischen als aus ideologischen Gründen geschieht. Ein 
Beispiel sind die Operationen, welche die russischen Streitkräfte unter dem 
Titel »friedenssichernde Missionen« in den ehemaligen Sowjetrepubliken 
durchführen, um einen neuen ökonomischen und politischen Einflußbe- 
reich Moskaus aufzubauen.* Diese Aktionen werden mit Zustimmung der 
westlichen Länder und der KSZE unternommen, um Moskau zu stärken, 
und die eigenen Streitkräfte aus vertrackten Konflikten herauszuhalten.5 


4 Zu den russischen Operationen u.a. in Moldawien, Georgien und Tadschikistan'vgl. Baew 
(1993, S. 137-150), Gordon (1993), Erlanger (1993), Tett/LeVine (1993). 

5 Rene Nyberg, Chef der finnischen Delegation bei der KSZE-Konferenz in Wien, ist der 
Auffassung, daß die KSZE, weil sie keine eigenen Kräfte zur Friedenssicherung zur Ver- 
fügung hat, unter der Formel »kooperative Friedenssicherung« Streitkräfte »mieten« 
müsse. In bezug auf die diversen ehemals sowjetischen Gebiete meint er: »Russische 
Friedenssicherung oder vielmehr Friedenserzwingung unterscheidet sich beträchtlich von 
der klassischen Vorgehensweise der UNO. Sie wird nicht durch eine internationale Orga- 
nisation autorisiert und ist auch nicht unparteiisch im strengen Sinne... Sie spiegelt die 
russischen Ansprüche auf eine »besondere Verantwortung« wider, um die »Stabilität« auf 
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- Eindämmung von Krisenherden (wie im Falle der humanitären Interven- 
tion in Bosnien-Herzegowina), aber ohne eine Zusammenarbeit mit dem 
Ziel, den sich ausbreitenden Konflikt zu lösen oder zu beenden. 


* Die Krise der bewaffneten revolutionären Bewegungen, auf die in der 
Dritten Welt üblicherweise die Interventionen abzielten. Die klassischen 
nationalen Befreiungsbewegungen der sechziger, siebziger und achtziger 
Jahre, darunter die Sandinisten, die FMNL in EI Salvador, die PLO, die 
Polisario, die Angolanische Befreiungsbewegung, der ANC, die Fretilin ın 
Osttimor, die IRA und der Leuchtende Pfad in Peru haben alle lange und 
komplizierte Krisenprozesse durchlaufen. In manchen Fällen gelang der 
Zugriff auf die Staatsmacht, in anderen fanden Verhandlungen mit den 
Gegnern statt, die fast immer zur Mäßigung der Forderungen oder zum 
gänzlichen Verschwinden, zur Isolation oder politischen Stagnation im 
Terrorismus führten. 

Gegenwärtig haben die bewaffneten Bewegungen kaum Chancen, durch 
den Einsatz von Gewalt an die Macht zu gelangen, was bei den global agie- 
renden Mächten wie den USA die Tendenz zur Intervention verringert. Die 
Mehrheit dieser Bewegungen in der Dritten Welt kämpfen für demokrati- 
schere Systeme in ihren Ländern oder für die nationale, ethnische oder tri- 
bale Selbstbestimmung.® Im Falle der ehemaligen UdSSR beruhen die mei- 
sten regionalen Konflikte auf den Spannungen zwischen den Repräsentan- 
ten des alten Regimes und Kräften, die bei der Konstitution oder Neubele- 
bung von Nationen politische Macht beanspruchen (Amer 1993). Kaum ei- 
ner dieser Fälle stellt eine wirkliche Herausforderung für transnationale 
ökonomische Interessen dar. Aber das heißt nicht, daß sie auf lokaler oder 
regionaler Ebene verschwinden oder an Bedeutung verlieren werden. 

Die einzigen Bewegungen, die wesentliche Auswirkungen auf einige Staa- 
ten haben, insofern sie gezwungen sind, Gewalt einzusetzen und ihre poli- 
tischen Verfahren zu ändern, sind die radikalen islamischen Bewegungen, 
besonders in Ägypten, Algerien und in den besetzten palästinensischen 
Gebieten, die vom Westen mit beträchtlichem Unbehagen beobachtet wer- 
den. (Dies gilt auch für die moslemischen Regionen der ehemaligen 
UdSSR). In den vergangenen Jahren ist die Debatte um die Frage, in wel- 
chem Maß der Islam eine Bedrohung der westlichen Werte darstelle, wie- 
derbelebt worden. (Esposito 1992, Pfaff 1993a, Miller 1993, Hadar 1993). 


dem Territorium der ehemaligen Sowjetunion aufrechtzuerhalten...[Aber} Rußland ist ein 
wichtiger Akteur. Deshalb liegt es im Interesse der internationalen Gemeinschaft,[mit den 
Russen} zu kooperieren« (Nyberg 1993). 

6 In 60 Ländern der Erde gibt es Bewegungen, deren Ziel es ist, Unabhängigkeit oder mehr 
Respekt für ihre Minderheitenrechte zu erlangen (Vgl. Halperin u.a. 1993; 
Heldt/Melander 1992, S. 119-130.) 
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indem der Islam als Feind dargestellt und diese angebliche Bedrohung mit 
dem Problem der Verbreitung von nuklearen, chemischen und biologischen 
Massenvernichtungswaffen verknüpft wird, ist eine neue Rechtfertigung 
für die Wiederaufrüstung gefunden und indirekt eine günstige Atmosphäre 
für die oben erwähnte selektive Intervention geschaffen worden. Wieder- 
aufrüstung und sogar Präventivangriffe gewinnen Priorität vor der interna- 
tionalen Kontrolle des Waffen- und Technologietransfers und vor Rü- 
stungskontrollabkommen.’? Aus einer anderen Perspektive führt dies zu der 
Gefahr, daß die Regierungen von Ländern wie Nordkorea oder dem Iran 
die einschüchternden oder interventionistischen Manöver des Westens, be- 
sonders der USA, als totalen Angriff betrachten und möglicherweise zum 
Einsatz von Nuklearwaffen provoziert werden, um sich zu verteidigen. 


* Einzelne Staaten, selbst die mächtigsten, können internationale Konflikte 
nur führen und finanzieren, wenn sie sich auf eine multilaterale Politik 
einlassen. Der drastischste Fall einer globalen militärischen Sicherheitsbe- 
drohung, der multilateral begegnet werden sollte, ist die Verbreitung von 
Massenvernichtungswaffen. Dies kann nur durch eine internationale Zu- 
saminenarbeit bei der Kontrolle des legalen und illegalen Transfers von 
Technologie und des Verkaufs technischer Komponenten geschehen. Hin- 
sichtlich jener nichtmilitärischen Konflikte, welche die Sicherheit betreffen 
(u. a. Migration, Hungersnöte, Naturkatastrophen, Epidemien und Wieder- 
aufbau nach Kriegen) gilt allgemein, daß sie von keinem Staat allein in An- 
griff genommen werden können. Ohne einen globalen und koordinierten 
Ansatz wird es in diesen Fällen nicht möglich sein, präventive oder Not- 
fallmaßnahmen durchzuführen. 


* Die Globalisierung der Weltwirtschaft, führt dazu, daß die mächtigsten 
Länder es nicht mehr für besonders notwendig erachten, die schwächeren 
Länder über direkte Militärinterventionen zu kontrollieren. Die Kontrolle 
über wirtschaftliche Entscheidungen - von den Produktionstechnologien 
bis zur Handelspolitik - liegt in den Händen transnationaler Machtzentren. 


7 Vgl. zur abwehrenden Haltung gegenüber nichtwestlichen Zivilisationen Huntington 
1993: »Nichtwestliche Zivilisationen werden weiterhin versuchen, den Reichtum, die 
Technologie, die Fertigkeiten, Maschinen und Waffen zu erlangen, die Bestandteil der 
Moderne sind. Sie werden auch versuchen, diese Modernität mit ihrer traditionellen Kul- 
tur und ihren Werten zu vereinbaren. Ihre ökonomische Stärke im Verhältnis zum Westen 
wird zunehmen... Dies wird es für den Westen erforderlich machen, die ökonomische und 
militärische Macht aufrechtzuerhalten, die zum Schutz seiner Interessen gegenüber diesen 
Zivilisationen notwendig ist« (S. 49). William Pfaff kommentiert die These Huntingtons 
wie folgt: »Er hat die Rechtfertigung für eine Art Rassenkrieg geliefert... Die praktische 
Wirkung [seines Arguments] besteht darin, die vulgären Stereotypen ganzer Völker zu 
rationalisieren und apokalyptisches Denken jenes Schlags zu rechtfertigen, das in diesem 
Jahrhundert schon zu einem Weltkrieg und zum Kalten Krieg geführt hat« (Pfaff 1993b). 
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Auf internationaler Ebene werden solche Mittel wie Kommunikations- und 
Technologiekontrolle und das Finanzsystem als Machtinstrumente 
eingesetzt. Zugleich ist es auch für schwächere Staaten praktisch unmög- 
lich außerhalb des Globalisierungsprozesses zu bleiben. Damit werden die 
Fälle, in denen unmittelbare Gewalt ausgeübt wird, zur Ausnahme. 


* Konflikte, die scheinbar auf ein Land oder eine Region begrenzt sind, be- 
sitzen das Potential, sich auf die Nachbarn oder sogar geographisch ent- 
fernte Länder auszubreiten: 


»...die historische Erfahrung lehrt, daß alizu oft massive Verletzungen der Menschenrechte in 
einem Land sowie hausgemachte oder Naturkatastrophen, die zunächst auf einen Staat be- 
grenzt sind, sich unweigerlich auf regionaler oder internationaler Ebene auswirken. Die 
'inneren' Ereignisse haben eine oder mehrere Folgen: (a) umfangreiche Flüchtlingsbewegun- 
gen, (b) interne bewaffnete Konflikte, die schließlich über die nationalen Grenzen schwappen 
und größere bewaffnete Konflikte auslösen, (c) gefährliche Belastungen der Verfügbarkeit und 
Verteilung regionaler Ressourcen und (c) transnationale Umwelt- und Gesundheitsprobleme. 
Zumindest ist die regionale Stabilität gefährdet« (Scheffer 1992, S. 7). 


* In manchen Staaten besteht die Tendenz, das Prinzip der Nichtein- 
mischung in die inneren Angelegenheiten eines Staates für den Fall der 
massiven Verletzungen der Menschenrechte neu zu überdenken. Einige 
Staaten handeln dabei aus Prestigegründen, um in der internationalen 
Arena eine bessere Position zu gewinnen und ihre künftige Außenpolitik in 
gewissem Umfang neu zu formulieren. Bestimmte Sektoren der Weltge- 
sellschaft werden sich zunehmend der Menschenrechte als einer Frage des 
politischen Interesses bewußt. Da es während des Kalten Krieges das Ziel 
der demokratischen Staaten des Westens war, dem sowjetischen Einfiuß 
entgegenzuwirken, herrschte die Auffassung vor, eine Allianz mit be- 
stimmten Staaten sei wichtiger als die Regierungsform des betreffenden 
Regimes. Seit 1989 ändert sich diese Situation. In seiner Eröffnungsrede 
zur Allgemeinen Menschenrechtskonferenz (Wien, Juni 1993) empfahl der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen, Boutros-Ghali, dem Plenum die 
Einrichtung eines Hochkommissariats für Menschenrechte und führte aus: 


»Ich bin versucht zu sagen, daß die Menschenrechte ihrer Natur nach die traditionelle Tren- 
nung von innerer staatlicher Ordnung und internationaler Ordnung aufheben. Die Menschen- 
rechte führen zu einer neuen Form der rechtlichen Durchdringung... Der Staat sollte der Ga- 
rant der Menschenrechte sein... Allerdings muß die Frage internationaler Maßnahmen aufge- 
worfen werden, wenn Staaten diese Aufgabe nicht würdigen, wenn sie die grundlegenden 
Prinzipien der Charta der Vereinten Nationen verletzen und wenn sie, statt die Individuen zu 
schützen, zu ihren Verfolgern werden« (Boutros-Ghali 1993, S. 14-15). 
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4. Schlußfolgerungen 


Die oben genannten Bestimmungsgründe für Interventionen machen deut- 
lich, daß Konflikte in ihrem historischen Kontext betrachtet werden müs- 
sen, um die Verantwortlichkeiten festzuschreiben und künftige Fehler zu 
vermeiden. Wege der Kooperation statt der Konfrontation sind ausfindig zu 
machen und die Mechanismen der Prävention, Verhandlung und Interven- 
tion, auch militärischer Art, in humanitären Angelegenheiten zu stärken. 
Akehurst zufolge ist eine »effektivere internationale Maschinerie für den 
Schutz der Menschenrechte [notwendig]. Die humanitäre Intervention ist 
ein ungenügender Ersatz für eine solche Maschinerie und könnte deren 
Aufbau sogar verzögern oder entmutigen« (Akehurst 1984, S. 111). Ande- 
rerseits muß das Mittel der unilateralen Intervention (ob durch eines oder 
mehrere Länder, mit offenen oder verdeckten Zielen) aufgegeben und in- 
ternational geächtet werden. Bis die Handlungsprinzipien definiert sind, 
müssen humanitäre Interventionen die Regeln des internationalen Rechts 
respektieren. Scheffer schlägt für die nahe Zukunft folgendes vor: 


»- Bestimmung der Kriterien für gewaltlose und gewaltförmige humanitäre Interventionen, die 
gemäß der UNO-Charta kollektiv autorisiert sind. 

- Begrenzung solcher Interventionen auf rein humanitäre Zwecke, wobei man sich aber be- 
wußt ist, daß die Intervention innere Bewegungen auslösen kann, die zum Sturz des repressi- 
ven Regimes führen können. 

- Prüfung der Frage, ob unter sehr begrenzten Umständen eine multinationale oder unilaterale 
humanitäre Intervention legitim sein könnte« (Scheffer 1992, S. 13). 

Die Politik der Prävention verlangt auf der einen Seite die Förderung regio- 
naler Sicherheitsabkommen in Übereinstimmung mit dem KSZE-Modell, 
d. h. die Bildung institutionalisierter zwischenstaatlicher Beziehungen in 
solch sensiblen Bereichen wie dem Schutz nationaler Minderheiten, der 
Nutzung gemeinsamer Naturschätze und der Information über militärische 
Manöver. Diese Beziehungen können schließlich zu Kontrollabkommen 
führen, die nicht nur Massenvernichtungswaffen, sondern auch den Tech- 
nologietransfer und den illegalen Waffenhandel umfassen.® Eines der größ- 
ten Probleme für diese regionalen Sicherheitsabkommen ist die Neigung 
der Großmächte, sich in jenen Regionen, die sie als strategisch bedeutsam 
für ihre ökonomische Sicherheit betrachten, das implizite Recht zur Inter- 
vention vorzubehalten. Aber Staaten sollten gerade jene Abkommen re- 
spektieren, die der Verhinderung von Konflikten dienen, selbst wenn sie 
dabei ın ihrer globalen Handlungsfähigkeit beschränkt würden. 


8 Das dritte Kapitel der Helsinki-Erklärung bietet eine Reihe von Instrumenten und Mecha- 
nismen, die von der KSZE für eine breites Bündel von Maßnahmen zur Konfliktverhü- 
tung und zum Krisenmanagement entwickelt wurden, u.a. Frühwarnsysteme, politisches 
Krisenmanagement, Erkundungsmissionen und Friedenssicherung. Zu den Chancen für 
die regionale Sicherheit vgl. Acharya (1993, S. 23-28). 
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Andererseits gibt es Vorschläge zur Ergänzung der Charta der Vereinten 
Nationen (Urquhart 1993), die es der UNO erlauben würden, eigene militä- 
tische Kräfte aufzubauen, nicht zu Kampfzwecken, sondern für die Beob- 
achtung, Frühwarnung und Friedenssicherung in konfliktgefährdeten Ge- 
bieten.? Solche Kräfte könnten auch Länder beschützen, die sich durch eine 
Invasion bedroht fühlen. 

Wenn sıch Konflikte anbahnen, sollte eine Militärintervention das letzte 
Mittel sein, nachdem Überwachungsmaßnahmen, diplomatischer Druck, 
internationale Verurteilung, Einschränkung der Entwicklungshilfe und 
Wirtschaftssanktionen ausgeschöpft sind (Halperin/Scheffer 1993, S. 96; 
Mialli 1992). Konfliktprävention und Maßnahmen zu deren friedlicher Lö- 
sung sind auch der beste Weg, um eine Intervention zu verhindern. 
Malanczuk vertritt die Position, daß nicht unilaterale Eingriffe zur Vertei- 
digung der Menschenrechte notwendig seien, sondern »kollektive Aktio- 
nen, die auf einer an der Charta orientierten Entscheidung beruhen«, zu- 
sammen mit internationalen politischen Strategien zur Stärkung des Re- 
spekts vor den Menschenrechten, als Mittel, deren massive Verletzung zu 
verhindern. Dies setzt jedoch 


»die Verbesserung des kollektiven Sicherheitssystems der UNO, der Struktur und des Ent- 
scheidungsprozesses des Sicherheitsrats, der Arbeit der Vollversammlung und der Rolle re- 
gionaler Organisationen [voraus]. Solche institutionellen Anpassungen ergeben sich leichter 
aus der Entwicklung eines Konsenses über klar definierte, aber begrenzte Politikziele als aus 
abstrakten Reformvorschlägen auf institutioneller und prozeduraler Ebene« (Malanczuk 1993, 
8.29). 


Dieser Ansatz, der für eine fallorientierte politische Vorgehensweise plä- 
diert, unterscheidet sich von anderen, die davon ausgehen, daß die UNO- 
Mitglieder noch die Herausforderung der »Agenda for Peace« annehmen 
müssen 


»und ein neues, umfassendes Bündel politischer Strategien zur Stärkung von Frieden und Si- 
cherheit auf internationaler Ebene erarbeiten [müssen]. Immer noch ist es dringend notwendig, 
die konkreten Erfordernisse der internationalen Sicherheit für die kommende Ära zu definie- 
ren und zentrale Probieme wie das erforderliche Gleichgewicht von globaler Macht einerseits 
und nationaler Souveränität andererseits anzugehen« (Hill 1993, S. 60). 


Lewer und Ramsbotham betonen, daß humanitäre Interventionen im Na- 
men der internationalen Gemeinschaft, als Antwort auf die Verweigerung 
oder Verletzung universeller Menschenrechte, ein aus zehn Prinzipien be- 
stehendes ethisches Fundament benötigen: 


»1. Das Prinzip der humanitären Mindeststandards (gerechte Sache). Bei einer tatsächlichen 
oder angedrohten, nicht akzeptablen Verweigerung oder Verletzung der Menschenrechte ist 
die internationale Gemeinschaft zu dem Versuch verpflichtet, Abhilfe zu schaffen und hat bei 


9 Vgl. zur Analyse der Friedenssicherung im Zusammenhang mit einer Reform der UNO 
Renner (1993). 
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hinreichenden Beweisen das Recht zu intervenieren, gemäß den in Prinzip 9 festgelegten Be- 
dingungen. 

2. Das Prinzip des menschlichen Gedeihens (gerechte Ziele). Das Ziel einer solchen Interven- 
tion sollte die unparteiische Förderung eines anhaltenden menschlichen Gedeihens in der ge- 
samten betroffenen Region sein. 

3. Das Prinzip der angemessenen Mittel (gerechte Mittel). Die eingesetzten Mittel sollten an- 
gemessen sein, d. h. sie sollten (a) notwendig, (b) ausreichend, (c) gewichtet und (d) legitim 
sein. 

4. Das Prinzip der Stärkung der lokalen Kräfte. Die Intervention sollte auf eine Weise durch- 
geführt werden, die in der Region verstanden und akzeptiert wird und geeignet ist, die Kräfte, 
die vor Ort an der Lösung des Konflikts arbeiten, zu stärken und zu unterstützen. 

5. Das Prinzip der Konsistenz. Interventionen sollten über unterschiedliche Konfliktsituatio- 
nen hinweg konsistent bleiben, wichtige Erfahrungen sollten gesammelt und weitergegeben 
werden. 

6. Das Prinzip der Reflexivität. Die Motive und das frühere Verhalten der Interventionskräfte 
sollten mit dem erklärten Ziel der Intervention vereinbar sein. 

7. Das Prinzip der Kormplementarität. Die Handlungen der intervenierenden Kräfte sollten 
miteinander vereinbar sein. 

8. Das Prinzip der Verantwortlichkeit. Die intervenierenden Kräfte sollten der internationalen 
Gemeinschaft gegenüber rechenschaftspflichtig sein, da sie von dieser das Recht zur Interven- 
tion herleiten. 

9. Das Prinzip der Abstimmung und der stufenweisen Reaktion. Wo möglich, sollte die Inter- 
vention präventiv, gewaltlos und mit der Zustimmung aller Beteiligten vonstatten gehen. Falls 
dies nicht möglich ist, sollten den Erfordernissen entsprechend bei relevanten Folgeentschei- 
dungen zusätzliche Kriterien erfüllt werden, ohne die Entscheidung zu präjudizieren. 

10. Das Prinzip der Universalität. Die Prinzipien einer gerechten humanitären Intervention 
sollten von der internationalen Gemeinschaft legitimiert werden« (Lewer/Ramsbotham 1993, 
3.98). 


Unverantwortliche politische Strategien, sei es im Bereich der wirtschaftli- 
chen Entwicklung, der Demokratie, der Menschen- und Minderheiten- 
rechte oder in den Beziehungen zwischen starken und schwachen Staaten 
haben zu einer chaotischen und unvorhersehbaren Welt geführt. Bei zahllo- 
sen Gelegenheiten war Gewalt ein Ersatz für Politik und Kooperation. 
Heute ist es für die Formulierung von Politik notwendig zu überlegen, wie 
ein internationales System zustande kommen kann, das Gewalt verhindert 
und ihren Einsatz kontrolliert, wenn er für gerechte Ziele unverzichtbar ist. 
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Rüdiger Göbel 


Irak, Somalia, Jugesiawien 
Die UNO in der monolateralen Ära 


1. Ausgangsbedingungen der UNO nach dem Zusammenbruch der 
Sowjetunion: Das internationale System in der monolateralen Ara 


Seit Anfang der neunziger Jahre hat sich das Kräfteverhältnis in der Welt 
radikal verändert. Mit dem Zusammenbruch der Sowjetunion, der Auflö- 
sung des Warschauer Paktes und des RGW ist die Polarisierung zwischen 
kapitalistischem Westen und realsozialistischem Osten, die die Welt über 
40 Jahre bestimmt hat, weggefallen. Diese Polarisierung hatte zwar bereits 
in den 80er Jahren an Schärfe verloren, sie war aber dennoch global be- 
stimmend geblieben. Alle Staaten waren der »globalen Beziehung« 
(Czempiel 1993: 52) des Ost-West-Konfliktes zu- bzw. eingeordnet. Auch 
die Bündnisfreien definierten sich durch ihn. Dies erklärt wohl auch, 
warum sie mit dem Ende des Systemantagonismus ebenso als Faktor von 
der Weltbühne verschwunden sind. 

Die Auseinandersetzungen in der UNO als internationaler Plattform dieses 
»globalen Widerspruches« drücken das Kräfteverhältnis der jeweiligen 
Partner bzw. Kontrahenten aus. Die längste Zeit ihrer Existenz war die 
UNO aufgrund der Blockkonfrontation eher handlungsunfähig und konnte 
den ihr in der UN-Charta zugeschriebenen Aufgaben nicht nachkommen. 
Aufgabe der UNO ist nach Art. 1 der UN-Charta die Wahrung des Welt- 
friedens und der internationalen Sicherheit. Die Hauptverantwortung hier- 
für liegt nach Art. 24 beim Weltsicherheitsrat. Mit dem Ende des Ost- 
West-Konflikts kam daher die Hoffnung auf, die UNO könnte jetzt die ihr 
zugeschriebene Rolle als »Hüterin des Weltfriedens« endlich wahrnehmen. 
Tatsächlich ist die UNO mehr denn je direkt in Konflikte involviert: von 
ihrer Gründung 1945 bis Anfang 1983 gab es 13 sogenannte Peace- 
keeping-Einsätze; allein in den vier Jahren danach wurden 14 weitere be- 
schlossen (Kühne 1993a: 123). »Friedenssicherung unter dem Dach der 
UN verspricht in der Ära nach dem Ost-West-Konflikt zu einem wichtigen 
Aufgabengebiet von Soldaten zu werden«, meint etwa Kühne (ebd.), für 
Cooper ist die UNO gar zur »Flamme der Hoffnung« geworden (Cooper 
1993: 515). 

Es wird ein »Recht auf Einmischung« gefordert oder gar die »Pflicht zur 
Einmischung« in die inneren Angelegenheiten von anderen Staaten postu- 
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liert. Die »postmoderne Welt« (Cooper 1993: 523) bzw. die »Gesell- 
schaftswelt« (Czempiel 1993: 105) verlangt eine »Weiterentwicklung des 
Völkerrechts von einem primären Recht der Staaten hin zu einem wirkli- 
chen Recht der Völker und Menschen« (Matthies 1993: 8). 

In dieser Diskussion bleiben aber der Charakter dieser normativen Ord- 
nung und die ihr inhärenten Interessen unhinterfragt. Die westliche Interes- 
senpolitik der vergangenen Jahrzehnte scheint mit dem Ende der So- 
wjetunion als globalem Machtfaktor verschwunden zu sein. Stattdessen 
wird von den westlichen Staaten heute erwartet, daß sie sich auf dıe Pro- 
bleme der Welt orientieren und für deren Lösung »Verantwortung« über- 
nehmen; die »internationale Politik« wird als sog. »Weltinnenpolitik« de- 
finiert (Kühne 1993a: 125; 1993b: 26ff). 

Seit Beginn der 90er Jahre geht mit diesem normativen Wunschdenken im 
politischen Diskurs eine weitere Relativierung des Souveränitätsprinzips 
und des Grundsatzes der Nicht-Einmischung in die inneren Angelegenhei- 
ten fremder Staaten einher, die als »Fortentwicklung des Völkerrechts« 
(Kühne 1993a: 129) vorgestellt wird. Es müsse ein »durchlässiges Ver- 
ständnis« (ebd.: 128) von Souveränität und Nicht-Einmischung entwickelt 
werden. Auch der Generalsekretär der UNO, Boutros-Ghali fordert eine 
»vernünftige Eingrenzung des Selbstbestimmungsrechts der Völker« (zit. 
nach: ebd.: 129). 

Faktisch wird damit das in Art. 1 der UN-Charta festgelegte Recht der 
Völker auf Selbstbestimmung als Rechtsgrundsatz aufgehoben;! es kann 
nach Interessenlage des UN-Sicherheitsrates, der für den Weltfrieden Ver- 
antwortung trägt, gewährt oder verwehrt werden. Das Prinzip der Nicht- 
einmischung und der nationalstaatlichen Souveränität wird durch »humani- 
tär begründeten Interventionismus« bzw. »friedenspolitisch gerechtfertigte 
Einmischung« (Matthies 1993: 8) ersetzt. 


1 Dieses Seibstbestimmungsrecht ist hier im Sinne nationalstaatlicher Souveränität gemeint, 
wie es auch von den Staaten der sog. 3. Welt auf der Konferenz von Bandung 1955 und 
ihren Folgeireffen formuliert wurde. Von den jungen Nationalstaaten in Afrika und Asien, 
die gerade ihre Unabhängigkeit erkämpft hatten, wurden die von den Kolonialmächten 
gezogenen Grenzen anerkannt, um zwischenstaatlichen Auseinandersetzungen oder Inter- 
ventionen vorzubeugen. Dieses Selbstimmungsrecht will Kühne umgehen, indem er die 
Regierenden im Zweifelsfall zu »Diktatoren, fanatischen Ethno-Nationalisten oder loka- 
len Warlords« erklärt, die mit den in Art. 1 und 2 der UN-Charta formulierten Prinzipien 
von Souveränität und Selbstbestimmung nicht gemeint seien. Ihnen setzt er stattdessen die 
würdigen »Völker« entgegen (Kühne 1993a: 127f). - Ein ähnlich verklärtes Bild von den 
»Völkern« hat auch Rigaux, wenn er fordert, an Stelle der bisherigen zwischenstaatlichen 
Beziehungen solle ein »neues, objektives System der Beziehungen zwischen den Völkern 
treten« (Rigaux 1991: 398), denen im Gegensatz zu den auf internen Unterdrückungs- und 
Herrschaftsstrukturen basierenden »Entwicklungsiändern« eher ein Recht auf Entwick- 
lung und Veränderung zustehe. 
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2. Drei Meilensteine der UN-Politik 


Die UNO befindet sich bei der Durchsetzung dieser Vorstellungen noch in 
einer Umbruchsphase. Grundlegende Prinzipien des Völkerrechts können 
nicht vom einen auf den anderen Tag abgeschafft werden. »Testfelder« 
(Matthies 1993: 17) sind dabei die UN-Einsätze in Somalia und Jugosla- 
wien. Wesentliche Voraussetzung für den neuen Interventionismus war je- 
doch der sog. zweite Golfkrieg, zumindest was die Rezeption in der (deut- 
schen) Öffentlichkeit betrifft. 


Die Zerstörung des Irak 


Am Morgen des 2. August 1990 besetzten irakische Truppen Kuwait. Noch 
am selben Tag kam der UN-Sicherheitsrat auf Initiative der USA zu einer 
Dringlichkeitssitzung zusammen und verabschiedete die Resolution 660, ın 
der die Invasion verurteilt, der sofortige Rückzug der irakischen Truppen 
und die Aufnahme direkter Verhandlungen zwischen dem Irak und Kuwait 
gefordert wurde. Das Stimmenverhältnis war 14 zu O, der Jemen hatte an 
der Abstimmung nicht teilgenommen. 

In den folgenden Wochen und Monaten wurde der irakische Staatspräsi- 
dent Saddam Hussein in der öffentlichen Meinung zum zweiten Hitler auf- 
gebaut, »ein Diktator, der sein eigenes Volk vergast, unschuldige Frauen 
und Kinder«, wie es der damalige US-amerikanische Präsident George 
Bush in einer Rede auf die Spitze trieb (zit. nach: Clark 1993: 207). Wie- 
derholt erzählte er die von einer US-amerikanischen Werbeagentur erfun- 
dene Geschichte von 312 getöteten Babys, die angeblich von irakischen 
Soldaten aus Brutkästen in Kuwait-City geworfen worden waren (Clark 
1993: 207), um bei der US-amerikanischen Bevölkerung nach dem »Trau- 
ma von Vietnam« die Bereitschaft zu einem großen Militäreinsatz gegen 
den Irak zu wecken. 

Nach der Besetzung Kuwaits hat es eine außerordentlich große Zahl von 
Initiativen gegeben, mit dem Ziel, den Golfkonflikt politisch, auf dem 
Wege von Verhandlungen, zu lösen. Alle diese Bemühungen wurden je- 
doch von den USA torpediert, die von Anfang an jegliche Verhandlungen 
mit dem Irak ablehnten und auf einer bedingungslosen Kapitulation be- 
standen. Während der gesamten Krise blieb der US-amerikanische Präsi- 
dent Bush bei seiner Parole, es könne mit Saddam Hussein keine Ver- 
handlungen und keinen Kompromiß geben. »Die entwickelte Propaganda- 
kampagne war das Kernstück der erfolgreichen Bemühungen, Diskussio- 
nen, Verhandlungen, um eine friedliche Lösung zu verhindern.« (Clark 
1993: 207, 229) In den folgenden Wochen und Monaten wurde eine über 
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500.000 Mann starke (internationale) Interventionstruppe gegen den Irak 
mobilisiert, die unter US-amerikanischem Oberkommando stand. 

Die für den weiteren Verlauf der Krise entscheidende Resolution 678 
wurde vom UN-Sicherheitsrat am 29. November 1990 verabschiedet. Die 
Resolution genehmigte den »Einsatz aller erforderlichen Mittel«, falls der 
Irak nicht bis zum 15. Januar 1991 Kuwait geräumt habe. Um die nötigen 
Stimmen dafür zu bekommen, »bedienten sich die USA offener Beste- 
chung, Erpressung und Gewalt« (Clark 1993: 209). Lediglich Kuba und der 
Jemen stimmten gegen die Resolution, China hatte sich der Stimme ent- 
halten.? 

Die Resolution 678 verletzte - wie schon die Verhängung von Sanktionen 
in Resolution 661 vom 6. August 1990 - die Art. 33 und 36 der UN-Charta, 
nach denen zuerst friedliche Mittel zur Lösung eines Konfliktes angewandt 
werden sollen. Die Charta der Vereinten Nationen wurde im Herbst 1990 
derart verfälscht, daß sie zu einem Kriegsinstrument der USA und ihrer 
Verbündeten wurde, so der ehemalige US-Justizminister Ramsey Clark 
(Clark 1993: 204). Die Resolution 678 stellt eine völlige Entmachtung der 
UNO dar und überträgt ihre Befugnisse den USA, die das militärische 
Oberkommando über die am 17. Januar 1991 einsetzende Operation 
»Desert Storm« haben. Der UNO-Sicherheitsrat eröffnete damit die Mög- 
lichkeit, genau die Handlungen zu beginnen, zu deren Beendigung die 
UNO eigentlich gegründet worden waren - nämlich Krieg zu führen. Der 
Sicherheitsrat stellte für das weitere Vorgehen weder Richtlinien oder 
Grenzen auf, noch verlangte er einen Bericht. An die Stelle der Vereinten 
Nationen bzw. des Sicherheitsrates waren die USA getreten (ebd.: 213). 


»Nicht genannten Staaten die Befugnis zur Anwendung aller erforderlichen Maßnahmen zu 
übertragen, ist die gesetzloseste Entscheidung, die man sich vorstellen kann. Der Sicherheits- 


2 Äthiopien und Zaire wurden ein Bündel von Hilfsmaßnahmen, Weltbankkrediten und 
neuen Regelungen für Mittel des Internationalen Währungsfonds geboten, wenn sie für 
die Resolution stimmten. Kolumbien, abhängig von US-Militärhilfe, bekam ebenfalls ein 
Angebot über verstärkte wirtschaftliche und militärische Hilfsmaßnahmen. China erhielt 
binnen einer Woche 114 Millionen Dollar an zurückgestellter Hilfe von der Weltbank, 
nachdem es sich bei der Resolution 678 enthalten hatte. Allmählich wurde auch die inter- 
nationale Isolation aufgehoben, in die China nach der Niederschlagung der Studenten- 
proteste auf dem Tienanmen-Platz geraten war. Saudi-Arabien, Kuwait und die Vereinig- 
ten Arabischen Emirate gaben der Sowjetunion einen Kredit von vier Milliarden Dollar, 
nachdem sie für die Resolution gestimmt hatte. Ägypten wurden für seine Stimme und die 
Beteiligung an der Interventionstruppe von den USA, Saudi-Arabien und anderen Golf- 
staaten mehrere Milliarden Dollar Schulden erlassen. - Kurz nachdem der jemenitische 
UN-Botschafter im Sicherheitsrat gegen die Resolution 678 gestimmt hatte, erklärte man 
ihm, dies sei das teuerste Nein gewesen, das der Jemen jemals ausgesprochen habe: die 
USA zogen drei Tage später ein Hilfsangebot von 70 Millionen Dollar an den Jemen zu- 
rück; bald darauf wurden 7000 jemenitische Arbeiter aus Saudi-Arabien vertrieben, da- 
runter mehrere Hundert, die man in Krankenhäusern aus den Betten holte (Clark 1993: 
210ff). 
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rat gab damit nicht einfach eine Machtbefugnis ab. Die Übertragung erfolgte ohne genaue Be- 
schreibung, ohne Beschränkung und ohne Überwachung. Und dieses Mandat mißbrauchten 
die USA, um Zivilisten zu töten, den Irak zugrunde zu richten und seine Militärmacht zum 
größten Teil zu zerstören. Und das, obwohl die Resolution mit keinem Wort einen Angriff auf 
den Irak selbst genehmigte.« (Clark 1993: 226) 

Die Zerstörung eines regionalen Machtfaktors war das Zıel der am 17. Ja- 
“ nuar 1991 einsetzenden, 42 Tage und Nächte anhaltenden »High-Tech- 
Steinigung« (Lipietz 1993: 47) des Irak durch die modernste Luftwaffe. 
Mehr als 150.000 Zivilisten und Zivilistinnen und 150.000 Soldaten kamen 
beı diesem Völkermord auf irakischer Seite ums Leben (Clark 1993, 234: 
250f). »Amerikanische Technik zermalmte die Wiege der Zivilisation und 
ließ sie verstümmelt zurück - George Bush nannte es Befreiung.« (ebd.: 
247) 

Noch während des Krieges prägte der US-amerikanische Präsident die 
Formel von der »Neuen Weltordnung«, für die die Bestrafung des Irak 
stünde. »Der sechswöchige Einsatz westlicher Rüstungshochtechnologie 
hat seinen Eindruck auf die Welt gewiß nicht verfehlt.« (Czempiel 1993: 
13) Sobald wird es keinen neuen Angriff eines Landes der sog. Dritten 
Welt auf ein anderes geben, bei dem vitale Interessen der Industriestaaten 
verletzt werden. 


»Wenn ein Regionalstaat gegen vitale westliche Interessen verstößt, wird er durch die wirt- 
schaftliche Macht oder notfalls durch die militärische Gewalt der westlichen Industriestaaten, 
gegen die es kein Gegenmittel gibt, zur Korrektur gezwungen. Die Bestrafung des Irak hatte 
insofern auch exemplarische Bedeutung, als sie alle Regionalstaaten über die Grenzen ihrer 
Handlungsfreiheit und die Folgen ihrer Überschreitung informierte.« (Czempiel 1993: 91) 
Nach dem Waffenstillstand, der am 28. 2. 1991 zwischen dem Irak und den 
USA geschlossen wurde, wurde die Resolution 678 als Rechtfertigung be- 
nutzt, den Irak weiter abzuriegeln, so daß Zehntausende von Kindern, 
Säuglingen, Kranken und Alten in Folge des Embargos ums Leben kamen; 
die Säuglingssterblichkeitsrate verdoppelte sich. UNICEF sagte im Spät- 
herbst 1991 voraus, ohne umfangreiche Hilfsmaßnahmen würden am Jah- 
resende im Irak 170.000 Kinder unter sechs Jahren an Mangelernährung 
leiden, und die Hälfte davon werde sterben - unter Berufung auf Resolutio- 
nen des Sicherheitsrats wird damit Völkermord legitimiert und praktiziert 
(Clark 1993: 246, 252f). 

Mit der Resolution 688 hat der Sicherheitsrat am 5. April 1991 in der völ- 
kerrechtlichen Praxis Neuland betreten. Der Irak wird darin aufgefordeit, 
die Unterdrückung der irakischen Zivilbevölkerung sofort zu beenden. Der 
Sicherheitsrat hat damit erstmals die Verantwortung für die internen Zu- 
stände des Irak an sich gezogen, sich also in die inneren Angelegenheiten 
eines Landes, die nach Art. 2 der UN-Charta eigentlich geschützt sind, ein- 
gemischt (Czempiel 1993: 100; Kühne 1993b: 29). 
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Insbesondere die Rechtmäßigkeit einer Intervention aus humanitären 
Gründen soll durch diese Resolution begründet werden. Mit der Resolution 
688 haben die USA und ihre Verbündeten die Militäraktionen im Nordirak 
zum Schutz der Kurden legitimiert und die im Nord- und Südirak einge- 
richteten Flugverbotszonen als völkerrechtlich legitim verteidigt. Die Re- 
solution selbst erwähnt jedoch mit keinem Wort einen Milıtäreinsatz, viel- 
mehr hebt sie hervor, daß humanitären Organisationen der Zugang zum 
Nordirak gestattet werden sollte (Fischer 1993: 99f.) Wobei auch diese 
Forderung eine Verletzung des Nichteinmischungsgebots bedeutet. 

Die Intervention in den Irak hält durch die wiederholte Verlängerung der 
im August 1991 verhängten Sanktionen und der vollständigen Abriegelung 
des Landes bis heute an. Nach einem Bericht der Frankfurter Rundschau 
vom 30. 3. 94 sind allein in den ersten zwei Monaten dieses Jahres 22.000 
Kinder an den Folgen der Sanktionen - fehlenden Medikamenten und Nah- 
rungsmitteln - gestorben. »Für alle, die lesen konnten, lag die grundlegende 
Wahrheit über den Golfkrieg von den ersten Tagen an auf der Hand: es 
ging um nicht mehr und nicht weniger als die Vernichtung, die Zerschla- 
gung der Stärke des Irak« (Lipietz 1993, 50). Die nun heranwachsende Ge- 
neration von Kriegsversehrten und »Krüppeln« soll dies auf Jahrzehnte 
festschreiben.3 


Die Invasion in Somalia 


Am 3. Dezember 1992 wurde vom UN-Sicherheitsrat nach Initiative der 
USA auf der Grundlage von Art. 7 der UN-Charta einstimmig die Resolu- 
tion 794 verabschiedet, in der der Generalsekretär und die Mitgliedsstaaten 
ermächtigt wurden, »alle notwendigen Mittel einzusetzen, um so bald wie 
möglich ein sicheres Umfeld für die Maßnahmen der humanitären Hilfe [in 
Somalia, R. G.] herzustellen« (zit. nach: Eikenberg 1993: 185). Als Grund 
wurde »das Ausmaß der durch den Konflikt in Somalia verursachten men- 
schlichen Tragödie« (ebd.), eine anhaltende Hungersnot und plündernde 
Banden angeführt. Erstmals seit seiner Gründung hat der Sicherheitsrat 
damit das Leiden der Opfer eines innerstaatlichen Krieges als Bedrohung 
des internationalen Friedens und der internationalen Sicherheit definiert 
und damit eine Intervention legitimiert. 

Am Abend des 9. Dezember 1992 landeten in einem groß inszenierten, live 
übertragenen Medienspektakel die ersten US-amerikanischen Truppen am 
Strand von Mogadischu. An der unter dem Titel »Restore Hope« laufenden 
UN-Militäroperation war eine ca. 35.000 Mann starke multinationale, unter 


3 Eine ausführliche und kritische Darstellung des Konfliktes sowie seiner Hintergründe fin- 
det sich bei: Clark 1993 und Khella 1991. 
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US-amerikanischem Oberkommando stehende Eingreiftruppe (UNITAF) 
beteiligt. Die USA stellten hierbei mit 25.000 Mann das größte Kontingent 
(Eikenberg 1993: 193). Als Ziel wurden die Entwaffnung der Bürger- 
kriegsparteien und die Beendigung der Hungersnot genannt; die militäri- 
sche Besetzung des Horns von Afrika wurde in der internationalen Öffent- 
lichkeit daher als Intervention zur humanitären Hilfe begrüßt. 

Die Resolution 814 des Sicherheitsrats faßte am 26. März 1993 die Ziele 
der Intervention in Somalia weiter: der Beschluß beinhaltet den Wieder- 
aufbau staatlicher Strukturen in Somalia unter Kontrolle der UN. Zur 
Durchsetzung ihres Mandats wurden die US- bzw. UN-Truppen zur An- 
wendung militärischer Gewalt autorisiert. Gegen diese Rekolonisierungs- 
absichten hatte General Aideed in Somalia zum Widerstand aufgerufen. 
Am 17. Juni 1993 wurden die UN-Kräfte vom Sicherheitsrat autorisiert, 
»alle militärischen Mittel zur Gefangennahme von General Aideed anzu- 
wenden«. Die UN-Truppen wurden im Land mehr und mehr als Besatzer 
wahrgenommen, so daß der Widerstand gegen sie eskalierte. Nachdem es 
dem somalischen Widerstand gelungen war, mit dem Abschuß von US- 
Kampfhubschraubern die bisherige Lufthoheit der UN-Truppen zu been- 
den, und ein dabei ums Leben gekommener US-Soldat in Mogadischus 
Straßen öffentlich herabgewürdigt und dies über die Weltmedien verbreitet 
wurde, kündigten die USA den schrittweisen Abzug ihrer Truppen aus $o- 
malia an. 

Die »erste Friedenserzwingungsmission der UNO« verriet nur zu schnell 
ihren Charakter als »koloniale Pazifizierungskampagne« (Eikenberg 1993: 
200). Es wurde deutlich, daß die für die Legitimation einer Intervention 
angeführten Gründe mit den tatsächlichen nur wenig gemein hatten. »Die 
Vereinigten Staaten haben sich im Winter 1992/93 Somalia ausgesucht und 
dort mit ihrer humanitären Intervention hegemonialen Internationalismus 
demonstriert.« (Czempiel 1993: 96) Somalia ist »Sprungbrett für Interven- 
tionen in Nordafrika, ım Mittleren Osten, im Mittelmeer und im Indischen 
Özean« und hat »durch seine Lage am Golf von Aden und der damit ver- 
bundenen Kontrolle der wichtigsten Erdöltransportroute der Welt eine be- 
deutende strategische Position« (Range 1993: 140). Diese strategischen 
Interessen an einer verstärkten Präsenz in der Region gegen die in Afrika 
und vor allem im Nahen Osten drohenden sozialen Unruhen, die sich be- 
reits in unterschiedlichen Ausdrucksformen ankündigen und die Stabilität 
der Region gefährden, sind wohl auch wichtiger als die unmittelbar öko- 
nomischen, wie etwa die vermuteten umfangreichen Ölvorkommen in 
Nordsomalia (Eikenberg 1993: 194). 

So hat die UN-Mission in Somalia zum einen eine Art »Präzedenzfall« in 
Sachen »humanitärer Intervention zur Friedenserzwingung« geschaffen 
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und zweifellos trotz aller »Mißstände« v. a. in der europäischen Öffent- 
lichkeit die Zustimmung und Bereitschaft zur Teilnahme an sog. Blauhel- 
meinsätzen gesteigert; zum anderen läßt sich aber in der sog. Dritten Welt 
beobachten, daß die UNO als unabhängige und neutrale Instanz nicht mehr 
ernstgenommen wird. Die UNO scheint als »eine Art moderne Kolonialbe- 
hörde« und bloßes Machtmittel des Westens in der monolateralen Ära dis- 
kreditiert zu sein (Hippler 1993a: 165).* 


Versagen in Jugoslawien? 


1990 fanden in allen Teilrepubliken der damals noch bestehenden Soziali- 
stischen Föderativen Republik Jugoslawien (SFRJ) Parlamentswahlen statt, 
die gegensätzliche politische Kräfte an die Macht brachten. Während in 
Serbien und Montenegro, die heute die als Rest-Jugoslawien bezeichnete 
Bundesrepublik Jugoslawien (BRJ) bilden, sozialistische Parteien die 
Wahlen gewannen, setzten sich in Bosnien-Herzegowina, Kroatien, Maze- 
donien und Slowenien Parteien mit antikommunistischer und prowestlicher 
Orientierung durch. Slowenien und Kroatien erklärten relativ schnell ihre 
Absicht, sich als selbstständige Staaten zu konstituieren. Am 25. Juni 1991 
schieden sıe aus dem Staatsverband aus und erklärten sich in einem einsei- 
tigen Akt für unabhängig. Zu diesem Zeitpunkt war es bereits zu bewaff- 
neten Auseinandersetzungen in den sezessionswilligen Republiken mit 
Teilen der dort stationierten Jugoslawischen Bundesarmee gekommen. 

Die UN hatten sich zu Beginn der Auseinandersetzungen in Jugoslawien 
zurückgehalten, internationaler Akteur war zu dieser Zeit noch die KSZE 
bzw. die dann von ihr betraute EG (vgl. Reuter 1993: 173ff). Am 25. Sep- 
tember 1991 wurde der Konflikt um Jugoslawien auf die Tagesordnung des 


4 So schrieb eine führende Tageszeitung in Bahrein, das zwei Jahre zuvor noch zur anti-ira- 
kischen Allianz gehört hatte, nach der erneuten Bombardierung der Innenstadt von Bag- 
dad durch US-amerikanische Tomahawk-Raketen im Juni 1993: »Amerika kann mit Ara- 
bien mittlerweile ad libitum verfahren und sucht noch nicht einmal nach einem plausiblen 
Vorwand, um die jüngste Aggression zu rechtfertigen«, denn Clinton kann auf die Unter- 
stützung des UN-Sicherheitsrats vertrauen, der zum »bloßen Anhängsel des US-Außen- 
ministeriums« geworden sei. Die offizielle Presse in Marokko beschuldigte die USA, sie 
würden »die neue Weltordnung dazu mißbrauchen, die Länder und Völker der Welt zu 
versklaven« und den Sicherheitsrat dazu als »Organ der amerikanischen Außenpolitik« 
benutzen (zit. nach: Chomsky 1993: 12). Der Mehrzahl der UNO-Mitglieder wird damit 
aber auch ein »Forum der Interessenartikulation und friedlichen Konfliktregelung« 
(Altvater 1991a: 168) genommen, dessen Neuorganisation nicht abzusehen ist. 

5 Eine zufriedenstellende Darstellung der Zerstörung Jugoslawiens, seiner Hintergründe, 
sowie der aktuellen Auseinandersetzungen ist bisher noch nicht erschienen, zumal die 
westliche Interventions- und Interessenpolitik zu wenig berücksichtigt oder ganz ausge- 
blendet wird. Verwiesen sei jedoch auf Hochberger (1992) und Heuvel (1992). 
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UN-Sicherheitsrats gesetzt, der in der Resolution 713 ein umfassendes 
Waffenembargo gegen alle Republiken Jugoslawiens verhängte. 

Während die EG-Staaten bei ihren Vermittlungsbemühungen von den Kon- 
fliktparteien in Jugoslawien (aufgrund historisch-politischer Erfahrungen) 
nicht als neutrale Mächte angesehen wurden, genossen die UNO Prestige 
und wurden nicht der einseitigen Parteinahme beschuldigt (Reuter 1993: 
179), obwohl die im Auftrag der UNO agierenden »Vermittler« Vance und 
Owen als ehemalige Außenminister von NATO-Staaten und Mitgliedern 
der Trilateralen Kommission sicherlich nicht weniger interessengebunden 
vorgegangen sein werden als ihre EG-Kollegen. 

Als ım Frühjahr 1992 Bosnien-Herzegowina wie zuvor Kroatien und Slo- 
wenien seine Unabhängigkeit von der BR Jugoslawien erklärt hatte, wurde 
es gegen alle Warnungen (u. a. der von der EG eingesetzten Badinter- 
Kommission) von den EG-Staaten und den USA im April 1992 diploma- 
tisch sofort anerkannt. In den nun folgenden militärischen Auseinanderset- 
zungen wurde die serbische Seite international als Aggressor gebrand- 
markt, der rund 70 Prozent des Territoriums in Bosnien-Herzegowina ok- 
kupiert und die kroatische und muslimische Bevölkerung von ihrem ange- 
stammten Land vertrieben hätte. 

Ende Mai 1992 verhängte der Sicherheitsrat gegen die nun verkleinerte BR 
Jugoslawien einschneidende Wirtschaftssanktionen, die im April 1993 
nochmals verschärft wurden, da sie politisch wie militärisch in den Krieg 
in Bosnien-Herzegowina involviert sei. Hierdurch sollte Druck zur Been- 
digung des Krieges ausgeübt werden. Die Sanktionen führten zur fast völ- 
ligen Isolierung der BR Jugoslawien. Auch in den von den Sanktionen aus- 
genommenen Bereichen der medizinischen Versorung und Nahrungsmittel 
besteht in der Praxis ein Embargo, das u. a. zu einem akuten Medikamen- 
tenmangel führte (Reuter 1993: 180; Sachs 1993: 31ff). Die Sanktionen 
wurden vom Sicherheitsrat seither in regelmäßigen Abständen verlängert, 
obwohl unter anderm auch durch UNPROFOR-Berichte bekannt geworden 
ist, daß die BR Jugosiawien im Gegensatz zur Republik Kroatien militä- 
risch nicht am Krieg in Bosnien-Herzegowina beteiligt war und ist. 

Am 4. Juni 1993 erweiterte der Sicherheitsrat in der Resolution 836 das 
Mandat der Schutztruppe der Vereinten Nationen (UNPROFOR) in Bos- 
nien-Herzegowina. Ähnlich wie die Resolution 678 im Krieg gegen den 
Irak hat die Resolution 836 einen Ermächtigungscharakter. In Ziffer 9 wird 
die Anwendung von allen »erforderlichen Maßnahmen (...), einschließlich 
der Anwendung von Gewalt« angeordnet, mit deren Durchführung in Zif- 
fer 10 »regionale Organisationen oder Abmachungen, unter Aufsicht des 
Sicherheitsrats« beauftragt. Hierfür kommt nur die NATO in Frage. Sie ist 
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derzeit als einzige regionale Organisation in der Lage, weltweit militärisch 
zu agieren. 

Der Sicherheitsrat der UNO betrat auch in verschiedenen Resolutionen 
zum Jugoslawienkonflikt Neuland, wobei die Einmischung in die inneren 
Angelegenheiten weniger eindeutig ist, als etwa im Falle des Irak oder $o- 
malıas. Die Konflikte begannen als interne jugoslawische Angelegenhei- 
ten, wurden in Folge der westlichen Anerkennungspolitik aber zu »zwi- 
schenstaatlichen«, in die sich die UNO bzw. der Sicherheitsrat dann ein- 
schalteten (Kühne 1993b: 30). 

Ein Präzedenzfali wurde mit der Einrichtung einer neuen internationalen 
Strafinstanz unter dem Titel »Internationaler Gerichtshof für die Verfol- 
gung von Personen, die für schwere Verletzungen des humanitären Kriegs- 
rechts auf dem Boden des ehemaligen Jugoslawien seit 1991 verantwort- 
lich sind« geschaffen. Der Aufbau dieses Gerichts basiert auf Kapitel VII 
der UN-Charta und schreibt damit fest, daß neben der direkten zwischen- 
staatlichen Aggression auch schwere Verbrechen gegen die Menschlichkeit 
eine Bedrohung des internationalen Friedens darstellen können (ebd.: 30). 
Nach Tomuschat zeichnet sich »eine Perpetuierung des Strafgerichtshofs 
für Verbrechen im ehemaligen Jugoslawien und die Erweiterung seiner 
Zuständigkeit« ab (Tomuschat 1994: 70). Der Sicherheitsrat kann die 
existierende Instanz einfach mit neuen Zuständigkeiten ausstatten. Wer 
wegen welcher Verbrechen international gesucht, verurteilt und bestraft 
werden soll und wird, bleibt damit — bei aller demokratischen Rıchterwahl 
(vgl. ebd. 1994: 68) — iramer von einem Mandat des UN-Sicherheitsrats 
abhängig. 


3. Die Agenda für den Frieder 


im Juni 1992 legte der Generalsekretär der UN, Boutros Boutros-Ghalı, ein 
Dokument unter dem Titei »Agenda für den Frieden« vor, das im Januar 
1992 vom Sicherheitsrat in Auftrag gegeben worden war. Er sollte darın 
Empfehlungen ausarbeiten, wıe die »Kapazität der UN zur vorbeugenden 
Diplomatie, zur Friedensschaffung und zur Friedenssicherung im Rahmen 
der Charta und ihrer Bestimmungen gestärkt und effizienter gestaltet wer- 
den« könne (zit. nach Kühne 1993a: 129). Die »Agenda für den Frieden« 
stellt derzeit den wichtigsten Diskussionsbeitrag bezüglich des Peace- 
keeping dar. Ein wesentliches Merkmal dieser Auftragsarbeit ist, daß sie 
ohne Änderung der UN-Charta auskommt, wofür eine Zweidrittel-Mehr- 
heit der Generalversammlung und die Zustimmung der fünf Veto-Mächte 
im Sicherheitsrat notwendig wäre. 
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Die »Agenda« unterscheidet vier Aufgabenbereiche der UN-Friedenssiche- 
rung: Die vorbeugende Diplomatie, die das Entstehen oder zumindest die 
Eskalation von Konflikten vermeiden soll; die Friedensschaffung mit den 
Mitteln der Kapitel VI und VH der UN-Charta; die Friedenssicherung 
durch UNO-Präsenz am Konfliktort; und die Friedenskonsolidierung nach 
erfolgreicher Konfliktbeendigung (Ziffer 20 und 21). Kühne führt als fünfte 
Kategorie die Friedenserzwingung aufgrund von UN-Sicherheitsratsbe- 
schlüssen an (Kühne 1993a: 1299. 

Zur Friedenssicherung soll das Frühwarnsystem der UN ausgebaut und die 
Möglichkeiten zur Entsendung von Fact-finding-Missionen verbessert 
werden; angestrebt wird eine vorbeugende Entsendung von Truppen bei 
innerstaatlichen Konflikten oder der Gefahr grenzüberschreitender An- 
griffe (bisher noch mit Zustimmung der jeweiligen Regierungen und Kon- 
fliktparteien) und die Einrichtung von entmilitarisierten Zonen und ihre 
Absicherung durch UN-Truppen (Ziffer 25 - 33). Ziel ist die Entwicklung 
eines sog. »robusten Peacekeeping«, das nach Kühne »schwer bewaffnete 
konventionelle Einheiten unter nationalem Kommando von Ad-hoc-Koalı- 
tionen für militärische Großeinsätze (Extremfälle: Korea-, Golfkrieg)« be- 
inhaltet (Kühne 1993b: 60). Kühne führt u.a. die deutsch-französische Bri- 
gade, die Krisenreaktionskräfte der Bundeswehr sowie die sog. »Schnelle 
Eingreiftruppe« der NATO an, die hierfür in Frage kämen (ebd.: 61). Sie 
könnten die in Ziffer 43 angeführten sog. »rapid deployment capacity« 
(Kühne 1993a: 133) bilden, um auf »einen unmittelbar bevorstehenden 
cder bereits erfolgten Angriff, der den Tatbestand der Aggression erfüllt, 
zu reagieren« (Ziffer 44). Die Entsendung dieser Truppen würde vom Si- 
cherheitsrat ermächtigt, und sie würden dem Generalsekretär unterstellt 
(Ziffer 44). 

Damit wird versucht, die Rolle der UNO in der »neuen Weltordnung« fest- 
zuschreiben: Der Sicherheitsrat faßt allgemeine Grundsatzbeschlüsse wie 
die Resolutionen 678 oder 836, über deren konkrete Interpretation die Be- 
schlußgremien der NATO befinden. Ihre Truppen unter NATO-Kom- 
mando werden bei Bedarf zu UN-Streitkräften erklärt. Die NATO stellt das 
Ultimatum und der Generalsekretär übernimmt nach Ablauf des Ultima- 
tums nur die Funktion eines Schaffners, der die Kelle zum Losschlagen 
hebt. Formal bliebe ihm damit die Befehlsgewalt über die Truppen zwar 
zugesprochen, für die politische oder militärische Praxis hätte dies jedoch 
keine weiterreichende Bedeutung. 

Im Sinne der postmodernen Systemdiskussion (Stichwort: »Weltinnenpoli- 
tik«) stellt die »Agenda für den Frieden« schließlich fest, daß die »absolute 
und exklusive Souveränität« von Nationalstaaten der Vergangenheit ange- 
hört (Ziffer 17); bestätigt wird damit einmal mehr die »normative Kraft des 
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Faktischen« der vergangenen drei Jahre. Die »Agenda für den Frieden« 
stellt somit den ideologischen Rahmen für den globalen Status quo nach 
dem Ende des Systemantagonismus dar, wie er innerhalb kurzer Zeit als ius 
consuetudinis u. a. über die Resolutionen 678, 688, 814 oder 836 durch den 
UN-Sicherheitsrat durchgesetzt wurde. Unter der Doktrin »Pflicht der Ein- 
mischung« oder »humanitäre Intervention« wird somit der eigentliche Er- 
mächtigungscharakter der Resolutionen des Sicherheitsrats für imperialisti- 
sche Interessenpolitik® verschleiert und ein Eingriff in die internen Angele- 
genheiten von Staaten legitimiert (Hippler 1993a, 164). Die Resolutionen 
731 und 748 aus dem Jahre 1992 gegen Libyen und die aktuelle Auseinan- 
dersetzung um Nordkorea bestätigen dies zusätzlich. 


4. Reformmöglichkeiten für die UNO? 


Die institutionelle Struktur der UNO entspricht den Verhältnissen der be- 
stehenden Weltordnung, sei es in den Finanzverhältnissen oder dem Ge- 
wicht einzelstaatlicher Stimmen. Die UNO ist finanziell von den großen 
Geberländern abhängig; die USA sind ihr gegenüber traditionell der größte 
Schuldnerstaat: ihre Beitragsrückstände lagen Ende Mai 1992 bei 555 Mil- 
lionen Dollar, damit bei knapp der Hälfte aller Außenstände (Hippler 
1993a: 157). So wird auch über die Beitragszahlungen bzw. deren Verwei- 
gerung oder Verzögerung an die UNO nicht unerheblich politische Ein- 
flußnahme ausgeübt. 

Diskutiert wird gegenwärtig auch eine neue Zusammensetzung des UN-Si- 
cherheitsrates, in dem nun auch die BRD und Japan einen ständigen Sitz - 
eventuell sogar mit Veto-Recht - erhalten sollen. Diese »Vergrößerung der 
Oligarchie des Sicherheitsrates« (Hippler 1993a: 167) würde - pünktlich 
zum 50. Geburtstag der UNO im Jahre 1995 - eine weitere Angleichung 
der UNO an die globale Machtstruktur bedeuten und hätte wenig mit »Re- 
formierung« gemein. Sie schreibt vielmehr die Politik der vergangenen 
Jahre für die Zukunft fest: 

- Daß z. B. die USA den Irak wegen des völkerrechtswidrigen Überfalls 
auf Kuwait mit dem Mandat des Sicherheitsrats bestrafen dürfen, obwohl 
sie kaum acht Monate zuvor Panama überfallen haben und Tausende von 
Menschen töteten. Die Invasion in Panama wurde von der UN-Generalver- 
sammlung verurteilt, unternommen gegen die USA wurde jedoch nichts. 
(Clark 1993: 205). 


6 Wohl um den Begriff »Imperialismus« zu umgehen, wie dies im politikwissenschaftlichen 
Diskurs Usus ist, spricht Hippler etwas schwammig von »imperialer Politik von National- 
staaten« und einer »Epoche informeller Rekolonisierung (...), in der wenige Großmächte 
dem Rest der Welt ihre Regeln diktieren« (Hippler 1993a: 166). 
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- Daß gerade von denjenigen Mächten ein internationaler Strafgerichtshof 
zur Ahndung von Verbrechen gegen die Menschlichkeit in Jugoslawien 
eingerichtet wird, die z. B. ihre eigene Verurteilung durch den internatio- 
nalen Gerichtshof in Den Haag wegen der Verminung nicaraguanischer 
Häfen nicht akzeptiert haben, oder die die Anklage und Verurteilung der 
politischen und militärischen Führung des Überfalls auf den Irak durch ein 
»internationales Tribunal gegen Kriegsverbrechen« offiziell nicht einmal 
zur Kenntnis genommen haben (vgl. ebd.: 276ff). Es ist auch schwer vor- 
stellbar, daß sich dem Strafgerichtshof bezüglich der Kriegsverbrechen in 
Jugoslawien etwa Helmut Kohl oder Hans-Dietrich Genscher unterordnen 
werden, die wegen ihrer Anerkennungspolitik nicht nur von jugoslawi- 
scher-serbischer Seite für den Krieg dort mit verantwortlich gemacht wer- 
den.? 

- Oder daß z. B. Nordkorea von den USA mit Krieg bedroht werden kann, 
weil es sich weigert, bestimmte Anlagen von Mitarbeitern der Internationa- 
len Atomenergie Organisation kontrollieren zu lassen, und den Atomwaf- 
fensperrvertrag Kündigt - wozu es ohne Zweifel völkerrechtlich berechtigt 
ist. Die Resolutionen des UN-Sicherheitsrates sollen verhindern, daß sich 
Nordkorea die Option auf atomare Waffen verschaffen könnte. Bedenklich 
stimmt dabei nur, daß sich ausgerechnet diejenigen, die am meisten von 
diesen Waffen besitzen und sie auch schon zum Einsatz gebracht haben, 
über deren Verbreitung Sorgen machen. 

Den kritischen Stimmen aus der sog. Dritten Welt, die die UNO nur noch 
als Machtmittel des Westens und nicht als unabhängige und neutrale In- 
stanz, wie sie meistens in den kapitalistischen Metropolen wahrgenommen 
wird, betrachten, ist daher zuzustimmen. Diese Stimmen kommen im übri- 
gen nicht nur aus Pjöngjang, Belgrad, Bagdad oder Tripolis (Hippler 
1993a: 165f; Chomsky 1993: 10ff). Johnson sucht selbst in der National 
Review nach einem »neuen Imperialismus« und schlägt eine Art Treuhän- 
derschaft für die Völker vor, die für die Unabhängigkeit (noch) nicht reif 
sind: 


»The Security Council and its agents will become the last, most altruistic and positive of the 
imperial powers, restoring to the word colonialism the good name it once enjoyed — in Me- 
diterranean antiquity no less than the nineteenth century« (Johnson 1992: 31). 

Nicht ganz so offen hatte es Menzel (1991) formuliert, als er eine »Treu- 
handschaft« der Industrieländer für die armen Gesellschaften propagierte: 
den »Helfernationen des Nordens« (Altvater 1991b: 365) käme hierbei die 


7 David Binder, Bonner Korrespondent der New York Times, stellte etwa am 30. Januar 
1993 im Presseklub der ARD die Forderung auf, man müsse Bundeskanzler Helmut Kohl 
und den damals noch amtierenden und agierenden Außenminister Hans-Dietrich Genscher 
als Kriegsverbrecher im ehemaligen Jugoslawien auf die Anklagebank setzen. 


300 Rüdiger Göbel 


Aufgabe zu, als eine Art humanitärer Diktator des »karitativen Imperialis- 
mus« (ebd.) die lokalen und regionalen Eliten der sog. Dritten Welt »aus- 
zuschalten«. 

Faktisch liegt die Ursache solcher Entwicklungen darin begründet, daß 
»die Reibungspunkte zwischen den Staaten im Norden und im Süden aus- 
geprägter werden« (Ziffer 8 der »Agenda für den Frieden«), und darauf 
reagiert werden muß. Die »Hüterin des Weltfriedens« wird hierbei zum 
Statisten der »Neuen Weltordnung«. 

Um die UNO als »Faktor tatsächlicher Friedenspolitik« zu etablieren, 
schlägt Hippler einige Änderungen vor: die Schaffung eines Instrumentari- 
ums, das vor Willkürmaßnahmen des UN-Sicherheitsrates schützt; Sicher- 
stellung der Disziplinierung nicht nur kleiner oder schwacher Länder durch 
die UNO, sondern auch von Großmächten; d.h. konkret »die UNO vom 
Großmachtinstrument zu einer der Großmächte einschränkenden Organi- 
sation zu machen, die das Völkerrecht gegen alle gleichmäßig durchsetzt« 
(Hippler 1993a: 167). Lösungsvorschläge für diese Problematik vermag er 
jedoch auch nicht zu nennen. 

Vergessen werden darf dabei jedoch nicht, daß es nicht allein um eine »Re- 
formierung« der UNO gehen kann. Sie ist nur ein Faktor in der real existie- 
renden Weltordnung. Eine »neue Weltordnung« im positiven Sinne kann 
nur aus einer gänzlichen Negation der »500-Jahre-alten« erwachsen. Dies 
setzt unter anderem eine gänzliche Änderung des in Bretton-Woods einge- 
richteten Systems voraus.® Dies wäre aber weniger eine Reformierung, als 
vielmehr eine Revolutionierung der globalen Ordnung - ob dies auf friedli- 
chem Weg vonstatten geht, mag bezweifelt werden. 
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Christoph Scherrer 


Critical International Relations. Kritik am 
neorealistischen Paradigma der internationalen 
Beziehungen 


Seit einigen Jahren hat sich im englischsprachigen Raum eine neue Art der 
Kritik am vorherrschenden neorealistischen Paradigma der Internationalen 
Beziehungen entfaltet. Direkter und dezidierter als die bisherigen herr- 
schaftskritischen »Denkschulen« (Dependenztheorie, Weltsystemansatz, 
Regulationstheorie etc.) setzt diese Kritik an den fundamentalen erkennt- 
nistheoretischen und ontologischen Annahmen dieser der Bewahrung der 
bestehenden Weltwirtschafts»ordnung« verpflichteten Theorietradition an. 
Diese Kritik, die hier mit dem Begriff »Critical International Relations« 
(CIR) bezeichnet werden soll, greift das rationalistisch-moderne Wissen- 
schaftsverständnis des »Neorealismus« an. CIR hinterfragen sowohl die 
Vorstellung, daß Wahrheit durch die Ausschließung des Subjekts aus dem 
Erkenntnisprozeß gewonnen werden könne, als auch den »imperialisti- 
schen« Universalismus, der ein männlich-westlich geprägtes Verständnis 
von Rationalität als universell gültig setzt. Demgegenüber wird die Kon- 
textabhängigkeit jeglicher Art von Aussagen hinsichtlich Raum, Zeit und 
Sprache betont. Damit haben, wenn auch verspätet, die aufklärungskriti- 
schen Einsichten der Frankfurter Schule und des französischen Poststruktu- 
ralismus Einzug im Fach der Internationalen Beziehungen gehalten. 
Critical International Relations zielen nicht nur auf eine fundamentale In- 
fragestellung des am Status quo orientierten neorealistischen Paradigmas, 
sondern auch auf ein besseres Verständnis der Art und Weise, wie diese 
vorherrschende Theorietradition bestehende Machtverhältnisse und Inter- 
essen reflektiert und reproduziert. Den CIR könnte es auch gelingen, eine 
Kritik der herrschenden Lehre auch denen zugänglich zu machen, die an 
marxistischen Analysen eine Überbetonung der Klassenspaltung gegenüber 
anderen Herrschaftsverhältnissen bemängeln. Erkenntnisgewinne für die 
konkrete Analyse weltwirtschaftlicher Entwicklungen sind beim derzeiti- 
gen Stand der Diskussion von den CIR allerdings weniger zu erwarten. 

Da CIR vornehmlich eine Kritik des Neorealismus darstellen, werde ich 
diesen als erstes kurz vorstellen. Nach einer knappen Einordnung der 
wichtigsten CIR-AutorInnen wird dann die CIR-Kritik am Mainstream und 
die Reaktion der Neorealisten auf diese Kritik dargestellt. 
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1. Das Feld der Politischen Ökonomie Internationaler Beziehungen 


Spätestens seit Adam Smith liegen bedeutsame Analysen der politischen 

Ökonomie internationaler Beziehungen vor. Als eigenständige wissen- 

schaftliche Disziplin mit eigenen Promotionsstudiengängen gliederte sich 

die »politische Ökonomie der Internationalen Beziehungen« im angelsäch- 
sischen Raum aber erst am Ende der 60er Jahre aus dem Fach der Interna- 
tionalen Beziehungen heraus. Während in Deutschland das Studium der 
globalen Ökonomie außerhalb des Kieler Instituts für Weltwirtschaft in- 
stitutionell eher ein Schattendasein führt, das vornehmlich von herrschafis- 
kritischen Ansätzen ausgefüllt wird (siehe den Übersichtsaufsatz von 

Tudyka 1990), entwickelte sich in den USA ein Diskurs der politischen 

Ökonomie internationaler Beziehungen in der Tradition machiavellistischer 

Fürstenberatung (Gilpin 1984: 303). Diese Art politökonomischer For- 

schung und Beratung findet im wesentlichen innerhalb der vorherrschen- 

den Paradigmen des Faches von den Internationalen Beziehungen statt: 

Realismus/Neorealismus und Idealismus/Globalismus. Im Mittelpunkt des 

Interesses steht die Frage, wie die bestehende liberale Weltmarktordnung 

gesichert werden kann, wobei die Bedeutung US-amerikanischer Hegemo- 

nie für die Zielvorgabe weltwirtschaftlicher Stabilität kontrovers diskutiert 

wird (siehe Hübner 1990). 

In der Auseinandersetzung mit diesem sogenannten Mainstream beziehen 

sich die kritischen TheoretikerInnen vornehmlich auf die als »neoreali- 

stisch« bezeichneten Arbeiten. Autoren wie Robert Gilpin und Joseph 

Grieco bezeichnen sich als Neorealisten, weil sie sich zur Tradition des 

»Realismus« auf dem Felde der internationalen Beziehungen bekennen 

(Gilpin 1984, Grieco 1990). Mit »realistischen« Autoren wie Morgenthau, 

Carr, Herz, Niebuhr und Kissinger verbinden die Neorealisten vor allem 

folgende Vorstellungen: 

- Im internationalen System herrscht Anarchie, da eine zentrale 
Zwangsgewalt fehlt. 

- Staaten sind die wichtigsten Akteure in diesem System, sie 
können als zentral geleitete, ganzheitliche Akteure aufgefaßt werden. 

- Die Außenpolitik eines Staates wird im wesentlichen durch das 
internationale System beeinflußt und nicht so sehr von innenpolitischen 
Vorgängen. 

- Zwischen den Staaten herrscht ein Nullsummenspiel um Macht, 

Einfluß und Ressourcen (Junne 1990: 356; Meyers 1993: 60). 

Vom klassischen Realismus unterscheidet sich der Neorealismus vor allem 

durch sein szientistisches Wissenschaftsideal, d.h. der Vorstellung, daß die 

Standards und Methoden der analytisch-experimentell verfahrenden Na- 
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turwissenschaften auch auf dem Felde der internationalen Beziehungen 
anwendbar sind. Die Neorealisten werfen den klassischen Autoren vor, zu 
sehr mit dem gesunden Menschenverstand und zu kontextbezogen argu- 
mentiert zu haben. Zudem hätten sie keine operationalisierbaren Hypothe- 
sen aufgestellt, so daß deren Arbeiten nicht die Popverschen Kriterien der 
Wissenschaftlichkeit erfüllen würden. Auch hätten sie den subjektiven 
Wahrnehmungen der Akteure der internationalen Beziehungen zu viel Ge- 
wicht eingeräumt, und seien von metaphysischen, normativen Annahmen 
über menschliches Verhalten (»der sündige Mensch«) ausgegangen. Zu- 
dem hätten sie sich zu sehr auf die politische Ebene konzentriert und wären 
naiv gegenüber ökonomischen Zusammenhängen gewesen (siehe Übersicht 
bei Meyers 1991). 

Quer zu dieser epistemologischen Kontroverse zwischen einer durch den 
Common Sense legitimierten, traditionellen Zugangsweise und einem ra- 
tionalistisch-erfahrungsanalytischen, szientistischen Ansatz liegt im Main- 
stream die ontologische Differenz zwischen »Realismus« und »Idea- 
lismus«. Für AutorInnen innerhalb der idealistischen Tradition sind nicht 
die souveränen Staaten und deren systemische Interaktionen unter anarchi- 
schen Bedingungen Ausgangspunkt ihrer theoretischen Arbeiten, sondern 
der »verbesserungsfähige« Mensch in einer (im Entstehen begriffenen) 
Weltgesellschaft mit einer universalistischen Verfassung. Durch die fort- 
schreitende Verdichtung des internationalen Waren-, Kapital- und Informa- 
tionsflusses hat die »idealistische« Strömung, die durch das Scheitern des 
Völkerbundes marginalisiert worden war, neuen Auftrieb erhalten und tritt 
heute, »geläutert« von utopischen Annahmen über die menschliche Natur 
als »Neoliberalismus« auf. Ihr Interesse gilt vor allem den Möglichkeiten 
des interaktiven Lernens der im internationalen Raum agierenden Akteure 
und der Frage wie diese Möglichkeiten institutionell abgesichert werden 
können (Stichwort: Regime). Neoliberale Autoren wie Joseph Nye, Robert 
Jervis und Stephen Krasner teilen jedoch das Wissenschaftsverständnis der 
Neorealisten und erkennen sogar die neorealistischen Postulate der Anar- 
chie im internationalen Raum sowie die Zentralität des Nationalstaates an. 
Alexander Wendt hat sie deshalb auch als »weak realists« bezeichnet 
(1992: 392). 


2. Critical International Relations als Impertunterfangen 


Obgleich die hier vorgestellte Kritik am Neorealismus einige Annahmen 
und Kritikpunkte mit den traditionellen und idealistischen Denkschulen in- 
nerhalb des Fachs Internationale Beziehungen teilt, zeichnet sie sich vor 
allem durch ihren Bezug auf Diskurse in anderen Disziplinen der Sozi- 
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alwissenschaften aus. Critical International Relations (CIR) sind ein Im- 
portunterfangen, der Versuch andernorts entwickelte positivismuskritische 
Theorien für das Fach Internationale Beziehungen fruchtbar zu machen. Da 
die Unzufriedenheit mit der Status-quo-Orientierung des Mainstream die 
CIR-AutorInnen eint und motiviert, lag es nahe, auf Theorien zurückzu- 
greifen, die sich in anderen sozialwissenschaftlichen Disziplinen als herr- 
schaftskritisch bewährt haben. Im eigenen Feld hätten zwar marxistische 
Stränge (Imperialismus-, Dependenz-, Weltsystemtheorie) aufgegriffen 
werden können, doch nicht zuletzt aufgrund ihres Ökonomismus erwiesen 
sich diese Ansätze als nur begrenzt tauglich für eine Kritik des vorherr- 
schenden, politologisch fundierten Neorealismus. Das Werk von Antonio 
Gramsci, das sich weniger mit Fragen des Mehrwerttransfers als mit dem 
Einfluß von Ideologie und Kultur auf politische Strategien beschäftigte, bot 
sich hier eher an, zumal es seit den 70er Jahren verstärkt in den Sozialwis- 
senschaften rezipiert wurde. Vor allem Robert Cox, Stephen Gill, Roger 
Tooze und Greg Murphy haben versucht, die vornehmlich im italienischen 
Kontext gewonnenen Einsichten von Gramsci auf das Feld der internatio- 
nalen Beziehungen zu übertragen. Von den hier vorgestellten Arbeiten be- 
fassen sich diese neogramscianischen am stärksten mit Fragen der globalen 
Ökonomie. Für Autoren, die stärker im Fach der Internationalen Beziehun- 
gen als in dem der Politischen Ökonomie verankert sind, lag der Rekurs 
auf die ideologiekritische Theorie der »Frankfurter Schule« näher. Unter 
den vorgestellten AutorInnen stehen vor allem Richard Ashley, Jim Ge- 
orge, Thomas Biersteker in dieser Tradition. 

Das Gros der kritischen AutorInnen in den Literatur- und Sozialwissen- 
schaften hat sich im letzten Jahrzehnt jedoch von marxistischen Theorie- 
traditionen entfernt. Zulauf erhielten Autoren wie Michel Foucault und 
Jacques Derrida. Indem Foucault Wissen als Resultat diskursiver Praktiken 
auffaßte, stellte er vielleicht noch expliziter als die Frankfurter Schule den 
universalistischen Erkenntnisanspruch positivistischer Wissenschaft in 
Frage. Dadurch wurde er nicht nur attraktiv für eine Auseinandersetzung 
mit dem herrschenden Wissenschaftsverständnis, sondern auch für eine 
Kritik des universellen Erklärungsanspruches marxistischer Klassen- 
analysen. Zudem öffnete Foucault den Blick für Machtverhältnisse selbst 
in den »letzten Verästelungen« gesellschaftlicher Praktiken. Gerade femi- 
nistische Analysen knüpfen an seinen Untersuchungen zur »Mikrophysik 
der Macht« an (Diamond/Quinby 1988). Die hier vorgestellten Versuche 
von Ann Tickner, Spike Peterson und Jean Elshtain, feministische Ein- 
sichten für das Fach Internationale Beziehungen fruchtbar zu machen, sind 
ebenfalls von der Rezeption Foucaults geprägt. Der direkte Bezug vor al- 
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lem auf dessen poststrukturalistische Phase findet sich in den späteren 
Werken von Ashley sowie bei Der Derian, Walker und Shapiro. 

Auch die Arbeiten von Alexander Wendt lassen sich zu den Critical Inter- 
national Relations zählen. Wendt bezieht sich auf Anthony Giddens Theo- 
rie der Strukturierung, die die Reflexions- und Handlungsfähigkeit der ein- 
zelnen Subjekte sowie den doppelten Charakter von Strukturen als Medium 
und Resultat des Handelns betont. 

Das herrschaftskritische Anliegen der CIR-AutorInnen steht allerdings nur 
in einem mittelbaren Zusammenhang mit den von den herrschenden Zu- 
ständen besonders betroffenen Gruppen: bei den feministischen Autorinnen 
dürfte dieser Zusammenhang noch am unmittelbarsten sein. Erfahrungen in 
friedensbewegten Zusammenhängen sind für einige AutorInnen inspirie- 
rend gewesen (z.B. Der Derian), aber ihre Kritik am Fach Internationale 
Beziehungen resultiert nicht aus friedenspolitischen Aktivitäten. Crititical 
International Relations ist primär ein theoriekritisches Unterfangen, das 
selbst noch nicht zu kohärenten Theorien der internationalen Beziehungen 
geführt hat. Auch steht die theoriegeleitete Deutung historischer oder der- 
zeitiger globaler Entwicklungen noch weitgehend aus, soweit dies von den 
einzelnen AutorInnen überhaupt angestrebt wird. Bisher war das Interesse 
der Critical International Relations vor allem auf die Frage gerichtet, in- 
wieweit die vorherrschenden Paradigmen der Theorie der Internationalen 
Beziehungen bestehende Machtverhältnisse und Interessen reflektieren und 
reproduzieren. Dieser Punkt soll hier im Vordergrund stehen. 


3. Kritik am positivistischen Wissenschaftsverständnis 


Die Kritik der CIR setzt am positivistischen Wissenschaftsverständnis der 
Neorealisten an. Positivistisch ist der Neorealismus, weil sein Konzept von 
Wahrheit, die Vorstellung einer »an sich« bestehenden, objektiven, sprach- 
unabhängigen Wirklichkeit voraussetzt, die mit den den Naturwissen- 
schaften entlehnten Methoden unmittelbar erkannt werden kann. Richard 
Ashley faßt in seiner polemischen Kritik des Neorealismus dessen erkennt- 
nistheoretischen Annahmen in vier Punkten zusammen: 

i. Die Wirklichkeit, auch die gesellschaftliche, kann wissenschaftlich mit- 
tels struktureller oder kausaler Beziehungen, die außerhalb subjektiver Er- 
fahrungen stehen, erfaßt werden. 

2. Wissenschaft versucht technisch verwertbares Wissen zu erzeugen, das 
die Genauigkeit von Voraussagen erhöht, das handlungsanleitend ist, und 
Kontrolle über die Umwelt im Dienste jeweils gegebener Werte verleiht. 

3. Produziertes Wissen soll wertneutral sein. 


308 Christoph Scherrer 


4. Alle generalisierenden Aussagen sollen mittels beobachtungsgestützter 
Erfahrung überprüfbar sein (vgl. Ashley 1984: 249). 

In ihrer Auseinandersetzung mit diesem positivistischen Wissenschaftsver- 
ständnis bedienen sich die CIR-AutorInnen vor allem der Argumente, die 
seitens der Kritischen Theorie gegen den Positivismus vorgebracht worden 
sind (Adorno u.a. 1969). Sie weisen darauf hin, daß es keine vortheoreti- 
schen empirische Befunde gibt, daß die empirische Wirklichkeit eine 
sprachlich konstitutierte ist, daß die Daten und Fakten dieser Wirklichkeit 
theorie- und methodenabhängig sind und daß das Postulat der Wertfreiheit 
selbst einen ideologischen Charakter hat. 

Die CIR-AutorInnen bleiben jedoch nicht bei dieser pauschalen Kritik ste- 
hen, sondern versuchen im einzelnen die Annahmen des Neorealismus zu 
hinterfragen. Aus den verschiedenen Strömungen der CIR möchte ich hier 
jeweils einen zentralen Kritikpunkt herausgreifen. Beginnen werde ich mit 
der feministischen Kritik am genderkodierten dichotomen Weltbild des 
Fachs Internationale Beziehungen. Daran anschließend wird die poststruk- 
turalistisch-inspirierte Kritik an der vorherrschenden Gegenüberstellung 
von »Souveränität« und »Anarchie« vorgestellt. Die Kritik an der Me- 
thode, Interessen und Identitäten der Akteure als exogen gegeben voraus- 
zusetzen, wird anhand von Arbeiten entwickelt, die sich an Giddens Theo- 
rie der Strukturierung orientieren. Schließlich wird die Kritik an der onto- 
logischen Annahme, Staaten seien die Grundeinheiten im internationalen 
System, vornehmlich mittels neogramscianischer Autoren dargestellt. 


4. Feministische Kritik: Asymmetrisch dichotomes Denken 


Von feministischer Seite wird vor allem die Vorstellung der Neorealisten 
kritisiert, Wahrheitsansprüche könnten durch Rationalität im Sinne einer 
Trennung von Subjekt und Objekt eingelöst werden (Birckenbach 1991: 
971). Die bereits von Horkheimer und Adorno formulierte Einsicht, daß die 
Distanz des Subjekts zum Objekt, in der Distanz zur Sache begründet ist, 
die der Herr durch den Beherrschten gewinnt (Horkheimer/Adorno 1969: 
19), wird hierbei aufgegriffen und zugespitzt. Die Trennung von Subjekt 
und Objekt gilt als grundlegend für ein Denken, das patriarchale Herrschaft 
reproduziert. In dieser dichotomen Weltsicht werden zum einen die viel- 
fältıgen Formen der Realität in zwei gegensätzliche Pole gezwängt. Zum 
anderen wird der eine Pol gegenüber dem anderen privilegiert, und zwar 
gemäß einer geschlechtlichen Kodierung. Die Pole der vielzähligen Di- 
chotomien wie Öffentlichkeit und Privatheit, Verstand und Gefühl, Ord- 
nung und Anarchie, Autonomie und Abhängigkeit, Beschützer und Be- 
schützte, die zur »männlichen« Seite gerechnet werden, geniessen eine hö- 
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here Wertigkeit (Peterson 1992: 7). Eine besonders ausgeprägte gender- 
kodierte, binäre Sichtweise weist Ann Tickner den Arbeiten von Morgen- 
thau nach, die die Durchsetzung einer von irrationalen (=weiblichen) Ele- 
menten befreiten Rationalität als Politikziel vorgeben (1938). Auch die 
Neorealisten, die nicht mit einem pessimistischen Menschenbild arbeiten, 
bevorzugen eine »männlich« konstruierte Rationalität, indem sie die Ak- 
teure des Systems der internationalen Beziehungen als nutzenmaximie- 
rende Individuen auf Systemzwänge reagieren lassen (Tickner 1992: 74). 
Eine offensichtliche Folge dieses Denkens sei der Ausschluß des »Weibli- 
chen« aus den internationalen Beziehungen, was in der Regel auch den der 
Frauen bedeutet, und zwar sowohl als Akteurinnen (es sei denn, sie über- 
nehmen männliche Verhaltensweisen) als auch als Forschungs»objekte«. 
So wurde etwa in den entwicklungspolitischen Debatten jahrelang die füh- 
rende Rolle der Frau in der Landwirtschaft übersehen, mit der Konsequenz, 
daß die an den Frauen vorbei geplante Entwicklungshilfe nicht ihre Ziele 
erfüllte (worauf als erste Ester Boserup [1970] aufmerksam gemacht hat). 
Jedoch würden nicht nur Frauen aus der neorealistischen Analyse ausge- 
schlossen, sondern auch jene Verhaltensweisen, die nicht zum Verhaltens- 
kanon eines autonomen, mit anderen konkurrierenden und machtmaximie- 
renden Individuums bzw. Staates gehören. Ebensowenig wie eine Gesell- 
schaft denkbar ist, die nur aus nutzenmaximierenden Individuen besteht 
(siehe unten), ließe sich das internationale Geschehen ausschließlich auf 
»klassisch männliches« Verhalten reduzieren. Die im internationalen Raum 
entwickelten Verkehrsformen würden, trotz aller Konflikthaftigkeit, auch 
nicht-konkurrente Weisen miteinschliessen (Tickner 1988: 31). 

Schließlich führe das dichotome Denken nicht nur analytisch zu einem 
»schiefen Blick« auf das gesamte Spektrum internationaler Verhaltenswei- 
sen, sondern würde zur Reproduktion der bestehenden Herrschaftsstruktu- 
ren und der gewaltsamen Formen der Konfliktaustragung beitragen. Für 
diese These finden sich unterschiedliche Begründungsfiguren. Spike Peter- 
son beispielsweise führt aus, wie die Beschützer/Beschützte-Dichotomie 
des sicherheitspolitischen Diskurses Herrschaft legitimiert und perpetuiert 
(1992a). Ich möchte mich in diesem Zusammenhang auf Richard Ashleys 
Argumentation (1988) Konzentrieren, da er sich mit derjenigen Fragestel- 
lung auseinandersetzt, die sowohl für die Neorealisten als auch für die 
Neoliberalen zentral ist: nämlich mit der Frage nach der Ordnung in der 
Welt, die durch die polar gegenübergestellten Begriffe »Souveränität« und 
»Anarchie« erfaßt wird. 
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5. Poststrukturalistische Kritik: Souveränität vs. Anarchie 


Ashley zeigt auf, wie im neorealistischen und neoliberalen Diskurs 
»Souveränität« (ausschließliche politische Verfügungsgewalt über ein Ter- 
ritorium) als regulatives Ideal gegenüber »Anarchie« privilegiert wird. 
Souveränität signalisiere in diesem Diskurs die Existenz einer Identität mit 
rationalen Eigenschaften und homogener Präsenz, mit einem einzigen 
Steuerungszentrum über ein kohärentes »Selbst«, abgetrennt und in Oppo- 
sition zu einem äußerlichen Raum von »Differenz«. »Anarchie« hingegen 
stünde für alles was Souveränität nicht repräsentiert: Fragmentierung, Zu- 
fall und Mehrdeutigkeit (oder wie Robert Gilpin zustimmend Hobbes zi- 
tiert »it's a jungle out there«; 1984: 290). Da eine »souveräne« globale 
Zwangsgewalt fehlt, so der orthodoxe Diskurs, herrsche auf internationaler 
Ebene Anarchie. 

Dieser globalen Anarchie wird die Souveränität idealisierter Staats-Sub- 
jekte entgegengesetzt, die innerhalb ihres Territoriums Anarchie gebannt 
haben und somit als Ordnungsfaktoren eine privilegierte Stellung im Neo- 
realismus einnehmen. An dieser Privilegierung knüpft Ashleys Kritik an. 
Der Staat sei ein umkämpftes politisches Konstrukt. Seine Konstituierung 
impliziere stets den Ausschluß alternativer Ansprüche (und den damit ver- 
bundenen Subjekten) und die Externalisierung gesellschaftlicher Differen- 
zen, Konflikten und Unbestimmtheiten. Innergesellschaftliche Differenzen 
würden durch die Durchsetzung staatlicher Souveränität zu zwischenge- 
sellschaftlichen werden. Somit sei die Konstituierung »souveräner« Staa- 
ten, die dabei erfolgenden Grenzziehungen, und die Homogenisierung der 
jeweiligen Bevölkerungen, Teil der Problematik von »Ordnung ohne einen 
Ordnungsstifter« (Ashley 1988: 253). 

Die problematische Gegenüberstellung von Souveränität und Anarchie 
wird nach Ashley auch nicht dadurch aufgehoben, daß in der neorealisti- 
schen Literatur immer häufiger auch nicht-staatliche Akteure mitberück- 
sichtigt werden. Denn diese Akteure würden analog zu den Staaten unab- 
hängig von ihrer jeweiligen Beschaffenheit (Personen, Organisationen etc.) 
wiederum als souveräne Einheiten konkretisiert: innerlich kohärent, mit 
klaren zentralen Entscheidungsstrukturen. Alle Akteure, die nicht auto- 
nome Erzeuger von Bedeutung sind, die keine klar abgegrenzte souveräne 
Identität vorzuweisen haben, würden nicht berücksichtigt. Die Annahme 
vom souveränen Staat könnte somit aufrechterhalten werden, nur daß sich 
neben dem Staat noch andere souveräne »Stimmen« stellen. Die Wirklich- 
keit der internationalen Beziehungen ergäbe sich entsprechend als Summe 
der rationalen Entscheidungen aller (anerkannter) souveräner Akteure 
(siehe auch George 1993: 225). Die Problematik von »Ordnung ohne einen 
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Ordnungsstifter« könnte deshalb im Gedankengebäude der Neorealisten 
weiterhin nur durch irgendeine zentrale Ordnungsmacht (z. B. eine Weltre- 
gierung, ein übermächtiger Territorialstaat, eine übergreifende Ideologie 
oder ein kohärentes Gefüge von Normen) gelöst werden, die kompetent 
und machtvoll genug ist, um Staat und Gesellschaft zu repräsentieren und 
die jeweiligen Grenzen festzulegen (Ashley 1988: 253). 


6. Konstruktivistische Kritik: Exogen vorgebene Interessen 
und Identitäten 


Aus dem Zustand der Anarchie im internationalen System folgern die Neo- 
realisten, daß für alle Staaten die jeweilige Umwelt potentiell feindlich ist 
und die Staaten deshalb auf sich selbst angewiesen sind und entsprechend 
Vorsorge auf dem Wege der sogenannten Selbsthilfe treffen müssen. Für 
Alexander Wendt (1992) beruht diese Schlußfolgerung jedoch auf einer 
vorschnellen Festlegung des Bedeutungsinhaltes von Anarchie: es sei auch 
ein Zustand ohne zentrale Zwangsgewalt denkbar, in dem sich alle Staaten 
gegenseitig als einander freundlich gesonnen wahrnehmen. In einem sol- 
chen Zustand der »freundlichen« Anarchie könnten Staaten friedlich ne- 
beneinander existieren. Selbst wenn einer oder mehrere Staaten sich ag- 
gressiv verhalten sollten, läge kein zwingender Grund vor, daß nun alle 
Staaten ein »realistisches« Selbsthilfeverhalten entwickeln müßten. Vor- 
stellbar sei auch ein gemeinsames Vorgehen aller gegen die Aggressoren, 
was vorausgesetzt, daß eine gemeinsame kollektive Identität besteht oder 
sich spontan entwickelt. 

Für Wendt ist Anarchie also nur eine notwendige Bedingung für ein 
»realistisches« Selbsthilfeverhalten, aber keine hinreichende. Die traditio- 
nellen Realisten erscheinen ihm deshalb als »realistischer«, da sie nicht wie 
die Neorealisten das Verhalten der Staaten ausschließlich aus den systemi- 
schen Bedingungen einer anarchischen Staatenwelt ableiteten, sondern in 
der Tradition von Hobbes den Staaten, bzw. den Menschen von vornherein 
aggressives Verhalten unterstellten. Der unbestimmte Zustand der Anar- 
chie wurde durch das pessimistische Menschenbild inhaltlich gefüllt, wo- 
durch die Notwendigkeit eines Selbsthilfeverhaltens hinreichend erklärt 
war (Wendt 1992: 409). 

Diese exogene Festlegung der Interessen und Identitäten der Akteure wird 
jedoch grundsätzlich von der CIR hinterfragt. Ihre Kritik gilt auch den 
Neorealisten und Neoliberalen, die zwar den Akteuren nicht von vornher- 
ein ein aggressives Verhalten unterstellen, aber, soweit sie einem rationali- 
stischen Wissenschaftsverständnis anhängen, ebenso von festgelegten In- 
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teressen und Identitäten ihrer nutzen- und machtmaximierenden Individuen 
ausgehen. 

Gegenüber diesen essentialistischen Menschenbildern vertreten die CIR- 
AutorInnen ein konstruktivistisches: den einzelnen Menschen sind weder 
spezifische Interessen noch Identitäten vorgeben, sondern diese entstehen 
und verändern sich durch gesellschaftliche Interaktion. Aus poststrukturali- 
stischer Sicht formen sogenannte Machtdispositive die jeweiligen Interes- 
sen und Identitäten (Foucault 1977), und aus neogramscianischer Sicht er- 
geben sich diese aus dem Zusammenspiel der jeweils in der Produktion 
eingenommenen Stellung und den politischen, ideologischen und kulturel- 
len Auseinanderseizungen um Hegemonie (Gill 1991). Hier werde ich 
Wendts Ausführungen zum Verhalten von Staaten unter der Bedingung 
internationaler Anarchie vorstellen. 

Individuen handeln gegenüber Objekten oder anderen Akteuren auf der Ba- 
sis der Bedeutung, die diese Objekte oder Akteure für sie haben. Die Be- 
deutung wird in einem Prozess des Signalisierens, des Interpretierens und 
des Antwortens im geselischaftlichen Leben hergestellt. Reziprokes Han- 
deln schafft und reproduziert mehr oder weniger dauerhafte gesellschaftli- 
che Strukturen, die die Bezugspunkte für Identitäten und Interessen dar- 
stellen. Inwieweit die Außenwelt als eine feindliche betrachtet wird, ist 
deshalb nicht eine Frage der menschlichen Natur oder eines globalen 
Steuerungszentrums, sondern eine Frage nach Form und Inhalt menschli- 
cher Interaktion. 

Allerdings kann aus neorealistischer Sicht eine solche »konstruktivisti- 
sche« Kritik des Rationalismus für eine Interpretation heutiger internatio- 
naler Beziehungen für irrelevant erklärt werden. Denn unabhängig davon, 
ob die heutige Konkurrenz der Staaten untereinander Folge menschlicher 
Natur, systemischer Zwänge oder bedeutungsgeladener Interaktionspro- 
zesse zwischen den Staaten ist, existiert diese Konkurrenz und erzwingt ein 
Selbsthilfeverhalten bei Strafe des Untergangs (Waltz 1986: 329). 

Wendt bestreitet nicht, daß eine solche Hobbessche Welt sich selbst repro- 
duzieren kann, wenn sie einmal entstanden ist. Er führt hierfür zwei 
Gründe an. Erstens tritt diese »Alle-gegen-Alle-Welt« gegenüber den Ak- 
teuren als gesellschaftliche Realität auf, die spezifische Verhaltensweisen 
fördert und andere unterdrückt. Zweitens sind die Akteure in der Regel am 
Erhalt ihrer relativ stabilen Rollenidentitäten interessiert. Die Akteure wer- 
den also durch ihr eigenes Verhalten zur Reproduktion der »gefährlichen« 
Anarchie beitragen. Dennoch sieht Wendt Möglichkeiten für die Überwin- 
dung einer solchen »realistischen« Welt, und zwar dann, wenn die Akteure 
mit den bisherigen Interaktionsformen und eigenen Identitäten unzufrieden 
sind. Dazu kann ein interaktiver Lernprozess beitragen, wie am Beispiel 
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der Durchsetzung des Prinzips staatlicher Souveränität aufgezeigt werden 
kann: Die Anerkennung von staatlicher Souveränität und die damit ver- 
bundene Praxis veränderte das Verständnis von Macht und Sicherheit. Er- 
stens hätten Staaten begonnen, unter Sicherheit die Sicherung ihrer 
»Eigentumsrechte« an einem Territorium zu verstehen. Zweitens hätten sie 
sich, soweit sie das Souveränitätsprinzip verinnerlichten, respektvoller ge- 
genüber den Territorialrechten anderer (schwächeren) Staaten verhalten. 
Drittens hätten sie sich mehr auf das institutionelle Gefüge der internatio- 
nalen Gemeinschaft verlassen, da sie gelernt hatten, daß ihre eigene Souve- 
ränität von der Anerkennung durch andere Staaten abhängt. Lernprozesse 
seien zwar langsam und schrittweise, könnten aber durch Eintritt neuer 
Umstände, die das bisherige Selbstverständnis infrage stellen, beschleunigt 
werden (Wendt 1992: 412-415). 

Wie Wendt selbst einräumt, ist diese Argumentationskette von restriktiven 
Annahmen abhängig. Zum einen müßten für einen derartigen Lernprozeß 
die staatlichen Akteure an absolut mehr Sicherheit anstatt an mehr Sicher- 
heit im Verhältnis zu anderen Staaten interessiert sein. Zum anderen, und 
wohl bedeutsamer, setzt das Argument vom Lernprozess voraus, daß Iden- 
tität und Interessen eines Staates durch die Interaktion mit anderen Staaten 
geformt werden und nicht durch innergesellschaftliche Prozesse, die vom 
jeweiligen Verhalten eines anderen Staates weitgehend unabhängig sind 
(Wendt 1992: 422-423). 

Mit der Betonung der gesellschaftlichen Konstituierung von Interessen und 
Identitäten, die allen CIR-AutorInnen gemeinsam ist, geht die Ablehnung 
der Annahme von rational handelnden, nutzenmaximierenden Individuen 
und der mit dieser Annahme operierenden, der Mikroökonomie entliehenen 
Methoden, einher. Die ahıstorischen und statischen Eigenschaften des me- 
thodologischen Individualismus würden auch nicht durch iterative 
»Spiele«, die den Faktor Zeit berücksichtigen (Axelrod 1986), behoben, da 
die dem Akteurshandeln unterstellte Zweckrationalität auch bei »Lern- 
schritten« unverändert bleibt (Murphy/Tooze 1991: 19-21; Hurwitz 1989). 
Ebenso kritisieren die CIR-AutorInnen das instrumentelle Machtverständ- 
nis der utilitarisiisch geprägten Arbeiten. Dieses reduziere Macht auf die 
Fähigkeit, Ressourcen gegenüber einem anderen Staat mobilisieren zu 
können. Somit könne weder diskursive noch strukturelle Macht themati- 
siert werden. Insbesondere Letztere würde im Necrealismus nur als Sy- 
stemzwang, der aus dem Zustand der Anarchie erwachse, verstanden. 
Macht sei aber als ein relationales, gesellschaftlich konstituiertes Phäno- 
men zu begreifen (Ashley 1984: 242-245; Guzzini 1993). 

Die Neorealisten räumen selbst ein, daß Nutzenmaximierung nicht das ge- 
samte Spektrum menschlichen Handelns erfaßt. Autoren wie Robert Keo- 
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hane erachten deshalb komplementäre Analysen mittels sogenannter 
»reflektiver« Ansätze für notwendig. An der Zweckmäßigkeit des metho- 
dologischen Individualismus halten sie aber im Kern fest (Keohane 1988). 
Die Berechtigung mit einem solchen reduktionistischen Konzept auf inter- 
nationaler Ebene theoretisch operieren zu können, so die These Richard 
Ashleys, ziehen die Neorealisten paradoxerweise aus den Schwierigkeiten 
der utilitaristischen Theorie, gesellschaftliche Kohäsionskräfte zu erklären. 
Der unter anderen von Talcott Parsons erhobene Einwand, daß ohne allge- 
mein akzeptierte Normen keine gesellschaftliche Ordnung zwischen 
zweckrational handelnden Individuen dauerhaft bestehen kann, greifen die 
Neorealisten auf und erheben es in der Form des Anarchie-Axioms zum 
Realıtäts-Prinzip der Beziehungen zwischen den Staaten. Die vor allem 
von Mancur Olson herausgearbeitete Problematik des Trittbrettfahrers, die 
kollektives Handeln unter nutzenkalkulierenden Individuen behindert, wird 
herangezogen, um die Existenz einer Hegemonialmacht zu rechtfertigen. 
Selbst Marxens Kritik an der Fiktion der Vertragsfreiheit findet Eingang in 
das neorealistische Annahmengerüst. Für Marx war die Fähigkeit, die bei 
der Einhaltung der Vertragsverpflichtungen entstehenden Kosten externali- 
sieren zu können, und zwar zu Lasten der Arbeiterklasse, die nur formal 
aber nicht real über Vertragsfreiheit verfügt, Grundlage der bürgerlichen 
Vertragsfreiheit. Analog gilt für den Neorealismus, daß die globale Stabi- 
lität am besten durch ein Kräftegleichgewicht zwischen wenigen Groß- 
mächten gewahrt wird, also durch die Unterordnung vieler kleiner Staaten 
unter wenige große (Ashley 1984: 247). Der Kunstgriff des Neorealismus 
bestünde somit darin, ein Konzept, das das Phänomen »Gesellschaft« nicht 
hinreichend erfassen kann, zur Beschreibung und Erklärung der Dilemmata 
der internationalen Ebene heranzuziehen, einer Ebene, die sich gerade 
durch das Fehlen von »Gesellschaft« auszeichnen soll. Der Gebrauch des 
methodologischen Individualimus und die ontologische Annahme einer in 
sich konkurrierenden Staatenwelt bestärken sich im neorealistischen 
Gedankengebäude gegenseitig derart, daß das Wissen um die Anarchie im 
System der internationalen Beziehungen zu einer scheinbar allge- 
meingültigen Wahrheit wird. 


7. Neogramscianische Kritik: Staatenzentrierung 


Gemeinsam ist den CIR-AutorInnen (mit Ausnahme von Alexander 
Wendt, siehe oben) auch die Kritik an der Tendenz der Realisten, den Staat 
zum einzigen Akteur internationaler Beziehungen zu stilisieren. Der Vor- 
wurf, die subnationale Ebene zu vernachlässigen, hat eine lange Tradition 
(siehe z.B. Wolfers 1959). Der Mainstream blieb davon jedoch weitgehend 
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unbeeindruckt. Selbst führende neoliberale Regime-Theoretiker (z.B. Ste- 
phen Krasner) operieren mit der Annahme, daß der Staat als »Körper- 
schaft« Motive und Interessen hat, zwischen diesen entscheiden kann und 
unterschiedliche Instrumente zur Realisierung der getroffenen Entschei- 
dungen einsetzt (Junne 1990: 356f). Dabei wird die Einheit des Staates als 
gegeben angenommen, dessen Existenz, Grenzen, etc. nur durch andere 
Staaten in Frage gestellt werden können. Zwar räumen einige neo- 
realistische Autoren ein, daß Staaten nicht als einheitliche, kohärente Ak- 
teure aufgefaßt werden können (Gilpin, Keohane). Diese Einsicht bleibt 
aber für ihre Theoriebildung ohne Konsequenzen, da sie weiter mit der 
Vorstellung des Staates als einer Instanz, die öffentliche Güter bereitstellt, 
Trittbrettfahrerprobleme überwindet etc., arbeiten (Ashley 1984: 238-240). 
Die traditionelle Kritik am »Staat-als-Akteur« Konzept entzündete sich 
zum einen an der Annahme, daß Außenpolitik ausschließlich durch die In- 
teraktion mit anderen Staaten bestimmt wird und zum anderen daran, daß 
die Staaten als die einzigen Akteure internationaler Politik angesehen wer- 
den. Der erste Strang der Kritik fand seine Institutionalisierung in der Un- 
terdisziplin »Außenpolitik«, in der zumeist aus pluralismus-theoretischer 
Sicht die jeweiligen innenpolitischen Determinanten der Außenpolitik ei- 
nes Staates unter weitgehender Ausblendung der globalen Ebene analysiert 
werden. 

Die Vorstellung vom »Staat-als-einzigem-Akteur« wird auch bereits seit 
langem, noch bevor die heutigen transnationalen Konzerne entstanden, kri- 
tisiert, und zwar zunächst normativ mit praktischen Konsequenzen: der 
zwischenstaatliche Kontakt sollte nicht allein der Geheimdiplomatie über- 
lassen werden, sondern solite möglichst viele gesellschaftliche Kräfte um- 
fassen. Diese idealistische Vorstellung stieß auch nach dem 2. Weltkrieg 
gerade in der amerikanischen Bevölkerung auf viel Widerhall und fand ihre 
praktische Umsetzung in der Gründung vieler Organisationen, die sich dem 
Austausch zwischen Angehörigen einzelner Nationen verschrieben haben. 
Im Fach Internationale Beziehungen geriet die idealistische Position jedoch 
in die Minderheit. 

Die neue Kritik knüpft weniger an den Wunschvorstellungen von einer 
Weltgesellschaft an, als vielmehr an den internen Spaltungen der National- 
staaten (bzw. hinterfragt grundsätzlich »modernistische« Vorstellungen 
vom souveränen Staat; siehe Ashley 1988). Diese gesellschaftlichen Spal- 
tungen bieten die Grundlage für mögliche grenzüberschreitenden Interes- 
senkoalitionen, z. B. in der Form einer 3. Internationalen oder einer Trilate- 
ralen Kommission. Die Verbundenheit mit außernationalen Gruppen kann 
unter Umständen stärker als nationalstaatliche Bindungen ausfallen. Dies 
war jedenfalls die Meinung derer, die in der Geschichte der Nationalstaaten 
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immer wieder einzelne Gruppen vom politischen Leben ausschlossen, weil 
sie sich angeblich »fremden« Interessen loyaler als ihrem Nationalstaat ge- 
genüber verhalten hätten. In den USA erlitten eine zeitlang Katholiken und 
in der Nachkriegszeit Kommunisten ein solches Schicksal. Grenzüber- 
schreitende Loyalitäten existieren allerdings nicht nur unter subalternen 
Minderheiten. Charles Tilly interpretierte beispielsweise die Entstehung 
der Nationalstaaten als Strategie der jeweiligen kriegerischen Kasten, um 
sich gegenüber der Zivilbevölkerung analog zu mafiosen Schutzgelder- 
pressern unentbehrlich zu machen (»states as protection rackets«; Tilly 
1991). Richard Ashley gebrauchte eine vorsichtigere und m. E. zutreffen- 
dere Formulierung: Das neorealistische Konstrukt vom »Staat-als-Akteur« 
kann als Teil jener Strategien gewertet werden, mittels derer gesellschaft- 
lich dominante Koalitionen versuchen, ihre Herrschaft zu legitimieren 
(Ashley 1984: 239). 

Die umfassendsten theoretischen und empirischen Arbeiten zur Frage von 
transnationalen Koalitionen stammen aus neogramscianischer Feder. 
Gramscis Einsicht, daß sich bürgerliche Herrschaft nicht allein auf den 
Staat im engeren Sinne stützt, sondern ihre Basis in der sogenannten zivi- 
len Gesellschaft findet, übertragen die Neogramscianer auf das Feld der 
internationalen Beziehungen, das sich gerade durch das Fehlen einer zen- 
tralen Zwangsgewalt auszeichnet. So läßt sich die liberale Weltmarktord- 
nung der Nachkriegszeit als ein Projekt der international orientierten Ka- 
pitalfraktionen in den USA interpretieren, die zum einen wichtige Gruppen 
in den USA und zum anderen mittels der Ressourcen des US-Staates die 
anderen kapitalistischen Industrienationen in dieses Projekt hegemonial 
einbinden konnten. Der Kontakt zu den verbündeten Nationen wurde nicht 
nur auf Regierungsebene organisiert, sondern auch auf privaten Foren, die 
den jeweiligen international orientierten Kapitalfraktionen zur Interessen- 
abstimmung dienten. Die amerikanischen Akteure waren hegemonial in 
dem Sinne, daß sie bei der Verfolgung ihrer langfristigen Interessen, die 
Interessen der verbündeten Nationen und Kapitalfraktionen mitberücksich- 
tigten. Liberale Neorealisten wie Robert Keohane oder der spätere Sicher- 
heitsberater von Präsident Carter, Zbigniew Brzezinski, nahmen dabei die 
Rolle von »organischen Intellektuellen« ein (Cox 1987, Pijl 1984, Gill 
1990, 1993). Seitdem die USA als Nationalstaat über geringere Ressourcen 
zur Hegemonieausübung verfügen, stellt sich die Frage, inwieweit es den 
international orientierten Kapitalfraktionen gelingen wird, die Ressourcen 
anderer Staaten komplementär zu denen der USA zur Aufrechterhaltung 
der liberalen Weltmarktordnung zu nutzen (Scherrer 1990). 

Diese neogramscianische Sichtweise stellt das Konstrukt »Staat-als-Ak- 
teur« somit radikal infrage: Nicht nur, daß die Nationalstaaten ihren Status 
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als einzig relevante Akteure verlieren, sie werden sogar den gesellschaftli- 
chen Akteuren untergeordnet. Darüber hinaus kann Macht nicht mehr auf 
quantifizierbare Ressourcen reduziert werden, sondern beruht vor allem auf 
der Fähigkeit, ein Projekt zu formulieren, in dem potentielle in- und aus- 
ländische Bündnispartner ihre Interessen in ausreichendem Maße gewahrt 
sehen. Diese Fähigkeit kann natürlich nicht losgelöst von materiellen 
Ressourcen gedacht werden, ist aber auch nicht auf diese reduzierbar. 
Insgesamt weist die aus recht unterschiedlichen Theorietraditionen gespei- 
ste Kritik auf erhebliche analytische Defizite des neorealistischen Para- 
digmas hin. Erstens werden im Neorealismus all jene Verhaltensweisen aus 
der Analyse ausgeschlossen, die nicht zum Verhaltenskanon eines autono- 
men, mit anderen konkurrierenden und machtmaximierenden Individuums 
bzw. Staates gehören. Zweitens wird aufgrund eines Denkens in dichoto- 
men Kategorien übersehen, daß die Konstituierung »souveräner« Staaten 
geradezu Bestandteil der Problematik von »Ordnung ohne einen Ordnungs- 
stifter« ist. Drittens läßt sich mit der systemischen Variable »Anarchie« das 
Verhalten internationaler Akteure nicht hinreichend erklären. Da von ge- 
gebenen Interessen und Identitäten ausgegangen wird, bleibt die Analyse 
statisch. Viertens blendet die Annahme vom »Staat-als-einzigem-Akteur« 
nicht nur nicht-staatliche Akteure globaler Beziehungen aus, sondern weist 
den staatlichen Akteuren a priori im Verhältnis zu den privaten Akteuren 
Vorrang zu. Schließlich erlaubt das instrumentelle Machtverständnis weder 
diskursive noch strukturelle Macht zu thematisieren. 

Die CIR-Kritik macht zudem deutlich, wie Wissenschaftsverständnis, An- 
nahmengerüst und Methoden der Neorealisten zur Reproduktion bestehen- 
der Herrschaftsverhältnisse beitragen. So perpetuiert beispielsweise die Be- 
schützer/Beschützte-Dichotomie des sicherheitspolitischen Diskurses patri- 
archale Herrschaft. Die Privilegierung von »Souveränität« gegenüber 
»Anarchie« und die Anwendung von Modellen des nutzenmaximierenden 
Individuums lassen die dominante Stellung der USA gerechtfertigt erschei- 
nen. Indem neorealistische Autoren zugleich von »Anarchie« als System- 
zwang und von gegebenen Interessen und Identitäten der Akteure ausge- 
hen, schließen sie von vornherein eine Überwindung bestehender Zustände 
durch »Lernprozesse« aus. Schließlich dient das neorealistische Konstrukt 
vom »Staat-als-einzigem-Akteur« gesellschaftlich dominanten Koalitionen 
zur Legitimierung ihrer Herrschaft. 


8. Grenzen der Critical International Relations 


Obwohl die CIR-Kritik am Mainstream bereits als sogenannte dritte De- 
batte des Fachs Internationale Beziehungen bezeichnet wurde (Lapid 1989) 
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und obwohl Anthologien mit Kritik und Gegenkritik seit längerem vorlie- 
gen (Keohane 1986; International Organization 1984), kann von einem 
Dialog kaum die Rede sein. Auf die Positivismuskritik wurde aus Unver- 
stand nicht geantwortet (Waltz 1986: 337; Gilpin 1984: 286). Konkret ein- 
gegangen wurde allerdings auf die Kritik an der Staatenzentrierung. Waltz 
konzedierte beispielsweise, daß die Annahme vom »Staat-als-einzigem- 
Akteur« nicht die komplexe Wirklichkeit widerspiegele, aber zur Bildung 
einer Theorie der internationalen Beziehungen notwendig sei. Die Ausein- 
andersetzungen um die jeweilige Außenpolitik müsse anderen Theorien 
überlassen werden und zwar analog zur angeblich gut funktionierenden 
Arbeitsteilung zwischen Volks- und Betriebswirtschaft (1986: 340f). Eine 
emphatischere Verteidigung vom »Staat-als-einzigem-Akteur« findet sich 
bei Alan James: alle Staaten sehen sich gegenseitig als einheitliche Akteure 
und versuchen immer, vom anderen Staat eine autorisierte Antwort zu er- 
halten (1989, siehe auch Keohane 1988: 386). 

Die unzulängliche Auseinandersetzung des Mainstream mit CIR besagt je- 
doch nicht, daß Critical International Relations gegen Kritik gefeit sei. Al- 
lerdings wird die Kritik an CIR durch deren heterogene Theorietraditionen 
erschwert. Jede ausführliche Kritik an einzelnen CIR-AutorInnen müsste 
sıch mit den Annahmen und Aussagen der jeweiligen Tradition, auf die sie 
sich beziehen, auseinandersetzen. Dies Kann natürlich hier nicht geschehen. 
Vielmehr bietet es sich an, einige Themen der Kritik aufzugreifen, die 
mehr oder weniger auf alle CIR-Ansätze zutreffen. 

Wiederholt wurde den CIR-AutorInnen vorgeworfen, daß es zwar 
wünschenswert sei, das Fach Internationale Beziehungen für eine Metho- 
denpluralität zu öffnen, es ihnen an klaren Kriterien für die Wahl zwischen 
den konkurrierenden Erklärungen fehle (Biersteker 1989: 265; siehe auch 
Lapid 1989: 249). Diese Art der Kritik möchte zwar die rigiden Vorstel- 
lungen von Wissenschaftlichkeit der Positivisten überwinden, aber gleich- 
zeitig nicht auf den wissenschaftlichen Heiligenschein für Erklärungsan- 
sätze verzichten. Wird jedoch einmal der positivistische Wissenschaftlich- 
keitsanspruch in Frage gestellt, dann geht jeder Versuch, universelle Krite- 
rien für die Wissenschaftlichkeit und für den wissenschaftlichen Fortschritt 
zu entwickeln, fehl (Feyerabend 1976). Die vermeintliche Sicherheit, die 
der Glaube an eine übergeordnete Instanz der Wissenschaftlichkeit ver- 
leiht, sollte zugunsten der Anstrengungen, immer wieder aufs neue die 
Plausibilität des eigenen Ansatzes zu demonstrieren, aufgegeben werden. 
Durch Offenlegung der Annahmen und des Prozesses des Theoretisierens 
mag dies wohl am besten gelingen. 

Desweiteren kann eingewandt werden, daß trotz der Erkenntnis, daß Inter- 
essen und Identitäten gesellschaftlich geformt und somit veränderbar sind, 


Critical International Relations 319 


zunächst von »realistischen« Interessen und Identitäten der zentralen Ak- 
teure internationaler Beziehungen ausgegangen werden muß, da diese in 
tiefgreifender und umfassender Form reproduziert werden. In der Tat be- 
steht unter anderen bei Alexander Wendt und bei einigen feministischen 
Arbeiten (z.B. Tickner 1992) die Gefahr, die Kritik am Neorealismus auf 
dessen ahistorisches, reduktionistisches Menschenbild zu verkürzen. Dies 
verleitet Wendt und Tickner dazu, auf Kosten einer Analyse derzeitiger 
Herrschaftsverhältnisse zum einen die Lernpotenzen von Staaten und zum 
anderen die Möglichkeiten zur internationalen Kooperation mittels Inte- 
gration »weiblicher« Eigenschaften in den Kanon internationaler Verhal- 
tensweisen zu optimistisch zu bewerten. Eine Analyse der Ist-Bedingungen 
könnte nämlich ergeben, daß einerseits interne Herrschaftsverhältnisse 
»Lernprozesse«, die sich aus der Interaktion der Staaten ergeben, verhin- 
dern und daß andererseits Herrschaft in Form von »männlich« reduziertem 
menschlichen Verhalten auftritt, und gerade deshalb »realistischer«, d.h. 
zutreffender mit reduktionistischen »männlichen« Konzepten analysiert 
werden kann. 

Der Vorwurf, nicht ausreichend »realistisch« zu sein, trifft poststrukturali- 
stische und neogramscianische Ansätze weniger, denn Herrschaft und 
Macht gehören zu ihren zentralen analytischen Konzepten. Die Arbeiten 
von Ashley, Peterson und Walker sind höchstens deshalb nicht ausreichend 
»realistisch«, weil sie einerseits aufgrund ihrer poststrukturalistischen Epi- 
stemologie Akteurshandeln nicht thematisieren können (George 1989: 276) 
und sie andererseits kaum Anstrengungen unternommen haben, die Pro- 
zesse der Kapitalakkumulation in ihre Analysen zu integrieren. Es liegen 
zwar Versuche vor, Foucaultsche Einsichten für polit-öSkonomische Fragen 
fruchtbar zu machen, allerdings nur als Kritik theoretischer Diskurse. Bei- 
spielsweise kritisiert James Keeley die den neoliberalen Regimetheorien 
zugrundeliegende Vorsteilung eines Gesellschaftskontraktes, die es nahe 
legt, Regime als wohltätige, freiwillige, kooperative und somit legitime 
Vereinigungen anzusehen. Regime seien jedoch eher durch die Anwendung 
von verhaltensformenden und kontrollierenden Instrumenten gekennzeich- 
net. Sie seien deshalb immer auch Fokus und Ort von Auseinandersetzun- 
gen. Die im Regime wirksamen Ordnungskräfte könnten Widerstände ge- 
radezu erzeugen (Keeley 1990). 

Aus ähnlicher Richtung, angeleitet von den Arbeiten Gaston Bachelards, 
versucht Isabelle Grunberg (1990) die Mythen aufzudecken, die einigen 
»Erzählungen« des Neorealismus soviel Überzeugungskraft verleihen. 
Vorstellungen von einer fürsorglichen Vaterfigur, von undankbaren Kin- 
dern, von einem natürlichen Lebensrythmus des Wachsens sowie Verge- 
hens und von einem verlorengegangenen goldenen Zeitalter würden in den 
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verwendeten Metaphern zur Veranschaulichung der Theorie der hegemo- 
nialen Stabilität durchscheinen. Dieser Rekurs auf bekannte archaische, jü- 
disch-christliche Mythen würde die zentralen Aussagen dieser Theorie 
plausibel erscheinen lassen, nämlich, daß nur ein einziger Akteur, derzeit 
die USA, in der Lage ist, das »öffentliche Gut« einer liberalen Weltmarkt- 
ordnung bereitzustellen, und daß die Kraft hierzu aber durch das Trittbrett- 
fahrerverhalten der anderen Akteure unterminiert wird. 

An den neogramsctanischen Arbeiten kann kritisiert werden, daß sie wie 
viele marxistisch inspirierte Ansätze dazu neigen, die Kraft nationalisti- 
scher Diskurse zu unterschätzen. Dieser Bias ist aber dem Ansatz nicht 
eingeschrieben und kann deshalb auch innerhalb des neogramscianischen 
Diskurses korrigiert werden. 

Zuletzt möchte ich noch den Einwand aufgreifen, daß die kritische Inten- 
tion der CIR unvermittelt zur politischen Praxis emanzipativer Bewegun- 
gen bleibt (Wiener 1992). Wie eingangs erwähnt tragen keine »historischen 
Subjekte« die CIR-Kritik. Die neogramscianischen Ansätze stellen in ge- 
wisser Weise Gramsci sogar auf den Kopf, indem sie sich fast ausschließ- 
lich auf die hegemonialen Strategien der bereits Herrschenden konzentrie- 
ren, während Gramscis Analysen durch die Frage, wie die Arbeiterklasse 
gesellschaftliche Hegemonie erringen könnte, motiviert waren. Ohne 
Kenntnis der derzeitigen hegemonialen Strategien ist allerdings die Ent- 
wicklung von Gegenmacht kaum denkbar. Auch ist zu bedenken, daß wenn 
der gesellschaftliche Wert von Erkenntnissen nur durch den Nachweis ei- 
nes unmittelbaren Nutzens für irgendwelche InteressentInnen erbracht 
werden könnte, die Wissenproduktion stark eingeschränkt werden würde. 
Kritik als solche hat ihren Wert. 

Die hier vorgestellte Kritik der theoretischen Annahmen des Neorealismus 
weist erstens auf erhebliche analytische Defizite des neorealistischen Para- 
digmas hin und macht zweitens deutlich, wıe das Wissenschaftsverständ- 
nis, das spezifische Gerüst von Annahmen und die Methoden dieses An- 
satzes zur Reproduktion bestehender Herrschaftsverhälinisse beitragen. 
Der Wert der Positivismus-Kritik liegt für emanzipative Bewegungen ge- 
rade darin, daß der implizit vorhandene Herrschaftsanspruch hinter einem 
von ahistorischen Gesetzmässigkeiten ausgehenden Wissenschaftsver- 
ständnis offengelegt und der Blick für Alternativen geöffnet wird. Wenn- 
gleich der Glaube an die Gesetzmässigkeit historischen Fortschritts die Ar- 
beiterbewegung eine zeitlang beflügelte, so zeigt doch gerade deren Ge- 
schichte, daß emanzipative Impulse eher von der Überwindung determini- 
stischer Sichtweisen zu erwarten sind. 

Das Verlassen des scheinbar sicheren positivistischen Bodens führt zu pro- 
duktiven Verunsicherungen, die Raum für neue Forschungsfragen und 
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Methoden schaffen. Die Theorievielfalt allein der hier vorgestellten Ar- 
beiten veranschaulicht dies. Die Kritik an der Vorstellung, gesellschaftliche 
Wirklichkeit könnte mit empirischen Methoden »objektiv« erfasst werden, 
impliziert keineswegs, auf die Beschäftigung mit dieser Realität zu ver- 
zichten. Vielmehr steht als Aufgabe an, die bestehenden Blindstellen und 
Vermittlungslücken der Critical International Relations auszufüllen. 
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PROKLA 97, Dez, 1994: Zwischen Markt und Staat 


Während lange Zeit Markt und Staat einander dichotomisch gegen- 
übergestellt wurden, werden seit einigen Jahren verstärkt die nicht- 
ökonomischen Voraussetzungen des Funktionierens von Märkten, die 
Bedeutung von Netzwerken und Institutionen zur Kenntnis genommen 
und die ökonomischen, politischen und sozialen Implikationen des 
»Dritten Sektors« (der neben dem staatlichen und dem privaten exi- 
stiert) diskutiert. Liegen diesen Diskussionen lediglich neue Sichtwei- 
sen alter Verhältnisse zugrunde oder drücken sich in ihnen substantielle 
Veränderungen gesellschaftlicher Beziehungen aus? Was läßt sich die- 
sen Diskursen über das Verhältnis von Markt, Demokratie und Zivilge- 
sellschaft entnehmen? Die Redaktion lädt zur Einsendung von Manu- 
skripten ein. 
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Recht - Demokratie - Weltgesellschaft 
Habermas, Luhmann und das systematische Versäumnis 
ihrer großen Thesrien (Teil 2)! 


Die Enttäuschung, die jene erfahren, die Jürgen Habermas’ Faktizität und 
Geltung und Niklas Luhmanns Das Recht der Gesellschaft mit dem nötigen 
langem Atem lesen, ist keine sokratische. Nachdem in den von Platon 
überlieferten sokratischen Frühdialogen feste Begriffe wie »Tapferkeit« 
oder, in unserem Falle, »Recht« mit dem spitzen sokratischen Fragemesser: 
»Was heißt das eigentlich?« aufgeschlitzt worden waren, machen sich 
Aporien breit. Zu deutsch: es wurde einsichtig, daß solche Begriffe nicht 
zu allgemeinen, kontextfreien »Ist-Gleich-Definitionen« taugen. Die wei- 
terbohrende Erkenntnis eines spezifischen Nichtwissens stellte sich ein. 
Darum Sokrates selbstbewußte Feststellung: »Ich weiß, daß ich nichts 
weiß.« 

Nach der Lektüre von Habermas und Luhmann breitet sich dagegen Ge- 
dankenmüdigkeit aus. Es sei denn, man gäbe sich damit zufrieden, sich ın 
mit erheblicher Gedankenkraft abgehobenen Welten 'einzurichten’ - ohne 
das intellektuell wohl allemal, und nicht nur bei den klassischen Griechen 
höchste Ziel, den bios theoretikos zu erreichen: das Leben des Weisen mit 
Übersicht und Einsicht. Allenfalls könnte man die Sicht von Habermas und 
Luhmann schülergleich übernehmen. Beide Theorien haben einen merk- 
würdig tautologischen Charakter. Sie sind in sich eingekrümmt und auf 
sich rückbezogen. /ncurvatus in se ipsum. Insofern gilt Luhmanns Verlan- 
gen, daß das System, hier des Rechts, »operationell geschlossen« sei, auch 
für seine eigene Theorie. Ein Haus mit verhängten Fenstern, die nur ge- 
dämpftes Licht hereinlassen und nur innersystemisch kontruierte Zug- 
brücken nach außen. Vielleicht versteht sich aus dieser »Geschlossenheit« 
ein Teil der Attraktivität dieser Theorien. 

Angesichts dieser Enttäuschung für nicht Eingeweihte ist es geboten, den 
Status von Habermas’ und Luhmanns Theorie genauer zu bestimmen und 
zu fragen, was sie zur Erkenntnis des Rechts in der Gesellschaft und zur 


1 Teillistin PROKLA 94, (März 1994), 87-112, erschienen. 
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Gesellschaft im Recht beitragen. Zunächst jedoch sollen beider 
Rechtsgesellschaft (eher Habermas) und Geseilschaftsrecht (eher 
Luhmann) im Vergleich noch zusätzlich Profil gewinnen. 


1. Moral und Ästhetik 


Die Differenzen beider Theorien springen ins Auge. Ein ausgewiesener 
»Linker« hier - ich belasse dieses wie auch das nachfolgende Etikett be- 
wußt so impressionistisch vage wie im üblichen Gebrauch -, der die Kriti- 
sche Theorie auf spezifische Weise weiterführt und sich als öffentliche 
Person, wie ein Bundespräsident der Theorie, zu wichtigen Vorgängen der 
Gegenwart äußert: Neuerdings von der angemessenen Interpretation des 
deutschen Nationalsozialismus bis hin zum menschenrechtlich tunlichen 
Umgang mit Asylsuchenden oder der »Bewältigung« der verblichenen, in 
Stasiakten und habituell gegenwärtigen DDR. Aus diesem Grund geht Ha- 
bermas das Recht und den Rechtsstaat »strategisch« an. Es geht um die 
Vermittlung einer moralischen Botschaft, deren universale Geltung im 
sprachlichen Diskurs begründet sei. Seine Prämisse und sein Ziel sind in 
diesem Sinne »praktische Philosophie«, soweit eine solche im ausgehenden 
20. Jahrhundert noch möglich ist. Nicht umsonst wird »Solidarität« zentral 
ins Werteprogramm eingeführt. _ 

Ein eher »Konservativer« dort, von der Jurisprudenz herkommend, von 
Arnold Gehlen und Helmut Schelsky beeinflußt, der als Systemtheoretiker 
weithin bekannt geworden ist, Ööffentlich-politisch indes kaum in Erschei- 
nung tritt. Luhmanns Theorie-»Strategie« ist deshalb auch fürs erste »rein« 
theoretisch. Er will das, was seines Erachtens ohnehin qua Ausdif- 
ferenzierungsgeschichte der Moderne i. S. eines geschlossenen Rechtssy- 
stems der Fall ist, als distanzierter Beobachter »beschreiben«. Der Zweck 
der Theorie ist also zunächst die Theorie selbst. Eine praktische Absicht 
verstieße gegen den in sich geschlossenen Gegenstand, das Recht; sie 
zerstörte zudem den Standpunkt eines »Beobachters«, der dann nämlich 
entgegen allen Absichten und Möglichkeiten Mitspieler werden würde. 
Kurzum: Der »Engagierte« hier; der Betrachter, dem an der aisthesis, der 
Wahrnehmung gelegen ist, dort. Moralist und Ästhetiker, Entweder-Oder 
verkehrt und sozialtheoretisch nachgespielt in den 90er Jahren dieses 
Säkulums. 

Diese Unterschiede der Grundierungen und der Absichten schlagen im 
wörtlichen Sinne durchgehend zu Buche. Habermas geht darauf aus, die 
Gräben zwischen Recht, Rechtsstaat und »radikaler« Demokratie einzueb- 
nen. Nur so lassen sich Rechtsstaat und Demokratie miteinander versöh- 
nen; nur so läßt sich behaupten, beide setzten einander voraus. Teilhabe 
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und Teilnahme. Auf diese Weise ist es dann möglich, daß Recht als der 
Brückenkopf zwischen Lebenswelt und System funktioniert und gerade 
deswegen nicht eindeutig einem Teilsystem der Gesellschaft zugeordnet 
wird. Es fungiert als »Wandler zwischen den Welten«. Als zentrale proze- 
durale Form vermag es die gesellschaftlich-staatlichen »Welten« konform 
zu Demokratie und Menschenrechten zusammenzuhalten, die ihrerseits an 
seiner 'Produktion’ beteiligt sind. 

Im verborgenen Gegenzug dazu muß Luhmann auf der Geschlossenheit des 
Rechtssytems beharren, das sich in seiner Umwelt und gegenüber dersel- 
ben autonom bewahrt. So sehr das Rechtssystem - analog zu anderen Sy- 
stemen - in seinen Hauptfunktionen und Prozeduren beschrieben wird, sei- 
nem binären Code (»recht« vs. »unrecht«), seinen, den Code jeweils zeit- 
und problemgemäß übersetzenden Programmen u. ä. m., so unbestimmt 
bleibt das, was als Umwelt, als der große drängende Rest außerhalb des 
Rechtssystems erscheint. Auch und gerade »die« Politik und das politische 
System. Unbeschadet aller politischen Gehalte im einzelnen, indem es vor- 
oder außerpolitisch, eben rechtssystemisch bleibt, wird dem Rechtssytem 
eine zentrale Funktion zugeschrieben. Wenn Habermas die Grenzen zwi- 
schen radikaldemokratisch dargestelltem Recht und der eigenen moralpo- 
litischen Absicht verschleift, so korrepondiert bei Luhmann die innere 
Ästhetik des Rechtssystems der Ästhetik des Betrachters. 


2. Autopoietisches System und lebensweltlicher Vorbehalt 


a. Umso überraschender sind die großen Übereinstimmungen - teilweise 
äußerlicher Natur; teilweise handelt es sich jedoch auch um Konvergenzen 
des Theorieverständnissen wie auch um inhaltliche Berührungen. 

Habermas und Luhmann schätzen das Recht als evolutionäre Größe ein 
und wollen es mehr oder minder explizit retten. In einem sind sich die 
beiden Theoretiker in jedem Falle einig in ihrem Tun: seit nunmehr einem 
guten Vierteljahrhundert spinnen sie am Kokon ihrer Theorie, mit der 
erstaunlichen Fähigkeit, von außen herangetragene, neuartige Probleme der 
Sprache der eigenen Theorie so anzuverwandeln, daß sie anders kaum noch 
thematisierbar erscheinen. Wo immer Probleme auftauchen, die das 
»radikaldemokratisch« begründete oder das systemtheoretisch auf sich 
selbst gestellte Recht gefährden könnten, werden sie nach kurzem Kampfe 
diskurs- oder systemtheoretisch besiegt. Das Ergebnis des ungleichen 
Kampfes steht, sofern sperrige Probleme überhaupt in den Ring gelassen 
werden, immer schon fest. 

Die Sprache des heutigen Rechts in der Fülle verschlungener Gesetze mit 
Kaskaden von unbestimmten Rechtsbegriffen und Generalklauseln an ent- 
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scheidenden Stellen, die nahezu alle Interpretation der herrschenden juristi- 
schen und eben nicht der öffentlichen, demokratisch diskursiv ausgetrage- 
nen Meinung zulassen, spart Habermas schlicht aus, er, der doch auf Spra- 
che, aber eben nur in ihrer abstrakt-idealen Eigenschaft als Sprachlichkeit 
alles baut (vgl. PROKLA 94, 93). Gleicherweise werden die Blockaden li- 
beraler (bei Habermas »radikaler«) Demokratie, die selbst Bundespräsiden- 
ten heute z. T. namhaft machen, die Blockaden, die den repräsentativen 
Mechanismus zerstören, diskurstheoretisch souverän übergangen. Notfalls 
wird normativ ersehen, was 'reell’ nicht mehr vorhanden ist, als rumorte 
hintergründig eine Angst vor der schlechten Nachricht über den miesen Zu- 
stand des Parlamentarismus (der »verfassungspatriotische« Ruf läßt zuwei- 
len ähnliche Vermutungen aufkommen). Auch dort, wo Habermas Proble- 
ne des Privatrechts oder der »Krise des Rechtsstaats« in einigen Aspekten 
gekonnt aufgreift, werden sie rasch wieder diskurstheoretisch aufgelöst (s. 
Kap. IX). 

Die »Faktizität« darf der »Geltung« offenbar nicht gefährlich werden. Das 
könnte i. S. eines normativen Überhangs, des »Unabgegoltenen«, wie Ernst 
Bloch das genannt hat, noch angehen, ja wichtig sein. Eine »gute« Theorie 
braucht sich von »schlechter« Praxis, wie Kant wußte, nicht blamieren zu 
lassen. Blamiert, genauer: korrumpiert wird eine Theorie dort, wo sie die 
»Faktizität« für ihre Zwecke rundet. Wie anders ist es zu verstehen, daß 
sich, wie Klaus Lüdderssen zutreffend feststellt, Habermas »für die Kon- 
kretisierung seiner Diskurstheorie im Recht zu sehr auf die Gesetzgebung 
beschränkt« (Lüdderssen 1993). Die Gesetzgebung wird, bestenfalis ideal- 
typisch, wenn nicht idealistisch vorgeführt. Die gesamte Organisation des 
Rechts, das empirisch vorfindliche Rechtssytem, der Rechtsapparat und die 
bürokratische Anwendung des Rechts, die unzählige kleine Rechtssetz- 
ungs-, lebensweltlich entscheidende Interpretationsakte enthält - sie werden 
schlicht ausgespart. 

Bei Luhmann verhält sich alles ganz anders und doch zugleich auffällig 
verfahrensähnlich. Dem strengen Meister, beinahe könnte man sagen: dem 
Fanatiker einer Geschlossenheit, die keine (bisweilen allenfalls ironisierte) 
Schattenlinien erlaubt, wird verständlicherweise die Judikative zur ent- 
scheidenden Institution. Sie befindet sich immer schon im Recht. Dasselbe 
ist gesatzt. Es ist als Prämisse vorgegeben. Und die Judikative sagt, wie das 
gesatzte Recht fallspezifisch korrekt auszulegen ist. Sie ist unter diesen 
Vorbehalten die Königin des Binär-Eindeutigen (sie dankte freilich so- 
gleich ab, dräute nicht der Diener »Gewaltmonopol« mächtig im Hinter- 
grund). Right or Wrong by Justitia. Über das Zustandekommen der Judika- 
tive, die Schwierigkeiten, die in der Annahme der Autonomie der Richter 
und der institutionellen Unabhängigkeit der Gerichte stecken, erfährt der 
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vom geschlossenen Bau des Rechts beeindruckte Leser ebensowenig, wie 
über die bürokratische Architektur des Rechts. Daß nämlich Recht in der 
Regel Bürokratie ebenso voraussetzt wie zur Folge hat; von der wichtigen 
rechtssetzenden und Recht judizierenden Funktion der Bürokratie ganz zu 
schweigen. 

Greifbar wird Luhmanns Fähigkeit, die »operative Geschlossenheit« des 
Rechts und damit den systemtheoretischen Ansatz allen Gewalten zum 
Trotz zu erhalten, dort, wo er überzeugend davon spricht, daß sich Recht 
nur als »Konditionalprogramm« und nicht als »Zweckprogramm« eigne. 
Müßte Luhmann sıch hier nicht dem Sachverhalt stellen, daß unbeschadet 
der Nichteignung des Rechts gleichwohl fortwährend rechtlich garnierte 
Zweckprogramme formuliert, verabschiedet und rechtsunsicher, ja Recht 
rechtsförralich zerstörend umgesetzt werden? 

Woraus erklärt sich diese hohe Kunst der Rationalisierung, über die beide 
Theoretiker im Sinne ihrer Theorie defensiv und aggressiv verfügen? Beide 
Theorien werden wıe Fertigprodukte verwendet und neuen Gegenständen 
nur neu aufgehalst, aber nicht mehr angemessen entwickelt. Allein 
entsprechend zugerichtete Probleme werden noch thematisiert. Die erfor- 
derlichen Lernprozeße scheinen immer schon vor Anwendung der Theorie 
absolviert. Selbst Habermas’ Diskurstheorie ist in dieser Hinsicht theore- 
tisch geschlossen. 


b. Daß Jürgen Habermas in immer neuen Anläufen sein »Projekt der Mo- 
derne« anschiebt, vorträgt und verteidigt, ist bekannt (vgl. auch Habermas 
1985; zum Recht s. bereits Habermas 1976). Das diskurstheoretisch gefaß- 
te Recht und die ihm als Voraussetzung und Folge, als Artikulationsbasis 
sozusagen zugehörige »radikale Demokratie« erscheinen als Errungen- 
schaften dieses »Projekts«, die es in die Zukunft zu erweitern gilt. Um die- 
ses »Projekts« willen, das in Sachen Rechtsstaat und Demokratie freilich 
nur als normativ geschönter status quo erscheint, werden die »Negativi- 
sten« der »alten« Kritischen Theorie abgetan, so als sei deren »Negativis- 
mus« eine voluntaristische Verfehlung gewesen (s., auf der Linie von 
Habermas, Honneth 1994), 

Auf der anderen Seite überrascht, wie entschieden sich Luhmann für die 
Modernität des Rechts als einer von Europa ausgehenden zivilisatorischen 
Leistung in die Bresche wirft und ausnahmsweise den weißneutralen An- 
strich des neutralen Beobachters 2. oder 3. Ebene ablegt, so daß das Werte- 
blau des Systemtheoretikers sichtbar wird. In einer Sequenz unüblich pa- 
thetischer Formulierungen in den Schlußkapiteln hebt Luhmann eher rau- 
nend als bestimmt, »Irritationen« konzedierend, den Finger und deutet die 
Risikoanfälligkeit der evolutionären Errungenschaft des Rechts an. 
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»Das Rechtssytem, als Gesamtheit gesehen, operiert auf der Sicherheitsbasis der normativen 
Erwartungen normativer Erwartungen. Es ist auf der Basis der Reflexivität seiner Operationen 
ausdifferenziert. Nur so ist denn auch die Inanspruchnahme von Kompetenz im Entschei- 
dungssystem des Rechts sozial einfühlbar und akzeptabel. Nur so sind die Entscheidungsin- 
stanzen des Rechts mehr als das, was sie in den meisten Hochkulturen waren: Fremdkörper 
korporativer Art in einer von Familien (Häusern) geordneten Gesellschaft mit der Folge, daß 
eine Verständigung unter Nachbarn oder eine dörfliche oder zunftinterne Selbstjustiz immer 
den Vorrang hatte vor dem Gang zum Gericht. Nur so kann sich gegen diese in der Evolution 
eher wahrscheinliche Struktur ein Vertrauen in formales Recht und eine verbreiterte, differen- 
zierte Inanspruchnahme von Recht für die Strukturierung von Problemen des täglichen Lebens 
entwickeln« (Luhmann 1993, 146f). 


Allerdings veranlaßt dieses gewiß unterschiedlich akzentuierte und moti- 
vierte Engagement fürs moderne liberale Recht i. S. von Webers bürokra- 
tisch legalem Herrschaftstypus beide Theoretiker nicht dazu, sich die Ei- 
genarten und Schwierigkeiten, die Brüche und Blockaden des liberalen 
Rechtsstaats in Verfassung und Verfassungswirklichkeit systematisch an- 
zusehen. Sie insistieren vielmehr, diese Gefahren nur ahnend, auf ihrem 
Recht, sprich ihrer Rechtstheorie. 


d. Bei Habermans wie bei Luhmann spielt Rechtsgleichheit eine entschei- 
dende Rolle als eine der evolutionären, schon auf die (römische) Antike zu- 
rückgehenden Errungenschaft des Rechts. Rechtsgleichheit steckt in der 
Form des Rechts und ihrem allgemeinen Geltungsanspruch als rechtsspezi- 
fischen Abstrakta selbst. Gleiches gleich und Ungleiches ungleich zu be- 
handeln, verweist zudem auf die dem Recht immanente Gerechtigkeit, und 
bildet in dieser Eigenschaft ein dauerndes Motiv für in falscher Weise 
gleich oder ungleich behandelte Gruppen, um »ihr Recht« zu kämpfen. 
Indem Habermas wie Luhmann auf Rechtsgleichheit insistieren, versäumen 
sie jedoch, sich den Einwänden zureichend zu stellen, die u.a. von Marx 
und heute in grundsätzlicherer Form noch von Carole Pateman erhoben 
worden sind. Luhmann, mehr noch als Habermas, bleibt so abstrakt, daß er 
nicht mehr bemerkt, wie sich hartweiche Diskriminierungen gerade in die 
höchsten und auf den ersten Blick überzeugenden Abstraktionen einge- 
schlichen bzw. seit Anfang moderner Vertrags- und Rechtstheorie eingeni- 
stet haben. In einem der besten theoretischen Bücher der letzten Zeit, einer 
radikalen Kritik der modernen, heute mehr denn je geltenden Vertragstheo- 
rie, schreibt Pateman: 


»Die Struktur unserer Gesellschaft und unseres täglichen Lebens enthält die patriarchale Kon- 
zeption der Geschlechterdifferenz. Ich werde zeigen, wie der Ausschluß der Frauen von zen- 
tralen Begriff des 'Individuums' soziale und rechtliche Felgen gezeitigt hat und wie dieser 
Ausschluß Verträge prägte, mit denen ich mich befasse. Trotz mancher Rechtsreformen in 
jüngerer Zeit und trotz allgemeiner Veränderungen in der sozialen Position von Frauen haben 
wir immer noch nicht dieselbe bürgerliche Position wie Männer; dennoch wird diese zentrale 
politische Tatsache in unseren Gesellschaften in gegenwärtigen Diskussionen der Vertrags- 
theorie und der Vertragspraxis selten beachtet. (...) Die Genialität der Kontrakttheoretiker ist 
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es gewesen, den ursprünglichen Geselischaftsvertrag wie aktuelle Verträge als Vorgänge dar- 
zustellen, die individuelle Freiheit vergegenwärtigen und sichern. Im Gegensatz dazu ist fest- 
zustellen, daß in der Vertragstheorie universelle Freiheit immer eine Hypothese bleibt, eine 
Story, eine politische Fiktion. Verträge begründen politische Rechte immer in der Form von 
Herrschafts- und Unterordnungsbeziehungen. (...) Gewiß, Recht und Vertrag, Gehorsam und 
Vertrag gehen Hand in Hand. Daraus folgt indes nicht, daß Verträge nur aus Recht bestehen 
und nicht, um mit Foucault zu reden, aus Disziplin, Normalisierung und Kontrolle. )...) Der zi- 
vile Staat, das Recht und (patriarchale) Disziplin stellen nicht zwei Formen der Macht dar. Es 
handelt sich vielmehr um Dimensionen der komplexen und gesichtsreichen Struktur der Herr- 
schaft des modernen Patriarchats« (Pateman 1988, 6f, 8 u. 16; die Übersetzung wurde aus 
Narr/Vack 1992 entnommen bzw. vom Autor übersetzt). 

Von den hier beschriebenen Wirkungen sehen Habermas und Luhmann 
nahezu vollständig ab. Recht wird nicht als Teil und Ausdruck moderner 
Herrschaft behandelt. Luhmann blendet den Herrschaftszusammenhang 
systemtheoretisch perfekter aus als Habermas. Rechtsgleichheit bei- 
spielsweise wird vor allem unter dem Aspekt behandelt, wieweit sie zur 
»operativen Geschlossenheit« des Rechtssystems beitrage (S$. 110 ff.). 
Menschenrechte werden vor allem deshalb gelobt, weil sie in ihrer unspezi- 
fischen Allgemeinheit alles für den »okkasionellen Dezisionismus« (Karl 
Löwith 1960) des Systems offen hielten (s. das in Prokla 93, 110 angeführ- 
te Zitat). Ansonsten bleiben alle Herrschafts- und Diskriminierungskatzen 
grau; rechtssystemisch irrelevant. Habermas versucht das Recht zu »ent- 
herrschaftlichen«, indem er es »radikaldemokratisch« einbettet. Soweit so 
gut, wenngleich die Herrschaftsgefahren und die entsprechenden Schrägla- 
gen selbst in nie perfekter radikaler Demokratie bedacht werden müßten, 
vor allem solche in Habermas’ sonnig-entleerter repräsentativ-demokrati- 
scher Variante. Darüberhinaus greift Habermas im I. Teil des IX. Kapitels 
eigens das Problem der »Dialektik von rechtlicher und faktischer Gleich- 
heit« auf und behandelt in diesem Zusammenhang »das Beispiel feministi- 
scher Gleichstellungspolitiken« (S. 493 ff.). Hierbei arbeitet er zurecht den 
notwendigen Gleichklang von Veränderungen der »privatautonomen 
Lebensgestaltung« und öffentlicher Teilnahme der Frauen heraus (s. Prokla 
93, 93 £.). Dennoch bleibt auch hier der Eindruck des Ungenügens. Das hat 
mehrere Gründe. Zum einen werden sozialstaatliche oder feministische 
Probleme mit dem Recht nur als Exempla im Rahmen des immer schon 
vorausgesetzen liberal-demokratischen Rechtsstaats behandelt. Letzterer 
wird nicht fundamental nach seinen Prämissen und Bedingungen befragt, 
wie dies genetisch und funktional Carole Pateman vorgeführt hat. Zum 
zweiten werden konzeptionell und reeil habhafte Probleme in Habermas’ 
kleiner Auseinandersetzung mit feministischen Rechtspositionen erneut 
durch ein konzeptionelles Umgreifen weggeschrieben: 


»Die Theorie der Rechte ist ja nicht notwendig mit einer individualistischen Verkürzung des 
Rechtsbegriffs verbunden. Wenn man ein intersubjektives Rechtsparadigma zugrundelegt, ist 
vielmehr die wirkliche Fehlerquelle leicht zu entdecken: die Hinsichten, unter denen Differen- 
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zen zwischen Erfahrungen und Lebenslagen von (bestimmten Gruppen von) Frauen und Män- 
nern (hier entfallen »die bestimmten Gruppen«, WDN) für eine chancengleiche Nutzung sub- 
jektiver Handlungsfreiheiten relevant werden, müssen erst in öffentlichen Diskussionen ge- 
klärt werden« (Habermas 1992, 513). 

Gewiß, so möchte man zustimmend rufen. Wo wäre jedoch der öffentliche 
und zugangsgleiche Markt für solche Diskussionen mit offenem Ausgang? 
Sind nicht im liberaldemokratisch verfassten Rechtsstaat beispielsweise der 
Bundesrepublik eine Fülle von strukturellen Vorentscheidungen und ge- 
setzlich restriktiven Regelungen immer schon gegeben?! Stehen nicht die 
private und die öffentliche Gleichheit (nota bene nicht nur der Frauen) 
massiv in Frage, sobald man Rechts- und Marktgleichheit einmal soziopo- 
litisch qualifiziert? Müßten nicht die »private« und die »öffentliche« 
Sphäre neu bestimmt, aufeinander bezogen und erst im zweiten oder dritten 
Schritt wieder funktionell getrennt werden, um soziale und geschlechtliche 
Gleichheit in ihren Besonderheiten zu erlauben? Fragen über Fragen. Ha- 
bermas entschwebt in den allgemeinen herrschaftsfreien Diskurs, an dem 
alle »gleichberechtigt« teilnehmen können. Er erörtert weder die soziopo- 
litischen Voraussetzungen dieses umfassenden Diskurses, noch dessen Ent- 
scheidungsregeln, noch die Probleme des Umgangs mit Minderheiten. Auf 
diese Weise bleibt am Ende nicht viel mehr übrig als ein demokratiespiele- 
risches Angebot ohne Zähne der Herrschaftskritik. 


e. »'Recht' ist für uns eine ‘Ordnung’ mit gewissen spezifischen Garantien 
für die Chance ihrer empirischen Geltung«, so lauten bekannte Formulie- 
rungen Max Webers in seiner »Rechtssoziologie« als Teil von Wirtschaft 
und Gesellschaft. 


»Und zwar soll unter 'garantiertem objektiven Recht' der Fall verstanden werden: daß die Ga- 
rantie in dem Vorhandensein eines 'Zwangsapparats' im früher definierten Sinn besteht, also 
einer oder mehrerer sich eigens zur Durchsetzung der Ordnung speziell dafür vorgesehene 
Zwangsmittel (Rechtszwang) bereithaltender Personen« (hier zit. nach Weber 1967, 71). 
Recht ist von anderen Regelungsformen, beispielsweise Konventionen, 
durch seinen Zwangscharakter unterschieden. Dieser Zwang kann Weber 
zufolge prinzipiell in verschiedener Weise ausgeübt werden. Erst durch die 
moderne kapitalistische Markt- und Vertragsentwicklung kommt es dazu, 
daß Recht allein durch das staatliche Monopol »legitimer physischer 
Gewaltsamkeit« garantiert wird. Anders gesagt: Modernes Recht und 
staatliche Sanktion sind genetisch - denn das Recht entsteht als »gesatztes« 
Recht des Staates entgegen aller Tradition - und funktional zwei Seiten 
einer Medallie. Wie es im Vorkapitel zur »eigentlichen« Rechtssoziologie 
heißt: 

»Dies ist das Werk der Marktentwicklung. Die universelle Herrschaft der Marktvergesell- 
schaftung verlangt einerseits ein nach rationalen Regeln kalkulierbares Funktionieren des 
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Rechts. Und andererseits begünstigt die Marktverbreiterung, ..., kraft der ihr immanenten Kon- 
sequenzen der Monopolisierung und Reglementierung aller 'legitimen' Zwangsgewalt durch 
eine universalistische Zwangsanstalt vermöge der Zersetzung aller partikulären, meist auf öko- 
nomischen Monopolen ruhenden ständischen und anderen Zwangsgebilde« (1967, 104). 

Das »Zwangsgebilde« des modernen Staats aber ist keine wohlgefällige 
pouvoir neutre, sondern entscheidend bestimmt durch sein »Interesse an 
sich selber« (Claus Offe). In Webers deutlichen Worten: 


»Denn der gesamte Gang der innerpolitischen Funktionen des Staatsapparats in Rechtspflege 
und Verwaltung reguliert sich trotz aller 'Sozialpolitik’ letzten Endes unvermeidlich stets wie- 
der an der sachlichen Pragmatik der Staatsräson: an dem absoluten - ... - Selbstzweck der Er- 
haltung (oder Umgestaltung) der inneren und äußeren Gewaltenteilung. Erst recht galt und gilt 
dies für die Außenpolitik. Der Appell an die nackte Gewaltsamkeit der Zwangsmittel nach au- 
un nur, sondern auch nach innen ist jedem politischen Verband schlechthin wesent- 
Der genetisch-funktionale Zusammenhang des Rechts, seine Individuums- 
fiktion und seine vertraglichen Eigenarten mit den wechselnden Ansprü- 
chen kapitalistischer Vergesellschaftung wird von Habermas und Luh- 
mann, fixiert aufs Rechtssystem bzw. Recht und liberale Demokratie, 
großzügig übersehen. Schlechterdings nicht zu entschuldigen ist es jedoch, 
modernes Recht, begreifen zu wollen, ohne der Art der Rechtsdurchset- 
zung Rechnung zu tragen. Die Rechtsdurchsetzung prägt nämlich das 
Recht im Innersten und hält es zusammen. 

Zwar berühren Habermas und Luhmann immer wieder die Eigenart der 
Rechtsdurchsetzung, ohne sie allerdings eigens zu thematisieren. Würden 
sie die Rechtsdurchsetzung qua staatlichem Gewaltmonopol und staatlicher 
Bürokratie im Rahmen ihrer Rechtstheorie behandeln, kämen sie in 
Schwierigkeiten. Für Habermas würde es zum Problem, sein diskurstheo- 
retisch entgrätetes Recht »radikaldemokratisch« einzugemeinden. Recht 
immer zugleich als Gewaltausdruck stünde der »Gesprächslage« sehr ent- 
gegen. Luhmann könnte, würde er das durchgehend von Macht und Gewalt 
geprägte Thema Recht, Rechtssetzung, Rechtssprechung und Rechtsdurch- 
setzung aufgreifen, die »operative Geschlossenheit« nicht mehr aufrechter- 
halten können. Es geht hier also um kein beiläufiges Versäumnis. Wenn 
die Faktizität und Geltung« des Rechts nur dann begriffen werden können, 
wenn zugleich auch der eigenartige Zwangscharakter des Rechts analysiert 
und bewertet wird - denn der Zwangscharakter des Rechts ist auch und vor 
allem eine faktische Geltungsfrage -, wenn der »demokratische Rechts- 
staaf« in seinem Eigensinn und seinen Problemen nur begriffen werden 
kann, wenn er nicht nur als »Rechts-«, sondern auch als »Rechtsstaat« un- 


2 Weber, 1920, S. 547 - es handeit sich um eine Feststellung im Kontext der berühmten 
»Zwischenbetrachtung« am Ende des 1. Bandes der religionssoziologischen Schriften. 
3  Vel. zum prinzipiellen Zusammenhang unvermindert einschlägig Benjamin 1966. 
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tersucht wird, dann bietet uns Habermas ein zugiges diskurstheoretisches 
Rechtsgebäude. Ein Teil der Fundamente ist mit normativer Wolle gefüllt. 
Über die Organisation des Gewaltmonopols ist nichts zu erfahren, nichts 
darüber, welche wechselnde Rolle es je nach Rechtsmaterie spielt: von der 
Wiege, der Setzung des Rechts, bis zur Bahre, der Rechtsanwendung und 
dem bürgerlichen Anspruch, daß ihm oder ihr sein oder ihr Recht werde. 
War es den Frühliberalen noch darum gegangen, das Gewaltmonopol bür- 
gerlich zu durchdringen, so taucht diese Frage in einer rechtlich ungleich 
stärker durchdrungenen Gesellschaft bei Habermas nicht mehr auf, auch 
wenn er programmatisch vom »demokratischen Rechtsstaat« redet. 
Luhmanns Defizite sind nicht geringer, obgleich er keinen vergleichbaren 
normativen Anspruch vor sich her trägt. Würde er dem staatlichen Ge- 
waltmonopol und seiner Rechts-Wirkung in Genesis und Geltung nachspü- 
ren, würden seine systemhaushälterischen funktionalen Qualifikationen des 
Rechts kaum ausreichen (vgl. Funk u. a. 1984; Busch u.a. 1985). Die Auto- 
poiesis des Rechts in seinem System ließe sich schlechterdings nicht mehr 
aufrechterhalten. Auch die formale Rechtsgleichheit bekäme wie Haber- 
mas’ Prozeduralismus inhaltlich ungleiche Bedeutung. 

Weder Habermas noch Luhmann, so verschieden sie ansetzen, gelingt es, 
»das« Recht und seine Verfahren in einer Weise zu analysieren, die auch 
nur die heutigen Schwierigkeiten des modernen liberalen Rechts und 
Rechtsstaats erhellen würden. Wo sind strukturell immer ambivalente Ver- 
rechtlichungen im Hinblick auf welche Probleme angezeigt (s. den Recht 
und Gewalt-Zusammenhang und die bürokratischen Konsequenzen allen 
Rechts)? Wo müssen, etwa im Kontext der modernen Technologien, ande- 
re Formen der Gefahrenbewältigung gesucht werden, weil das konditionale 
Recht schlechterdings überfordert? Verrechtlichung als entdemokratisie- 
rende Ersatzpolitik? Auch in eher herkömmlichen Bereichen, der so lange 
unterdrückten und verleugneten Gewalt in Familien beispielsweise, stoßen 
strafrechtliche Regelungen an ihre Grenzen oder verschlimmern pseudolö- 
send die Situation. Erneut stellt sich also gerade um der liberalen, bürgerli- 
che Sicherheiten erlaubenden Qualitäten der modernen Rechtstradition wil- 
len die Frage nach den Grenzen des Rechts und des Rechtsstaats. Diese 
Frage schließt diejenige nach den Grenzen zentralstaatlicher, letztlich ge- 
walthaltiger Regelungen mit ein (vgl. etwa das Ausländerrecht). 


3. Das gesellschaftstheoretische und wirklichkeitswissenschaftliche 
Defizit gegenwärtiger Syntheseversuche 


Nachdem ich in Teil I dieses Aufsatzes Habermas und Luhmann an ihren 
eigenen theoretischen Ansprüchen gemessen (s. Prokla 94) und im voran- 
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stehenden Abschnitt auf gemeinsame Annahmen und vor allem auf ge- 
meinsame Lücken aufmerksam gemacht habe, stellt sich nun die Frage, 
was Theorien dieser Art heute einbringen können, wo sie anzusetzen hätten 
und welchen Problemen sie sich stellen müßten, um nicht zu akademisch- 
professionellen Glasperlenspielen zu verkümmern. Allerdings läßt sich die- 
se Frage kaum aus der scheinbar interesselosen Warte eines Beobachters 
xter Ordnung stellen, der die Reflexionen anderer mit einer zusätzlichen 
Reflexionswindung neutral nachzuvollziehen vorgibt, sondern erfordert de- 
zidierte Annahmen darüber, was Theorie jenseits akademischer Ambitio- 
nen notwendig und sinnvoll macht. 


a. Am Anfang und am Ende steht die »Anstrengung des Begriffs« (Hegel). 
Heute gilt es mehr denn je, die durch wissenschaftliche Technologien 
miterzeugten Komplexität(en) der gesellschaftlichen Situation angemessen 
zu durchdringen und nachvollziehbar zu reduzieren. In diesem Sinne gilt 
das alte lateinische Motto: rerum cognoscere causas. Frei übersetzt: Es gilt 
die Bedingungszusammenhänge der Phänomene menschenbestimmt und 
menschenbestimmend stets erneut aufzufinden und in ihrer Verknüpfung 
zu erkennen. 

So sehr die unablässigen Anstrengungen des Begreifens eine privilegierte 
Ökonomie der Zeit voraussetzen, so sehr gehören die Fähigkeit des Begrei- 
fens und der Drang, begreifen zu können, geradezu zu den anthropologi- 
schen Eigenarten menschlichen Selbstbewußtseins und menschlicher Ge- 
sellung. Anders wäre die Rolle der Mythen, anders wäre selbst noch die 
Rolle der Vorurteile nicht zu verstehen. Vorurteile demonstrieren die Not- 
wendigkeit des Begreifenwollens. Letzteres ist infolge mangelnder sozialer 
Bedingungen, begreifen zu können, amputiert worden. Darin besteht denn 
auch eine der zentralen Aufgaben des Rechts, wenngleich immer in herr- 
schaftsgeprägter Ambivalenz: Es soll ein Stück orientierende Sicherheit zu 
vermitteln. Es macht die geradezu radikale Schwäche liberal-repräsentati- 
ver Demokratie bis zu Habermas’ diskurstheoretischer Anverwandlung aus, 
daß ihre Theoretiker und Praktiker die Voraussetzungen bürgerlichen Welt- 
und Politikverständnisses nicht bedenken, sondern bürgerliches Verständ- 
nis bzw. bürgerliche Borniertheit als demokratisch folgenloses Ereignis 
voraussetzen. 

In einer Zeit, da die »soziale Konstruktion der Wirklichkeit« (Berger/ 
Luckmann) bis hin zur postmodernen Diskursinflation allgegenwärtig ist, 
käme es gegen die zerstreuend-blockierende Wirkung der Ersatzmythen ei- 
ner medialisierten und mediatisierten Gesellschaft darauf an, soziale Sach- 
verhalte theoretisch bewußt und in nachvollziehbarer Form zu (re-)konstru- 
ieren. Das erstrangige Politikum intellektueller Arbeit besteht geradezu da- 
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rin, die jeweiligen Begriffe und die in ihnen enthaltene Definitionsmacht - 
in diesen Hinsichten ist Foucault ohne Abstriche zuzustimmen - verant- 
wortbar zu machen. 

Auf Habermas bezogen, würde dies heißen, die Diskurstheorie realanaly- 
tisch auf sich selbst zu beziehen, sprich ihre gegebenen oder strukturell 
nicht gegebenen Bedingungen der (Un-)Möglichkeit nüchtern herauszuar- 
beiten. In Luhmanns Fall wäre es geboten, das systemtheoretische Sprach- 
und damit Wirklichkeitsspiel selbst nach seinen Voraussetzungen und 
Folgen, seiner impliziten status quo-Bezogenheit und seiner Herrschafts- 
haltigkeit zu befragen, sprich die so hoch gehaltene Reflexion ohne das im- 
mer schon fertige Besteck systemtheoretischer Begrifflichkeit radikal wer- 
den zu lassen. Luhmann macht sich die Sache einfach. Er wendet nur die 
fertige systemtheoretische Begrifflichkeit auch auf Wissenschaft an und 
verpackt selbige analog zum Recht oder anderen ausdifferenzierten Berei- 
chen der Moderne. Er betreibt also immer schon systemisch eingelassene 
und in diesem Sinne instrumentelle Reflexion (vgl. Luhmann 1991). 


b. Theoretische Arbeit, die die Prozedur des Begreifens selbst mit zum 
Thema machte, setzt u. a. folgende Schritte voraus: 

(1) Theorie darf nicht, wie insbesondere bei Luhmann, begriffsfertig aus 
dem Haupt des Theoretikers entspringen. Noch darf sie nicht, wie eher bei 
Habermas, allein den »Höhenweg« gegriffener Abstraktionen im einseitig 
geführten Gespräch mit anderen Theoretikern gehen. Theoretisieren muß 
das Verfahren der Abstraktion durchsichtig werden lassen. Wovon wird ab- 
gesehen (»abstrahere« heißt abschen von, weglassen, berauben u. ä.); wel- 
che Besonderheiten fallen im Prozeß der Verallgemeinerung weg? Gerade 
im Rechts- und insbesondere im Menschenrechtsfalle ist die Antwort auf 
diese Frage entscheidend. Menschenrechte können in Form angewandter 
Abstraktionen geradezu terroristisch eingesetzt werden. Menschenrechte 
können in ihrer Universalitätsbehauptung höchst einseitige regionale 
(»westliche«), soziale (»eigentumsbesitzende«) und geschlechtliche 
(»Männer«) Interessen aufheben, indem sie zugleich alle andere Interessen 
als menschenrechtswidrige Besonderheiten diskriminieren. Wie werden die 
entwickelten, in ihrem Verlust bedachten Abstraktionen (Begriffe) mit Hil- 
fe spezifischer Vermittlungen und Annahmen wiederum auf konkrete so- 
ziale Sachverhalte angewandt? Erst auf diesem Weg wird die Dialektik von 
»konkret« und »abstrakt«, wie Hegel und auf anderer Weise von Marx be- 
schrieben, nachvollziehbar. Zu dieser Dialektik gehört die zwischen erken- 
nendem Subjekt und erkannten Objekt. Das Subjekt ist zu objektivieren, 
das Objekt zu subjektisieren; d.h. die soziohistorischen Bedingungen des 
Subjekts und sein »Perspektvismus« (Nietzsche) sind aufzudecken; umge- 
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kehrt sind der Eigensinn und die eigenen Ansprüche der »Objekte«, die im 
sozialen Kontext auf Personen zurückgehen oder Personen beeinflussen, 
eigens zu thematisieren (erst so wird dann auch ein anderer, nicht romanti- 
sierender oder falsch subjektivierender Umgang mit »Natur« möglich). 

(2) Wenigstens Brisen des Pathos’, das bei Nietzsche-Weber erfahren 
werden kann, sind vonnöten. Das Pathos der Nüchternheit. Die Fähigkeit 
»tragsamer Geister«, Widersprüche in der Sache auszuhalten, ohne sie 
rasch zu harmonisieren bzw. identifikatorisch zu reduzieren. Sprich: Es 
kommt darauf an, sich der verführerischen herrschaftsträchtigen binären 
Logik zu entziehen und die ambivalenten, jeweils historischen »Sachver- 
haltex Mensch und menschliche Gesellschaft wahrzunehmen - nicht zuletzt 
um jeweils soziale und ökologische Kosten und Nutzen gewichten zu kön- 
nen, ohne der modernen Naivität schlichter Subtraktions- oder Additions- 
verfahren zu erliegen. Zum Beispiel im Fortschritts-, Modernitäts- oder im 
heute daran anschließenden Innovationsbegriff. Als begegneten wir nicht 
meist "Zwischenphänomenen' mit mehreren Seiten und Werten. Als wären 
selbst Individuen mit sich selbst »ıdentisch«, von sozialen Kollektiven und 
Institutionen ganz zu schweigen. Mit der Kritik am jeweiligen Identitätsbe- 
griff und mit der Kritik an einer primär identifikatorischen Methode hebt 
angemessene sozialwissenschaftliche Theorie an. 

(3) Gerade darum ist jede notwendig abstrakte Theorie - schon jedes Wort 
enthält bekanntlich eine Abstraktion - immer mittel- oder unmittelbar mit 
einer »Realanalyse« zu verbinden; sie ist entweder in der Auseinanderset- 
zung mit »konkreter« Empirie, dem, »was der Fall ist«, zu gewinnen oder 
wenigstens vermittelt darauf zu beziehen. Anders wird sie zu einer Carte- 
sianischen Falle, die »Wirklichkeit« beherrscht. Habermas und Luhmann 
erliegen z. T. beide dieser Gefahr. Sie verwandeln Theorie, der via mo- 
derna der Erkenntnis (und Herrschaft) gemäß, in ein (utopisches) Kon- 
strukt. Das in sich stimmige Konstrukt dient dann im Sinne einer ange- 
wandten Abstraktion der erkennenden Praxis. Würden sich Luhmann und 
Habermas realanalytisch mit »dem« Recht inmitten kapitalistisch dynami- 
scher, ungleicher und durchstaateter Herrschaft auseinandersetzten, dann 
würden den eigenen Annahmen widersprechende Phänomene nicht nur als 
»Irritationen« angehaucht (wie von Luhmann in den Schlußkapiteln seines 
Buchs). Theorie mag dann nicht nur ein mühsames Geschäft werden. Sie 
ließe eher die Dilemmata einer Institution wie des »Rechts« oder einer Ent- 
wicklung begreifen, die neue Lösungen heischt, sollen nicht die »normal 
accidents« (Charles Perrow) einprogrammiert werden. Beharrt man auf der 
schlechthinnigen Überlegenheit einer enttäuschungssicheren Diskurstheo- 
rie oder wird die Geschlossenheit des Systems zum obersten Ziel, dann 
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werden Theorie ohne Risiko lernunfähig und erhält 'ihre' Wirklichkeit 
einen tautologischen Charakter. 

(4) Wer heute sozialwissenschaftliche Theorie(bildung) bedenkt, darf von 
ihren kommunikativen Täuschungen und von ihren organisatorischen Män- 
geln nicht schweigen. Die Täuschung gilt der Behauptung, die Luhmann 
freilich nüchtern in frühen Schriften in Zweifel gezogen hat, als finde so et- 
was statt, wie eine wissenschaftliche Diskussion im gemeinsamen Bezug 
der »Gemeinschaft der Wissenschaftler« auf »Wahrheit« (zum Reputati- 
ons- und damit zum Karrierebezug von Wissenschaftlern Luhmann 1992). 
Trotz der enormen, auch internationalen Rezeption der Werke von Haber- 
mas und Luhmann, obwohl beide 1970 eine berühmt gewordene Kontro- 
verse ausgetragen haben und obwohl beide hier behandelten Opera mit vie- 
len versteckten und offenen Bezügen aufeinander arbeiten - vorherrschend 
ist die Nicht-Debatte. Oder richtiger: Debattiert wird von den Rezipienten 
fast nur lagerartig und ohne die abstrakten Kokons der vorausgesetzten 
Theorien zu verlassen. Man will sich offenkundig - der antitheoretische 
Habitus per se - theoretisch zuhause, wohlig und sicher fühlen. Habermas 
und Luhmann ihrerseits verhalten sich wie einander freundlich-kritisch 
grüßende Hausbesitzer, die wissen, daß sich der Ruf ihres wohlbestellten 
Gartens mit und ohne den anderen trefflich weiterverbreiten wird. Der 
Selbst- und Fremd-Anspruch an Theorien solcher Art müßte höher und nie- 
driger gehängt werden. Höher i. S. der zuvor skizzierten Erfordernisse; nie- 
driger als die perfekte Welterklärungsgeste zugunsten einer problemoffe- 
nen Analyse aufzugeben wäre, die ihre Aporien eingestünde. Die »indezen- 
te Selbstüberschätzung« (Hugo v. Hofmannsthal) von Theoretikern und ih- 
ren Theorien ist ein eigen Ding. 

Der hauptsächliche organisatorische Mangel sozialwissenschaftlicher 
Theoriekonstruktion besteht darin, daß trotz aller »Komplexität« und »Un- 
übersichtlichkeit«, die gerade »unsere« Theoretiker einräumen, große 
Theorien vor allem das Geschäft großer Männer zu sein scheinen. Welch 
ein theoretischer Narzißmus. Als könne heute ein Theorieenthusiast, dem 
es darum zu tun ist, »Wirklichkeit« zu begreifen, sich so verhalten wie die 
deutschen Idealisten Anfang des 19. Jahrhunderts. Letztere scheiterten - 
oder gaben die Begriffe für z.T. schlimme Folgen. Als setzte Theorie, 
wenn sie etwas taugen sollte, nicht eine kooperative und interdisziplinäre 
Anstrengung voraus. Solange freilich die Positions- und Reputations- und 
damit die weithin hohlen Genie- und Orginalitätslogiken das Theoretisieren 
bestimmen, ist eine Abhilfe trotz wachsender Irrelevanz nicht anzunehmen. 
Würden Theorien relevanter, dann wären sie unvermeidlich herrschaftskri- 
tischer. In verantwortlich kognitiver Absicht, weil »gute« Theorie heute 
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unvermeidlich praxisdistanziert verfährt. Hinter die Erkenntnisse der Kriti- 
schen Theorie gibt es in dieser Hinsicht kein Zurück. 

c. Fängt Philosophie mit dem Sich-Wundern an, so bezieht sozialwissen- 
schaftliches Theoretisieren seinen Impuls aus dynamischen Problemen und 
Konflikten, die nicht beliebig gegeben sind.* Die im folgenden genannten 
Vor-Würfe, das »An sich« von Theorie, setzen, um beurteilt werden zu 
können, ein (vor-)theoretisches Auge voraus. Das erkennende Subjekt ist 
stets beteiligt. Deswegen lassen sich diese Probleme sehr unterschiedlich 
einschätzen. Dennoch behaupte ich ohne jeden, in diesem Falle schädli- 
chen Anspruch an Originalität, daß sich sozialwissenschaftliche Theorie 
auf diese Probleme beziehen muß, will sie nicht im Zyklus der Moden zum 
catchword-artigen Sprachspiel verkommen. Diese Probleme sind so drän- 
gend, daß sich »Wirklichkeit« nicht mehr verstehen ließe, wenn man ihre 
Definitionsmacht nicht berücksichtigen würde. 

Das folgende knappe Problemtableau ist hierarchisch angelegt. Die Hierar- 
chie gilt nicht strikt, nicht exklusiv und nicht ohne Rückkoppelungsschlei- 
fen von »unten« nach »oben«. Die Rangfolge ist indes nicht beliebig. 

An erster Stelle ist ökonomisch-politische Globalität zu nennen. Weltöko- 
nomische Zusammenhänge materialisieren die Globalität und definieren 
ihre Dynamik. Die Globalität 'entglobalisiert' sich, sie wird dichter. Der 
Weltmarkt ist zum Raum ökonomischer Konkurrenz geworden, der den 
Ausschlag über den Macht- und Wohlfahrtsstandort ganzer Gesellschaften 
gibt. Dieser Weltmarkt von Waren, Geld, Produktion und wissenschaftlich- 
technischer Innovation entstand in dieser Form erst seit 1945. Er verdichtet 
sich seit den 70er Jahren und läßt die 'weite' Welt täglich enger werden. 
Die weltsystemischen Gegebenheiten zuvor, die Wallerstein u. a. hervorge- 
hoben haben, und Marx’ richtige Erkenntnis des Weltmarktdrangs aus sei- 
ner Analyse des Kapitals im allgemeinen, widersprechen der Annahme ei- 
ner neuen Qualität nicht. Globalität entwickelt sich nicht zum »globalen 
Dorf«, wie Marshall MacLuhan euphorisch prognostizierte. Sie ist aber 
nun eindeutig begrenzt. Grenzen lassen sich nur noch nach innen 
überschreiten. Die Fülle der konkurrierenden Akteure vermag nur noch 
nach innen zu expandieren. 

An zweiter Stelle steht daher die Beobachtung einer alle Bereiche der 
gesellschaftlichen Wirklichkeit einschließlich des »Naturverhältnisses« 
durchdringenden Dynamik. Darum ist es so naiv, »System« und »Lebens- 
welt« voneinander zu trennen (Habermas, 1981). Nicht nur, weil es eine 
»reine« herrschaftsfreie »Zweckrationalität« des ökonomischen und des 


4 Deswegen werden sie postmodernistisch ausgespart. Die Beliebigkeit des postmodernen 
Diskurses lebt von der »Entwirklichung«, die genau den »harten« Problemen geschuldet 
ist. 
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politischen »Systems« nicht gibt, sondern allenfalls eine im Weberschen 
Sinne 'verrückt' gewordene »Rationalität« einseitiger, gesellschaftlich ver- 
selbständigter Zwecke. Vielmehr ist diese Dichotomie nicht zu halten, weil 
eben diese »Systeme« dynamisch notwendig in die »Lebenwelt« eindrin- 
gen und immer schon eingedrungen sind - nicht erst in »kolonialisierender« 
Abweichung von ihrem funktionalen Sinn - und weil sich »Lebenswelt« in 
den »Systemen« dehnt oder verkürzt. Die monoman verfolgte, eng ver- 
schlungene Sequenz von Zielen, die vom Konkurrenzmechanismus ange- 
trieben wird und ihn in Schwung hält, lautet: Profit-Macht, Wachstum, 
Produktivität, Innovation, Wohlstand und erneut Profit-Macht, Wohlstand, 
Herrschaft ... Der weltweite, verschieden weit fortgeschrittene Versuch, die 
jeweiligen Gesellschaften in jeder Hinsicht auf die konkurrierend angepeil- 
ten und konkurrierend weggenommenen Ziele auszurichten, hat inmitten 
allen Wachstums und unbeschadet aller umweltpolitischen Notmaßnahmen 
den sozialen und ökologischen Raubbau zur unvermeidlichen Folge. 

An dritter Stelle müssen die weltweiten sozialdarwinistischen Effekte be- 
dacht werden, die ihrerseits eine eigene Dynamik entwickeln. Die Domi- 
nanz und die Penetranz des Weltmarkts haben zur Folge, daß sich alle Un- 
ternehmen und alle verstaatlichten Gesellschaften, die ihrerseits den Glo- 
bus ausmachen, am Dauerlauf beteiligen müssen. Derselbe beschleunigt 
sich. Selbst in einem Wettbewerb, in dem Chancengleichheit bestünde, 
gäbe es notwendig wenige Gewinner und viele Verlierer. Statt Chancen- 
gleichheit besteht aber eine enorme historisch-herrschaftlich erklärbare 
Ungleichheit. Diese Ungleichheit wird dadurch verstärkt, daß selbst kleine 
technologisch-innovative Vorsprünge infolge der machtverdichteten Kon- 
kurrenz schwer aufzuholen sind, ungleich schwerer etwa als dies noch fürs 
europäische 19. Jahrhundert galt. Die weltweite, keine Nischen mehr zulas- 
sende Konkurrenz um knappe Resourcen, »positionelle Güter« (Fred 
Hirsch), begrenzte soziale Räume der Güterexpansion u. ä. m. verstärkt 
inmitten aller Erfindungen neuer Bedürfnisse und neuer Produkte die so- 
ziale Ungleichheit und die in sozialer Ungleichheit steckenden Herrschafts- 
formen. Ungleichheit nimmt in den einzelnen Ländern zu - auch und gera- 
de den kapitalistisch-technologisch am meisten entwickelten und durch- 
staatlicht-zivilisierten. Segmentarisierte Arbeits- und Bildungsmärkte in- 
eins mit der »Flexibilisierung« dessen, was »Sozialstaat« genannt wird, 
verstärken kollektiv die bestehenden Ungleichheiten. Zu den sozialen und 
geschlechtlichen treten regionale Ungleichheiten hinzu. Das »Europa der 
Regionen« wird diese regionale Ungleichheit in Zukunft verstärkt demon- 
strieren. Ungleichheit festigt sich indes vor allem zwischen den unter- 
schiedlich kapitalistisch ausgestatteten Ländern. Massenmigration und 
Massenelend, die von keinen »Naturkatastrophen« bewirkt werden, bleiben 
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in zunehmendem Umfang auf der Tagesordnung. Der sich mehrfach über- 
lagernde sozial- und politikdarwinistische Wettbewerb staut Aggressionen 
und führt zu unvermeidlichen Dammbrüchen. Es gehört keine Prognose- 
Kraft hinzu, eine unübersehbare Zahl genozidaler und regionale Konflikte 
vorauszusagen. 

Die vierte Stelle der Probleme, die wie Würfel ineinanderstecken, aber je- 
weils eine eigene Bedeutung besitzen und eigene Effekte erzeugen, nimmt 
das weltweite Phänomen der Dissoziation, der Vereinzelung ein. Dasselbe 
wird von manchen Sozialwissenschaftlern als »Individualisierung« hoch- 
gesprochen. Kapitalistische Entwicklung lebt davon, soziale Umgangsfor- 
men und Problemlösungen aufzutrennen, damit der freie Lauf der konkur- 
rierenden Privatinteressen die systematische »Weisheit« der »invisible 
hand« beweisen könne. Ebenso zerschlagen der Verstaatlichungs- und der 
darauf folgende Durchstaatungsprozeß alle sozialen Organisationsformen, 
die potentiell der staatlichen Logik der Identifizierung und der Vermeidung 
aller Gegenmacht widersprechen Könnten. »Staat« und »Kapıtal« folgen 
auch in dieser Hinsicht einer sich wechselseitig verstärkenden Logik. Die 
weltweite dynamısche Entgesellschaftung von Gesellschaften erschwert je- 
den bürgerlichen Eigensinn und jede bürgerliche Eigenorganisation. Sie 
zerbröselt mögliche Politisierungsprozesse. Sie »denaturiert« die vereinzel- 
ten Menschen, die hilflos und/oder aggressiv der unentrinnlichen Mobili- 
sierung und Flexibilisierung von oben ausgesetzt sind. Die ungeheuren, 
fast nur mit Schrecken erwartbaren sozialen Kosten des »Individualisie- 
rungsprozesses« sind am Riesenexempel China in beschleunigter Fahrt zu 
beobachten.3 

An fünfter Stelle ist die Gefahr zu nennen, daß der Politik vollends der 
Raum abhanden kommt. Und zwar sowohl der Politik der etablierten (Na- 
tional-)Staaten wie vor allem einer Politik, die noch demokratisch qua- 
lifiziert werden könnte. Zuerst nationalstaatliche Politik. Angesichts welt- 
weiter Ökonomie ist der territorial gebundene Staat eindeutig an die 
zweite, nachrangige Stelle getreten. Bei genauerer Betrachtung muß selbst- 
verständlich zwischen den unterschiedlich mächtigen Nationalstaaten un- 
terschieden werden. Jedoch: auch der stärkste ist eindeutig weltmarktab- 
hängig. Paul Krugman irrt trotz einiger im Detail zutreffender Argumente 
(Krugman 1994). Dem Nationalstaat entspricht keine »Nationalökonomie« 
oder keine »Volkswirtschaft« mehr bzw. letztere sind unabschließbar 


5 Die diversen »Theorien« über die »zivile Gesellschaft« und den »Kommunitarismus« 
erweisen sich solange als folgenlose Normativismen und Hofferei, wie sie die unaus- 
weichlich zerfallenden sozialen Zusammenhänge, an deren Stelle »die Herrschaft der 
(bürokratisch-technologischen) Sachzusammenhänge« (R. Musil) treten, nicht unverstellt 
zur Kenntnis nehmen. 
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weltweit geöffnet. Der Nationalstaat verfügt nicht gleicherweise über eine 
globale Reichweite und eine globale Präsenz wie die Transnationalen Kor- 
porationen. Der Nationalstaat hat allgemein nicht abgedankt. Er ist nach 
wie vor die Form politischer Vergesellschaftung. Er ist jedoch noch mehr 
als zuvor darauf verwiesen, Politik so zu betreiben, daß im Rahmen der 
nicht von ihm steuerbaren, nicht einmal massiv beeinflußbaren Konkurrenz 
möglichst vielen Staatsbürgern möglichst hoch entwickelte Arbeitsplätze 
erhalten bleiben bzw. geschaffen werden und daß das wohlständisch ver- 
wertbare Stück am Weltwachstumskuchen nicht zu schmal und trocken 
ausfalle. Alle wichtigen Politikfelder werden vom Dach des Weltmarkts 
erheblich beeinflußt. An erster Stelle die Geld- und die Arbeitsmarktpoli- 
tik. Nationalstaatliche Politik als Vermittlungsinstanz vermag je nach 
Stellung mehr oder minder zu korrigieren und zu akzentuieren. Doch eine 
aktive Politik i. S. politischer Steuerung der Richtung, die eine Gesellschaft 
nimmt, vermag sie nicht zu betreiben. 

Mit den Chancen demokratischer Politik steht es noch schlechter. Noch 
deutlicher als zuvor läßt sich zeigen, das das Muster liberaler politischer 
Institutionen, worin immer seine Praktiken bestanden haben mögen, aufs 
19. Jahrhundert geeicht ist. Die kapitalistische Ökonomie durfte sich noch 
nicht zum »organisierten Kapitalismus« gemausert haben; Massengesell- 
schaft und Massenpolitik durften noch nicht die Merkmale der Zeit sein. 
Allein die damit gegebene Expansion der bürokratisch sich weitenden Exe- 
kutive auf Kosten der Legislative mußte die Distanz zum Idealtyp der libe- 
ralen Demokratie übermäßig vergrößern. Mit der vollends etablierten und 
dynamisch aus- und eingreifenden Definitionsmacht »Weltmarkt« werden 
die Konstitutionellen Schwächen der liberaldemokratischen Verfassung 
vollends aufgedeckt. Ihr fehlen, wie schon de Tocqueville bemerkte, die 
Zwischen-Gewalten zwischen vereinzeltem Bürger und zentraler Instanz; 
die Parteien vermochten eine solche nur kurzfristig zu spielen. Die Fähig- 
keit der Bürger zu politischem Denken und Handeln wird systematisch 
mißachtet. Auf diese Weise ist es bis heute nicht möglich, die zweite, der 
Chance nach vergleichsweise eigenständige Ressource des modernen Staa- 
tes neben dem Anspruch aufs Monopol physischer Gewalt i. S. eines politi- 
schen Eigensinns zu nutzen. Diese Ressource besteht in seinem 
allgemeinen Legitimationsbedarf und seiner allgemeinen Legitimiertheit. 
Indem beispielsweise ökologisch überzeugte, weil politisch beteiligte und 
an der Politik selbst interessierte Bürgerinnen und Bürger eine Politik un- 
terstützten, die eine ökonomisch einschneidende Verkehrspolitik ermög- 
lichte. Solange die »Ökonomische Theorie (und Praxis, WDN) der Demo- 
kratie« (Downs 1967) weithin zutrifft, Politik nur populistisch periodisch 
Vorurteile mobilisiert, hat sich demokratische Politik selbst gelähmt. 
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Die liberaldemokratische Politik ist prinzipiell, trotz aller weitreichenden 
Verrechtlichung, auf den formell öffentlichen Bereich beschränkt. Zum 
formell privaten Bereich zählt u. a. die Ökonomie. Die Annahme, daß sich 
freier (oder auch »sozialer«) Kapitalismus und liberale Demokratie auto- 
matisch unterstützten, war immer schon Ideologie. Auch nüchterne Libe- 
rale wie Weber oder Schumpeter haben das gewußt. Heute ist diese An- 
nahme für den liberal-demokratischen Rechtsstaat geradezu tödlich. 
Deswegen ist an sechster Stelle, auch i. S. einer zusammenfassenden Pro- 
blematisierung das heutige Problem aller Politik schlechthin zu nennen: 
das Problem der prinzipiell teilnahmeoffenen, in jedem Fall bürgerlich 
nachvollziehbaren, das Problem der verantwortlichen und damit zugleich 
kontrollierbaren Organisation von weltweiten, nationalstaatlichen und re- 
gional-lokalen politisch-ökonomischen Vorgängen. Die Weltökonomie re- 
guliert i. S. dessen, was Hannah Arendt »Niemandsherrschaft« genannt hat. 
Politisch-ökonomische »Steuerung« 1. S. personal verantwortlichen Han- 
delns ist, darin hat die systemtheoretische Skepsis recht, weithin eine 
wohlgefällige Illusion. Sie wird medial pseudo-unmittelbar unterstützt. Sie 
stärkt Pseudopolitik. Selbst für die mächtigsten Akteure auf dem Welt- 
markt, selbst für die Systemführer, die strategischen Allianzen, die Institu- 
tionen der sieben kapital- und militärmächtigen Länder, die Weltbank und 
den IMF und für die regionalen Pakte a la EU und Nafta gilt (gemäß einem 
Buchtitel Oskar Maria Grafs): »Wir sind alle Gefangene«. Alle verhalten 
sich wie unnatürlich große oder kleine Lemminge. Es ist nicht zufällig, daß 
in Sachen EU nicht nur ein viel besprochenes »demokratisches Defizit« be- 
steht, sondern daß es an jedem politisch verantwortlichen Unterbau, ja auch 
nur einer Konzeption desselben gebricht. Das Problem sozio-politischer 
Organisation vor und nach der »Herrschaft der Sachzwänge« und der büro- 
kratisch-technologischen Vermittler von der globalen zur lokalen Ebene 
und vice versa ist das Problem von Politik und Gesellschaft heute schlecht- 
hin. Gegenwärtig 'zerfallen' Politik und Gesellschaft gleichermaßen. 

Es ist ein Indiz für die weltweite Gedankenlosigkeit sozialwissenschaftli- 
cher, philosophischer und juristischer Provenienz, angesichts der neuen 
Situation, die in der Tat unerhörte Probleme auftischt, daß nur ab und an 
von einer Art »Weltstaat« geraunt wird. Als eine Art neuer »sterblicher 
Gott« eines Super-Hobbes soll dieses Monstrum die globalen Probleme 
abnehmen. Entlastung ist gefragt. Dieser »Weltstaat« aber bedeutete, wenn 
er denn möglich wäre, zusätzlich zu seiner schon von Kant korrekt verpas- 
sten despotischen Qualität das Ende aller Politik. 


Probleme über Probleme. Viele derselben habe ich nicht einmal erwähnt. 
Sie wären auf die soweit skizzierten Gegebenheiten zu beziehen oder erge- 
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ben sich daraus. Das Problem zunehmender Migration und Flucht. Das 
Problem der Notwendigkeit aller Gesellschaften, das zu betreiben, was 
Max Weber die »soziale Schließung« genannt hat. Wie aber wären »soziale 
Schließung«, die Gesellschaft bedingt, und notwendige Entgrenzung mit- 
einander verbindbar, so daß in der Tat ein Kantsches »födus pacificum« 
zwischen plural organisierten Gesellschaften möglich wäre? Das Problem, 
dynamische Ökonomien einzurichten ohne den alleinigen Antrieb des Hun- 
gers nach Profit und Macht, ist zu nennen usw. usf. Ich muß hier einhalten. 
Die beiden Theoretiker und nicht nur sie, die etablierten Sozialwis- 
senschaften einschließlich der Ökonomie, die sich typischerweise nicht als 
Sozialwissenschaft versteht, haben hinsichtlich der genannten weltweiten 
Vertracktheiten erbärmlich wenig zu bieten. So wenig, daß der Mangel 
zum wissenschaftlichen Systemmangel wird und personal adressierte Kri- 
tik unzureichend und hilflos ausfallen muß. Habermas und Luhmann 
sprechen mitunter unkritisch und wie selbstverständlich von der Weltge- 
sellschaft. Deswegen lobt Luhmann die universellen Menschenrechte im 
Sinne der individuellen Abwehrrechte, wie sie Ende des 18. Jahrhunderts 
verkündet worden sind. Weil sie sich überall dehnen und strecken lassen. 
Selbst eingeschränkt auf diese Menschenrechtskonzeption müßte Luhmann 
aber sein operationell geschlossenes Rechtssystem wenigstens in Frage 
stellen. Als wären auch nur die eingeschränkten Menschenrechte im »ver- 
rechtlichten« Europa einigermaßen gesichert. Obwohl das Wetterleuchten 
der »großen Fragen der Zeit« (Bismarck) bei beiden zuweilen in die ver- 
hängten Räume blitzt, es erhellt ihre selbstgebauten Theorien nicht. Wie 
kann man angesicht des oben kurz skizzierten Problemprofils, das auch 
und gerade im Recht eigenartig erkenntlich ist, weiterhin auf der »operatio- 
nellen Geschlossenheit« beharren? Die geschlossene Begrifflichkeit läßt 
blicklos nichts mehr verstehen. Die Diskurstheorie des Rechts verschwin- 
det im idealisierenden Nebel. Die eingeführte »Solidarität« als dritter Wert 
wird zur schlechten Sonntagsformel, die nur davon ablenkt, daß die Bedin- 
gungen der Möglichkeiten rundum schwinden, solidarisch zu handeln. Das 
aber ist nichts anderes als schlechte Moral, die Postulate verkündet, ohne 
die notwendigen Bedingungen moralischen Handelns zu diskutieren. 

Wer von der Notwendigkeit von Theorie überzeugt bleibt im Sinne des 
Begreifens dessen, was ist und was im Seienden an Dynamik steckt, wer 
der »fragility of goodness« (Martha Nussbaum) eingedenk an einem ge- 
selligen Begriff von Gesellschaft und Politik unbeschadet aller Konflikte 
und Risse festhält, der sollte sich nicht in diesen Theoriedomen einrichten. 
Ihr Raum ist mächtig. Tritt man ins Tageslicht heraus, hat - unbeschadet 
des unvermeidlichen ersten Blinzelns - die analytische Sehkraft nicht zu- 
genommen. Sie wurde verblendet. 
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